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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Hat sich das jetzige Strafensystem auf 
Grund praktischer Erfahrungen vonStraf- 
vollzugsbeamten bewährt? Verneinenden¬ 
falls, welche Vorschläge für ein neues 
System können auf Grund solcher Erfahr¬ 
ungen aufgestellt werden? 

Von Direktor Dr. Gennat. 


1 . 



Das Strafgesetzbuch für das deutsche Reich blickt 
gegenwärtig auf ein in runder Rechnung dreissigjähriges 
Bestehen zurück. Kein Zweifel, dass es seiner Zeit eines 
der besten, wenn nicht das beste Gesetz seiner Art war 
und auf andere, z. B. das ungarische von 1879, bald mehr, 
bald minder vorbildlich eingewirkt hat. Es hat sich öftere 
und mannigfaltige Abänderungen gefallen lassen müssen, 
ohne doch in seinem Grundbestände sonderlich erschüttert 
zu werden. Denn der Neuerungen von entscheidender 
Tragweite sind nicht viele und der allgemeine Theil zeigt 
sich fast unverändert. Das den Gefängnissbeamten am 
nächsten angehende Strafensystem ist gänzlich unberührt 
geblieben. 

Neben dem Strafgesetzbuch steht eine von Jahr zu 
Jahr mehr anschwellende, selbst für den Fachmann kaum 
noch übersehbare Menge strafrechtlicher Nebengesetze des 
Reiches und der Einzelstaaten, für deren Strafensystem mit 
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einer wenig belangreichen Ausnahme 1 ) das Str.-G.-B. mass¬ 
gebend ist, 2 ) so dass etwaige Schwächen und Fehler jenes 
Systemes die gesammte Strafgesetzgebung in Deutschland 
beherrschen, beziehungsweise in sie hineingetragen werden. 

Dass unser Strafensystem unzulänglich 
ist, vermag kein Einsichtiger zu bestreiten. Manches ist 
schon in Grundlegung und Aufbau über- oder versehen, 
Manches hat die Erfahrung als falsch erwiesen, Manches 
das Ausland uns gelehrt, Manches die seit Mittelstädte 
Auftreten in stärkeren Fluss gerathene kriminalpolitische 
Forschung als nothwendig oder wenigstens zweckmässig 
gefordert. 

Die Eilfertigkeit, mit der heutigen Tages die meisten 
Gesetze gemacht werden, zwingt zur frühzeitigen und fort¬ 
gesetzten Flickarbeit an ihnen. Nicht lange, dass sie in 
Kraft getreten sind, so beginnt das „Revidiren“, dem bald 
eine „Novelle“ folgt, der sich binnen Kurzem eine zweite 
anschliesst u. s. w. 

Soweit es sich dabei um nebensächliche oder nur 
einzelne Kreise angehende Akte der Gesetzgebung handelt, 
mag das allenfalls hingehen. Man vergesse aber nicht, 
dass Werke, wie das Str.-G.-B., das B. G.-B. und ähnliche, 
in das soziale Leben des gesummten Volkes tief eingreifen 
und immerwährendes Aendern lebhafte Beunruhigung, ja 
Verwirrung und selbst schweren äusseren Schaden zu 
stiften geeignet ist. 

Ich betrachte es deshalb als keinen Nachtheil, dass 
der Gesetzgeber sich der weitreichenden Bewegung auf 
strafrechtlichem Gebiete gegenüber bis jetzt zuwartend 
verhalten hat. Was wäre geworden, wenn auch nur eine 
Anzahl der überall wie Pilze aus der Erde schiessenden 
Vorschläge schleunige Verwirklichung gefunden hätte? Es 
war gut, dass man der Lehre und Erfahrung Zeit liess, 
sich abzuklären und zu vertiefen. Das dürfte im Grossen 
und Ganzen jetzt zur Genüge geschehen sein und so ver- 

A ) § 6 Abs. 2 des Einfühnuigsgesetzes zum Str.-G.-B. 

2 ) Daselbst § 5, § 6 Abs. 1. 
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rathen denn allerlei Andeutungen und Anzeichen , dass wir 
nunmehr zu einer umfassenden Umbildung des Str.-G.-B. 
kommen sollen. Es geleite sie der Wunsch, dass ganze 
Arbeit gethan und nicht auf halbem Wege stehen geblieben 
oder gar umgekehrt werde, dass Besonnenheit sich mit Kühn¬ 
heit paare, dass Künsteleien fernbleiben, dass Folgerungen 
als unerbittliche Nothwendigkeit sich darstellen, aber auch 
als solche gezogen werden, auf dass gleichsam ein Denk¬ 
mal aus einem Gusse entstehe, dessen der Deutsche sieh 
als einer Art mijft» k isl (Thukydides) freuen mag. 


2 . 


In der heutigen Strafrechtswissenschaft 
ringen zwei Richtungen mit einander. 

Die ältere, bis vor noch nicht langer Zeit fast aus¬ 
schliesslich herrschende und jetzt gemeiniglich die klassische 
genannte macht die That als solche zum Gegenstände 
der Bestrafung und bemisst diese nach dem Erfolge jener. 
Man legt allen Nachdruck auf das Objektive an und in der 
verbrecherischen Handlung und lässt das Darum und Daran, 
Quelle, Ursache und Grund eine nebensächliche Rolle spielen. 
Die Persönlichkeit des Thäters verschwindet hinter der 
solchergestalt losgelösten und herausgeschälten That in 
ihrer Gestaltungsschwere und Folgewirkung. Sie be¬ 
schäftigt den Richter, nicht die Gesinnung und Gefährlich¬ 
keit des Thäters, der dem Strafvollzugsbeamten 
überlassen wird. Das Verbrechen ist Akt der Willens¬ 
freiheit und Einzelschuld. 

Eine neuere Strömung schlägt den entgegengesetzten 
Weg ein, indem sie den Thäter zum Ausgangspunkte 
nimmt und in den Mittelpunkt stellt. Für sie hat das Ver¬ 
brechen keine selbstständige Bedeutung, sondern ist ledig¬ 
lich Zeichen und Erzeugniss einer so oder so gearteten 
Persönlichkeit, demnach nur aus dieser heraus zu beur- 
theilen. Entscheidend ist nicht die objektive Gefährlichkeit 
des Verbrechens, sondern die subjektive des Verbrechers. 
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Entweder wird die Freiheit des Willens geleugnet und eine 
Vorherbestimmung zum Verbrecherthum in Folge ange¬ 
borener oder vererbter Fehler oder Gebrechen unterstellt, 
damit aber die Natur zum eigentlich Schuldigen gestempelt 1 ) 
oder es wird gestraft nicht nach dem Masse der ver- 
' brecherischen That, sondern dem Grade der verbrecher¬ 
ischen Gesinnung und angängigenfalls die menschliche Ge¬ 
sellschaft oder doch die nähere Umgebung mitverantwort¬ 
lich gemacht und zwar in der Art, dass unter Umständen 
die besondere Schuld des Verbrechers hinter derjenigen 
der grösseren oder geringeren Allgemeinheit erheblich 
zurückweicht. Hier spielen „das Milieu“, „die soziale 
Mitschuld“ und „die antisoziale Gesinnung“ ihre Rolle und 
das Verbrechen wird bestimmt als soziale oder sozialpatho¬ 
logische Erscheinung. 2 ) 

Mit Lombroso und seinen Anhängern braucht man 
sich in der Gegenwart nicht mehr aufzuhalten, was gewisse 
Verdienste ihrer Arbeiten nicht schmälern soll. Im Uebrigen 
liegt offenbar, wie in so vielen Fällen, das Richtige in der 
Mitte, d. h. That und Thäter sind gleicherweise in Betracht 
zu nehmen. Die That kann zwar eine Einzelerscheinung 
und etwas in sich Abgeschlossenes sein, deswegen steht 
sie aber nicht ausserhalb des Thäters. Ihm ist sie doch 
stets entsprungen, er drückt ihr der Regel nach den 
Charakter auf und ist daher, weil sie ein Stück seiner 
Selbst, von ihr nicht zu trennen. Insoweit giebt sich mit¬ 
hin selbst im einmaligen Verbrechen die Persönlichkeit zu 
erkennen und gilt auch hier das Wort: wenn zwei das¬ 
selbe thun, ist es nicht dasselbe. 

Nun ist aber die Persönlichkeit ein vielfach Zusammen¬ 
gesetztes, sozusagen die Diagonale aller möglichen Anlagen, 
Eindrücke, Einwirkungen, Beziehungen, Umstände und 
Verhältnisse, die nur ausnahmsweise bei mehreren völlig 
dieselben sein w r erden. Der Mensch ist nicht auf sich 


*) „Der geborene Verbrecher“ der anthropologischen Schule 
Lombros o’s. 


2 ) v. Liszt’s soziologische Schule. 
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allein gestellt, sondern von tausenderlei Dingen abhängig 
und beeinflusst. Nur kann, wenn es sich um Unrecht 
handelt, soll er sie und sich überwinden, denn sein Wille 
ist frei und sein die Schuld. Ich denke also nicht daran, 
in — allgemein gesprochen — widrigen Verhältnissen einen 
Freibrief, oder auch nur jedesmaligen Milderungsgrund für 
Begehung von Verbrechen zu erblicken. Nun sind aber 
die Naturen verschieden, die Geister nicht gleich stark 
und heldenhafte Charaktere selten. Man wird daher ver¬ 
langen müssen, aber auch mehr nicht verlangen können 
als dass, wer in elendem Milieu aufgewachsen ist oder 
ohne eigenes Verschulden lebt, auf der einen Seite ehrlich 
und ernstlich gegen das Verbrechen ankämpft, auf der 
anderen im Falle des Unterliegens nicht lediglich nach 
der äusseren Erscheinung seines Handelns beurtheilt werde. 
Aus solcher Würdigung der Persönlichkeit folgt dann aber 
auch, dass von um so härterer Strafe getroffen wird, wer, 
wenn mir der Ausdruck gestattet ist, aus heiler Haut Ver¬ 
brecher wird. 

Trägt man dem Thäter ebensoviel Rechnung als der 
That, dann ergiebt sich als weitere Folge von selbst, dass 
Gesinnung und Wille dem Erfolge in der Strafwürdigkeit 
annähernd gleichzustellen ist. Denn der Erfolg richtet 
sich öfter nicht nach dem Willen, sondern bleibt hinter 
ihm zurück, reicht freilich auch weiter. Andrerseits darf 
die verbrecherische Absicht nicht ausschliesslich mass¬ 
gebend sein, sodass es gleichgiltig ist, ob sie sich auf 
viel richtet und wenig oder nichts erreicht oder geringes 
Unrecht will, aber grosses stiftet. Denn das Verbrechen 
ist als Entschluss des Thäters etwas Subjektives und ob- 
jektivirt sich in seinen Wirkungen auf die Aussenwelt. 
Wie diese sich gestalten, namentlich, welchen Umfang sie 
annehmen, kann ebensowenig einerlei, als allein ausschlag¬ 
gebend sein. 

Diese Ausführungen stehen in besonderer Beziehung 
zur Lehre vom Versuche und von der Vollendung. 
Es wird Regel zu bleiben haben, dass jener milder zu 
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bestrafen ist, als diese, dass aber in Abweichung hiervon 
die Strafe der Vollendung auf den Versuch gesetzt wird, 
wenn der Verbrecher Alles gethan hat, seine Absicht durch¬ 
zuführen und der volle Erfolg unabhängig von oder gar 
gegen seinen Willen ausgeblieben ist. Der Zufall soll dem 
Verbrecher nicht zum Schaden, geschweige denn zum 
Nutzen gereichen. Man vergegenwärtige sich den Fall, 
dass der Mörder von seinem Opfer ablässt, weil er nach 
sorgfältiger Ueberlegung und Prüfung das Leben erloschen 
wähnt, oder den des Massenmörders Thomas von Bremer¬ 
hafen aus dem Anfänge der achtziger Jahre des vorigen 
Jahrhunderts oder das von v. Liszt auf der diesjährigen 
Vollversammlung der internationalen kriminalistischen Ver¬ 
einigung zu Petersburg vorgebrachte Beispiel, um die Aus¬ 
nahme nicht nur gerechtfertigt, sondern nothwendig zu 
finden. In § 80 Str.-G.-B. verfällt der Versuch ohne Weiteres 
der Strafe des vollendeten Verbrechens. Ebenso in Preussen 
nach § 4 des Forstdiebstahlsgesetzes vom 15. April L878 
und nach § 8 des Feld- und Forstpolizeigesetzes vom 
1. April 1880. 

Manches spricht für einen nicht allzufernen Ausgleich. 
Die scharfe Scheidung zwischen Strafrecht und Strafvollzug 
ist unerwünscht und nicht natürlich und fällt bei meinem Ver- 
mittelungsvorschlage. 1 ) Wenn die Angelegenheit an dieser 
Stelle berührt worden ist, so geschah es, weil, wie wohl¬ 
begreiflich, die Verschiedenartigkeit der Auffassungsweise 
von grossem Einflüsse auf das Strafensystem ist, beziehungs¬ 
weise sein muss. 

Das Str.-G.-B. steht im Bann der älteren Meinung. Es 
kennt nur das Verbrechen und betont einseitig den Erfolg. 


*) Mag sein, dass er den mich beseelenden Vergeltungsgedanken 
in der Strafe verdunkelt oder selbst ausmerzt. Was ist denn aber 
an Theorieen gelegen, wenn hohe Güter auf dem Spiele stehen? 
Zudem finde ich nicht einmal, dass meiner Grundauffassung vom 
Wesen der Strafe Abbruch geschieht, denn Vergeltung muss gerechte 
Vergeltung sein und das kann sie nur, wenn sie That und Thäter 
wägt. 
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Der Persönlichkeit des Thäters kann man in Einigem durch 
verständige Ausnutzung weitgespannter Strafrahmen ge¬ 
recht werden. Das Uebrige hat der Strafvollzug zu be¬ 
sorgen, der nun wieder den Fehler zu machen pflegt, dass 
er sich nur mit der Person beschäftigt. 


3. 


Dass sich das jetzige Strafensystem nicht bewährt 
ist, wie Eingangs bemerkt, einmüthige Ueberzeugung der 
Sach- und Fachkenner. 

Einer langathmigen Beweisführung bedarf es daher 
hier nicht. Sie ist gegeben in der stetigen, fast schwindel¬ 
erregenden Steigerung der Rückfälligkeit, in dem ebenso 
gleichmässigen und unheimlichen Anwachsen des jugend¬ 
lichen Verbrecherthumes und in der bedenklichen Zunahme 
mindestens der Sittlichkeitsverbrecher. 1 ) 

Die Unzulänglichkeit des Strafensystems spiegelt sich 
wieder in den vielfachen Vorschlägen einer bald nicht mehr 
übersehbaren Litteratur und in Versuchen praktischer Ab¬ 
hilfe, als deren hervorstechendste die unbestimmte und die 
bedingte Verurtheilung und die bedingte Begnadigung 
genannt sein mögen. Die Hauptvorwürfe treffen die 
Freiheitsstrafe. Aus unscheinbaren Anfängen ist sie zu 
nahezu schrankenloser Herrschaft emporgestiegen und 
nimmt auch in unserem Str.-Gr.-B. eine alle anderen Straf¬ 
mittel weit übersteigende und deshalb die erste Stelle 2 ) 
ein. Sie hat zu viele Vorzüge, 3 ) als dass daran gedacht 
werden könnte, sie ihrer Führerrolle zu berauben, wohl 
aber kann und soll mit ihrer Tyrannei ge¬ 
brochen werden. Sie bleibt, weil sie eines der 


J ) Gleiches wird aus England und Italien berichtet. 

2 ) Satzungen der internationalen kriminalistischen Vereinigung, 
Art. 2 Ziff. 6 

3 ) v. Liszt, Strafrecht, 1. Aufl., S. 179. Geyer in v. Ho 11zen- 
dorffs Encyklopädie, 4. Aufl, Bd. 1 S. 906. 
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zweckmässigsten Strafmittel ist, 1 ) Grundlage 2 ) und Mittel-,*) 
Angel- 4 ) und Schwerpunkt 5 ) jedes neueren Strafrechtes und 
Strafensystemes und damit die Hauptstrafe. 6 ) Bei der Frage 
nach einer Reform des Str.-G.-B. muss sie daher im Vorder¬ 
gründe und an erster Stelle stehen. 


4. 

Der Boden scheint nunmehr soweit geebnet zu sein, 
um geraden Weges auf das Ziel losgehen zu können. Es 
scheint aber nur so. Denn es bedarf zunächst noch einer 
Verständigung über verschiedene Dinge, die mit der zu 
lösenden Aufgabe in nicht abzuweisendem Zusammenhänge 
stehen. Theils sind sie allgemeiner Art, theils gehen sie 
die Freiheitsstrafen im Besonderen an. 

A. Die hierher gehörigen Betrachtungen haben nun 
wieder entweder die strafbare Handlung oder deren 
Urheber zum Gegenstände. 

I. oc. Bekannt ist die Dreitheilung der straf¬ 
baren Handlungen in Verbrechen, Vergehen und 
Uebertretungen. Ob es zweckmässig war, einen Theil der 
letzteren in das Str.-G.-B. aufzunehmen, bleibe dahingestellt, 
ist aber für gewisse Fälle ihrer allgemeinen Bedeutung 
für das Reich wegen zu bejahen. 7 ) 

In engem Zusammenhänge nun mit dieser Eintheilung 
steht das Strafensystem. Denn die Begriffsbestimmung 


0 Becker, Jahrbücher für Kriminalpolitik, Bd. 2 S. 171. 

2 ) Nöllner, Das Pönitentiarsystem, S. 4. 

3 ) Hi 11er, Die Disziplinarstrafen, S. 2. Sontag bei Streng, 
Studien, S. 195. 

4 ) Klein feil er, Die bayrische Litteratur über den Vollzug 
der Freiheitsstrafen, S. 3. 

8 ) Berner, Strafrecht, 8. Aufl, S. 28. Schm öl der, Die 
Strafen und deren Vollzug, S. 4. Streng, Geschichte der Ham- 
burgischen Gefängnissverwaltung, S. 169. 

6 ) Seuffert, Ein neues Strafgesetzbuch, S. 59. 

7 ) Gleicher Ansicht Seuffert a. a. 0. S. 26. Siehe deswegen 
§ 360 Ziff. 1, 3 bis 9, § 361, § 364, § 369 Ziff. 2, § 370 Ziff. 3. 
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des Verbrechens u. s. w. beruht nach § 1 Str.-G.-B. ja 
gerade darauf, dass eine strafbare Handlung mit dieser 
oder jener Strafart oder diesem oder jenem Strafmasse 
bedroht ist. Todesstrafe und Zuchthaus kommen nur bei 
Verbrechen vor, Gefängniss bei Verbrechen der Jugend¬ 
lichen 1 ) und bei Vergehen, Festungshaft bei Verbrechen 
und Vergehen, Haft bei Vergehen 2 ) und Uebertretungen, 
Arbeitshaus als Hauptstrafe nur bei Uebertretungen, als 
Nebenstrafe auch bei Vergehen, 3 ) Geldstrafe bei Vergehen 
und Uebertretungen und als Nebenstrafe bei Verbrechen. 

Die Frage, ob das Strafensystem sich bewährt habe, 
ist daher mit der ferneren verquickt, ob im besonderen 
Theile des Str.-G.-B. die entsprechenden Thatbestände stets 
richtig als Verbrechen, Vergehen oder Uebertretungen 
behandelt sind oder ob nicht vielmehr manches Verbrechen 
Vergehen, manches Vergehen Verbrechen, manche Ueber- 
tretung Vergehen, manches Vergehen Uebertretung sein 
sollte. Das ist zu bejahen. Hinsichtlich einzelner Ueber¬ 
tretungen sind dahingehende, sich zum Theile an frühere 
deutsche (Preussen), zum Theile an auswärtige Gesetz¬ 
gebungen (Belgien, Frankreich) anlehnende Vorschläge 
gemacht worden. 4 ) Was mich betrifft, so halte ich wegen 
der später zu begründenden anderweiten Ausgestaltung 
der Arbeitshausstrafe 5 ) eine Versetzung der Uebertretungen 
des § 361 Ziff. 3—8 unter die Vergehen nicht mehr für 
erforderlich. 

Selbst wenn man aber die Dreitheilung verwirft und 
die Uebertretungen als eine selbstständige Art strafbarer 


*) § 57 Abs. 1 Ziff. 1, 3. 

2 ) § 140 Ziff. 2, §§ 185, 186. 

8 ) § 181a Abs. 3. 

4 ) v. Hippel, Die Bekämpfung von Bettel und Landstreicherei, 
S. 284 (Bettel). Fuhr, Strafrechtspflege und Sozialpolitik, S. 297 
(Bettel, Landstreicherei, Gewerbsun zucht, Müssiggang). Sichart, 
Jahrbücher für Kriminalpolitik, Bd. 1 S. 97, 101 (Bettel, Land¬ 
streicherei, Gewerbsunzucht, Thierquälerei). Gennat, Blätter für 
Gefängnisskunde, Bd. 27 S. 435 bis 436 (erheblich weitergehend). 

6 ) Abschnitt 5 C. VI. 
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Handlungen nicht anerkennt, 1 ) sondern als leichtere Ver¬ 
gehen behandelt, bleibt zu fragen, ob wenigstens die 
Grenzscheide zwischen Verbrechen und Vergehen in rechter 
Weise gezogen ist. Denn jegliche Eintheilung aufzugeben, 
wird wohl von keiner Seite verlangt, wäre auch nicht zu 
empfehlen. Sie verliert ihre bisherige, gelangt dafür aber 
zu anderer und, wie ich hoffe, richtigerer Bedeutung, wenn 
diejenige Umbildung der Freiheitsstrafen Billigung findet, 
die in Abschnitt 5 B, C vorgeschlagen wird. Als Ver¬ 
brechen würde ich danach bezeichnen die mit Zuchthaus 
und alle mit Ehrverlust bedrohten Strafthaten, wenn im 
Einzelfalle auf solchen erkannt wird und die urtheils- 
mässige Freiheitsstrafe sechs Monate übersteigt. 

Als Verbrechen hätten ferner zu gelten strafbare 
Handlungen Jugendlicher, wenn sie vermöge Richterspruches 
mehr als drei Jahre Gefängniss nach sich ziehen. Um¬ 
gekehrt trüge die Verurtheilung zu Festungshaft, gleich¬ 
viel in welcher Dauer, dem Thäter niemals den Namen 
eines Verbrechers ein. Die starren Scheidewände des Ge¬ 
setzes würden mithin vor flüssigen Grenzlinien fallen. Die 
That in Eigenart, Beweggrund und Beurtheilung durch den 
Richter* entschiede über die Klasseneintheilung. Auch das 
mag Nachtheile haben, doch überwiegen die Vorzüge. 
Denn rein äusserliche und abstrakte Merkmale räumen 
innerer Würdigung konkreter Thatsachen das Feld. 

ß. Sehr verfehlt ist die Behandlung des Rück¬ 
falls im Str.-G.-B. Es gedenkt seiner nur bei einzelnen 
Strafthaten, verlangt entweder vorherige Begehung der 
gleichen oder begnügt sich mit solcher einer verwandten 
Handlung und berücksichtigt bald den ersten, bald den 
wiederholten Rückfall, macht ihn dafür aber zum notli- 
wendigen Strafschärfungsgrunde. Das ist unhaltbar, weil 
sowohl zu eng, als auch folgewidrig. 2 ) Im Anschlüsse an 


A ) Vergl. hierüber Gennat a. a. 0. S. 484. 

2 ) Berner a. a. 0. S. 307. v. Liszt a. a. 0. S. 210. Fuhr a. a. 0. 
S. 301, Anm. 2. Seuffert a. a. O. S. 80. Wach, Blätter für Ge- 
fängnisskunde, Bd. 36 S. 17. Dazu Gennat, Jahrbücher für Kriminal¬ 
politik, Bd. 1 S. 50 bis 53, insbes. über frühere Gesetzgebungen. 
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§ 5 A.-L.-R. II. 20, § 58 des preussischen St.-G.-B. und 
§13 Abs. 1 M.-Str.-G.-B. ist mindestens zu verlangen, dass 
Rückfall stets angenommen werde, wenn nach erfolgter 
Bestrafung dasselbe Verbrechen oder Vergehen abermals 
begangen wird. Die Unzulänglichkeit ihrer gesetzlichen 
Regelung ist nicht zum Wenigsten die Ursache der Rück¬ 
fälligkeit im allgemeinen Sinne. Ihre Häufigkeit redet eine 
besonders vernehmliche und deutliche Sprache und zeigt, 
dass die Strafbestimmungen nicht ausreichen, damit aber 
auch das Strafsystem insoweit den Dienst versagt. 

y. Ebenso wird die gewerbs- und gewohnheits- 
mässige Verübung nur bei einzelnen strafbaren Hand¬ 
lungen unter erhöhte Strafe gestellt, während sie bei anderen 
lediglich ein Thatbestandsmerkmal bildet, als welches die 
Geschäftsmässigkeit ausschlieslich behandelt wird. 
Sie, wie die Gewerbs- und Gewohnheitsmässigkeit müssen 
aber zu allgemeinen Strafschärfungsgründen werden, und 
zwar derart, dass, soweit nicht schon einmalige Verübung ge¬ 
nügend erscheint, für die Wiederholung gleiche oder gleich¬ 
artige oder ähnliche Handlungen nicht zu fordern sind. 
Die Folge des jetzigen Zustandes ist, dass gerade das Ge¬ 
wohnheitsverbrecherthum, welches mit dem rückfälligen 
durchaus nicht identisch ist, bei Weitem zu gelinde davon 
kommt. 1 ) 

6. In freigebigster Weise spendet das Str.-G.-B. mil¬ 
dernde Umstände. Nur wenige Verbrechen, deren Ur¬ 
heber sich ihrer nicht erfreuen darf. Was unter mildernden 
Umständen zu verstehen, ist absichtlich offen gelassen. Es 
giebt daher fast nichts, was nicht darunter begriffen werden 
könnte 2 ) und in der Rechtsprechung darunter begriffen 
wird. 3 ) Es sind der Gerichte gar nicht so wenige, die die 


*) Näheres bei Gennat, Jahrbücher für Kriminalpolitik, Bd. 1 
S. 70, 80. 

-) Gegen diese zu grosse Unbestimmtheit wendet sich Seuf f ert 
a. a. 0. S. 41. 

8 ) Nur zwei Beispiele, die mir im Laufe der letzten Woche vor 
die Augen gekommen sind. Einem öfter und erheblich vorbestraften, 
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ordentliche Strafe kaum kennen. Man kann geradezu 
von einem Missbrauche und als dessen Ergebniss einem 
Missstande sprechen. Dem abzuhelfen giebt es zwei Wege: 
die mildernden Umstände werden in nur wenigen Fällen 
zugelassen*) oder durch Aufzählung dessen bestimmt, was 
dafür zu gelten hat. Ersteres erscheint nicht richtig, denn 
es giebt thatsächlich nur eine kleine Zahl strafbarer Hand¬ 
lungen, bei denen sich Milderungsgründe niemals denken 
lassen. Das zweite ist in früheren Gesetzgebungen ver¬ 
sucht, führte aber zu liaarspalterisclier Casuistik und Un¬ 
billigkeiten. Immerhin ist hier der Hebel anzusetzen, nur 
sage man nicht positiv, was mildernder Umstand ist, son¬ 
dern negativ, was als solcher nicht gilt. 

Das ist an erster Stelle auf die Trunkenheit ge¬ 
münzt. Sie treibt als Strafmilderungsgrund ein geradezu 
haarsträubendes Unwesen, während sie entweder nach 
§ 51 Str.-G.-B. zu behandeln ist oder womöglich Straf¬ 
schärfung herbeiführen sollte. Wie reimt es sich denn zu¬ 
sammen, dass ein heftiger und heftiger werdender Kampf 
gegen die Trunksucht geführt wird, die Gerichte aber durch 
regelmässige Bewilligung einer gelinderen Strafe dem 
Rausche eine Belohnung aussetzen? Die Natur selbst 
bietet genug Gewächse und Stoffe dar, aus denen der 
Mensch geistige Getränke bereitet, und es ist noch kein 
Volk bekannt geworden, dem solche völlig fremd gewesen 
wären, darum zieht ein Theil der gegnerischen Bewegung 
seine Kreise zu weit, wenn es gänzliche Enthaltsamkeit 


jetzt einer ganzen Reihe Strafthaten schuldig gesprochenen jungen 
Menschen wurden mildernde Umstände ertheilt, „damit er nicht seine 
besten Jahre in der Haft zubringe“. Jemand anders hatte laut 
urtheilsmässiger Feststellung die Vorstellungsgabe eines zwölfjährigen 
Mädchens durch Unzüchtigkeiten planmässig vergiftet. Er erhielt, 
weil wegen gleicher Dinge noch nicht vorbestraft — wohl aber 
mehrfach wegen anderer — ein Jahr Gefängniss! 

*) Seuffert a. a. 0. S. 45, will sie gänzlich streichen und an 
ihre Stelle „minder schwere Fälle“ setzen. 
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fordert. Man sollte aber den in der Sache steckenden 
gesunden Kern fördern. Auf strafrechtlichem Gebiete 
geschieht das vielleicht weniger durch ein Gesetz gegen 
die Trunksucht, wie es 1881 eingebracht wurde, als 
dadurch, dass der trunkene Thäter, sofern er sich nicht 
bis zur Bewusstlosigkeit übernommen hat, die volle Ver¬ 
antwortlichkeit behält und keine Schonung findet. Die 
Trunkenheit ist kein blindes Ungefähr, sondern selbst 
— wie häufig sogar absichtlich! — herbeigeführt und der 
Trunkene muss sich soweit in der Gewalt behalten, dass 
er sich wenigstens von strafbaren Ausschreitungen fernhält. 
Die Uebung der Gerichte ist nur zu wohl geeignet, Ver¬ 
wirrung zu stiften und das Verantwortlichkeitsgefühl 
herabzusetzen, wenn nicht gar zu untergraben. Hört man 
es doch ungescheut aussprechen: was kann mir denn viel 
geschehen, ich war ja betrunken! Eine vortreffliche und 
deshalb zu verallgemeinernde Vorschrift enthält nun § 49 
Abs. 2 M.-Str.-G.-B. dahin, dass die selbstverschuldete 
Trunkenheit des Thäters keinen Strafmilderungsgrund 
bildet. Sie gilt also nicht nur nicht als mildernder 
Umstand, sondern findet überhaupt keine Berücksichtig¬ 
ung, nicht einmal da, wo Spielraum in der Wahl der Straf¬ 
art oder des Strafmasses gelassen ist, so dass den 
Trunkenen diejenige Strafe trifft, die er an sich verdient 
hat und darum nach allgemein geltenden Grundsätzen zu¬ 
gewogen erhält. 

II. a. Wer erwerbsunfähig ist und weder selbst 
genügende Unterhaltsmittel besitzt, noch von anderer, 
namentlich gesetzlich dazu verpflichteter Seite ausreichend 
unterstützt wird, den lasse man nicht erst mit dem Straf¬ 
richter in Berührung kommen, um ihn vielleicht nachträg¬ 
lich und auch nur auf seinen Antrag hin dem Armenhause 
oder einer sonstigen wohlthätigen Anstalt zu überweisen, 
vielmehr schaffe man ein Gesetz, dass er allein auf Grund 
seiner Hilfsbedürftigkeit, daher selbst gegen seinen Willen, 
von Amtswegen und bis zum Lebensende oder wenigstens 
bis für ihn anderweit hinreichend gesorgt wird, unter- 
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gebracht werde. Macht er sich dann und trotzdessen straf¬ 
fällig, so ist das etwas Anderes.* Er möge dafür um so 
härter angesehen und nötigenfalls nach Massgabe der 
nächsten Ziffer behandelt werden. Die Armenpflege giebt 
in der Regel. nur das Nothdürftigste und § 54 Str.-G.-B. 
kommt vermöge seiner engen Fassung selten in Anwen¬ 
dung. Man soll ausserdem jene Leute nicht erst bis zu 
solchem Nothstande kommen lassen und sehe sich nur die 
Krüppel und Siechen der Arbeitshäuser an, um sich zu 
sagen, dass die Art der Bestrafung und der Strafe nicht 
die richtige ist und sich deshalb nicht bewährt. Dadurch, 
dass die Unterbringung weder an sich, noch in ihrer 
Dauer vom Belieben des Pfleglings abhängt, geht sie einer¬ 
seits nicht ihrer Eigenschaft als Wohlthat verlustig und 
verliert sie andrerseits sehr an Annehmlichkeit. Von 
Rechtswegen und in Wirklichkeit wird gegenwärtig die 
Erwerbsunfähigkeit bestraft. Wie hart und, was schlimmer, 
wie ungerecht und unvernünftig! 

ß. Das Gegenstück bilden diejenigen Invaliden 
und Veteranen des Verbrecherthums, die in 
Folge ihres wüsten Lebens und ihrer gehäuften oder lang¬ 
wierigen Strafen körperlich oder geistig derart entnervt 
sind, dass sie entweder Erwerbsunfähigen gleichstehen 
oder den vernunftgemässen Gebrauch der Freiheit verlernt 
haben. Sie nach Strafverbüssung in Bedingungen und 
Verhältnisse zurückkehren zu lassen, denen sie verständ- 
niss- und hilflos gegenüberstehen, ist ebenso thöricht, als 
unrecht, und zwar unrecht gegen sie selbst, wie gegen 
ihre Mitmenschen. Sie sind vielmehr, auch ohne ihren 
Antrag und Willen, dauernd unterzubringen. Ist das zweck¬ 
entsprechend auf sonstige Weise nicht möglich, so stecke 
man sie in besonders für sie zu gründende Anstalten, in 
denen der Hauptsache nach die Ordnung des Zuchthauses, 
nicht aber die eines Armenhauses zu gelten hat. Bei der 
Gegensätzlichkeit der Kategorieen « und ß erscheint eine 
gemeinsame Unterbringung innerhalb derselben Anstalt 
nur bei Aufrechterhaltung strengster räumlicher Trennung 
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zulässig. Auf jene passt das Strafensystem nicht, auf 
diese nicht mehr. 1 ) 

y. Ziemlich allgemein, ja sogar mit grosser Ueberein- 
stimmung wird eine Her auf Setzung des Straf¬ 
mündigkeitsalters auf das vollendete vierzehnte 
Lebensjahr und in deren Folge eine Ausdehnung der 
Zwangserziehung begehrt, 2 ) weil sich neben anderen Er¬ 
wägungen die Erkenntniss Bahn gebrochen hat, dass das 
System unserer Strafen für Jugendliche unter vierzehn 
Jahren weder geeignet, noch von Nutzen ist. Hier kann 
es seine Schuldigkeit nicht thun, muss vielmehr im Stiche 
lassen, weil seine Voraussetzungen und Wirkungen zwar 
für Schulknaben und -Mädchen mitberechnet sein mögen, 
aber theils das Ziel verfehlen, theils darüber hinausgehen. 

B. I. «. Da — von mir allerdings nicht getheilte a ) — 
Zweifel bestehen, ob die nicht in unausgesetzter Trennung 
bestehende Einzelhaft bei anderen Freiheitsstrafen als 
Zuchthaus und Gefängniss statthaft ist 4 ), so wird dies der 
Sicherheit wegen gesetzlich auszusprechen sein. Ich halte 
das für eine grundsätzliche Forderung zur Verbesserung 
des Systemes der Freiheitsstrafen und habe dabei vor¬ 
zugsweise das Arbeitshaus im Auge, dessen mangelhafte 
Leistungen und Wirkungen ich auf das Fehlen, beziehent¬ 
lich die ungenügende Durchführung der Einzelhaft zurück¬ 
leite. 5 ) 

ß. Die Einzelhaft ist aber nicht blos sachlich, 
sondern auch z ei tlich zu erweitern. Alle Welt ist darüber 


*) In Belgien werden alte arbeitsunfähige Bettler in Asyle 
geschafft: Sichart in v. Holtzendorffs Gefängniss wesen Bd. 2 


S. 277. 


8 ) Mein gleichzeitiges Gutachten für die Vereins Versammlung 1903. 
3 ) Gen na t, Blätter für Gefängnisskunde Bd. 35, Sonderheft 
S. 77, Bd. 36 S. 71—72. 


4 ) Verneint noch jüngst von Link, Blätter für Gefängniss¬ 
kunde, Bd. 36 S. 205. Vergl. noch Genna t das. Bd. 27 S. 432, 433. 

5 ) Gennat, Jahrbücher für Kriminalpolitik Bd. 1 S. 72 und bei 
v. Hippel a. a. 0. S. 192 Anm. 2, S. 237 Anm. 2. 

Blätter für Gefängnisskunde. XXXVJI. 2 
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einig, dass die Aengstlichkeit des St.-G.-B. hinsichtlich der 
schädlichen Wirkungen der Einzelhaft bei mehr als drei¬ 
jähriger Anwendung grundlos war und dass es in diesem 
Punkte sich nicht bewährt hat. Mit Bestimmtheit wird 
deshalb eine andere Fassung des § 22 Abs. 2 gefordert*) 
und daran das Verlangen geknüpft, das Höchstmass auf 
fünf 2 ) oder auch sechs 3 ) Jahre festzusetzen. 

In Uebereinstimmung mit Art. 1 des früheren bai¬ 
rischen Gesetzes vom 10. November 1861 4 ) halte ich fünf 
Jahre für das Richtige und bedaure daher den eine Ab¬ 
kehr von allen bisherigen Erfahrungen mit der Einzelhaft 
auch bei Jugendlichen darstellenden § 12 der Grundsätze 
des Bundesrathes um so lebhafter, als durch § 13 auch 
für sie Vorsorge getroffen und bei Ausdehnung der Straf¬ 
unmündigkeit — A. IL y. eine weitere Schutzwehr aufge¬ 
richtet wird. 

II. Die vorläufige Entlassung, wie sie uns 
seit 1872 bescheert worden ist, gehört zu den übelsten 
Missgestalten gesetzgeberischen Schaffens. Das Ding ist 
zusammenhanglos in das Gesetzbuch hineingearbeitet und 
so unliberdacht, dass man bei jedem Schritte auf Unge¬ 
reimtheiten stösst, zu deren Beseitigung von überallher und 
in verschiedenster Weise Gedanken herbeigetragen werden. 
Schon der Wortlaut ist nirgendwo sonst gleich dunkel, 
deutungsfähig und auslegungsbedürftig. Die der Sache 
nachgerühmten Erfolge bestreite ich, behaupte vielmehr 
auf Grund. ausgiebiger Erfahrung Nichtbewährung und 
erachte Verweisung in die Rumpelkammer für das Beste. 
Zur Einzelbegründung gebricht es an Raum. Ich habe 


A ) Beschluss des Vereins von 1901, Blätter für Gefängniss- 
kunde Bd. 35, Sonderheft S. 46. 

2 ) v. Würth, Die neuesten Fortschritte des Gefängnisswesens 
S. 2*28, 337, 338, Anm. S. 354, Kr ohne, Lehrbuch S. 251, Seyfarth, 
Hinter eisernen Gittern S. 86, Gennat, Jahrbücher für Kriminal¬ 
politik Bd. 1, S. 74. 

3 ) Link, a. a. 0. S. 284. 

4 ) Kleinfeiler, a. a. 0. S. 38. 
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sie an anderem Orte in Ausführlichkeit niedergelegt*) und 
täusche mich darüber nicht, dass kaum daran zu denken 
sein wird, uns der vorläufigen Entlassung zu entledigen. 
Man muss es daher zufrieden sein, aber auch auf das 
Entschiedenste beanspruchen, dass sie auf neuem Unter¬ 
baue gründlich umgestaltet werde. 


5. 

Das St.-G.-B. muss sich, w r as die Freiheitsstrafe an¬ 
geht, drei Vorwürfe gefallen lassen : 

A. Zu häufige Androhung, 

B. Zersplitterung in zu viele Arten, 

C. Mangelnde Differenzirung. 

A. Wer will bestreiten, dass in der Androhung 
von Freiheitsstrafen ein Uebermass obwaltet, 
welches geradezu gemeinschädlich wirkt? Für die gleich¬ 
gültigste Uebertretung, wie für das schwerste Verbrechen 
wird „gesessen“. Die Scheu vor dem Sitzen ist gering, 
um so grösser aber oft — insofern wunderlicher Weise — 
die Abneigung gegen den, der gesessen hat. So bestehen 
schier unüberbrückbare Gegensätze. Die Gefängnisse reichen 
je länger, je weniger aus und wenn sie ausreichen, so ent¬ 
sprechen sie selten noch den neuesten Fortschritten der 
Technik, die Lasten der Bevölkerung für die Sträflinge 
wachsen stetig und die Anstaltsbeamten w r erden in der 
täglich sich erneuernden Arbeit an Zu- und Abgängen 
zerrieben und vor der Zeit amtsmüde und dienstun¬ 
brauchbar. 

Schon zu lange ist es so hergegangen, was aber soll 
geschehen? Drei Wege liegen offen: 

I. Die Strafandrohungen bleiben, werden aber unter 
Umständen nicht ausgeführt, 

x ) Jahrbücher für Kriminalpolitik, Bd. 2 S. 36 ff., besonders 
S 45—70. 
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II. vorhandene anderweite Strafarten werden neben 
oder an die Stelle von Freiheitsstrafen gesetzt, und 
zwar 

ot. entweder in unveränderter Gestalt oder 
ß. in abgewandelter Art, 

III. neue Strafmittel treten neben oder für den Verlust 
der Freiheit ein. 

I. &. Eine Strafe anzudrohen, aber nicht oder nur 
bei Hinzutritt neuer Erwägungen oder Thatsachen zu voll¬ 
strecken, kann ausnahmsweise von Nutzen sein und hat 
im Bereiche des Disziplinars traf rechtes hin und wieder 
etwas für sich, auf dem Gebiete des kriminellen Unrechtes 
aber ist, um den Ernst von Schuld und Strafe nicht zu 
verflüchtigen, äusserste Vorsicht geboten. Hier ist jedes 
Schematisiren vom Uebel und sorgfältige Prüfung des Ein¬ 
zelfalles nothwendige Voraussetzung. Ein Gesetz etwa, 
welches die Strafandrohungen bestehen lässt, aber erklärt, 
dass sie unter gewissen Bedingungen unausgeführt bleiben, 
vermindert jene an sich nicht und lässt es vom Belieben 
irgendwelcher Stelle abhängen, ob sie wirksam werden 
oder nicht. Ich halte das mit der Bedeutung und Würde 
einer sich ihrer schweren Aufgaben vollbewussten Straf¬ 
rechtspflege für nicht vereinbar und sehe darin eine Ver¬ 
körperung des Verlangens nach der Pelzw 7 äsche ohne 
Nassmachen. Welch ein Widerspruch ausserdem, bei jeder 
Gelegenheit nach Polizei und Staatsanwalt, womöglich gar 
nach neuen Gesetzen zu rufen, gleichzeitig aber die Sicher¬ 
heitsorgane überall einengen, hemmen und lahmlegen und 
den Verbrecher der Sache nach leer ausgehen lassen zu 
wollen! Ueberlässt man „den bedingten Strafauf¬ 
schub“ den Gerichten, so überträgt man ihnen einen 
Theil des Begnadigungsrechtes, soll die Gnadeninstanz zu¬ 
ständig sein, so dürfen ihr keine Verschriften gemacht 
werden, weil der Begriff der Gnade ihr freies und unge¬ 
bundenes Walten voraussetzt. Das Eine wie das Andere 
ist nach geläuterten Grundsätzen des allgemeinen Staats¬ 
rechtes unzulässig. Will man die oberste Justizbehörde 
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entscheiden lassen, so bedeutet das neben der vorläufigen 
Entlassung einen zweiten Eingriff der Verwaltung in die 
Rechtspflege. 1 ) 

Uebrigens darf man sich sogar für die vorläufige 
Entlastung erwärmen und kann, ja muss es sich doch ver¬ 
sagen, Anhänger des bedingten Strafaufschubes zu sein. 
Denn im Falle jener ist das Urtheil verwirklicht und wird 
nur hinterher abgeschwächt, bei diesem aber kommt es 
erst nicht zur Vollstreckung. Ist denn ausserdem der 
Strafvollzug in Wahrheit so erbärmlich, dass er sich diese 
Art unverhüllter Bankerutterklärung ohne Murren gefallen 
lassen muss und sogar in seinem Dienste stehende Beamte 
an solcher sie doch mittreffenden Behandlung sich sonnen? 

ß. Ich verstehe unter bedingtem Strafaufschübe sowohl 
die bedingte Verurtheilung, als die bedingte Begnadigung. 
Der korybantische Jubel über jene ausländische Ein¬ 
richtung ist so ziemlich dahin und von einer Ascher¬ 
mittwochsstimmung abgelöst. Die Sturmbewegung in der 
Litteratur hat abgeflaut und Vertheidiger und Gegner 
halten sich ungefähr die Wage. Mancher verhält sich 
zweifelnd 2 ) und wer noch dafür ist, räth zur Vorsicht 3 ) 
oder befürwortet mässige Anwendung 4 ) und verlangt starke 
Einschränkung 5 ) oder bezeichnet die Erfahrungen als recht 
dürftig. 3 ) Man wird es nicht zum Wenigsten dem uner¬ 
müdlichen Kämpen Wach 7 ) Dank zu wissen haben, dass 
Deutschland bisher mit der bedingten Verurtheilung 
verschont geblieben ist und, wie zu. erhoffen, verschont 


*) Vergl zu allem Vorstehenden den Aufsatz in voriger Anm. 
und Lüder, Das Souveränitätssystem der Begnadigung S. 87 ff. 
(gegen Ausübung des Gnadenrechtes durch Richter). 

2 ) Reuss, Die Deportation, S. 5. 

8 ) v. Wahlberg, Betrachtungen über die Freiheitsstrafen, S. 35. 
4 ) Fuhr a. a. 0. S. 298, Anm. 2. 

6 ) Aschrott, Die verwahrloste und verbrecherische Jugend, 
S. 31, 48. 

6 ) Mittermaier, Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 33, S. 345. 

7 ) Reform der Freiheitsstrafe, S. 21 ff., ferner Blätter für Ge¬ 
fängnisskunde, Bd. 33 S. 333 ff., Bd. 36 S. 11. 
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bleiben wird. Ich habe den Gegenstand in einem Gut¬ 
achten für die braunschweiger Versammlung unseres 
Vereins mit einiger Ausführlichkeit behandelt 1 ) und dem 
dort Gesagten ausser Vorstehendem nichts hinzuzusetzen. 
Zur besonderen Genugthuung gereicht es mir, dass meine 
Beurtheilung der gerühmten Erfolge in Belgien 2 ) von 
beachtenswerthester Seite ganz und gar getheilt wird. 3 ) 

y . Wie bekannt, bestand im Königreiche Sachsen vor 
Erlass des Str.-G.-B. eine vorläufige Entlassung im Gnaden¬ 
wege. Ebenso bekannt ist, dass in Deutschland derselbe 
Staat als erster den bedingten Strafaufschub 
eingeführt hat, wiederum als gnaden weise Be¬ 
günstigung. Die übrigen Bundesglieder mit Ausnahme 
weniger kleiner sind nach und nach gefolgt. 4 ) Vom staats¬ 
rechtlichen Standpunkte aus lässt sich gegen die Massregel 
nichts sagen, insbesondere ist der Einwand, dass die 
Gnade nicht an Bedingungen geknüpft werden dürfe, 
hinfällig. 5 ) Die sonstigen Bedenken aber bleiben bestehen 
und wenn auch die Zeit noch zu kurz ist, um über die 
Ergebnisse abschliessend zu urtheilen, so scheinen sie doch 
vor der Hand nicht übermässig zu sein. 6 ) Mit anderen 7 ) 


*) Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 27 S. 456 -470. 

2 ) a. a. S. 458—459. 

3 ) Wach, Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 83 S. 336—338, 
Ehrenberg, Rheinisch-westfälische Gefängnissgesellschaft Bd. 69 
S. 92. 

4 ) Siehe die Zusammenstellung Blätter für Gefängnisskunde 
Bd. 35 S. 429 ff. 

5 ) Lüder a. a. 0. S. 170, Kr ohne a. a. 0. S. 259, Anm. 2. 
Olshausen in v. Liszts Zeitschrift, Bd. 10, Beilageheft S. 45, 
Förster, Sächsisch-anhaltische Gefängnissgesellschaft Bd. 3 S. 108, 
Gennat, Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 27 S. 465, derselbe Jahr¬ 
bücher für Kriminalpolitik, Bd. 2 S. 38. Wegen Begnadigung auf 
Probe im Mittelalter, vergl. Krauss, Im Kerker, S. 106 

r> ) Seuffert a. a. 0. S. 73 nennt sie allerdings glänzend Es 
ist dieselbe TJeberschwenglichkeit, mit der er von der bedingten Ver- 
urtheilung redet. 

7 ) Reuss a. a. 0-, Wach, Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 33 
S. 334, 339, 340. 
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stehe ich der Sache höchst kühl gegenüber. Die Gnade 
wäre nicht mehr Gnade, wenn sie, wie mitunter gefordert 
wird, Kraft gesetzlicher Vorschrift dem Träger des 
Begnadigungsrechtes aufgezwungen werden* dürfte. Bleibt 
die bedingte Begnadigung in Wahrheit Gnadenerweis, 
d. h. etwas Ausnahmsweises, so kann man sie hinnehmen, 
kommt sie aber massenweise vor, so wird sie von den¬ 
selben Folgen begleitet, wie die allzuhäufige Ausübung 
des Gnadenrechtes im Allgemeinen: sie untergräbt das 
Ansehen der Rechtspflege, weil sie ihr fortwährend in den 
Arm fällt. Sie schädigt ausserdem sich selbst, indem sie 
als etwas Alltägliches und Selbstverständliches angesehen 
und manchen Fehlgriff thun wird. 

II. oc. 1. Die Todesstrafe ist die allein sichere 
Gewähr gegen die Wiederholung von Verbrechen durch 
denselben Verbrecher. 1 ) Man kann also dazu kommen, an 
sich nicht todeswürdige Verbrechen mit dem Leben sühnen 
zu lassen, um sich vor erneuter Begehung zu schützen. 
Die Fälle müssten selbstredend so liegen, dass die Wieder¬ 
holung eine sehr schwere Gefährdung wäre. Ob auf dieser 
Grundlage sich etwas zu Stande bringen lässt, erscheint 
freilich recht fraglich. Anders steht es aber damit, ob 
nicht die Zahl der an sich todeswürdigen Verbrechen zu 
vermehren und in Anlehnung an den jetzt nur für Kriegs¬ 
zeiten geltenden § 4 des Einführungsgesetzes auf § 81, 87, 
88 Abs. 1, § 90, § 307 Ziff. 1, §§ 311, 312, 315 Abs. 2, 
§ 321 Abs. 2, § 322 Abs. 2, § 324 Str.-G.-B., § 13 Abs. 1 
des Nahrungsmittelgesetzes zu erstrecken ist. Wird doch 
der Tod auch in strafrechtlichen Nebengesetzen angedroht 
und sogar von minderen Thatbestandsmerkmalen abhängig 
gemacht. 2 ) Das Str.-G.-B. verlangt Vorsatz und Ueber- 
legung (§§ 80, 211), während das Sprengstoffgesetz an der 
Möglichkeit der Voraussicht des Erfolges sich genügen 


*) Bleuler, Der geborene Verbrecher, S. 75, Gennat, Jahr¬ 
bücher für Kriminalpolitik, Bd. 1 S. 64. 

2 ) Sprengstoffgesetz § 5 Abs. 3, Sklavenraubgesetz § 1 Abs. 2. 
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lässt und das Sklavenraubgesetz sich mit der blosen Ver¬ 
ursachung des Todes bescheidet. 4 ) Sonst wird bei Verur¬ 
sachung des Todes entweder lebenslängliche oder gar nur 
zeitliche Zuchthausstrafe angedroht. Bei einer Fassung, 
wie sie das Sprengstoffgesetz giebt, 2 ) halte ich die Aus¬ 
dehnung für an der Zeit. 

Seuffert bekämpft die Todesstrafe mit empfind¬ 
samen Gründen 3 ) und erhofft ihre Abschaffung, verschliesst 
sich aber nicht der Erkenntniss, dass die Zeitrichtung 
ihm entgegen ist. 4 ) Das wird wohl so bleiben. 

2. Frühere Gesetzgebungen kannten öffentliche 
Arbeiten als Strafe. Nach §362 Str.-G.-B. kommen sie 
nur noch bei gewissen Uebertretungen an Stelle des Ar¬ 
beitshauses vor und § 6 Abs. 2 des Einführungsgesetzes 
lässt sie .in Landesstrafgesetzen als Forst- oder Gemeinde¬ 
arbeiten an Stelle von Geld- oder Gefängnissstrafen zu. 
Man sollte die Sache verallgemeinern Näheres und Vor¬ 
schläge für das Anwendungsgebiet enthält mein Gutachten 
für die Tagung in Braunschweig, 5 ) doch erkläre ich mich 
jetzt dafür, dass Geldstrafen sollen abgearbeitet werden 
können. 6 ) Im Allgemeinen noch dafür Ellis 7 ) und Seuf¬ 
fert, 8 ) dagegen v. Wahlberg. 9 } 

3. Stiefmütterlich behandelt ist der Verweis. Sein 
Wirkungskreis ist sachlich beschränkt auf Vergehen und 
Uebertretungen, und zwar wiederum auf deren leichteste 
Fälle, nach der persönlichen Seite auf Jugendliche. 10 ) Wie 

1 ) Ebenso M. Str.-G.-B. § 133 Abs. 1. 

2 ) Vergl. noch die Fassung in § 259 Str.-G.-B.: wer den Um¬ 
ständen nach anuehmen muss. 

3 ) a. a. 0. S. 56. 

4 ) a. a. O. S. 57. 

6 ) Blätter für Gefängnisskunde Bd. 27 S. 449—451. 

*) Mit Seuffert a. a. 0. S. 77, Felisch 23 Juristentag, Bd. 1 
S. 277 ff., Eulemann, Jahrbücher für Kriminalpolitik Bd. 1 S. 75. 

7 ) Verbrechen und Verbrecher, S. 307. 

8 ) in v. Stengels Handwörterbuch des Verwaltungsrechtes, 
Bd. 1 S. 483. 

9 ) a. a. 0. S. 29. 

10 ) § 57 Abs. 1 Ziff. 4. 
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gleichgiltig dem Gesetzgeber dies Strafmittel ist, davon 
zeugt, dass er Bestimmungen sowohl über die Vollstreckung, 
als auch über die Verjährung absichtlich oder unabsicht¬ 
lich unterlassen hat. Merkwürdigerweise haben sich 
Stimmen dafür erhoben, den Verweis zu streichen, 1 ) wäh¬ 
rend andere die Verbrechen Jugendlicher einbeziehen, 2 ) 
noch andere ihn bei Erwachsenen — etwa im Anschlüsse 
an sonstige Massnahmen (Friedensbürgschaft) 3 ) oder selbst¬ 
ständig zulassen wollen. Ich meine, dass man zunächst 
den Ausdruck „besonders leichte Fälle“ in Ueberein- 
stimmung mit § 94 Abs 1 und § 96 Abs. 1 und mit dem 
M.-Str.-G.-B. 4 ) mit „minder schweren Fällen“ zu vertauschen 
oder durch „leichtere Fälle“ 5 ) zu ersetzen habe, dass man 
weiter die Verbrechen Jugendlicher nicht ausschliessen 
und dass man endlich Erwachsene bei Uebertretungen und 
Vergehen des Verweises theilhaftig machen soll, und zwar 
letzterenfalls als für sich bestehende Strafe. Die jedes¬ 
malige Beschränkung auf die minder schweren Fälle ver¬ 
steht sich von selbst. Wegen der näheren Begründung 
verweise ich auf mein mehrfach erwähntes Gutachten/ 5 ) 
dem der Vereinsbeschluss im Wesentlichen gleichlautet. 7 ) 

b Aschrott a. a. 0. S. 31, 48, derselbe Die Reform des 
Strafen- und Gefängniss wesens, S. 37 und Anm. 33. 

2 ) v. Slupecki, Sächsisch - anhaitische Gefängnissgesellschaft, 
Bd. 6 S. 46, Beschluss dieser von 1893 das. S. 93. 

8 ) Seuffert a. a. 0. bei von Stengel. 

4 ) § 58 Abs. 2, § 62 Abs. 1, § 63 Abs. 2, § 85 Abs. 2, § 95 Abs. 2, 
§ 97 Abs. 1 , 3, § 119 Abs. 2, § 122 Abs. 1, § 123 Abs. 1 , 3, §§ 132, 
134, 139 140, 141 Abs. 2. 

6 ) § 3 Abs. 2 des Einführungsgesetzes zum M.-Str.-G -B. 

6 ) Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 27 S. 440—444. Die daselbst 
S. 443 angegebene Litteratur wird vervollständigt durch S c h m ö 1 d e r, 
Die Strafen und deren Vollzug, S. 46, v. Massow, Reform oder 
Revolution, S. 175. Gegen die Ausdehnung mindestens auf Er¬ 
wachsene: Ferri; Das Verbrechen als soziale Erscheinung, S. 461; 
v. Wahlberg a. a. 0. S. 28; Clemens, Strafrecht und Politik, 
S. 69; Krause, Die Prügelstrafe, S. 110. 

7 ) Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 28, Sonderheft S. XXXVII. 
Siehe auch sächsisches Str.-G.-B. Art. 19. 
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4. Ganz und gar verfahren und von blinder Willkür 
geleitet ist das Str.-G.-B. imPunkte des Ehrverlustes. 
Hier hat in hervorragendem Masse und bis zur Ausschliess¬ 
lichkeit die Gesinnung des Thäters den Ausschlag zu geben, 
gleichviel, was er angreift und mit welchem Erfolge. Wo 
sich Ehrlosigkeit bekundet, soll sie gebrandmarkt werden. 
Es ist eine Unbegreiflichkeit sondergleichen, dass bei 
Eigenthumsvergehen die Ehrenrechte aberkannt werden 
können, bei Verletzungen der Ehre und der Gesundheit 
aber nicht. So bleiben Baumfrevler, Messerhelden, ge¬ 
werbsmässige Ehrabschneider, Presspiraten, Revolverjour¬ 
nalisten, gewissenlose Verführer und ähnliches Gelichter 
im Sinne des Gesetzes Ehrenmänner. Das Empfinden 
breitester Volksschichten empört sich über solche Fuss- 
tritte gegen den gesunden Menschenverstand. 

ß. 1. Während früher das Str.-G.-B. als materialistisch 
gescholten wurde, theils, weil es Hab und Gut im Verhält¬ 
nisse mehr schütze als Leben, Gesundheit und Ehre, theils, 
weil es diesen Schutz in überreichem Masse durch Geldstrafen 
zu erzwingen trachte, 1 ) wird der Vorwurf jetzt nur noch 
in ersterer Beziehung aufrecht erhalten und gegentheilig 
der Geldstraf e ein weiteres Feld zuzuweisen für richtig 
gehalten, 2 ) namentlich bei strafbaren Verfehlungen aus 
Gewinnsucht. 8 ) Dieser Forderung habe ich mich schon vor 
Jahren angeschlossen. 4 ) 

Damit allein ist es aber nicht gethan, vielmehr bedarf 
die Geldstrafe einer durchgreifenden inneren Umgestaltung. 
Hierher gehören: 


J ) V. Liszt a. a. 0. S. 180, 191. 

2 ) y. Wahlberg, Kleinere Schriften, Bd. 2 S. 261; Ellis 
a. a. O. S. 209; Fuhr a. a. 0. S. 128; Med e m, Das Problem der 
Strafzumessung, S. 41; Wach, Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 36 
S. 13; Frank, Jahrbücher für Kriminalpolitik, Bd. 1 S. 116. 

Kr ohne a. a. 0 S. 235; v. Wahlberg a. a. 0. S. 263; 
Sc hm öl der, Drei Aufsätze S. 21, 31, 34, 41. 

4 ) Blätter für Gefängnisskunde Bd. 27 S. 444—448. 


Digitized by 


Google 



27 


a) Hinaufsetzung* des Höchstbetrages/) welcher schon in 
einem Nebenstrafgesetze bis zu 100000 Mark an steigt, 
und dies sogar, ohne Hauptstrafe zu sein. 2 ) 

b) Berücksichtigung der wirtschaftlichen Lage, 3 ) nament¬ 
lich der Vermögens Verhältnisse 4 ) des Verurteilten, 
wie ehemals nach badischem Rechte. 5 ) Die Geldstrafe 
soll sich daher nach den Einkünften richten 0 ) und 
nach der Einkommensteuer 7 ) oder nach Tages¬ 
einnahmen 8 ) auferlegt werden, darf aber nicht einen 
Theil des Vermögens bilden. 9 ) 

c) Zulassung der Tilgung in Theilbeträgen, 10 ) wie in 
England. 11 ) 

Alles das ist seiner Zeit von mir näher begründet 
und mit weiteren - Litteraturbelegen versehen. Der Verein 
sprach sich für vermehrte wahlweise Zulassung der Geld¬ 
strafe bei Uebertretungen und bei leichteren Vergehen aus, 
wobei die wirtschaftliche Lage des zu Verurteilenden 
zu berücksichtigen und die Einziehung durch Theil- 
zahlungen zu erleichtern sei. 12 ) 


0 Aschrott, Die Reform des Strafen- u. Gef ängniss wesens, S. 44. 

2 ) Sklavenraubgesetz, S. 3. 

3 ) Kr oh ne a. a. O. S. 235. 

4 ) Seuffert, Ein neues Strafgesetzbuch, S. 75. Kulemann 
a. a. O. S. 155. 

5 ) S c h m ö l d e r, Drei Aufsätze, S. 24, 30, 35. 

6 ) Schm öl der a. a. O. S. 30. 

7 ) Krohne a. a. 0. S. 236. Schmö 1 der, Die Strafen und 
deren Vollzug, S. 48. Seuffert a a. 0. bei v. Stengel, und Ein 
neues Strafgesetzbuch, S. 76. 

8 ) Medern. Das Problem der Strafzumessung, S. 23. Derselbe 
Die Revision des Strafrechtes, S. 14. 

9 ) v. Wahlberg, Kleinere Schriften, Bd. 2 S. 262. 

10 ) v. Wahlberg, Betrachtungen über die Freiheitsstrafen, 
S. 26, 27. Clemens a. a. 0. S. 87. Schmölder, Drei Aufsätze, 
S. 25, 36. Seuffert, Ein neues Strafgesetzbuch, S. 77. Felisch 
a. a. O. S. 365 Kulemann a. a. 0. 

1L ) Aschrott, Die Reform des Strafen- und Gefängniss- 
wesens, S. 45. 

12 ) Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 28, Sonderheft, S XXXVII. 
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2. Mit der Polizeiaufsicht ist das Str.-G.-B. 
völlig verunglückt. 1 ) Dem geübten und verschlagenen 
Verbrecher macht sie nichts aus, sondern entlockt ihm 
allenfalls ein geringschätziges Lächeln, während sie den 
Neuling förmlich zu Grunde zu richten und zur Ver¬ 
zweiflung zu treiben im Stande ist. In Bezug auf jenen 
ist mit der Bezeichnung „halbe Massregel“ 2 ) noch zu viel 
gesagt, für diesen kann sie zum Todesstosse werden. So 
sehr daher gegenüber dem Einen Verschärfungen am 
Platze sind, 3 ) so dringend ist es geboten, sie zur Schutz¬ 
oder Fürsorgeaufsicht für den Anderen zu machen. Das 
ist sie in England, 4 ) war sie ehedem in Oesterreich 5 ) und 
soll sie in Preussen 6 ) werden. Darin liegt kein Wider¬ 
spruch. Denn, wie so oft, berühren sich die Gegensätze 
und wirkt dieselbe Massregel nach verschiedenen Seiten 
verschieden. 

Was hier frommt, ist dort ein Uebel. Die züchtigende 
Hand kann sich auch versöhnend ausstrecken, der eiserne 
Griff in sanftem Drucke sich lösen. Es liegt nahe genug, 
des Vergleiches wegen auf Zweck und* Wirkungen der 
Einzelhaft hinzuweisen. 

III. Die für eine etwaige Neueinführung in Betracht 
kommenden Strafmittel zerfallen in drei Gruppen. Entweder 
empfehlen sie sich nicht oder ihr Wesen erscheint zweifel¬ 
haft oder sie sind anzurathen. 

*. 1. Die in England sehr beliebte Friedensbürg¬ 
schaft eignet sich, wie ich anderwärts dar- und klargelegt 


*) Gennat, Jahrbücher für Kriminalpolitik, Bd. 1 S. 72. 

2 ) ßeuss, Grenzboten 1899, S. 450. 

8 ) Sichart, Die Rückfälligkeit, S. 35. v. Wah 1 berg, Be¬ 
trachtungen über die Freiheitsstrafen, S. 41. Vereinsbeschluss von 1880, 
Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 15 S. 72. 

4 ) Seuffert bei v. Stengel a. a. O., Bd. 2 S. 257. 

8 ) Zucker, Die Polizeiaufsicht, S. 20, 21, 40, 47. 

6 ) Ministerialerlass vom 30. Juni — 23. Juli 1900, § 9, bei 
Rosenfeld, Geschichte des Berliner Fürsorgevereines, S. 133. Dazu 
Seuffert a. a. O. In Hamburg werden ähnliche Versuche gemacht. 
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habe, 1 ) für uns weder allein, noch in Verbindung mit einer 
anderen Strafe (Verweis). 2 ) Ein durchschlagender Grund 
ist, dass sie nur für Wohlhabende Bedeutung hat, während 
die meisten Angeschuldigten kaum das Nothdürftigste ihr 
eigen nennen. 3 ) 

2. Ebenso ungeeignet ist die Aufenthalts¬ 
beschränkung als Hauptstrafe. Als Wirthshausverbot 4 ) 
hat sie in grossen Städten keinen Sinn, im Uebrigen ist 
sie, darin der jetzigen Polizeiaufsicht ähnlich, sehr geeignet, 
die Existenz zu vernichten. 5 ) Beides ist schon in meinem 
Gutachten für 1894 bemerkt und breiter behandelt. 6 ) 

3. Noch verfehlter wäre es, dem Hausarreste 
eine Stelle einzuräumen. Der Kampf um das Dasein beengt 
oft mehr als das Gefängniss, 7 ) insbesonders bringt das 
Leben des kleinen Mannes häufig genug erheblichere Be¬ 
schränkungen als das Gefängniss mit sich, 8 ) ja befindet er 
sich gewöhnlich in einem der Gefangenschaft ähnlichem 
Zustande, sodass ihm die Beschränkung der Freiheit keine 
grosse Qual ist. 9 ) Der Hausarrest ist wirkungslos bei 
solchen, die ohnedies an das Haus gebunden sind, und in 
grossen Städten fast unausführbar, 10 ) hierin der heutigen 


x ) Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 27 S. 448—449. Weitere 
Litteratur Ferri a. a. 0. (dagegen). Ellis a. a. 0. S. 307, 309 
(dafür). Fuhr a. a. 0. S. 298, 299, 307 (dafür). 

-) Seuffert a. a. O. bei v. Stengel. 

3 ) Dieselbe Ausführung bei Zucker a. a. O. S. 57. Aschrott, 
Die Reform des Strafen- und Gefängnisswesens, S. 48. Anm. 3. 

4 ) Fuhr a. a. 0. S. 299. 

5 ) Zucker a. a. 0. S. 40. 

6 ) Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 27 S. 439—440. Wegen 
Italien siehe noch Kr ohne a. a. 0. S. 97. Fuhr a. a. 0. S. 83 ff. 
Für die Aufenthaltsbeschränkung auch Seuffert a. a. 0. bei 
y. S t e n g e 1. 

7 ) Behrend, Geschichte des Gefängnisswesens, S. 116. 

8 ) Rittner, Randbemerkungen zu Mittelstädte S. 37. 

9 ) Demetz bei v. Würth a. a. O. S. 265. 

i°) Ferri a. a. O. 
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Polizeiaufsicht vergleichbar. Ganz ähnlich habe ich mich 
bereits vor Jahren ausgelassen. 1 ) 

3. Ich komme zur Deportation, deren Zulässig¬ 
keit, an und für sich betrachtet, nicht zu bezweifeln, deren 
Zweckmässigkeit aber stark bestreitbar und bestritten ist. 
Ich nehme ihr gegenüber eine nicht sowohl ablehnende, 
als abwartende Haltung ein 2 ) und erachte meinen 1894 
vertretenen Standpunkt 3 ) für unerschüttert Die einschlägige 
Litteratur habe ich zum grossen Theile gelesen, 4 ) insbe¬ 
sondere sämmtliche Schriften Brucks, 5 ) vermag diesem 
aber nur soviel zuzugeben, dass einige unserer Schutz¬ 
gebiete ganz oder theilweise ein auch dem körperlich 
schwer arbeitenden Europäer zuträgliches Klima haben 
(Südwestafrika, der Kilimandscharo, das Usambaragebirge, 
vielleicht Samoa). Versuche im Kleinen haben keinen 
Zweck und zu solchen im Grossen kann es leicht an 
Menschen fehlen, da nur die Gesündesten, Rüstigsten 

b Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 27 S. 451—452. Für den 
Hausarrest noch Seuffert a. a. O. bei v. Stengel. Wegendessen 
Dauer bis zu einem Monate in Italien Kr ohne a. a 0. S. 92 

2 ) Aelmlich Heim, Die ältesten und die jüngsten Verbrecher, 
S. 205, 207, 208. Seuffert, Ein neues Strafgesetzbuch, S. 60. 

!i ) Jahrbücher für Kriminalpolitik, Bd. 1, S. 65—67. 

4 ) Vergl. die Angaben in den Anmerkungen zu vorstehender 
Arbeit. Ferner Teilkampf, Die Besserungsgefängnisse, S. 154, 
207, 211. Lieber, Bruchstücke, S. 38. Härtel, Zucht, Arbeit, 
Strafe, S. 23, 24, 33, 91. Ferri a. a. O. S. 445. Reuss, Die 
Deportation; ders. Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 35, Sonderheft, 
S. 104. Sevfarth, Hinter eisernen Gittern, S. 123, 128. Derselbe 
Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 34, S. 174 ff. Jahrbücher für 
Kriminalpolitik, Bd. 1 S. 36 (Mittelstadt — bei Unverbesserlichen —), 
S. 116, 120, 121, (Frank — als Anhang zur höchsten Freiheitsstrafe —), 
Bd. 2 S. 24, (Schubert) S. 170, (Becker) dafür. Julius, Amerikas 
Besserungssystem, S. 214, 219. Kr ohne a. a. O. S. 268. Ri t tu er 
a. a. 0. S. 35. Clemens a. a. 0. S. 74. Baer, Die Gefängnisse, 
S. 304 ff., Jahrbücher für Kriminalpolitik, Bd. 1 S. 401, (Heim) 
Bd. 2 S. 32, (Merensky) dagegen. 

5 ) Fort mit den Zuchthäusern. Die gesetzliche Einführung der 
Deportation, Neudeutschland und seine Pioniere. Die Gegner der 
Deportation. 
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und Kräftigsten brauchbar sind. Mit ihnen soll sich doch 
aber wohl noch etwas Anderes anfangen lassen, abgesehen 
davon, dass mitangestrebt wird, die Deportirten nach 
beendeter Strafzeit als freie Ansiedler im Lande zu be¬ 
halten, was wahrscheinlich den Wenigsten genehm sein 
wird. Dagegen spricht mindestens, dass es den umfassen¬ 
den Bemühungen eines der hiesigen Anstaltsgeistlichen 
gelungen ist, entlassenen Strafgefangenen eine Keihe von 
Stellen im Auslande unter wohlannehmbaren Bedingungen 
zu verschaffen, dass die Annahme dieser Hilfe eine durch¬ 
aus freiwillige ist und dass sie mit tausend Freuden be- 
grüsst wird, dass aber noch Niemand sich wegbegeben 
oder ausgehalten hat. Kehren nun die ehemaligen Depor¬ 
tirten fast ausnahmslos in die Heimath zurück, so ist nicht 
recht ab- und einzusehen, was wir gebessert wären. 

Unter allen Umständen sind, was selbst ihr eifrigster 
Vorkämpfer Bruck eingesteht, Anwendbarkeit und damit 
Wirkung der Deportation engbegrenzt. Eine bemerkens- 
werthe Entlastung der Gefangenenhäuser steht somit nicht 
zu erwarten. Das spricht entschieden gegen sie. Und 
was dann, wenn sie sich trotz glänzender Vorherverkün¬ 
digung nicht bewährt ? Wir sind dann allerdings um eine 
Erfahrung bereichert, von der sich aber sehr fragt, ob sie 
nicht zu theuer erkauft ist, womit ich nicht sowohl die 
Geldaufwendungen, als das Einschlagen eines uns völlig 
neuen und unbekannten Kurses gemeint haben will. Im 
Kampfe gegen das Verbrecherthum soll und darf man 
wahrlich nicht scheu und ängstlich sein. Hier ist jedes 
mit der Menschlichkeit und dem jeweiligen Culturzustande 
vereinbare Mittel recht, es muss aber auch ein rechtes 
Mittel sein und das ist die Deportation schwerlich Wie 
seltsam übrigens, dass auf der einen Seite die Deportation 
damit anempfohlen wird, dass sie die trockene Quillotine 
der Zuchthäuser, die man lieber durch die Todesstrafe 
ersetzen solle, entbehrlich mache, 1 ) auf der anderen die 


*) Bruck, Neudeutschland und seine Pioniere, S. 23. 
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Deportation Verwerfung erfährt, weil sie auf einem Um¬ 
wege das Leben raube, sodass die ehrliche Vollstreckung 
der Todesstrafe vorzuziehen sei. 1 ) 

Auch Beschlüsse unseres Vereines von 1886 2 ) und 
der schlesisch-posenschen Gefängnissgesellschaft von 1894 !1 ) 
sprechen sich dahin aus, dass die Deportation nicht oder 
doch zur Zeit nicht zu empfehlen sei, und Russland denkt 
in Folge eines neuerlichen Befehles des Kaisers an be¬ 
deutsame Beschränkungen. 

Es wird bekannt sein, dass Preussen im vorigen Jahr¬ 
hunderte unter Friedrich Wilhelm III. nach Sibirien depor- 
tirt hat, indessen mit dem Erfolge, dass die Sache bald auf¬ 
gegeben wurde. Das ermuthigt gerade nicht und weitere 
Erfahrungen stehen für Deutschland nicht zur Verfügung. 
Im Hinblicke hierauf scheint mir ein Umsturz unserer Ge¬ 
setzgebung um so verfänglicher. 

y. Die braunschweiger Vereinsbeschlüsse umgehen 
die damals von mir angeregte Wiedereinführung der 
Prügelstrafe. Dass die von Ausschusswegen vorbe¬ 
reiteten Leitsätze ursprünglich dagegen waren, 4 ) also Stel¬ 
lung genommen hatten, insoweit aber zurückgezogen wur¬ 
den, 5 ) betrachte ich eher als ein gutes, denn ein schlechtes 
Zeichen für die Sache. Vielleicht erschien sie noch nicht 
genügend geklärt, vielleicht fürchtete man eine starke 
Spaltung und Zerklüftung, während bei der Wichtigkeit 
des Gegenstandes möglichst ungetheilte Abstimmung 
stattfinden sollte. Für mich besteht kein Zweifel, dass 
weitere Klärung jetzt nicht mehr zu erwarten, aber 
auch nicht von Nöthen ist. Ob sich nunmehr eine er¬ 
hebliche Mehrheit — denn auf Einstimmigkeit ist von 
vornherein nicht zu rechnen — dafür oder dawider zu¬ 
sammen finden wird, stehe dahin. Längeres Zögern 

*) Julius a. a. O. S. 218. 

! j Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 22 S. 181. 

3 ) 15. Jahresbericht S. 20. 

4 ) Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 28, Sonderheft, S. XXVI. 

6 ) Das. S. 32—33. 
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hülfe nichts und wäre, was schlimmer, schädlich. Lieber 
scharfer Waffengang, als träger Friede. Wieder einmal 
werden die Heerhaufen des deutschen Nordens und 
Südens zur Wahlstatt ziehen, um in diesmal geistiger 
Fehde die Klingen zu kreuzen. Denn soviel lässt sich 
übersehen, dass das Hauptlager der Freunde der Körper¬ 
strafe in Norddeutschland steht, das der Gegner jenseits 
der Mainlinie. Welches aber auch der Ausgang der 
Gedankenschlacht sei, einen- und dauerhafte Versöhnung 
und Bundesgenossenschaft ist ihr Endzweck. 

Trotzdem seiner Zeit ein Theil der Presse gleich einer 
wüthenden Meute über mich hergefallen ist, weiche ich 
von dem, was ich geschrieben 1 ) nicht um eines Haares 
Breite zurück. Wer mich oder andere um der Anhänger¬ 
schaft an die Prügelstrafe willen einen Barbaren nennt, 2 ) 
der schwelge getrost in solchen Kraftausdrücken. Seine 
Empfindsamkeit für das Verbrecherthum wird zur Barbarei 
gegen den anständigen Theil der menschlichen Gesellschaft. 
Im Uebrjgen wende ich dieser Art Widersacher gegenüber 
in etwas anderem Sinne 0 v i d s Eingangsworte zu den 
Tristien auf mich an 

Barbarus hic ego sum, quia non intellegor nlli. 

Ich halte daran fest, dass rohe Gewalt die einzige 
Autorität ist, welche rohe Naturen anerkennen, 3 ) dass, wer 
sich wie ein Vieh benimmt, als solches zu behandeln ist 4 ) 
oder wer sich als Bube beträgt, die Behandlung eines 
solchen hinzunehmen hat, 5 ) dass Prügel unschädlich 0 ) oder 

L ) Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 27 S. 452—456. 

-) z. B. v. Hippel a. a. 0. S. 243. Ungenannt, Blätter für 
Gefängnisskunde, Bd. 15 S. 256. 

3 ) v. Wintzingerode - Knorr, Die deutschen Arbeits¬ 
häuser, S. 26. 

4 ) Fuld, Gerichtssaal, Bd. 43 S 460. 

5 ) Höfling, Sächsisch - anhaitische Gefängniss - Gesellschaft, 
Bd. 9 S. 82. 

6 ) Julius a. a. O. S. 74, 282; Bär a. a. 0. S. 186, 188, 189, 
192; Sclimölder, Die Strafen und deren Vollzug, S. 51; Sächsisch- 
anhaltische Gefängnissgesellschaft. Bd. 9 S. 58 (v. Slupecki) S. 80 
(Höfling). 
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doch weniger schädlich als fortwährendes Hungern 1 ) und 
sofort verständlich sind, 2 ) dass die Ehre mit dem Stocke 
nichts zu thun hat, 3 ) durch ihn also nicht verletzt 
werden kann, 4 ) dass der Verbrecher sich selbst entehrt, 3 ) 
dass es Leute giebt, bei denen von einer Erniedrigung 
durch Prügel nicht zu reden ist, 3 ) weil sie keine Ehre zu 
verlieren haben, 7 ) die deshalb auch nicht hinausgeprügelt 
werden kann, 8 ) dass das Ehrgefühl der breiten Massen 
nicht so hoch gespannt ist, als wir glauben gemacht 
werden sollen 9 ) und dass endlich die Vollstreckung noch 
nicht gesehen hat 10 ) oder sich stärkere Nerven beilegen 
mag, 11 ) wer dabei Beklemmungen fühlt. In Ansehung 
der Jugendlichen insbesondere behaupte ich ferner, dass 
mancher nicht in das Gefängniss käme, wenn der Stock 
rechtzeitig ein Wort mit ihm gesprochen hätte 12 ) und dass 
Prügel gerade und vorzugsweise dem jugendlichen Ge- 
müthe verständlich sind. 13 ) Gegen keine andere Strafe 
werden gleich viele inhaltlose Redewendungen, deren 
heftigste, dafür aber gegen den Urheber selbst sich kehrende 
der Barbarei, bereits abgefertigt ist, vorgebracht. 14 ) 

Die Prügel sind als gerichtliche Strafe aufgehoben 
worden, weil sich die allgemeine Stimme gegen den Miss¬ 
brauch erhob, 15 ) der Unwille sich gegen das Hauen ohne 


*) v. Wintzingerode-Knorr a. a. O. 

2 ) Krause a. a. 0. S. 110; Lanz, Die Prügelstrafe S. 16—17. 

3 ) Stiebei, Strafmethoden S. 68. 

4 ) Schmölder, Die Strafen und deren Vollzug, S. 52; Un¬ 
genannt Kriminalistische Streifzüge S. 18, 20. 

5 ) Schmölder a. a. O. 

G ) Illing, Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 13 S. 161. 

7 ) Reuss, Grenzboten 1897, S. 256. 

8 ) Höfling a. a. 0. S. 81. 

9 ) Lanz a. a. 0. S. 40. 

10 ) Lanz a. a. O. S. 30 Anm. 

u ) v. Valentini, Das Verbrecherthum, S. 55. 

12 ) Höfling a. a. O. S. 82. 

13 ) v. Slupecki a. a. 0. 

14 ) Krause a. a. 0. S. 71, 82, 88. 

15 ) Strosser, Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 13, S. 143. 
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Mass und Ziel richtete. 1 ) Für Preussen ist durch Lanz 2 ) 
der Nachweis erbracht, dass, wie schon der Wortlaut des 
Erlasses vom 6. Mai 1848 ergiebt, die politische Erwägung 
der Gleichberechtigung aller Stände durchschlug. Be¬ 
kanntlich waren nur Angehörige der unteren Klassen der 
körperlichen Züchtigung unterworfen. Hier lag die sinnen¬ 
fälligste, weil fühlbarste Ungleichheit vor, die der Erlass 
im Vorwege beseitigte. Er ist ein Einzelausdruck dessen, 
was durch Art. 4 der Verfassung vom 31. Januar 1850 
Gemeingut geworden ist. Die Folge hätte sehr wohl die 
andere sein können, dass auch die bevorrechteten Stände 
dem Strafmittel unterstellt worden wären. Keinenfalls 
handelte es sich damals um mehr oder etwas Anderes, 
als die nüchterne Erledigung eines aus der gesammten 
Sachlage als geradezu selbstverständlich sich aufdrängen¬ 
den Forderung. Der Folgezeit war es Vorbehalten, ge¬ 
spreizte Betrachtungen sub specie aeterni anzustellen. 

Ruhige Beurtheiler erkennen an, dass bei Abschaf¬ 
fung der Prügelstrafe zu weit gegangen worden ist 3 .) Folge¬ 
weise ist es nicht ausgeblieben, dass die Stimmen sich 
mehren, welche Prügel wieder als gerichtliche Strafe 
wollen, 4 ) dass die Bewegung für ihre Wiedereinführung 
grosse Fortschritte macht, 5 ) ja dass der Ruf nach ihr, 
namentlich für Jugendliche, in den weitesten Kreisen er¬ 
tönt 6 ) und sie sogar als einmüthiges Verlangen der Volks¬ 
stimme angesprochen wird. 7 ) Der Wellenschlag ist in der 
Litteratur deutlich genug zu spüren. Ich glaube, sie an¬ 
nähernd vollständig zu kennen und mache ausser den 
bereits angeführten Schriftstellern, die mit Ausnahme 


*) Hi 11 er a. a. 0. S. 145. 

-) In der mehrfach angeführten Schrift. 

3 ) Hi 11er a. a. 0. 

4 ) Strosser a. a. 0. 

h ) Hi 11 er a. a. 0. S. 144. 

6 ) Jacobs, Die Besserung des Verbrechers, S. 49, 50. 

7 ) Regitz, Sächsisch-anhaltisehe Gefängnissgesellschaft, Bd. 4 
S. 53, Bd. 5 S. 46, Bd. 9 S. 81. 
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v. Hippels, Baers und eines Ungenannten sich sämmt- 
lich zur Prügelstrafe bekennen, namhaft 

a) als deren fernere Freunde im Allgemeinen 
Mittelstadt/) v. Schwarze, 2 ) Rittner, 3 ) 
Böhme, 4 ) Reusche, 5 ) Chuchul, 6 ) Kurella, 7 ) 
Hamm, 8 ) Krauss, 9 ) Simonson, 10 ) unge¬ 
nannter Verfasser (anscheinend ein preussischer 
Staatsanwalt), 11 ) Härte l, 12 ) der sie auch als Zu¬ 
satzstrafe 13 ) und sogar als Ersatzstrafe für nicht 
bestreitbare Geldstrafen 14 ) zulassen will, 15 ) 

b) als Anhänger in der Beschränkung auf Jugend¬ 
liche, Aschrott, 16 ) Heim, 17 ) Schmölder, 18 ) 
Potel, 19 ) 


4 ) Gegen die Freiheitsstrafe, S. 82. 

2 ) Für die Freiheitsstrafe S. 42. 

3 ) a. a. O. S. 34. 

4 ) Die Gefängnisswissensehaft S. 63, Anm. S. 64. 

5 ) Gefängnissstudien, S. 15, 102. 

6 ) Zum Kampfe gegen Landstreicherei und Bettel, S. 9. 

7 ) Naturgeschichte des Verbrechers S. 264. 

8 ) Rheinisch-westfälische Gefängnissgesellschaft, Bd. 65 S. 136. 

9 ) Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 34 S. 166. 

10 ) v. Liszts Zeitschrift Bd. 11, Beilageheft S. 29. 
u ) Die Verbrecherwelt von Berlin, S. 241. 

12 ) Zucht, Arbeit, Strafe, S. 24, 61, 71, 92. 

13 ) a. a. O. S. 30. 

14 ) a. a. O. S. 25, 31, 71. 

15 ) Siehe noch L a n z a. a. O., S. 34, Krause a. a. 0. S 109, 117; 
Jacobs a. a. O., S. 48, 90; Reuss, Kasseler Verein für innere 
Mission, Heft 3 S. 15, 20. 

16 ) Die Reform des Strafen- und Gefängnisswesens, S. 36, 39. 

17 ) Die ältesten und die jüngsten Verbrecher, S. 79, 107; Jahr¬ 
bücher für Kriminalpolitik, Bd. 1 S. 389. 

18 ) a. a. 0. und Rheinisch - westfälische Gefängnissgesellschaft, 
Bd. 64 S. 106. 

19 ) Sächsisch-anhaltische Gefängnissgesellschaft Bd. 9, S.100, 101. 
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c) als Gegner 

Berner, 1 ) Kr ohne, 2 ) Ellis, 8 ) Seuffert, 4 ) 
Clemens, 5 ) Seyfarth, 6 ) Wirth. 7 ) 

Zwar soll man die Stimmen wägen und nicht zählen, 
wer möchte sich aber unterfangen, zu behaupten, dass die 
so viel zahlreicheren Verfechter der Prügelstrafe an wissen¬ 
schaftlichem Ansehen, Werthe und Gewichte hinter deren 
Feinden zurückstehen? Unter ersteren befindet sich eine 
Beihe Geistlicher, unter letzteren einer. Das ablehnende 
Verhalten gefällt sich meist in den genugsam beleuchteten 
Wendungen. Seuffert schenkte sich früher selbst diese, 
Seyfarth stützt sich nur auf die längst widerlegten 
Schilderungen der Vollstreckung bei K r o h n e und Wirth 
und Clemens erklärt kühnlich, die Sache habe zuwenig 
Anhänger. Neuestens frischt Seuffert die abgestandene 
Wendung auf, der letzte Funke Ehrgefühl werde hinaus¬ 
geprügelt und die Vollstreckung übe auf die Gemüths- 
beschaffenheit der Anwesenden einen verhängnissvollen 
Einfluss. Hiermit tischt er das Märchen von der Ver¬ 
rohung des Prügelmeisters unter anderer Fassung wieder 
auf. Er verschmäht Prügel auch als Disziplinarstrafe und 
verlangt bei Jugendlichen mindestens Beschränkungen. 
Seine Gründe sind hier nicht besser als bei der Todes¬ 
strafe. Da er jede auf Erörterung der Wiedereinführung 
der Prügelstrafe verwandte Minute für ZeitverschWendung 
erklärt, so nimmt es Wunder, dass er sich damit auf hält. 

Von den sich mit dem Strafen- und Gefängnisswesen 
befassenden grossen Vereinigungen in Deutschland haben 
zwei zur Prügelstrafe Stellung genommen. Während ein 


*) a. a. 0. S. 244. 

*) a. a. 0. S. 221. 

3 ) a. a. O. S. 302. 

4 ) Die Bewegung' im Strafrechte, S. 68; Ein neues Strafgesetz¬ 
buch S. 57—58. 

5 ) a. a. 0. S. 80. 


6 ) Hinter eisernen Gittern, S. 93. 

7 ) Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 21 S. 271. 
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Beschluss der sächsiseh-anhaltischen Gefängnissgesellschaft 
von 1893 sie nur als Nebenstrafe, nur bei Jugendlichen, 
nur bei Verbrechen oder Vergehen und nur bei roher Ge¬ 
sinnung oder sittlicher Entartung vorschlägt, 1 ) ist die 
rheinisch-westfälische Gefängnissgesellschaft schon mehrere 
Jahre früher erheblich weiter gegangen. Ihre Beschlüsse 
von 1890 2 ) und 1891 3 ) fordern körperliche Züchtigung für 
Jugendliche und für rachsüchtige oder muthwillige Sach¬ 
beschädigung, vorsätzliche Körperverletzung und Roheits¬ 
und Sittlichkeitsverbrechen Erwachsener. 

Der nordw^estdeutsche Gefängnissverein und, soviel 
ich habe feststellen können, die Gefängnissgesellschaft für 
Schlesien und Posen haben den Gegenstand nicht auf ihren 
Tagesordnungen gehabt. Von der Stellungnahme des Vereins 
der deutschen Strafanstaltsbeamten war bereits die Rede. 
Im Uebrigen hat er mittelst Beschlusses von 1877 4 ) Hiebe 
wenigstens als Disziplinarstrafe für Jugendliche 5 ) verlangt. 
Unwidersprochen gebliebenen Zeitungsnachrichten zufolge 
ist endlich vor längerer Zeit aus kaiserlichem Munde ein 
Wort zu Gunsten der Prügelstrafe gefallen. 

Man beruft sich ja so gern auf die Stimmen des 
öffentlichen Gewissens. Nun, ich meine, sie spricht für 
den, der Ohren hat zu hören, vernehmlich genug, so miss¬ 
tönend freilich ihr Klang manchen bedünken will. 

Und wie steht es anderwärts? Es wird geprügelt in 
England, 7 ) Schweden, 5 ) Norwegen, 8 ) Dänemark, 9 ) Fin- 

*) Bd. 9 S. 94. 

*) Bd. 63 S. 32. 

8 ) Bd. 64 S. 121, 122. Dazu v. Rohden, Geschichte der 
Gesellschaft, S. 83. 

4 ) Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 13 S. 176. 

5 ) Also weitergehend als § 34 Abs. 6 der Grundsätze des 
Bundesrathes. 

fi ) Krohne a a. 0. S. 55. Aschrott, Die Reform des Strafen- 
und Gefängniss wesens, S. 36. Ders., Strafen System und Gef ängniss- 
wesen in England, S. 105. Ders., Nachtragshaft hierzu, S. 49. Krause 
a. a. 0. 8. 67, 70. Wrede, Die Körperstrafen, S. 232. 

7 ) Krause a. a. 0. 

8 ) Krause a. a. O. 

9 ) Krause a. a. 0. 
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land, 1 ) Kussland, 2 ) Griechenland, 3 ) Montenegro 4 ) und in 
dem nordamerikanischen Staate Delaware. 5 ) Jugendliche 
allein werden gezüchtigt in Schottland, 6 ) Irland 7 ) und einigen 
englischen Kolonieen (Viktoria und Neu-Süd-Wales.) 8 ) Die 
gleiche Beschränkung wird auch noch behauptet von Eng¬ 
land, 9 ) Norwegen 10 ) und Dänemark. 11 ) Scheide man getrost 
die wenigen Länder der Halbkultur Russland, Griechen¬ 
land und Montenegro aus, so bleiben noch genug übrig, 
deren Civilisation hinter der unsrigen wahrlich nicht 
zurücksteht und merkwürdiger-, aber auch bezeichnender¬ 
weise sind es fast ausschliesslich rein- oder gemischtger¬ 
manische, unter ihnen zwei, deren freiheitliche Einrich¬ 
tungen uns nicht genug angepriesen werden können, 
nämlich England und Norwegen, ja sogar ein eigentlicher 
Freistaat (Delaware). Dabei wird noch besonders bezeugt, 
dass das Strafmittel in Norwegen bei Jugendlichen häufig 12 ) 
und in Dänemark insbesondere auch gegen jugendliche 
Mädchen 13 ) zur Anwendung gebracht werde. Wie rück¬ 
ständig und beschämt müssen jene Staaten sich von Rechts¬ 
wegen fühlen, wenn sie hören, dass bei den — noch dazu 
den meisten stammverwandten — Deutschen das Sitzfleisch 
nicht minder des halbwüchsigen Burschen, als des aus¬ 
gewachsensten Schandbuben gleicherart res extra commer¬ 
cium ist. Statt dessen wird unser gefühlvoller Abscheu 
vor etwas geplatzter Haut mitleidig belächelt. 


*) Krause a. a. 0. K roh ne a. a. 0. S. 124. 

-) Krause a. a. 0. 

3 ) Krause a. a. 0. 

4 ) Krause a. a. 0. 

5 ) Krause a, a. 0. 

6 ) Morrison, Jugendliche Uebelthäter, S 101. 

7 ) Morrison a. a. 0. 

8 ) Morrison a. a. 0. 

9 ) Morrison a. a. 0. 

10 ) Morrison a. a. 0. Kr oh ne a. a. 0. S. 125. 
n ) Morrison a. a. 0. 

v2 ) Morrison a. a. 0. 

13 ) Morrison a. a. 0. 
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Das Liebäugeln mit England ist in manchen theils 
politischen, theils wissenschaftlichen deutschen Kreisen 
nahezu in Sucht ausgeartet. Ich will darum gerade Eng¬ 
lands wegen noch Einiges anführen. Dort giebt es Prügel 
dem Gesetze nach auch für Weiber. 1 ) Sie kommen vor 
als Haupt-, wie als Zusatzstrafe. 2 ) Man wünscht sie öfter 
angewandt zu sehen und die Richter beherzigen dies Ver¬ 
langen mehr und mehr. 3 ) Wie in Norwegen, sind auch 
hier Prügel bei Jugendlichen häufig, 4 ) sodass die — übrigens 
unvollständige — Zahl der Bestrafungen sich im Jahre 
1884 auf 3284 5 ) und im Jahre 1893 auf rund 3000, 6 ) genauer 
auf 3330 7 ) belief. 

Doch genug hiervon. Es ist mir besonders verargt 
worden, dass ich die Frauen nicht verschonen will. 
Krause stimmt mir an sich zu, wendet aber gewisse 
gesundheitliche Bedenken ein, 8 ) die ich für so schwer¬ 
wiegend nicht zu erachten vermag. Eben erwähnte ich, 
dass in England das weibliche Geschlecht als solches 
keine Ausnahme bildet, und wenig vorher, dass in Däne¬ 
mark Mädchen jugendlichen Alters geschlagen werden. 
Ausgezeichnete Männer, wie v. S tramp ff, Hitzig, El- 
vers und Pape befürworteten seiner Zeit Schläge für 
Weiber 9 ) und Schmölder verlangt sie für Mädchen bis 
zu fünfzehn Jahren. 10 ) Als Disziplinarstrafe dürfen sie jetzt 
eintreten, soweit sie als Schulstrafe zulässig sind, 11 ) und 

1 ) Asch r ott, Strafensystem und Gefängnisswesen in England, 
S. 105. Krause a. a. O. 

2 ) Aschrott a. a. O. und Nachtragsheft hierzu S. 49. 

а ) Siehe vorige Anm. 

4 ) Aschrott, Strafensystem und Gefängnisswesen in England, 
S. 200. Krause a. a. O. 

б ) Siehe Aschrott in voriger Anm. 

6 ) Morrison a. a. O. 

7 ) Aschrott a. a. O. 

8 ) a. a. 0. S. 123. 

9 ) Krause in voriger Anm. 

1J ) Rheinisch-westfälische Gefängnissgesellschaft, Bd. 64 S. 106 
und bei Krause a. a. 0. S. 124. 

n ) Grundsätze des Bundesrathes, § 34 Abs. 6. 
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seitens mehrerer deutscher Arbeitshäuser 4 ) und einer 
österreichischen Strafanstalt *) ist ihre Zulassung auch 
gegen erwachsene Weiber gefordert worden. Den gleichen 
Wunsch haben wohlgebildete Beamtinnen des hiesigen 
Frauen gef ängnisses wiederholt verlauten lassen. Wozu 
also der Lärm und was sagt man zu Fliedner’s Vor¬ 
schlag, rückfälligen weiblichen Gefangenen die Haare ab-' 
zuschneiden 3 ) Der hochachtbare und wohlmeinende Geist¬ 
liche und Mitbegründer der inneren Mission und einer der 
ersten, bedeutendsten und thätigsten Gefängnissgesellschaf- 
ten Deutschlands wird ja wohl nicht im Gerüche des 
Barbarenthums stehen. Was aber härter ist, den Kopf¬ 
schmuck, eine der schönsten äusseren Zierden des Weibes, 
zu verlieren oder auf den Hintertheil etliche Streiche zu 
erhalten, wage ich nicht zu entscheiden. 

Wie stellt man sich ferner zu dem Ausspruche Bleu- 
1 e r\s. vielleicht werde man später einmal für gewisse Fälle 
— gemeint sind Verbrechen wider die Sittlichkeit — die 
Entmannung als nützlich und anwendbar ansehen, 4 ) und zu 
dem Verlangen Näck e’s, die sogenannten Degenerirten 
ohne Rücksicht auf Straffälligkeit, d. h. allein der Degenera¬ 
tion wegen, und einschliesslich der Weiber, bei denen die 
Sache allerdings schwierig sei, besonders aber Sittlichkeits¬ 
verbrecher, zu kastriren? 5 ) Beide Schriftsteller sind Aerzte 
und theilen die Meinung, dass trotz solchen Eingriffes die 
sinnliche Begierde nicht ertödtet werde, nicht. Bleuler 
erwärmt sich übrigens für thunlichst schonende Behandlung 
der Verbrecher und Näcke führt eine gar nicht so kleine, 
vorzugsweise von Italienern herrührende und in zustimmen¬ 
dem Sinne gehaltene Litteratur an. 3 ) Auch ich halte bei 

A ) v. Hippel a. a. 0. S. 242. 

*) Hiller a. a. 0. S. 134. 

3 ) v. Rohden a. a 0. S. 126. 

4 ) Der geborene Verbrecher, S. 75 Anm. 

5 ) Gross, Archiv für Kriminalanthropologie, Bd. 3 S. 58 
bis 85, bezüglich der Sittlichkeitsverbrecher besonders S. 74, 77 und 
Anm. 2 S. 78. 

6 ) a. a. 0. S. 74 Anm. 2. 
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einigen strafbaren Handlungen gegen die Sittlichkeit, wie 
Exhibition und Verbrechen an Kindern, die Anwendung von 
Freiheitsstrafen unter Umständen für arge Verkehi theit. 
Es liegt doch kein Verstand darin, wegen Erregung öffent¬ 
lichen Aergernisses vier-, sechs-, selbst neunmal hinter¬ 
einander, zuletzt immer auf zwei Jahre, in das Gefängniss 
zu sperren, namentlich dann nicht, wenn die Betreffenden 
rund heraus erklären, sie würden alsbald das Gleiche wieder 
begehen. Solche Fälle, wie nach mehrfacher Aburtheilung 
wiederholte Verbrechen gegen § 176 Ziff. 3 Str.-G -B sind 
hier nicht übertrieben selten. Die Thäter sind entweder 
geistig Unglückliche und gehören dann in das Irrenhaus 
oder es sind verhärtete Verbrecher, deren sonderartliches 
Thun und Treiben durch Freiheitsstrafen so unwirksam 
als möglich getroffen wird. Für sie erübrigen nur Leibes¬ 
strafen. Die Zeit wird und muss kommen, dass der Ge¬ 
danke an die Entmannung greifbare Gestalt gewinnt. Ich 
verfolge ihn an dieser Stelle nicht weiter, sondern will nur 
zeigen, wie es rathsam ist, mit dem Entsetzen vor Prügeln 
etwas hauszuhalten, damit man sich nicht verausgabt habe, 
wenn es noch böser kommen sollte. 

Mit einem Einwurfe heisst es schliesslich noch ab¬ 
rechnen. Von der Prügelstrafe an sich nicht abgeneigter 
rechtsgelehrter Seite geschah mir gegenüber gelegentlich 
die Aeusserung, jene „deklassire“, man werde daher viel¬ 
leicht den Bauernlümmel hauen lassen, nicht aber den 
Studenten oder den Sohn des Geheimerathes. Wer in¬ 
dessen Prügel verdient, hat sich zuvor selbst „deklas- 
sirt“, sie sind nur die äussere Bestätigung innerlicher 
Rohheit oder Gemeinheit. Wie ist denn aber solche 
Auffassung überhaupt nur denkbar? Die Gerechtigkeit trägt 
doch nicht einen durchsichtigen Schleier, sondern eine un¬ 
durchdringliche Binde vor den Augen und der Richter soll 
- nach Aristoteles das Stxcaov efi^vxov sein und daher &vev 
Tr^oQooTcokyj^focQj wie Paulus sagt, seines Amtes walten. 
Obiges drückt eine leider recht verbreitete Meinung aus,« 
die — ebenso leider — eine schwere Beleidigung ist, weil 
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sie den Gerichten Ausübung von Klassenjustiz zutraut, die 
ihnen freilich von der Sozialdemokratie offen in das Ge¬ 
sicht geschleudert wird. Ist der Student, weil mit Prügel 
bestraft, als solcher nicht mehr möglich und insoweit seine 
Zukunft verwirkt, so hat er das sich selbst zuzuschreiben 
und die studirende Jugend mag froh sein, von ihm befreit 
zu werden. Wer verfeinerte Anschauungen, Gewohnheiten 
und Sitten gelernt hat, ist verantwortlicher und strafbarer 
als der Mann ungebildeter Kreise. Ich meine daher, dass 
bei bewandten Umständen jener eher zu prügeln ist als 
dieser. Sind denn nicht Prügel angebracht bei den 
Beschädigern der Bildwerke in der Siegesallee, selbst 
wenn oder richtiger gerade wenn Studenten die Thäter 
waren? Weiter: Dem Bauernburschen soll anscheinend 
das Deklassirtwerden nichts schaden und gleichwohl kann 
sein Ehrgefühl zarter sein als das des Studenten. Wo der 
Deklassirte des gemeinen Volkes zu bleiben hat, wird 
nicht gesagt, wenn nicht als wahre Meinung zu unter¬ 
stellen ist, er sei gar nicht deklassirt. Der verlorene Sohn 
des Vornehmen aber soll wohl einige Stufen herabsteigen 
und für andere Schichten oder Stände gut genug bleiben. In 
Wahrheit ist es doch aber so, dass es anständige Menschen 
giebt und solche, die das nicht sind. Beide Arten sind bei 
Hoch und Niedrig vertreten. Wer anständig oder ein Lump 
ist, bleibt es, gleichviel, welchem Stande er angehört. 

Will man die Prügelstrafe nicht im vollen Umfange 
einführen, so können die erwachsenen Weiber, eventuell 
noch die erwachsenen Männer, äusserstenfalls sämmtiiche 
Weiber ausgeschlossen werden. Unter Erwachsenen ver¬ 
stehe ich hier, meinem Gutachten über die Heraufsetzung 
des Strafmündigkeitsalters nachgehend, die über 21 Jahre 
Alten. So sehr jede persönliche Beschränkung nach Alter 
oder Geschlecht zu bedauern wäre — sachliche ergeben 
sich mindestens bei Erwachsenen nach Massgabe der 
Beschaffenheit und des Beweggrundes der That als selbst¬ 
verständlich —, so ist doch mit einem Anfänge viel 
gewonnen. Das Andere wird dann schon kommen. 
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B. Das Str.-G.-B. weist eine Fülle von Freiheitsstrafen 
wie vor ihm kein anderes, nämlich sechs, auf: Zuchthaus, 
Gefängniss, Festungshaft, Haft — als einfache und 
geschärfte —, Arbeitshaus. Man sieht deshalb mindestens 
eine als überflüssig an 1 ) und bezeichnet als solche bald 
das Zuchthaus, 2 ) bald die Haft, 3 ) während andere wenigstens 
das Anwendungsgebiet der Festungshaft erweitern wollen. 4 ) 
Auch ich bin für Beseitigung der Haft und ver¬ 
mehrte Anwendung von Festungshaft eingetreten und 
beziehe mich dieserhalb auf die im Gutachten für die 
Versammlung von 1894 entwickelten Gründe. 5 * ) 

C. I. Eine Verminderung der Freiheitsstrafen auf vier 
hat eine Vereinfachung des Systems zur Selbstfolge. 
Damit ist es aber noch nicht gethan, vielmehr muss jeder 
Freiheitsstrafe ein bestimmter Inhalt gegeben werden, 
damit sie sich von jeder anderen scharf unterscheidet. 
Hierin versagt das Strafgesetzbuch beinahe gänzlich. 
Soweit es Unterscheidungsmerkmale aufstellt, sind sie ent¬ 
weder in Wirklichkeit keine oder aber erscheinen falsch. 
Immer lauter erschallt daher — selbst auswärts 0 ) — der 
Ruf nach Differenzirung der Freiheitsstrafen, 
insbesondere des Zuchthauses und des Gefängnisses 7 ) 
mindestens im Strafvollzüge 8 ) In letzterer Beziehung 
enthalten die Grundsätze des Bundesrathes von 1897 


4 ) Klein feil er a. a. 0. S. 59. 

'-) Seuffert, Ein neues Strafgesetzbuch, S. 63. 

3 ) Kulemann a. a. 0 S. 153. 

4 ) Sontag a. a. 0. S. 198; Clemens a. a. O. S. 82, 84. 
Aschrott, Die Reform des Strafen- und Gefängnisswesens S. 29, 
Anra. 22; Wach, Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 36 S. 13. 

5 ) Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 27 S. 433—435. 

* 5 ) Aschrott, Strafen- und Gefängnisswesen in England, 
Nachtragsheft S. 19. 

7 ) Schmidt, Aufgaben der Strafrechtspflege, S. 125; Fuhr 
a. a. 0. S. 303; Schmölder, Drei Aufsätze S. 20; Gennat, Jahr¬ 
bücher für Kriminalpolitik, Md. 1 S. 70, Bd. 2 S. 108. 

8 ) Vereinsbeschluss von 1889, Blätter für Gefängnisskunde, 
Bd. 25 S. 245. 
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Ansätze und Versuche. Gewiss kann der Strafvollzug an 
der Vertiefung des Unterschiedes betheiligt werden, seine 
Mitwirkung darf aber äusserlich nur eine bescheidene sein 
und ist ausser Stande, das innere Wesen nachhaltig zu 
gestalten. Denn die grundsätzliche Scheidung ist eine 
kriminalpolitische, durch Gesetz zu lösende Aufgabe, keine 
Sache der Verwaltungstechnik. 

II. Aus dem geltenden Rechte ergiebt sich als ein¬ 
ziger Eintheilungsgrund der Freiheitsstrafen die Ver¬ 
pflichtung, beziehungsweise Nichtverpflichtung zur Arbeit. 
Der Arbeitszwang ist nach Graden abgestuft und theils 
räumlich, d. h. an das Anstaltsinnere, gebunden, theils 
nicht Nun hat aber einerseits die Freiheitsstrafe an sich 
mit der Arbeit nichts zu thun, andererseits giebt es 
Niemanden der nicht irgendwie arbeiten muss l ) und ist der 
Zwang zur Arbeit für den Freien oft härter, als er sich 
gegen den Gefangenen üben lässt. 2 ) 

Ich vermag mir ausserdem keine schnödere Miss¬ 
achtung des kulturellen, sittlichen und erzieherischen 
Werthes der Arbeit zu denken, als sie in der Auffassung 
des Strafgesetzbuches, dessen § 16 obenein verschiedener 
Auslegung fähig ist, zu Tage tritt. Arbeit ist ein Segen, nicht 
ein Fluch, 3 ) eine Lust, nicht eine Last. 4 ) Keine Art der 
Arbeit schändet 5 ), darum hat sie, wie gesagt, erzieherischen 
Zweck 6 ) und Werth, 7 ) ist sie sogar ein hervorragendes 
Erziehungsmittel, 8 ) aber, wie ich auch schon bemerkte, 
weder Element, 9 ) noch Erschwerung der Strafe. 10 ) Es ist 

1 ) Gennat, Jahrbücher für Kriminalpoiitik, ßd. 2 S. 105. 

■) Gennat in voriger Anm. S. 104. 

3 ) Gennat in vor. Anm. S. 105. 

4 ) Heim, Die ältesten und die jüngsten Verbrecher, S. 210. 

5 ) Wacker, Das Gefängnisswesen in Baden, S. 9. 

G ) Fuchs, Die Gefangenenschutzthätigkeit, S. 120. 

7 ) Wacker a. a. O. S. 11, Hartmann, Der jugendliche Ver¬ 
brecher, S. 36; Grundsätze des Bundesrathes § 18 Abs. 2. 

8 ) Wacker a. a. O. S. 33; v. Wahlberg in v. Liszts Zeit¬ 
schrift Bd. 11, S. 327. 

9 ) v. Wahlberg in voriger Anm. 

lü ) Wacker a. a. 0. S. 9. 
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durchaus unrichtig, dass die erzwungene Arbeit keinen 
sittlichen Werth habe. Man denke nur an den Schüler 
und den Beamten, die gleich den Gefangenen bestraft 
werden, wenn sie nichts thun oder faul oder lüderlich 
arbeiten. Wie soll weiterhin die Arbeit eine Verschärfung 
der Strafe sein, wenn sie als — wie sich füglich behaupten 
lässt — sehr wirksame Disziplinarstrafe l ) entzogen werden 
kann ? 2 ) Bei Neuordnung des Strafensystems ist daher 
der Standpunkt des Str.-G.-B. als durch und durch verkehrt 
ganz und gar preiszugeben. Jeder Gefangene hat 
zu arbeiten, aus der Art, Auswahl und Zutheilung der 
Arbeit und der Arbeitszeit, Arbeitsleistung und Arbeits¬ 
belohnung aber ergeben sich die Unterschiede. 

UI. Das Str.-G.-B. enthält im Keime das, wovon ich 
bei Abgrenzung der an noch verbleibenden vier Freiheits¬ 
strafen ausgehe. § 20 macht nämlich bei gleichzeitiger 
Androhung von Zuchthaus und Festungshaft die Verhängung 
des ersteren davon abhängig, dass die That ehrloser 
Gesinnung entsprungen ist. Es muss also eine Feststellung 
in dieser Richtung getroffen werden und ein Zweifel genügt, 
das Zuchthaus durch die Festungshaft auszuschliessen. 
v. Calker verlangt auf Grund dessen bei jedem Ver¬ 
brechen je nach der Gesinnung des Thäters wahlweise 
Bedrohung mit Zuchthaus oder Festungshaft 3 ) Ich möchte 
den Gedanken auf etwas andere Weise fruchtbar machen, 
indem ich eine unter allen Umständen und durch sich 
selbst entehrende und eine niemals die Ehre antastende 
Strafe, dort Zuchthaus, hier Festungshaft, gesetzt wünsche. 
Ausschliesslich Zuchthaus soll stehen auf ehrlose Hand¬ 
lungen, die vereinzelt und ausnahmsweise kraft Gesetzes 
zu solchen erklärt werden können, regelmässig aber in 
festgewurzelter Ehrlosigkeit der Gesinnung des Thäters 
ihren Ursprung haben müssen. Es ist mithin nicht jede 


*) Grundsätze des Bundesrathes § 34 Abs. 1 Ziff. 4. 

2 ) Gennat, Jahrbücher für Kriminalpolitik Bd. 2 S. 106. 

3 ) Strafrecht und Ethik, S. 29. 
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irgendwie, wo und wann in die Erscheinung tretende, 
sondern eine als dauernder, sei es von Anfang an vor¬ 
handener, sei es nach und nach gewordener Zustand und 
damit als Charaktereigenschaft anzusehende Ehrlosigkeit 
gemeint. Die grosse Mehrzahl von Verbrechen ist ehrlos 
und zeugt von entsprechender Gesinnung. Letztere kann 
aber sehr wohl eine augenblickliche und einmalige Abirrung 
von sonst ehrenhafter Denkweise sein. Zuchthaus ist in 
solchem Falle nicht zu rechtfertigen. Im Gegensätze hierzu 
wird sich eingewurzelte Ehrlosigkeit für gewöhnlich fest¬ 
stellen lassen bei wiederholtem Rückfalle, bei geschäfts-, 
gewerbs- oder gewohnheitsmässiger Verbrechensbegehrung, 
bei Unverbesserlichkeit. Die Eigenart des Zuchthauses ist 
aber nur dann voll gewahrt, wenn es durch keine andere 
Strafart ersetzt werden darf, also selbst bei Annahme 
mildernder Umstände eintreten muss, vorausgesetzt natür¬ 
lich, dass die Annahme mildernder Umstände nicht etwa 
die Verneinung der Ehrlosigkeit zur Folge hat. Im Uebrigen 
ist das Strafmass auf 3—15 Jahre, im Falle mildernder 
Umstände im Anschlüsse an das Hamburgische Str.-G.-B. 
Art. 8 auf mindestens 6 Monate, festzusetzen und daneben 
die Lebenslänglichkeit beizubehalten und auf Unver¬ 
besserliche 1 ) schwerster Art auszudehnen, auch bei 
ihnen aber ernsthaft durchzuführen und nicht etwa durch 
die Halbheit einer unbestimmten Verurtheilung 
und einer Einsperrung auf unbestimmte Zeit und bis zu 
bewiesener Besserung zu ersetzen. 2 ) Für Unverbesserliche 
wären des Ferneren besondere, nur für sie bestimmte 


*) Wegen des Begriffes Gennat Jahrbücher für Kriminal¬ 
politik Bd. 1 S. 44—45. Beschluss der sächsisch-anhaltischen Gefängniss- 
gesellschaft von 1894 das. 


2 ) Gennat, Jahrbücher für Kriminalpolitik, Bd. 2 S. 67—68, 70. 
Siehe noch Seyfarth a. a. 0. S. 131; Zucker a. a. 0. S. 79; 
Wach, Blätter für Gefängnisskunde, Band 36 Seite 10; anderer¬ 
seits Heim, Die ältesten und die jüngsten Verbrecher, Seite 194, 
195, 213. 
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Anstalten x ) zu gründen. 2 ) Solche bestanden im Mittelalter 
für unverbesserliche Mönche 3 ) und bestehen in England/) 
Schweden 5 ) und Dänemark/) während für die Schweiz 
eine geplant wird. 7 ) In Baden 8 ) und Württemberg 9 ) sind 
besondere Anstaltsabtheilungen eingerichtet. Man fordert 
wohl auch einerseits nur räumliche Trennung/ 0 ) anderer¬ 
seits besondere Gebäude/ 1 ) ferner Zellenhaft/ 2 ) vermehrte 
Arbeit/ 3 ) verminderte Verpflegung/ 4 ) härtere Disziplinar¬ 
strafen. 15 ) Die selbstverständliche besonders strenge Behand- 

4 ) Die also nicht mit den in Abschnitt 4 A II ß geforderten 
identisch sein dürfen. Die Anstalten für Unverbesserliche sollen 
besonders eingerichtete Häuser sein, in welchen auf Grund des 
richterlichen Urtheils die eigentliche Strafe verbüsst wird, während 
die Veteranen und Invaliden ihre Strafe verbüsst haben und zur Be¬ 
wahrung vor neuen Strafthaten im Verwaltungswege untergebracht 
werden. 

2 ) Gennat a. a. 0. S. 73; ferner Böhme a. a. 0. S. 129, 139; 
Nöldner a. a. 0. S. 113, Anm.; Tellkampf a. a. 0. S. 66, 154, 243; 
Sic hart, Die Rückfälligkeit, S. 65, ders. Jahrbücher für Kriminal- 
politik Bd. 1 S. 88, 92, 93, 96, 97, 100; Mittelstadt, ebenda, S. 67, 
v. Lilienthal; Mittheilungen der internationalen kriminalistischen 
Vereinigung Bd. 2 S. 75, Beschluss dieser Vereinigung v. Liszts 
Zeitschrift Bd. 10, Beilageheft S. 87 (für besondere Abtheilungen), 
Günt her, Behandlung und Unterbringung irrer Verbrecher S. 63,64. 

3 ) Krauss a. a. O. S. 208. 

4 ) Aschrott, Das Strafen- und Gefängnisswesen in England, 
Nachtragsheft S. 21. 

5 ) Kr ohne a. a. O. S. 208. 

6 ) Kr ohne a. a. 0. S. 211. 

7 ) Bleuler a. a. 0. S. 74. 

8 ) K r o h n e a. a. 0. S. 174, Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 22 
S. 142. 

9 ) Kr ohne in vor. Anm., Blätter für Gefängnisskunde Bd. 22 
S. 143. 

10 ) Gosse, Das Pönitentiarsystem, S. 87. 

n ) Heim, Die jüngsten und die ältesten Verbrecher, S. 208. 

1 -) Heim, in vor. Anm.; Jahrbücher für Kriminalpolitik, Bd. 1 
S. 74 (Gennat), 96 (Sichart). 

13 ) Hi 11er a. a. 0. S. 88; Gennat in vor. Anm. S. 75. 

14 ) Hill er in voriger Anm., Gennat in voriger Anm. 

15 ) Heim a. a. O., Hi 11 er a. a. 0. S. 107; Jahrbücher für 
Kriminalpolitik, Bd. 1 S. 76 (Gennat); S. 96 (Sichart). 
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lung der Unverbesserlichen wird nicht erzielt bei Aussen- 
arbeiten. Denn sie sind nicht besonders schwer, 1 ) vielmehr 
eine Erleichterung 2 ) und Annehmlichkeit, 3 ) wesshalb sie 
sich nicht nur nicht fühlbar machen, 4 ) sondern sogar den 
Ernst der Strafe abschwächen. 5 ) Die Unverbesserlichen 
unterschiedslos in das Arbeitshaus zu stecken, halte ich 
für noch unrichtiger. 0 ) 

IV. Vermöge Wegfalles der Haft einer- und Um¬ 
gestaltung des Zuchthauses zu einer stets entehrenden 
Strafe andrerseits rückt die Festungshaft mehr in die 
vordere Reihe. Zwischen Zuchthaus und Festungshaft soll 
ein unversöhnlicher Gegensatz herrschen, jenes immer, 
diese niemals entehrend wirken, das ersterc nur ehrlose 
Handlungen treffen, die letztere bei solchen unter keiner 
Bedingung in Frage kommen. Bezüglich der Festungshaft 
bedarf das Str.-G.-B. im Uebrigen keiner Aenderung, auch 
nicht hinsichtlich des Mindestmasses, da kurzzeitige Freiheits¬ 
strafen unentbehrlich, 7 ) als kurzzeitig aber solche von 
weniger als 3 Monaten Dauer anzusprechen sind. s ) 

V. Es gibt nun aber Fälle genug, in denen sich weder 
Ehrlosigkeit oder wenigstens nicht eingewurzelte Ehrlosig¬ 
keit, noch deren Gegentheil feststellen lässt, auf die also 
ebensowenig Zuchthaus als Festungshaft anwendbar ist. 


*) Gennat, Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 35, Sonderheft 
S. 108. 

2 ) v. Wahlberg, Betrachtungen über die Freiheitsstrafen, 
S. 42; Medern, Strafzumessung und Strafvollzug, S. 12. 

3 ) Wacker a. a. 0. S. 11. 

*) Me dem, Das Problem der Strafzumessung, S. 8. 

6 ) Kr ohne a. a. 0. S. 224. 

6 ) Gennat, Jahrbücher für Kriminalpolitik, B. 1 S. 71—72. 

7 ) Schmidt a. a. 0. S. 120; Appelius, Die verbrecherische 
und verwahrloste Jugend, S. 8; Wach, Blätter für Gefängnisskunde, 
Bd. 36, S. 13; Gennat das. Bd. 27 S. 470; Beschluss von 1894 das. 
Bd. 28, Sonderheft S. XXXVII. 

8 ) Krohne a. a. 0. S. 401; Böhme a. a. 0. S. 8; Baer a. a. O. 
S. 331; Lanz a a. 0. S. 22; Heinemann, Preussische Jahrbücher, 
Bd 71 S. 416; Gennat Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 27 S. 417; 
Vereinsbeschluss von 1894 das. Bd. 28, Sonderheft S. XXXVIII. 

lilatier für Gefängnisskunde. XXXVII. 
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Sie sollen, soweit nicht das Arbeitshaus zuständig ist — 
Ziff. VI. — mit Gefängniss gestraft werden, dessen 
Dauer sich zwischen einer Woche l ) und drei Jahren, bei 
Jugendlichen zwischen einem Tage und fünfzehn Jahren 
zu bewegen hat. 

Beim Nachweise ehrloser Gesinnung ist Verhängung 
von Ehrverlust nicht nur für zulässig zu erklären, sondern 
zu gebieten. 

Wird auf 3 Monate oder weniger erkannt, so steht 
es dem Richter frei, Schärfungen zu bestimmen, die 
in Versagung der Zusatznahrungsmittel, Verwahrung in 
kleinen Zellen, hartem Lager, Beschränkung der Kost 
allein oder in Verbindung mit einander zu bestehen haben. 

Für Entziehung der Arbeit vermag ich mich nicht 
zu erwärmen und Dunkelzelle und Fesselung müssen als 
Disziplinarstrafen Vorbehalten bleiben. Auch diesen Gegen¬ 
stand habe ich mit zum Theile weitergehenden Vorschlägen 
für die Versammlung des Jahres 1894 bearbeitet. 2 ) Während 
man ihm damals bei der Beschlussfassung aus dem Wege 
ging, hat die vorjährige Nürnberger Tagung die Ver¬ 
schärfung kurzzeitiger Freiheitsstrafen als unerlässlich 
bezeichnet. 3 ) Für Jugendliche erscheinen die Schärfungen 
nicht empfehlenswerth, 4 ) im Falle Wiedereinführung der 
Prügelstrafe aber auch unnöthig Andrerseits kann ich 
mich damit nicht einverstanden erklären, dass jede oder 
einzelne Verschärfungen die Strafe verkürzen sollen. 5 ) 
Denn sie treten nur nach Bewandtniss der Umstände ein, 
und würden einen Theil des Zweckes verfehlen, wenn 
ihre Wirkung solcherart abgeschwächt würde. Früheren 
deutschen Strafgesetzgebungen waren Verschärfungen wohl 


A ) K ule mann a. a. O. S. 150, 165, 166, v. Hippel in v. Liszt’s 
Zeitschrift Bd. 13 S. 743, 819; Heinemann a. a. 0. S. 418; Seuffert, 
Ein neues Strafgesetzbuch S. 60; Gennat in voriger Anm. S. 424. 

2 ) Gennat in voriger Anmerkung S. 426—430. 

3 ) Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 35, Sonderheft S. 48. 

4 ) Krause a. a. O. S. 98. 

5 ) Bayrisches M -Str.-G.-B. vom 29. April 1869, Art. 15, bei 
Kleinfeller a. a. O. S. 47. 
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bekannt x ) und sind noch üblich in Oesterreich, 2 ) Norwegen, 3 ) 
Dänemark, 4 ) England, 5 ) Belgien 6 ) und Genf. 7 ) Bei uns 
bezieht man sieh begreiflicherweise auf den militärischen 
Arrest. 8 ) Bestimmt doch das M.-Str.-G.-B. in § 17 Abs. 1, 
dass eine Freiheitsstrafe von weniger als sechs Wochen 
Arrest ist, und in §21, dass, wo es Freiheitsstrafe androht, 
je nach der Zeitdauer des Strafmasses Gefängniss, Festungs¬ 
haft und Arrest als wahlweise angedroht zu erachten 
sind. Stubenarrest und gelinder Arrest sind mit Schärfungen 
nicht verbunden und kommen daher nicht in Frage. Im 
Uebrigen ist zu bemerken, dass der militärische Arrest in 
Einzelhaft verbüsst wird, 9 ) was also sinngemäss auch von 
geschärften Freiheitsstrafen zu gelten hat, für die des¬ 
wegen eben kleine Zellen gefordert werden, aber nicht 
genügend betont za werden pflegt. 10 ) 


*) v. Hippel a. a. 0. S. 252, Anm. 3. Kleinfeller in 
voriger Anm., S. 13, 14, 16 verb, mit S. 30, 32 für Bayern. Füesslin, 
Die Grundbedingungen jeder Gefängnissreform, S. 55 für Baden. 
Gennat, Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 27 S. 430 letzte Anm. 
Vergl. noch Hamburgisches Str. G.-B. vom 30. April 1869 Art. 13. 

2 ) Kr ohne a. a. 0. S. 116. 

3 ) Kr ohne in voriger Anm. 

4 ) Kr ohne a. a. 0. S. 111. 

5 ) Aschrott, Strafensystem und Gefängnisswesen in England, 
S. 223. Dazu Julius, Vorlesungen über Gefängnisskunde, S. 219, 
für Gloucester. 

6 ) Julius in voriger Anm. 

7 ) Gosse a. a. 0. S. 255. 

8 ) Fuhr a a. 0. S. 298, 299, 301. Heim, Die ältesten und 
die jüngsten Verbrecher, S. 187. 

9 ) M.-Str.-G.-B. § 24. 

10 ) Weitere Litteratur ausser der vorstehend und der in dem 
früheren Aufsatze angezogenen Kr ohne a. a. 0. S. 301, 388, Anm. 1, 
S. 426. Medern, Das Problem der Strafzumessung, S. 4, 5, Anm t 
Ders., Strafzumessung und Strafvollzug, S. 20, 26, 42. Ders., Die 
Revision des Strafrechtes, S. 4. Gosse a. a. 0. S. 328. Kleinfeller 
a. a. 0. S. 68. v. Hippel a. a. 0. S. 251, 253. Jahrbücher für 
Kriminalpolitik, Bd. 1 S. 113, 129 (Frank), S. 167 (Kulemann), 
S. 389 (Heim). Sichart, Nordwestdeutscher Gefängnissverein, 
Bd. 19 S. 6, 80. 
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VI. Bis in das achtzehnte Jahrhundert hinein waren 
die Gefängnisse der Ablagerungsort für alle der Gesell¬ 
schaft Unbequeme, 1 ) selbst Sieche, Kranke und Irre. 2 ) Wer 
sich die Insassen unserer Arbeitshäuser etwas genauer 
ansieht, überzeugt sich leicht, dass letztere noch in der 
Gegenwart nichts wesentlich Anderes sind, 3 ) und doch 
widerspricht dieser Eigenschaft nicht nur der Name, 
sondern auch die Beschaffenheit der Strafart früher 4 ) und 
jetzt 5 ) als einer Zwischenstufe zwischen Zuchthaus und 
Gefängniss. Die Mischung verschiedenartigster Elemente 
bringt es mit sich, dass einerseits die Disziplin keine gleich- 
mässige oder, wenn gleichmässig, für den einen Theil zu 
hart, für den anderen nicht streng genug ist, andrerseits 
die Häuslinge ohne Unterschied für harmlos angesehen 
werden, was eine grosse Zahl keineswegs ist, 6 ) da vielfach 
sich äusserste Herabgekommenheit zeigt, 7 ) sodass sogar 
von einer Vermuthung für Unverbesserlichkeit gesprochen 
wird 8 ) und wegen der Beziehungen zu anderen Verbrechern 
Gefährlichkeit gegeben ist. 9 ) 

Das Arbeitshaus ist nur für Arbeitsfähige da, 10 ) 
die, wie gleich hinzugefügt sei, nicht arbeiten wollen. Es 
ist nämlich zu unterscheiden zwischen 

Arbeitsunfähigen und gleichwohl Arbeitswilligen 
Arbeitsunfähigen und zugleich Arbeitsunwilligen, 


q Kr ohne a. a. 0. S. 20. Seyfarth a. a. 0. S. 81. Streng. 
Das Zellengefängniss Nürnberg, S. 29. Seuffert a. a. O. S. 481 bei 
v. Stengel. 

2 ) Wrede a. a. 0. S. 424. 

3 ) Meine Schilderung bei v. Hippel a. a. 0. S. 204, Anm. 3, 
Vergl. noch S. 64—66, Anm. 4 das. 

4 ) Berner a. a. 0. S. 241. Bergsträsser, Die sächsischen 
Strafanstalten, S. 51. 

5 ) Kr ohne a. a. 0. S. 226. Si chart, Jahrbücher für Kriminal¬ 
politik, Bd. 1 S. 97. 

6 ) Heim, Die ältesten und die jüngsten Verbrecher, S. 144. 

7 ) Münsterberg bei v. Stengel a. a. O. Bd. 1 S. 473. 

Beneke, Bemerkungen zur Kriminalstatistik Hessens, S. 25. 

9 ) Streng a. a. 0. S. 14. 

10 ) v. Hippel a. a. 0. S. 202, 204, 206. Beneke a. a. 0. S. 24. 
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Arbeitsfähigen und Arbeitswilligen, 

Arbeitsfähigen, aber Arbeitsunwilligen. 

Die Arbeitsunfähigen sind anderweit unterzubringen. 1 ) 
Arbeitsfähige, die nachweislich ohne ihr Verschulden 
arbeitslos geworden sind oder aller Bemühungen ungeachtet 
Arbeit nicht finden können, gehören ebensowenig in das 
Arbeitshaus. Ist es erst durch Entfernung jener gründlich 
gesäubert, dann kann und soll es sich mit aller Schärfe 
gegen das Stromer-, Schnorrer- und Schmarotzerthum 
kehren. Die reinliche Scheidung ginge aber wieder ver¬ 
loren, wenn die Arbeitshäuser mit den ausgedienten Ver¬ 
brechern oder mit den Unverbesserlichen aller Art über¬ 
schwemmt würden. 2 ) Vorbildlich zu wirken ist wohl geeignet 
§ 6 Abs. 2 des östereichischen Gesetzes vom 24. Mai 1885, 
der von der Aufnahme in eine Zwangsarbeitsanstalt aus- 
schliesst: 3 ) 

selbst zu leichteren Arbeiten nicht Verwendbare, 
mit ansteckenden Krankheiten oder Uebeln Behaftete 
bis zur Genesung, Schwangere und Säugende, 
Geisteskranke (Blöde, Irrsinnige). 

In Anknüpfung an das Strafgesetzbuch möchte ich 
denWirkungskreis des Arbeitshauses ebenso wohl beschränkt, 
als ausgedehnt sehen, nämlich beschränkt auf Erwachsene, 4 ) 
ausgedehnt auf alle strafbaren Handlungen, sie mögen 
Namen haben, welchen sie wollen, deren Ursprung in 
Arbeitsscheu, Müssiggang, Trunksucht oder Lüderlichkeit 
aller Art zu suchen ist. 5 ) Sind die — allgemein gesprochen 
— lüderlichen Neigungen weit gediehen, ohne doch bis 
zur eingewurzelten Ehrlosigkeit fortgeschritten zu sein, so 
soll auf Ehrverlust erkannt werden können. 

So böte das Arbeitshaus, das naturgemässe Gegen¬ 
stück zum Zuchthause, dem von anderer Seite her die 

J ) Abschnitt 4 A II aß. 

2 ) Oben C III am Ende. 

3 ) Zucker a. a. 0. S. 34 Anm. 

4 ) Vergl. § 362 Abs. 3 Satz 2 Str.-G.-B. 

ß ) Vergl. § 181a Abs. 3 Str.-G.-B. 
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Festungshaft sieh gegenüber zu stellen hätte, während 
das Gefängniss zu den Dreien als Ergänzung träte, indem 
es da Anwendung fände, wo für keine der anderen 
Freiheitsstrafen Raum wäre. Soweit Freiheitsstrafen über¬ 
haupt angedroht würden, stünden sie gemeinschaftlich und 
gleichzeitig zur Wahl. 1 ) Mithin liesse sich dieselbe That 
von den verschiedensten Seiten betrachten und Beweg¬ 
grund und Absicht des Thäters entschiede über die Strafart. 

Zuchthaus und Arbeitshaus sollen ihren Namen nicht 
umsonst tragen, sondern in jenem die Zucht, beim Reissen 
aller Stränge der Drill, den Sträflingen zeigen, was sie 
werth sind, und ihre Niedrigkeit und Erbärmlichkeit hand¬ 
greiflich zu Gemüthe führen, in diesem die Gewöhnung 
zur Arbeit den Kitzel des Wander-, Bummel- und Kneipen¬ 
lebens nachdrücklichst vertreiben. Dort muss die Arbeit 
zum Mittel n.eben anderen, hier vor anderen werden. 

So gedacht, wird selbstredend aus dem Arbeitshause 
etwas ganz Anderes, als was es gegenwärtig darstellt. 
Es bleibe auf sich beruhen, ob von den jetzt mit Arbeits¬ 
haus bedrohten Handlungen manche überhaupt als strafbar 
oder nicht vielmehr als soziale Untugenden 2 ) zu behandeln 
oder manche an anderer Stelle dem Systeme einzuordnen 
sind, 3 ) jedenfalls ist der Charakter des Arbeitshauses als 
staatlicher Strafe dadurch vor die Augen zu stellen, dass 
die Vollstreckung in die Hand des Staates genommen 
wird und somit auf seine Kosten erfolgt. 

Da die Besonderheit des Arbeitshauses auf- und es 
zu einem allgemeingiltigen, den übrigen Freiheitsstrafen 
gleichwerthigen Strafmittel erhoben werden soll, so hat 
die Festsetzung durch die Gerichte in den Formen der 
Strafprozessordnung zu geschehen, während jetzt nach 
unzulänglichem Aktenmaterial 4 ) eine Verwaltungsbehörde 

*) Aehnlich M.-Str.-G.-B. § 21, verbunden mit § 22 Abs. 1, 
Hamburgisches Str.-G.-B Art. 6 Abs. 2, verbunden mit Art. 10. 

2 ) Mittelstadt, Jahrbücher für Kriminalpolitik, Bd. 1 S. 38. 

8 ) Oben Abschnitt 4 A I «. 

4 ) Zucker a. a. 0. S. 120. 
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entscheidet, die höchst selten den Betreffenden gesehen 
hat, während Unmittelbarkeit und Mündlichkeit bei weit 
geringeren Sachen gesetzlich gewährleistet ist. 1 ) Die 
untere Grenze ist auf drei Monate, die obere auf fünf 
Jahre zu bemessen 2 ) — Zucker verlangt sogar zehn 
und wenn nöthig weitere Verlängerung von Jahr zu 
Jahr 3 ) — und Einzelhaft für anwendbar zu erklären. 4 ) 

6 . 

Ich bin am Ende. Allseitige Zustimmung zu finden, 
erwarte und begehre ich nicht. Worauf es mir ankommt, 
ist, dass nicht mit Verneigungen nach rechts oder links 
der Lösung brennender Fragen aus dem Wege gegangen, 
sondern die Gelegenheit beim Schopfe erfasst, der Stier 
bei den Hörnern gepackt werde. Nichts schlimmer, als 
schwächliches Ausweichen. Wer dräuendem Unwetter 
furchtlos begegnet, hat zur Hälfte den Sieg, während 
Zaghaftigkeit alles verdirbt, und wer etwas Rechtes will, 
der wage bedächtig, aber auch frohgemuth das Aeusserste. 
Hamlets Zeit war aus den Fugen und die unsere ist es 
trotz hier und da versuchter Beschönigung und Bemäntelung 
nicht minder. Das Krebsgeschwür des Verbrecherthums 
frisst stets weiter und tiefer und wir, wie weiland 
Mackenzie, blasen Cachon auf, statt zum Messer zu 
greifen. Ist irgend ein kleinliches Mittel gefunden, so 
überkommt uns satte Selbstzufriedenheit, dieweil wir es 
so herrlich weit gebracht. Unterdess wir aber Karten¬ 
häuser aufrichten, schwillt der Wind zum Sturme an. 
Mehr denn je leben wir in einer Zeit der schweren Noth, 
mehr denn je wird der Ruf nach Männern laut. Wenn 


*) Zucker a. a. 0. S. 118. 

-) Vergl. v. Hippel a. a. 0. S. 220, Anra. 2, Vereinsbeschluss 
von 1894, Blätter f. Gefängnisskunde, Bd. 28, Sonderheft, S. XXVIII. 
8 ) a. a. 0. S. 121. 

4 ) Oben Abschnitt 4 B I «. 
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Walther von der Vogelweide heute wieder erschiene, er 
müsste abermals klagen 

so we dir tinschin zunge, 
wie stet din ordenunge•,*■) 
denn 

untriuwe ist in der setze, 
gewalt vert uf der straze, 
fride unde reht sint sere wunt 2 ) 

und 

triuwe und Wahrheit sint vil gar beschütten?} 

Mit begeisterten und begeisternden Worten heischte 
Theodor Körner Deutschlands Ermannung gegen einen 
übermächtigen äusseren Feind. Wie damals der Sieg auf 
Seiten der guten Sache war, so möge er uns jetzt in der 
Bekämpfung des gewaltigen inneren Feindes nicht fehlen. 

7 . 

Leitsätze. 

* 

1. Erwerbsunfähige sind, noch ehe sie straffällig 
werden, besonders aber, wenn sie straffällig 
geworden sind, selbst gegen ihren Willen dauernd 
geeignet unterzubringen. 

2. Invaliden und Veteranen des Verbrecherthums sind 
nach verbüsster Strafe selbst gegen ihren Willen 
dauernd geeignet, eventuell in nur für sie bestimmten 
Anstalten, unterzubringen. 

3. Ein neues Str.-G.-B. für das deutsche Reich hat 
ebensowohl den Thäter mit seiner Lebenshaltung 
und -Gestaltung, Allgemeingesinnung und ver¬ 
brecherischen Absicht, als die That und deren Erfolg 
ins Auge zu fassen und den immateriellen Gütern 


*) Ausgabe von Lachmauu, 4. Aufl. S. 9. 
s ) In voriger Anm. S. 8. 
s ) In voriger Anm. S. 21. 
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höheren Schutz angedeihen zu lassen als den 

materiellen. 

4. Das jetzige Strafensystem hat sich nicht bewährt. 

Es ist vielmehr nöthig 

a) die Eintheilung der strafbaren Handlungen auf 
eine andere Grundlage zu stellen und die Gesetz¬ 
gebung über Rückfall, über Geschäfts-, Gewerbs- 
und Gewohnheitsmässigkeit und über mildernde 
Umstände umzugestalten; 

b) I. die Freiheitsstrafen in ihrer Anwendung auge¬ 
messen zu beschränken, in ihrer Zahl zu ver¬ 
ringern, in ihrem Wesen zu differenziren; 

II. die Einzelhaft für allgemein zulässig zu 
erklären und die vorläufige Entlassung gründlich 
umzubilden; 

III. die Freiheitsstrafen einerseits gegenüber 
Unverbesserlichen, andererseits bei kurzer Dauer 
besonders zu gestalten, in letzterem Falle nament¬ 
lich durch Schärfungen; 

c) der Geldstrafe und der Polizeiaufsicht einen 
anderen Inhalt zu geben und den Ehrverlust 
zweckmässiger zu verwerthen. 

5. a) Die Freiheitsstrafen lassen sich beschränken 

durch Ausdehnung der Todesstrafe auf einige 
der schwersten Verbrecher und durch vermehrte 
Verwendung der Geldstrafe, der öffentlichen 
Arbeiten und des Verweises, des letzteren auch 
bei Erwachsenen, sowie Wiedereinführung der 
Prügelstrafe zum Mindesten bei männlichen 
Jugendlichen, während unbestimmte und bedingte 
Verurtheilung, Friedensbürgschaft, Aufenthalts¬ 
beschränkung und Hausarrest diesem Zwecke 
nicht zu dienen vermögen und die Sache der 
bedingten Begnadigung und der Deportation 
noch nicht spruchfeif ist. 
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b) Eine Vereinfachung der Freiheitsstrafen wird 
erzielt durch Beseitigung der Haft. 

c) Für die verbleibenden vier gilt durchgehend 
Arbeitszwang, dessen Durchführung sich nach 
der Art der Freiheitsstrafe richtet. 

Die Differenzirung besteht in der Schaffung 
einer stets (Zuchthaus) und einer nie (Festungs¬ 
haft) entehrenden Strafe. Jene greift bei ein¬ 
gewurzelter Ehrlosigkeit Platz, diese, wenn auch 
nicht der Schein unehrenhafter Gesinnung vor¬ 
liegt. Ist die Strafthat lüderlicben Neigungen 
entsprungen, so tritt Arbeitshaus ein, welches 
mit Ehrverlust verbunden werden kann. Die 
Gefängnissstrafe greift ergänzend ein und darf 
ebenfalls Ehrverlust nach sich ziehen. 

6. Das Strafmündigkeitsalter ist auf das vollendete 
14. Lebensjahr hinaufzurücken, die verminderte 
Zurechnung bis zum vollendeten 21. zu erstrecken. 
Gegen Jugendliche sind als Freiheitsstrafen Zucht¬ 
haus und Arbeitshaus unzulässig. An die Stelle 
jenes tritt Gefängniss bis zum Höchstbetrage von 
15 Jahren. 


Digitized by 


Google 



59 


Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Hat sich das jetzige Strafensystem auf 
Grund praktischer Erfahrungen von Straf¬ 
vollzugsbeamten bewährt? Verneinenden¬ 
falls, welche Vorschläge für ein neues 
System können auf Grund solcher Erfahr¬ 
ungen aufgestellt werden? 

Von Straf anstalts-Direktor v. Sic hart in Ludwigsburg. 


I. 

Dass sich unser in der Gegenwart noch geltendes 
Strafensystem nicht bewährt hat, vielmehr dringend einer 
Aenderung und Besserung bedarf, wird heut zu Tage wohl 
nur von wenigen Kennern des Rechts mehr bezweifelt oder 
gar in Abrede gezogen werden wollen. 

Die schon bei Berathung des Strafgesetzbuches für 
den Norddeutschen Bund von berufener Seite geäusserte 
Besorgniss, dass das Strafgesetz, welches später Geltung 
für das neugeschaffene Reich erhielt, in Bälde einer Durch¬ 
sicht bedürfen werde, erwies sich als nur zu sehr begründet. 
Schon im Jahre 1874 sah sich der Bundesrath durch einen 
Antrag der preussischen Regierung zu dem Beschlüsse 
gezwungen, die sämmtlichen Bundesregierungen zur 
Aeusserung darüber zu veranlassen, bei welchen Para¬ 
graphen des R.-Str.-G.-B. sie eine Revision für angezeigt 
erachteten. 

In Ausführung dieses Beschlusses sind von den Regier¬ 
ungen der Einzelstaaten nicht weniger als 471 Abänderungs¬ 
vorschläge beim Reichskanzleramte eingegangen. Eine vom 

1 Digitized by Google 



60 


Reichstage in der Wintersession 1875/76 gemachte Revisions¬ 
vorlage fand ihren Abschluss im Gesetze vom 26. Februar 
1876, dessen Bestimmungen meist in Aenderungen bestehen, 
welche die im Auslande begangenen Verbrechen, die erfolg¬ 
lose Aufforderung und das Anerbieten zum Verbrechen, 
die Antragsverbrechen von Beamten des auswärtigen Amtes 
betreffen. Eine Anzahl von späteren Gesetzen enthält die 
Abänderung nur einzelner Paragraphen des R.-Str.-G.-B., 
andere betreffen die Konkursordnung, den Wucher, den 
Verrath militärischer Geheimnisse u. s. f. 

Der Ruf nach einer gründlichen Reform unseres 
Str.-G.-B. ist durch die erwähnten Ergänzungen und theil- 
weisen Aenderungen nicht zum Schweigen gebracht worden. 
Immer wiederholen sich aufs Neue, insbesondere in der 
Presse, die Klagen über Unwirksamkeit unserer Strafen, 
die vorzugsweise durch den Hinweis auf die Ergebnisse 
unserer Kriminalstatistik, insbesondere auf deren Rückfalls¬ 
ziffern, begründet werden. Und in der That sprechen die 
nachfolgenden wenigen Daten eine sehr beredte Sprache. 

Die Zahl der Personen, welche von deutschen Gerichten 
jährlich verurtheilt wurden, ist seit Einrichtung unserer 
Kriminalstatistik, d. i. seit 1882—1899 von 329 968 auf 
478 139 Köpfe gestiegen. 

Wird die Zahl der Verurtheilungen im Verhältniss 
zu der Grösse der strafmündigen Bevölkerung gesetzt, so 
ergibt sich, dass von je 100 000 Personen 


1882 . . . 

. . . 1040, 

1898 . . . 

. . . 1257, 

1899 . . . 

. . . 1236 


verurtheilt wurden. 

Die Zahl der wegen Verbrechen und Vergehen gegen 
die Reichsgesetze verurtheilten jugendlichen Personen im 
Alter von 12—18 Jahren betrug: 


1882 . . 

. . . 30 719, 

1896 . . 

. . . 44 275, 

1899 . . 

. . . 47 512. 
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Von je 100000 Personen der jugendlichen Civil- 
bevölkerung wurden verurtheilt: 

1882 . 568, 

1896 . 702. 


Ganz besondere Beachtung verdient die Zunahme der 
Rückfälligen. Die Zahl der vorbestraften Jugendlichen wie 
Erwachsenen ist von 82395 i. J. 1882 auf 195215 i. J. 1899, 
d. i. um 110 % gestiegen. 

Auf je 100000 strafmündige Personen der Civil- 
bevölkerung entfielen Verurtheilte. die vor Begehung der 
strafbaren Handlung wegen Verbrechen oder Vergehen 
gegen Reichsgesetze bereits bestraft waren, 

in den Jahren 1882/86 durchschn. 277, 

„ „ „ 1887/91 „ 341, 

„ „ „ 1892/96 „ 452, 

sowie nach der vorläufigen Schätzung der Grösse der 
Bevölkerung berechnet, 

im Jahre 1897 . 492, 

„ „ 1898 . 505, 

» „ 1899 . 504, 

sonach Steigerung ungefähr 82 %• 

Dieses stetige Anwachsen der Rückfallsziffer drängt 
uns die Vermuthung auf, dass unsere Strafen, statt die 
Verbrechen zu hindern und zu bekämpfen, dieselben viel¬ 
mehr vermehren und begünstigen. Dieser unser Verdacht 
wird noch bestärkt durch das folgende Zahlenbild. 

Von 811 Zuchthausgefangenen, welche in den 3 Jahren 
1894—1896 aus den Strafanstalten in Ludwigsburg und 
auf Hohenasperg entlassen wurden, haben sich innerhalb 
5 Jahren, von der Entlassung an gerechnet, abermals 351 
Strafen zugezogen, und zwar 201 Zuchthaus-, 254 Gefängniss-, 
76 Haft- und Geldstrafen, und sind nur 229, d. i. 28,2 % 
straffrei geblieben. 


Vorn den mit Zuchthaus- und mit Gefängniss Wieder¬ 
bestraften, 455 an der Zahl, kamen 253, d. i. 55,6 %, 
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schon vor Ablauf des ersten Jahres nach der Entlassung 
zur abermaligen Aburtheilung. 

Die Zahl der Strafen, die gegen die in einem Jahre 
Entlassenen innerhalb 5 Jahre wieder erkannt wurden, 
berechnet sich, wie folgt: 

417 Zuchthaus-, 596 Gefängniss-, 1534 Haft- und 51 
Geldstrafen, zusammen 2598 Strafen d. i. auf eine Person 
(von 811) 3,2 Strafen. 

Die Zweifelsfrage, die man etwa aufwerfen könnte, 
ob die unbestreitbaren Misserfolge, welche unser Strafvoll¬ 
zug aufzuweisen hat, ihren Grund im Strafensystem selbst 
als solchem haben, oder nicht vielmehr durch unrichtige 
Anwendung dieses in der Rechtsprechung oder in der 
Urteilsvollstreckung verursacht sind, beantwortet Bonne- 
ville de Marsangy mit den Worten: 

„La vecidive est la pierre de touche tout ä la fois des 
lots penales et du Systeme pdnitentiaire “. 

Mag nun aber auch in einzelnen Fällen Rechtsprechung 
und Strafvollziehung nicht von jeder Schuld freizusprechen 
sein, so darf doch nicht übersehen werden, dass beide das 
Strafgesetz zur gemeinsamen Quelle haben, und dass ihnen 
beiden von letzteren Ziel und Richtung angewiesen ist. 

Endlich fällt es auch in keiner Weise schwer, unserm 
Strafensystem eine grosse Anzahl von Irrthümern und 
Fehlern nachzuweisen, welche in der Rechtsprechung wie 
im Strafvollzüge mit Notwendigkeit die nachteiligsten 
Folgen äussern mussten. Diese Mängel und Schäden in 
ihrem innersten Wesen wie in ihren Wirkungen zu zeigen, 
ist die Aufgabe, welche ich den nächstfolgenden Abschnitten 
dieser meiner Abhandlung zugewiesen haben will. 


II. 


Vielleicht der grösste Fehler, der unserem Strafen¬ 
system anhaftet, und der zu einem Theile die fehlerhafte 
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Wirkung, zum andern Theile die gänzliche Unwirksamkeit 
einer grösseren Reihe anderer strafgesetzlicher Bestimmungen 
zur leidigen Folge hat und den Strafvollzug in der nach¬ 
theiligsten Weise beeinflusst, ist in § 1 des R -Str.-G.-B. zu 
suchen, welche nach der Grösse oder Schwere der Misse- 
that zwischen Verbrechen, Vergehen und Uebertretung 
unterscheidet, und dieser Abstufung entsprechend, ver¬ 
schiedene Arten der Freiheitsstrafe in der Weise aufstellt, 
dass gegen Verbrechen als regelmässige Strafe das Zucht¬ 
haus, gegen Vergehen Gefängniss und gegen Uebertretungen 
Haft in Anwendung kommen soll. 

Wie die tägliche Erfahrung lehrt, werden sehr schwere 
Verbrechen, insbesondere Leidenschaftsdelikte wie z. B. 
gefährliche Körperverletzungen, Todtschlag, Kindsmord 
und dergleichen gar nicht so selten von seither ganz 
unbescholtenen, achtbaren und angesehenen Personen 
begangen, und hinwiederum begnügen sich moralisch ver¬ 
kommene, für die Gesellschaft längst verlorene Individuen, 
Gauner, Stromer und echte Spitzbuben, zeitweilig mit der 
Verübung von unbedeutenden Strafthaten, wie einfachen 
Diebstählen, Unterschlagungen, Zechprellereien und 
dergleichen. 

Die erstere Kategorie von Verurtheilten wird dermalen 
dem Zuchthause zugeliefert, dessen Insassen der Mehrzahl 
nach zum gewohnheits- und gewerbsmässigen Verbrecher¬ 
thum zählen, die zweite, oben erwähnte Klasse, welche 
früher schon häufig mit dem Zuchthaus und dem Arbeits¬ 
haus Bekanntschaft gemacht hat, hält zeitweilig in den 
zur Verbüssung leichterer Strafthaten bestimmten Gefangen- 
Anstalten Einkehr mit der Wirkung, deren moralische 
Athmosphäre zu vergiften. 

So kommt es, dass im Zuchthause wie im Gefängnisse 
sich Leute von ganz verschiedener moralischer und sozialer 
Verfassung, verbesserliche und unverbesserliche, Leiden¬ 
schafts- und Gewohnheitsverbrecher zusammenfinden, um 
am gleichen Orte die gleiche Strafe zu erstehen, und darum 
die ganz gleiche Behandlung erfahren. Sie haben in 
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gleichem (Verbrechens- oder Vergehens-) Grade sich ver¬ 
gangen ; darum sollen sie in gleichem Masse büssen. So 
verlangt es die „Gerechtigkeit“. 

Die gleichartige Zusammensetzung der Gefangenen¬ 
bevölkerung im Zuchthause wie im Gefängnisse aus 
besserungsfähigen und unverbesserlichen Individuen einer¬ 
seits, und die durch die Gerechtigkeit gebotene gleiche 
Strafbehandlung aller Insassen der gleichen Anstalt anderer¬ 
seits führt in beiderlei Anstalten zu einer Hausordnung, 
welche im Interesse der besseren, d. i. der als besserungs¬ 
fähig geltenden Gefangenen sich ebenso von grosser Strenge, 
wie mit Rücksicht auf die wiederholt rückfälligen, mehr 
oder weniger unverbesserlichen Sträflinge von unan¬ 
gebrachter Milde fernhalten soll. Die nothwendige Folge 
solcher Erwägung ist die Schaffung von Hausordnungen 
für beiderlei Arten von Strafanstalten, Zuchthaus und 
Gefängniss, welche sich nahezu auf’s Haar gleichen, der 
gleiche Strafvollzug hier wie dort, ferner eine fast voll¬ 
ständige Verwischung des im Gesetze aufgestellten Unter¬ 
schiedes beider Strafarten, und, was das Schlimmste ist, 
eine unrichtige Strafbehandlung der Gefangenen, für die 
eine Kategorie, die besserungsfähigen, in vielen Stücken 
immer noch zu hart, für die unverbesserlichen nicht ernst 
und strenge genug. Als letztes Ergebniss des Bestrebens, 
das Verbrechen dem Verschulden gemäss, statt den Ver¬ 
brecher nach seinem bisherigen Verhalten gegen die 
Gesellschaft zu strafen, haben wir leider die Wirkungs¬ 
losigkeit und den Verruf der Freiheitsstrafe festzustellen. 

Wollte man ohne vorgängige Aenderung des fehler¬ 
haften, auf falscher Grundlage aufgebauten Strafensystems 
die so schwer vermisste Diffei’enzirung zwischen den beiden 
Hauptarten der Freiheitsstrafen, Zuchthaus und Gefängniss, 
durch besonders strenge Normen für den Vollzug der 
ersteren und durch mildere Bestimmungen für den Vollzug 
der letzteren herbeizuführen suchen, so würde dadurch 
das Uebel nur noch vergrössert und vermehrt werden. 
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Ein recht sprechender Beweis für die Richtigkeit 
dieser Behauptung liegt in dem misslungenen Versuch des 
Gesetzgebers, einen Unterschied zwischen Zuchthaus- und 
Gefängnissstrafe durch verschiedenartige Normirung des mit 
jeder der beiden Strafarten verbundenen Arbeitszwanges 
zu begründen. 

Wollten die Strafanstaltsvorstände die Vorschriften 
des § 15 Abs. 1 und des § 16 Abs. 2 des R.-Str.-G -B. 
strikte zur Anwendung bringen, so würden sie sich gegen 
die im Zuchthause untergebrachten besserungsfähigen und 
meist auch besserungswilligen Gelegenheitsverbrecher durch 
Ausserachtlassung ihrer individuellen Anlagen, Kenntnisse 
und Berufsverhältnisse ebenso schwer versündigen, wie sie 
andererseits die ehrliche Gesellschaft und deren Interessen 
in unverantwortlicher Weise schädigen würden, wenn sie 
gegenüber den im Gefängnisse sitzenden Gaunern und 
Spitzbuben bei der Wahl ihrer Beschäftigung ängstliche 
Rücksicht auf deren frühere Lebens- und Berufs Verhält¬ 
nisse statt auf das öffentliche Interesse nehmen würden- 


III. 


Die künstliche, rein willkürliche Unterscheidung 
zwischen Verbrechen und Vergehen äussert ihre verderb¬ 
liche Wirkung auch aut' die Nebenstrafen, Polizei¬ 
aufsicht und Verlust von Rechten, und zwar in 
solcher Weise, dass diese nicht nur häufig ihren Zweck 
verfehlen, sondern sogar die Ursache von Verbrechens¬ 
rückfällen werden. 

Die Polizeiaufsicht wird von unserem R.-Str.-G.-B. 
regelmässig nur neben Zuchthaus und nur ausnahmsweise 
neben Gefängniss zugelassen. 

Das allgemeine Urtheil über diese Einrichtung lautet 
dahin, dass sie nicht die wäinsehenswerthe Sicherheit gegen 
gefährliche, unverbesserliche Verbrecher gewährt und sich 
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andererseits als ein wesentliches Hinderniss für das ehr¬ 
liche Fortkommen der besserungsfähigen und besserungs¬ 
willigen Sträflinge nach deren Entlassung aus der Straf¬ 
anstalt erweist. 

Diese Erfahrung lehrt uns, wie fehlerhaft es ist, wenn 
der Gesetzgeber die Zulässigkeit der Massnahme in erster 
Linie von der Schwere des Verbrechens statt von der 
Gefährlichkeit und Unverbesserlichkeit des Verbrechers 
abhängig macht. 

Auch auf den Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte 
kann neben der Zuchthausstrafe in allen Fällen, neben 
der Gefängnissstrafe nur unter bestimmten Voraussetzungen 
erkannt werden, und hat die Verurtheilung zu ersterer 
Strafe stets die dauernde Unfähigkeit zum Dienste im 
deutschen Heere und in der kaiserl. Marine, sowie die 
dauernde Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter 
von Rechtswegen zur Folge. 

Auch diese Bestimmung verfehlt in sehr vielen Fällen 
ihren Zweck, insofern sie Gefangenen, welche, mit den 
besten Vorsätzen erfüllt, die Strafanstalt verlassen, den 
Eintritt in die ehrlichen Kreise der Gesellschaft und das 
redliche Fortkommen im bürgerlichen Leben nicht un¬ 
wesentlich erschwert und in ihnen Hass und Verbitterung 
erzeugt, und insofern andererseits die in Rede stehenden 
Bestimmungen über Aberkennung von Rechten auf zahl¬ 
reiche Subjekte, die sich durch schlechte Streiche als 
unnütze und überlästige Mitglieder der bürgerlichen 
Gemeinschaft dieser unwürdig gezeigt haben, nach dem 
Gesetze mit Rücksicht auf die geringere Schwere ihrer oft 
recht zahlreichen und groben Verfehlungen gegen die 
öffentliche Ordnung und Sittlichkeit keine Anwendung 
finden können. Zu dieser Menschenklasse zählt zweifellos 
die grosse Schaar von Bettlern, Stromern, kleinen Dieben 
und Schwindlern, welche kaum je einmal zu einer Freiheits¬ 
strafe verurtheilt werden, welche für sie Polizeiaufsicht 
oder Ehrenverlust zur Folge hätte. 
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IV. 

Der vom Gesetzgeber begangene Fehler, die Strafart 
nach der Schwere der strafbaren Handlung zu bestimmen, 
hat auch zu einer missbräuchlichen Anwendung des Systems 
der mildernden Umstände geführt, wodurch das 
Ansehen der Rechtsprechung grosse Einbusse erlitten hat, 
und der Strafvollzug in Misskredit gerathen ist. 

Der ursächliche Zusammenhang zwischen beiderlei 
Missständen besteht darin, dass der Richter in ungezählten 
Fällen, theils aus Unkenntniss über den gleichartigen 
Vollzug der beiden Freiheits-Strafarten, Zuchthaus und 
Gefängniss, theils aus Scheu vor den an erstere Strafe 
geknüpften Ehrenfolgen zu dem System der mildernden 
Umstände greift, und dass auf solche Weise Strafen aus¬ 
gesprochen werden, welche der General- wie der Spezial¬ 
prävention schnurstraks entgegen wirken. 

Leider hat der deutsche Strafgesetzgeber, dem Beispiele 
Preussens folgend, trotz lebhaften Widerspruchs in der 
Wissenschaft, bei zahlreichen Handlungen (regelmässig bei 
Verbrechen und überdies bei 9 Vergehen) für den Fall 
„mildernder Umstände“ einen besonderen niederen Straf¬ 
rahmen aufgestellt, dessen sich der Richter in zahlreichen 
Fällen bedienen soll, in anderen Fällen nach freier Wahl 
bedienen kann. Welche Umstände Richter und Geschworene 
als Milderungsgründe im einzelnen Falle anzusehen für 
gut befinden, darüber schulden sie keine Rechenschaft, 
und es lässt sieh gewiss nicht verkennen, dass sie durch 
dieses vollkommen freie Ermessen zu Richtern über das 
Gesetz berufen werden, indem sie durch die Frage nach 
dem Vorhandensein mildernder Umstände aufgefordert 
werden, sich darüber auszusprechen, „ob nicht auch der 
mindeste Betrag der angedrohten ordentlichen Strafe für 
die Verschuldung des Thäters im vorliegenden Falle immer 
noch eine zu harte Ahndung enthalte.“ (Schwarze.) 

Die Wirkung ist ungefähr die gleiche, wie wenn dem 
Richter die Freiheit eingeräumt wäre, nach freier Wahl 
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die Strafe aus zweierlei Gesetzbüchern zu schöpfen, die für 
verschiedene Nationen oder für weit auseinander liegende 
Zeitperioden geschrieben wären. 

Durch eine derartige Gesetzesanwendung droht die 
in der ordentlichen Strafe liegende Bewerthung der einzelnen 
Verbrechensarten verloren zu gehen. An Stelle der ordent¬ 
lichen Strafe ist für zahlreiche Delikte die ausserordentliche 
Strafe die Regel geworden, wie aus einem von vielen zur 
Verfügung stehenden Beispiele entnommen werden wolle. 

Nach §§ 176—178 des R.-Str.-G.-B. sollen die dort 
aufgeführten Sittlichkeitsverbrechen mit Zuchthaus bis zu 
zehn Jahren, unter Umständen sogar mit lebenslänglichem 
Zuchthaus, also im Mittel mit wenigstens fünf Jahren 
Zuchthaus bestraft werden. Nun sind von 4505 Personen, 
die im Jahre 1898 wegen erwähnter Unzuchtsverbrechen 
verurtheilt wurden, überhaupt nur 1135, d. i. 25% mit 
Zuchthaus,, darunter nur 156, d. i. 3,4% zu 5 und mehr 
Jahren, dagegen 3370, d. i. 75 % mit Gefängniss, darunter 
2228, d. i. 50% mit weniger als 1 Jahr in Folge der 
Annahme mildernder Umstände bestraft worden. 


Ein solcher Gegensatz zwischen Gesetzgebung und 
Rechtsprechung schädigt das Ansehen der beiden Faktoren 
und sollte so bald, als nur immer thunlich, aus der Welt 
geschafft werden. 

Entweder ist der Gesetzgeber im Recht, wenn er die 
ordentlichen Strafen, wie geschehen, festgesetzt und die 
Fälle, in welchen ein Abgehen von dieser Norm angezeigt 
ist, als seltene Ausnahmsfälle in’s Auge gefasst hat, oder 
er hat sich bezüglich der Strafbarkeit einzelner Delikts¬ 
arten und in der Aufstellung der hiefür bestimmten Rahmen 
geirrt und dadurch den Richter in die Lage gebracht, in 
der Mehrzahl der Fälle von der ordentlichen Strafe abzu¬ 
gehen und sich für Anwendung der milderen Ausnahms¬ 
strafe zu entscheiden. 


Im ersteren Falle ist der Richterstand für den gegen¬ 
wärtigen beklagenswerthen Zustand verantwortlich und 
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verdient den Vorwurf, dass er den Geist des Gesetzes 
nicht richtig erfasst hat, und muss ihm durch die künftige 
Gesetzgebung das richtige Ver3tändniss beigebracht werden. 

Im andern Falle, wenn der vom Richter beliebte 
Massstab durch die Praxis und durch günstige Straferfolge 
als der richtige befunden werden sollte, so hat der Gesetz¬ 
geber der Zukunft dafür zu sorgen, dass dieser Massstab 
der ordentlichen oder Regelstrafe zu Grunde gelegt und 
für Ausnahmsfälle, für welche diese nicht zureichen sollte, 
dem Richter gestatten, unter Annahme schärfender Um¬ 
stände auf eine über jenen Strafrahmen hinausgehende 
Strafe zu erkennen. 


V. 

So w T ären wir nunmehr vor der Frage angelangt: 
In welcher Weise sollen die fehlerhaften Bestimmungen 
unseres R.-Str.-G.-B. eine Aenderung zum Bessern erfahren? 

Der nächste und sicherste Schritt zu diesem Ziele 
scheint mir die Ermittlung des richtigen Prinzips zu sein, 
von dem der Gesetzgeber sich bei der Wahl der Strafart 
muss leiten lassen. 

Was vom Strafen im Hause und in der Schule gilt, 
wird wohl auch auf den Vollzug gerichtlich erkannter 
Strafen Anwendung finden. Kein Verständiger wird die 
vernünftige Forderung bestreiten wollen, dass die strafende 
Thätigkeit mit Mass und Ziel geübt werden soll. Das Ziel 
oder der Zweck der Strafe bat sich nach deren Gegenstand 
zu richten. Dieser ist die Person des Verbrechers, nicht 
seine That. Erstere ist gegenwärtig und greifbar, letztere 
liegt in der Vergangenheit und entzieht sich desshalb jeder 
äusseren Einwirkung; an ihr lässt sich nichts mehr ändern 
und bessern. Das Einzige, was nach Verübung des Delikts 
übrig bleibt, und worauf der Staat seine Sorge zu richten 
hat, ist die Verhütung der Fortsetzung oder Wiederholung 
des Verbrechens durch zweckentsprechendes Vorgehen 
gegen das verbrecherische Subjekt. In dieser Beziehung 
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aber hat er keine andere Wahl, als den Verbrecher ent¬ 
weder für Recht und Ordnung zu gewinnen, oder wenn 
solches Vorgehen aussichtslos oder unmöglich, für das 
Gemeinwesen unschädlich oder ungefährlich zu machen. 
Entscheidend für die Wahl ist die Willensverfassung des 
Delinquenten, sein Verhalten gegen die bürgerliche Gesell¬ 
schaft. Wie eine akute Krankheit und ein chronisches 
Leiden verschiedene Behandlung verlangen, so werden 
wir vernünftiger Weise ein anderes Verfahren einschlagen 
gegen Individuen, die einmal aus Schwäche, Noth oder 
aus einem andern Grunde vom rechten Wege abgewichen 
sind, als gegen solche, welche sich den Kampf gegen die 
Gesellschaft und die Auflehnung gegen deren Satzungen 
gleichsam zur Lebensaufgabe oder zur Gewohnheit gemacht 
haben. 

Diesen grossen Unterschied zwischen Gelegenheits¬ 
und Gewohnheitsverbrechern hat der Gesetzgeber nicht 
beachtet und aus dieser Verschiedenheit nicht die noth- 
wendigen Folgerungen gezogen. 

Wollen wir nicht zum Schaden der Gesellschaft auf 
die Straf zwecke, auf Besserung des Verbrechers und 
Sicherung des Gemeinwesens verzichten, so müssen wir 
Strafen schaffen, welche uns die Erreichung dieser Ziele 
verbürgen. Für die Art und Beschaffenheit der Strafe 
darf nicht mehr die Schwere des Verbrechens, sondern es 
muss die soziale Verfassung des Rechtsbrechers massgebend 
und entscheidend sein. Die Schwere des Verbrechens 
kommt, wie wir später sehen werden, bei Aufstellung der 
Strafrahmen und bei der Strafausmessung zu ihrem Recht 
und zu voller Geltung. Ihr einen Einfluss auf die Strafart 
einzuräumen, ist verfehlt und führt zu den oben geschil¬ 
derten Missgriffen und Misserfolgen. 

Die richtige Strafart zu finden, bedarf es hinfort nicht 
mehr der Eintheilung der strafbaren Handlungen in Ver¬ 
brechen und Vergehen, wohl aber bedürfen wir im Hinblick 
auf den oben hervorgehobenen Unterschied zwischen 
„Augenblicks- und Zustandsverbrechern“ zweierlei Frei- 
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heitsstrafen, von denen die eine vorzugsweise bessernd, 
die andere dagegen in erster Linie sichernd und schützend 
wirken soll, und von denen jede, ihrem besonderen Zwecke 
entsprechend, eigenartig sich gestalten lässt, ja um ihres 
Zweckes willen so gestaltet werden muss. Nur auf diese 
Weise lässt sich die so laut begehrte Differenzierung von 
Gefängniss und Zuchthaus, die dem deutschen Gesetzgeber 
misslang und in Folge des von ihm gewählten Ausgangs¬ 
punktes misslingen musste, ermöglichen. Nur auf solche 
Art kann die vom Gesetzgeber ausgesprochene Absicht, 
das eigentliche Verbrecherthum, die wahren Feinde der 
Gesellschaft mit aller Strenge durch langdauernde Frei¬ 
heitsberaubung und damit verbundenen harten Arbeits¬ 
zwang am Strafplatze zu bändigen und zu schrecken und 
auch nach der Entlassung durch Ehrenverlust und Polizei¬ 
aufsicht möglichst ungefährlich zu machen, vollkommen 
erfüllt werden. Zugleich würden durch die nach dem 
Zweckgedanken getroffenen Bestimmungen über Arbeits¬ 
zwang im Strafhause, Verlust von Rechten und Verhängung 
von Polizeiaufsicht die Gefahren und Nachtheile abgewendet, 
von welchen unter der Herrschaft des geltenden Straf¬ 
gesetzes Personen heimgesucht werden, die besagte Mass¬ 
nahmen nicht verdienen und durch diese, wie oben 
gezeigt, nicht selten erst dauernd für das Verbrechen 
gewonnen werden. 

Die Erkenntniss der grossen Nachtheile, welche das 
Zusammensperren von Neulingen im Verbrechen mit 
unverbesserlichen Gewohnheitsverbrechern und die gleich¬ 
artige Behandlungsweise beider Kategorien von Delinquenten 
unvermeidlich nach sich zieht, hat die gesetzgebenden 
Faktoren des Staates New-York schon im Jahre 1869 zur 
Bewilligung der Mittel für eine Besserungsanstalt (Refor- 
matory) bewogen, welche bestimmt ist, die wegen eines 
Verbrechens oder wegen schwereren Vergehens Ver¬ 
urteilten männlichen Geschlechts, welche sich im Alter 
von 16—30 Jahren befinden, und noch nicht vorbestraft 
sind, aufzunehmen und sie einer Behandlung zu unter- 
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werfen, bei welcher dem Zweck der Besserung und Nach¬ 
erziehung vor dem der Bestrafung der Vorzug einzuräumen 
sei. Andere Verurtheilte werden den Bezirks- oder Staats¬ 
gefängnissen überwiesen. 

Auch unser Verein liess sich durch die Ueberzeugung 
von der Fehlerhaftigkeit unserer Strafgesetzgebung in 
Bezug auf die Strafarten zu 2 sehr wichtigen Beschlüssen 
(1877 und 1886) bestimmen, welche eine räumliche Trennung 
der Rückfälligen von den erstmals Bestraften und eine 
strengere Strafbehandlung der ersteren im Vergleich zu 
den letzteren empfahlen. 

De lege lata konnten diese Wünsche bisher nicht 
erfüllt werden, weil sie mit dem unserem Str.-G.-B. zu 
Grunde liegenden Gedanken der vergeltenden Gerechtig¬ 
keit nicht in Einklang zu bringen sind. 

De lege ferenda dagegen führt das in den beiden 
Beschlüssen bekundete Verlangen mit Nothwendigkeit zur 
Schaffung von zwei verschiedenen Arten von Freiheits¬ 
strafen, wie ich sie oben als dringendes Bedürfniss 
bezeichnet habe. 


In welchen Punkten die beiden Strafarten sich von 
einander zu unterscheiden hätten, darüber habe ich mich 
in einer Abhandlung „die Reform der Freiheitsstrafe“ 
(Zeitschr. f. d. ges. Strafr.-Wiss. Bd. XI S. 506 ff.) ein¬ 
gehend geäussert. 

Auch die „Internationale kriminalistische Vereinigung“ 
hat schon in ihrer ersten Jahresversammlung zu Brüssel 
als einen Hauptmangel die gleichmässige Behandlung der 
Gewohnheits- und der Gelegenheitsverbrecher bezeichnet. 
Ferner hat die V. Versammlung der deutschen Landes¬ 
gruppe der soeben genannten wissenschaftlichen Ver¬ 
einigung fast einstimmig beschlossen, dass bei der richter¬ 
lichen Bestimmung der Strafen zwischen Augenblicks-, 
Zustands- und anderen inkorrigiblen Verbrechern zu 
unterscheiden sei. Auch hat die gleiche Gesellschaft in 
Art. II Ziff. 4 ihrer Satzungen die Forderung aufgenommen, 
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dass der Unterschied der Gelegenheits- und der Gewohn¬ 
heitsverbrecher wegen ihrer grundlegenden Bedeutung in 
theoretischer wie in praktischer Beziehung als Grundlage 
für die Bestimmungen der Strafgesetzgebung zu dienen 
habe. 

In gleichem Sinne sprechen sich die beiden Gelehrten 
Dr. Prins (Criminalitc et represston 1886 ) und Dr. Wahl¬ 
berg (Handb. d. Gefängnisswes. Bd. I S. 131) aus. 

Von den Strafgesetzgebungen der Gegenwart haben 
u. a. mit der aus dem französischen Rechte stammenden 
Dreitheilung der strafbaren Handlungen und der daran 
geknüpften Strafen diejenige der Niederlande (1881), von 
Italien (1889) gebrochen, ebenso die von Norwegen und 
Mexiko. 

Meiner eigenen Meinung, in welcher Weise die vor¬ 
geschlagenen Aenderungen bei uns durchzuführen wären, 
habe ich in einem Aufsatze der Zeitschr. f. d. ges. Strafr.- 
Wiss. Bd. XXI S. 154 ff. in folgenden Sätzen Ausdruck 
verliehen: 

Alle vom Str.-G.-B. verpönten Handlungen (mit Aus¬ 
nahme der sog. Uebertretungen) gelten als Verbrechen. 

Die ordentliche Freiheitsstrafe für Verbrechen ist das 
Gefängniss, die ausserordentliche das Zuchthaus. 

Die Gefängnissstrafe ist eine zeitige; ihr Höchstbetrag 
ist 15 Jahre, ihr Mindestbetrag 1 Tag. 

Die zu einer Gefängnissstrafe Verurtheilten sollen 
auf eine ihren Fähigkeiten, Kräften und Verhältnissen 
angemessene Weise beschäftigt werden. Zu Arbeiten 
ausserhalb der Gefangenenanstalt dürfen Gefängnisssträf- 
linge ohne ihre Zustimmung nicht verwendet werden. 

Gefängnissstrafen, welche 6 Wochen nicht übersteigen, 
können in den vom Gesetze bestimmten Fällen, welche 
einen hohen Grad von Rohheit oder Gefühllosigkeit ver- 
rathen, sowie gegen Bettler und Landstreicher bei nach¬ 
gewiesener Arbeitsscheu durch Richterspruch geschärft 
werden. 
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Hat der Verurteilte wegen eines gleichen oder eines 
gleichartigen Verbrechens schon mehrere und unter diesen 
die höchste dafür angedrohte Gefängnisssträfe erstanden, 
und waren seit deren Beendigung bis zur Verübung des 
neuerlichen Verbrechens noch nicht 5 Jahre abgelaufen, 
so soll der Richter, wenn er überzeugt ist, dass der Ver¬ 
urtheilte auch nach Erstehung der neuerlich verwirkten 
ordentlichen Strafe werde rückfällig werden, diese in ihrem 
gesetzlich angedrohten Höchstbetrage aussprechen und 
zugleich anordnen, dass sie im Zuchthause vollzogen 
werde. 

Das Zuchthaus ist auch zum Vollzüge lebenslänglicher 
Freiheitsstrafen bestimmt. 

Die Zuchthausstrafe wird in besonderen Gebäuden 
vollzogen, die ausschliesslich diesem Zwecke dienen. Die 
Züchtlinge sind in der Strafanstalt zu den eingeführten 
Arbeiten anzuhalten; auch können sie zu Arbeiten ausser¬ 
halb der Anstalt verwendet werden. 

Schliesslich muss aber auch noch im Interesse eines 
einheitlichen und wirksamen Vollzuges der Freiheitsstrafen 
die Forderung erhoben werden, dass deren verschiedene 
Arten in ihren Grundzügen durch das Strafgesetzbuch 
normirt, und in einem besonderen Ausführungsgesetze 
(Reichsstrafvollzugsgesetz) ihre volle Ausgestaltung erhalten. 

VI. 

Die Festungshaft des R.-Str.-G.-B. ist keine 
Folgerung aus der Dreitheilung der strafbaren Handlungen; 
als vierte Art der Freiheitsstrafe steht sie sogar zu der 
Trichotomie in einem gewissen Widerspruch. 

Die Motive zum Bundes-Str.-G.-B. begründen die in 
Rede stehende Art von Freiheitsstrafe mit dem Bedürfnisse, 
für gewisse Verbrechen eine Strafart anwenden zu können, 
welche ihrer Natur nach zwar als eine Strafe sich darstellt, 
die aber in Bezug auf Freiheitsbeschränkung des Ver¬ 
urteilten auf das geringste Mass zurückgeht und in der 


Digitized by v^ooQle 



75 


öffentlichen Meinung nicht mit den Folgen für den guten 
Ruf des Bestraften verbunden ist, wie die übrigen Freiheits¬ 
strafen. 


Ich bin versucht, in der Schaffung einer vierten Art 
von Freiheitsstrafe einen Nothbehelf zu erblicken, zu 
welchem der Gesetzgeber durch das falsche und unge¬ 
nügende Prinzip, auf welchem die Dreitheilung beruht, 
gezwungen wurde. 

Abgesehen davon, dass die Festungshaft keinen 
anderen Zweck, als die beiden andern Arten von Frei¬ 
heitsstrafe, Zuchthaus und Gefängniss, verfolgt, und für 
das Fortbestehen der ersten kein zwingender Grund besteht, 
halte ich sie auch nicht für zeitgemäss, vielmehr nur für 
geeignet, die sozialen Gegensätze zu erweitern und zu 
verschärfen. 

Das in den oben angeführten Motiven hervorgehobene 
Bedürfniss der Rücksichtnahme auf das Ehrgefühl und den 
Ruf des Verurtheilten fällt weg, sobald unsere Gefangenen¬ 
anstalten durch Annahme meiner Vorschläge von ihrer 
seitherigen unsauberen Bevölkerung befreit und überdies 
durch Ausstattung aller Gefängnisse mit der nöthigen 
Anzahl von Einzelhaftlokalen die Möglichkeit der Trennung 
für Personen aus den gebildeten Ständen in zureichender 
Weise geschaffen wird. 

Die Strafe der Haft gilt dermalen alsUebertretungs- 
strafe. Mit der Ausscheidung der Uebertretungen aus dem 
Str.-G.-B., wofür sich zahlreiche und gewichtige Stimmen 
bereits früher erhoben haben und auch bei einer künftigen 
Revision desselben sich wiederholt vernehmen lassen 
werden, würde die Haft als besondere Strafart ohnehin 
aus dem Str.-G.-B. verschwinden. Aber auch wenn die 
so oben erwähnte Voraussetzung nicht eintreten sollte, so 
brauchte doch für die niederste Deliktsart keine besondere 
Strafart gebildet zu werden, da, wie vorauszusehen, die 
Freiheitsstrafe auf diesem Gebiete der Strafgesetzgebung 
durch die Geldstrafe in den Hintergrund gedrängt werden 
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wird, da ferner das einfache Gefängniss, das mit seiner 
untersten Grenze bis zu Einem Tag herabreicht, die Stelle 
der Haft, die sich auch gegenwärtig im Vollzüge von der 
Gefängnissstrafe nur wenig oder gar nicht unterscheidet, 
vollkommen zu vertreten im Stande wäre. Endlich würde 
auch der letzte Rest von Bedenken, wenn ein solcher 
gegen eine Verschmelzung von Haft und Gefängniss noch 
vorhanden wäre, durch die Bestimmung beseitigt werden, 
dass Gefängniss in der Dauer bis zu sechs Wochen stets 
in Einzelhaft vollzogen werden muss, und den zu solcher 
Strafe Verurtheilten die Befugniss zur Selbstbeschäftigung 
eingeräumt werden darf. 


VII. 


Wie wir in Abschnitt III gesehen haben, haben unter 
dem Einflüsse des Satzes, dass die Strafart durch die 
Schwere des Verbrechens bestimmt werde, auch die beiden 
Nebenstrafen, Polizeiaufsicht und Verlust von Rechten, zu 
leiden und verfehlen in vielen Fällen ihren Zweck. Das 
Gegentheil wird sich von dem Zeitpunkte an zeigen, wo 
die beiden Hauptarten, Gefängniss und Zuchthaus, in den 
Dienst des Zweckgedankens gestellt, und ersteres als 
Besserungs- und letzteres als Sicherungsstrafe ausgebildet 
wird. Die dermaligen Hauptbestimmungen des R.-Str.-G.B. 
über die beiden erwähnten Nebenstrafen bedürfe alsdann 
nur geringer Abänderungen, um volle Brauchbarkeit zu 
erlangen 

Die Polizeiaufsicht betreffend, schlage ich vor, dem 
§ 38 Abs. 1 des R.-Str.-G.-B. die folgende Fassung zu 
geben: „Neben der Zuchthausstrafe soll in den durch das 
Gesetz vorgesehenen Fällen auf die Zulässigkeit von 
Polizeiaufsicht erkannt werden u . 

Auf diese Art würde der z. Z. gegen diese Einrich¬ 
tung erhobene Vorwurf, dass sie das ehrliche Fortkommen 
der besseren unter den entlassenen Strafgefangenen 
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erschwere und dadurch häufig deren gute Vorsätze vereitle, 
zum Schweigen gebracht, und andererseits würde durch 
Beschränkung der Massnahme auf das eigentliche gefähr¬ 
liche Verbrecherthum eine Verschärfung derselben, welche 
in dem Worte „soll“ gelegen ist, ermöglicht werden. 

Aus dem gleichen Grunde würde die Vorschrift in 
§ 31 Abs. 1 des R.-Str.-G.-B., die Aberkennung der bürger¬ 
lichen Ehrenrechte betreffend, sich um Vieles besser zur 
Anwendung auf das Zuchthaus der Zukunft als auf das 
der Gegenwart eignen, und würde es sich im Hinblick 
auf die dem letztern zugedachte Bestimmung empfehlen, 
die Folge der dauernden Unfähigkeit auf alle im St.-G.-B. 
aufgeführten bürgerlichen und politischen Rechte aus¬ 
zudehnen. Die künftige Fassung hätte demnach etwa 
folgendermassen zu lauten: „Die Verurtheilung zur Todes- 
und zur Zuchthausstrafe hat die dauernde Unfähigkeit zu 
allen im Str.-G.-B. aufgeführten bürgerlichen und politischen 
Rechten von Rechtswegen zur Folge“. 

Damit würden die in Abschnitt III gegen § 31 des 
R.-Str.-G.-B. erhobenen Bedenken gründlich gehoben werden. 

Für die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
als Folge der Verurtheilung zu einer Gefängnisstrafe 
dürften sich die folgenden Normen empfehlen: 

1. In Uebereinstimmung mit einem vom Gefängniss- 
Kongress zu Rom (1885) gefassten Beschlüsse soll 
der Richter von der Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte nur dann Gebrauch machen, wenn 
die abgeurtheilte That die Besorgniss eines Miss¬ 
brauches der bürgerlichen oder politischen Rechte, 
sei es zum Nachtheil öffentlicher oder privatrecht¬ 
licher Interessen, begründet. 

2. Die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
darf nur bei den vom Gesetze namhaft gemachten 
Delikten erfolgen. 

3. Es kann auf den Verlust sowohl aller im St.-G.-B. 
aufgezählten oder auch nur einzelner von ihnen 
erkannt werden. 
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4. Die im Urtheile ausgesprochene zeitige Rechts¬ 
unfähigkeit dauert mindestens 1 Jahr und höchstens 
5 Jahre. 

5. Zu den bisher im Gesetze (§ 34) aufgeführten 
bürgerlichen Ehrenrechten wird die Ausübung der 
väterlichen Gewalt und die Ausübung gewisser im 
Gesetze ausdrücklich zu bezeichnender Gewerbe 
und Berufsarten hinzugefügt. 

6. Die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
kann auch allein für sich ohne gleichzeitige Ver¬ 
hängung der Gefängniss-Strafe ausgesprochen 
werden. (Vergl. Zeitsch. f. d. ges Strafr. Wiss. Bd. 
XXI S. 176 ff.) 

Endlich soll in diesem Abschnitte der Vollständigkeit 
halber noch eine weitere wohlthätige Folge der von mir 
angeregten Zweitheilung der Freiheitsstrafe erwähnt 
werden, welche darin besteht, dass durch die der Zucht¬ 
hausstrafe zugedachte Gestaltung, falls sie Annahme fände, 
der seitherigen missbräuchlichen Zubilligung mildernder 
Umstände gründlich vorgebeugt würde, insofern der Richter 
gezwungen wäre, gegen wiederholt rückfällige, unver¬ 
besserliche Individuen stets die schwerste Strafart, d. i. 
das Zuchthaus, und das im Gefolge für das abzuurtheilende 
Verbrechen vorgesehene höchste Strafmass in Anwendung 
zu bringen. 


VIII. 


Ausser der Todes-, den Freiheitsstrafen und dem 
Verweise kennt das R.-Str.-G.-B. als selbstständige, für 
sich allein anwendbare oder Hauptstrafe auch die Geld¬ 
strafe. Sie ist als eine mildere Strafart als die Freiheits¬ 
strafe anzusehen. Sie ist im Gesetze entweder ausschliess¬ 
lich oder gehäuft mit Freiheitsstrafe oder wahlweise neben 
Freiheitsstrafe angedroht (Berner.) 

Die wichtigste Frage für uns ist die, welche Ver¬ 
wendung die Geldstrafe im Strafensystem neben der Frei¬ 
heitsstrafe erhalten soll. 
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Unser R.-Str.-G.-B. macht nach dem Vorbilde des 
preuss. Str.-G.-B. von der Geldstrafe einen sehr weitgehenden 
Gebrauch, namentlich gilt dieses von ihrer Verwendung 
bei den Eigenthums-Verbrechen; auch ist die Geldstrafe 
vielfach bei fahrlässigen Handlungen angedroht. (Schwarze.) 

Bonnoville de Marsangy bezeichnet die Haft¬ 
strafe als die liberalste, theilbarste, ökonomischste und 
wirksamste. 


Zucker meint, von dem Gesichtspunkte ausgehend, 
dass jede Freiheitsstrafe in ihrer Wirkung zugleich eine 
Ehrenstrafe sei, es könne der Kreis der Handlungen, deren 
Sühne durch eine Haftstrafe ausgeschlossen bleiben muss, 
nicht enge genug gezogen werden. 

Eine unleugbare Schwäche der Geldstrafe liegt aber 
immerhin in den engen Grenzen ihrer Anwendung, welche 
ihr durch die weitverbreitete Mittellosigkeit und Unver¬ 
möglichkeit der Angeklagten gezogen sind. 

Ferner erweist sie sich als ungenügend, wo die Auf¬ 
gabe der Strafe, bestehend in Rückfallsverhütung, nicht 
anders als durch ein auf bürgerliche Besserung abzielendes 
systematisches Verfahren erreicht, und wo zum Schutz 
werthvoller Rechtsgüter, wie Leib und Leben, ernste 
Sicherheitsvorkehrungen zu treffen sind. 

Wo diese beiden Fälle nicht vorliegen, und die Geld¬ 
strafe nicht durch Mittellosigkeit des Angeschuldigten aus¬ 
geschlossen ist, sollte jederzeit der Geldstrafe vor der Frei¬ 
heitsstrafe der Vorzug gegeben werden, weil jene nicht 
nur die ökonomischen Nachtheile dieser, wie Lahmlegung 
der Arbeitskraft und Erwerbsfähigkeit, wie auch die 
Schädigung der Ehre und des guten Rufes des An¬ 
geschuldigten nicht zur Folge hat, sondern überdies auch 
noch sogar die Wirkung einer Bereicherung des Gemein¬ 
wesens, allerdings auf Unkosten des Verurtheilten hervor¬ 
bringt. 

Aus den .angeführten Gründen empfiehlt sich die 
Geldstrafe vorzugsweise zur Ahndung von Uebertretungen, 
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von wenig gefährlichen Vergehen, insbesondere Fahr¬ 
lässigkeitsdelikten ; sie eignet sich aber auch als gutes 
Korrektiv gegen Verbrechen von höherer Strafbarkeit, 
deren wirksame Bekämpfung nicht systematische Umwand¬ 
lung des antisozialen Willens des Verbrechers oder dessen 
Ungefährlichmachung mittels Freiheitsentziehung mit Noth- 
wendigkeit bedingt. 

In Anbetracht der namhaften Vortheile, welche die Geld¬ 
strafe in zahlreichen Fällen gegenüber der Freiheitsstrafe 
gewährt, hätten wir allen Grund, uns über die statistisch 
erwiesene Thatsache zu freuen, dass in unserer Recht¬ 
sprechung seit 1882 in steigendem Masse bei Vergehen 
die Haftstrafe an Stelle der Gefängnissstrafe tritt, so dass 
die Zahl der zu Haftstrafe verurtheilten Personen, im 
Jahre 1882 noch 83 562 betragend, 1899 bereits die Höhe 
von 195373 Köpfen erreicht hat. 

Die Befriedigung über die dadurch veranlasste Min¬ 
derung der Gefängnissstrafen wird jedoch ganz wesentlich 
durch die andere Wahrnehmung beeinträchtigt, dass mehr 
als die Hälfte der erkannten Geldstrafen auf Körper¬ 
verletzungen und Beleidigungen entfallen, d. i. auf Delikte, 
welche meines Erachtens in den meisten Fällen richtiger 
nicht nur mit einfachem, sondern sogar mit geschärftem 
Gefängniss, und nicht mit Geldstrafe geahndet werden 
sollten. 

Einer solchen unrichtigen Verwendung letzterer Strafe 
zu begegnen, sollte das künftige Str.-G -B. eine bestimmte 
Vorschrift darüber geben, nach der der Richter die Wahl 
zwischen den beiden Strafarten zu treffen hätte, wie wir 
das Gleiche .weiter oben (Abschn. V) für die Wahl zwischen 
Gefängniss und Zuchthaus verlangt haben. 

Jene Norm hätte dahin zu lauten, dass bei wahlweiser 
Androhung von Gefängniss und Geldstrafe jederzeit die 
letztere zur Anwendung kommen solle, wenn sie im 
gegebenen Falle die gleich günstige Strafwirkung wie das 
Gefängniss erwarten lasse. 
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Gegen die gleichzeitige Verhängung von Geld- und 
Freiheitsstrafe wegen des gleichen Reates habe ich folgende 
Bedenken geltend zu machen: Entweder liegt der Fall 
so, dass die Geldstrafe als das richtige Strafmittel sich 
darstellt. Alsdann würde diese durch gleichzeitige Ver¬ 
hängung einer Gefängnissstrafe ihrer Vortheile, von denen 
der wichtigste in Schonung des Ehrgefühls des Verurtheilten 
besteht, wiederum beraubt werden. Sollte aber im gegebenen 
Falle die Freiheitsstrafe den Vorzug verdienen, so muss 
diese gewählt und so gestaltet werden, dass sie ihren 
Zweck zu erreichen vermag. Geschieht dieses, so ist die 
Verhängung einer weiteren Strafe nicht nur unnöthig, 
sondern sogar ein schweres Unrecht. 

Was die Ausmessung der Geldstrafe anbelangt, so 
bestimmt sich dieselbe nach den gleichen Grundsätzen, 
welche für andere Strafen gelten. 

Wie an anderer Stelle eingehender nachgewiesen 
werden soll, ist der Massstab für die gesetzlichen Straf¬ 
rahmen (abstrakte Strafbarkeit) wie für die richterliche 
Strafausmessung innerhalb der gesetzlichen Strafgrenzen 
(concrete Strafbarkeit) die Gesetzwidrigkeit oder Gefähr¬ 
lichkeit der verbrecherischen That und der gesetzwidrige 
oder gefährliche Wille ihres Urhebers. 

Fehlerhaft ist es daher, die Forderung aufzustellen, 
dass bei der richterlichen Feststellung der Strafe besondere 
Rücksicht auf die Vermögensverhältnisse des Schuldigen zu 
nehmen sei. 

Solches Verlangen beruht auf der Annahme, dass der 
Vermögliche unempfindlicher gegen die Geldstrafe sei, als der 
Unvermögliche. Dieser Satz in seiner Allgemeinheit kann 
jedoch nicht als richtig zugegeben werden. Solcher 
Mangel an Empfindlichkeit wäre vielmehr in jedem Ein¬ 
zelfalle erst zu beweisen, und wenn dieser Beweis gelingen 
sollte, so wäre das in Anwendung zu bringende richtige 
Mittel nicht eine Steigerung der Geldstrafe, sondern eine. 
Schärfung, die in Umwandlung in eine Freiheitsstrafe zu 
bestehen hätte. 


Blätter für Gefängnisskunde. XXXVII. 
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Ich lasse daher den Vermögensbesitz nur in dem 
Falle als Straferhöhungsgrund gelten, wenn derselbe den 
Willen des Delinquenten als besonders gefährlich oder 
rechtswidrig erscheinen lässt, wie dies namentlich bei 
Delikten zutreffen kann, welche aus schnödem Eigennutz 
oder niedriger Gewinnsucht hervorgehen. (Zeitschr. f. d. 
ges. Strafr. Wiss. Bd. XXI S 174.) 

Wie die angedrohten Freiheitsstrafen, so muss auch 
die Geldstrafe für die einzelnen Deliktsarten in einem 
höchsten und niedersten Betrage gesetzlich bestimmt 
werden. 

Ferner erscheint es, um jeder Willkür und Unbilligkeit 
zu begegnen, als nothwendig, Gefängniss und Haftstrafe 
in ein bestimmtes Werthverhältniss zu einander zu bringen. 
Es ist nicht angängig, einer Freiheitsstrafe von 3 Jahren 
in maximo einmal eine Geldstrafe von 1500 Mark, ein 
andermal eine solche von 900 Mark gleich zu setzen, oder 
parallel mit einer Gefängnissstrafe von 2 Jahren in maximo 
eine Geldstrafe bis zu 3000 Mark aufzustellen. (§§ 223, 
230, 289, 304 des R.-Str.-G.-B.) 

Ich halte es für billig, dem in einem einjährigen 
Fr eiheits Verluste liegenden Straf übel dasjenige eines Ver¬ 
mögens- oder Einkommensverlustes von 1800 Mark gleich 
zu stellen. Danach berechnete sich als Äquivalent für 
eine einmonatliche Gefängnissstrafe eine Geldstrafe von 
150 Mark, für eine eintägige Gefängnissstrafe eine solche 
von 5 Mark. Zum Schlüsse dieses Abschnittes verweise 
ich auf die Verhandlungen und Beschlüsse der J. C. V. 
v. 25./27. Aug. 1891 über die Verwendung der Geldstrafe in 
der Strafgesetzgebung. (Vergl. Mitth. der J C. V. Bd. III 
S. 225ff., S. 265.) 


IX. 


Als eine Nebenstrafe an der Freiheit gilt die Ver¬ 
wahrung in einem Arbeitshaus, auch Nachhaft genannt, 
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welcher Landstreicher, Bettler, Spieler, Trunkenbolde, 
lüderliche Weibspersonen, Arbeitsscheue u. s. f. unter¬ 
worfen werden können. (R.-Str.-G.-B. § 361 Ziff. 3—8. 
§ 362 Abs. 2.) 

Das dabei einzuhaltende Verfahren besteht darin, 
dass bei Verurtheilung erwähnter Personen zur Haft 
zugleich erkannt wird, dass sie nach verbüsster Strafe 
der Landespolizeibehörde zuzuweisen seien, welche Stelle 
dadurch die Befugniss erhält, die Verurtheilten bis zu 
2 Jahren in einem Arbeitshaus unterzubringen, wo sie zu 
Arbeiten, welche ihren Fähigkeiten und Verhältnissen 
angemessen sind innerhalb wie ausserhalb der Anstalt 
angehalten werden können. 

Unter Bezugnahme auf eine von mir über „Bestrafung 
des Bettels und der Landstreicherei“ verfasste und in der 
Zeitschr. f. d. Strafr. Wiss. Bd. XIII. S. 1 ff. veröffentlichte 
Abhandlung beschränke ich mich an dieser Stelle auf 
Namhaftmachung der wichtigsten Mängel und Fehler der 
oben angezogenen Gesetzesbestimmungen. 

Das Gesetz unterlässt, die Begriffe „Bettel“ und 
„Landstreicherei“ zu bestimmen. Dieser Mangel bietet 
die Möglichkeit verschiedenartiger richterlicher Auffassung, 
wodurch die Gefahr ungleichartiger Rechtsanwendung 
entsteht. 

Die Anwendung des § 362 Abs. 2 des Str.-G.-B. ist 
ganz in d?is freie Ermessen der Gerichte wie der Polizei¬ 
behörde gestellt. So erklärt es sich, dass nach den für 
das Reich vorgenommenen Erhebungen für die Jahre 
1877—1884 in Preussen 18,26, in Württemberg nur 1,32 
Ueberweisungen im Durchschnitt auf je 100 Verurtheilte 
trafen. Das Verhältniss der wirklich Untergebrachten zu 
der Zahl der gerichtlich Ueberwiesenen stellte sich für 
den gleichen Zeitraum auf 88,6 % für Preussen, auf 45,3% 
für Hessen. Die grösste Verschiedenartigkeit herrscht 
unter den Einzelstaaten auch in Beziehung auf die Dauer 
der Unterbringung. 
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Die durchschnittliche Dauer der richterlich erkannten 
Bettel-Strafen beträgt 2—3 Tage ; ihr Vollzug ist in hohem 
Grade fehlerhaft; sein grösster Mangel ist in der fast 
ausnahmslosen Beschäftigungslosigkeit der Häftlinge, zum 
Theile auch in der die Regel bildenden Gemeinschaftshaft 
zu erblicken. 


Aber auch der Strafvollzug im Arbeitshause lässt 
nahezu noch Alles zu wünschen übrig. Diese Anstalten, 
deren Verwaltung und Unterhaltung in manchen Staaten 
noch Sache von Kommunalverbänden ist, stehen in ihrer 
Organisation und Leitung gegen die Strafanstalten zurück. 
Klassifikation der Detinirten, Einzelhaft, vorläufige Ent¬ 
lassung u. s. f. sind in den Arbeitshäusern mehr oder 
weniger unbekannte Dinge. So werden Jahr aus Jahr 
ein hundert Tausende von Strafen gegen Bettler und Stromer 
vollzogen, welche dem Staate ungeheure Summen kosten 
und der Gesellschaft nicht nur keinen Nutzen bringen, 
sondern vielfach als Ursachen von Verbrechen Schaden 
und Unheil stiften. Da aber gegen mittellose Müssiggänger 
und gefährliche Landfahrer im Interesse der öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit eingeschritten werden muss, so 
handelt es sich um die Frage, wie solches Vorgehen 
zweckmässig und erfolgreich durchgeführt werden kann. 

Aus der Erkenntniss der Fehler und Missstände, unter 
welchen der gesetzliche Kampf gegen Bettelei und Land¬ 
streicherei dermalen noch zu leiden hat, ergeben sich die 
nachstehenden Forderungen: 

Um der oben beklagten Unsicherheit und Ungleich¬ 
heit in der Rechtsprechung vorzubeugen, erscheint es 
nothwendig, vor allem auf eine genaue Begriffsbestimmung 
von Bettel und Vagabondage zu dringen. 


Die Hauptstrafe, welche z. Z. gegen diese Ver¬ 
fehlungen zulässig ist und in Haft bis zu 6 Wochen 
besteht, muss der Bedeutung der Mendizität für die öffent¬ 
liche Ordnung, Sicherheit und Sittlichkeit entsprechend, 
so bedeutend erhöht werden, dass Besserung der Verur- 
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theilten und Sicherung der Gesellschaft durch sie erreicht 
wird, wodurch die Nachhaft vollkommen entbehrlich würde. 
Diese letztere Folge wäre um so erwünschter, als über¬ 
haupt für Konstruirung einer besonderen Strafe für Bettel 
und Vagabondage ebensowenig ein genügender Grund wie 
für besondere strafgesetzliche Behandlung dieser Delikte 
vorliegt. Indem der Gesetzgeber diese mit Freiheits¬ 
strafen, Haft und Nachhaft, in eine Gesammthöhe von 
2 Jahr und 6 Wochen bedroht, legt er ihnen eine weit 
grössere Bedeutung, als den übrigen Uebertretungen bei, 
und hätte er ihnen ebenso gut, wie anderen mit niederen 
Strafen bedachten Delikten, die Eigenschaft von Vergehen 
ertheilen können, wie auch das Preuss. Str.-G.-B. v. 1851 
Bettel und Landstreicherei als Vergehen wider die öffent¬ 
liche Ordnung qualifizirt und mit Gefängniss bis zu drei 
Monaten bedroht hat. Belgien und Frankreich haben den 
gleichen Weg eingeschlagen. 

Es steht daher kein rechtliches Hinderniss im Wege, 
in das künftige Str.-G.-B. die mehrerwähnten Delikte als 
Verbrechen aufzunehmen und an Stelle des Arbeitshauses 
die für Verbrechen bestimmten Strafen, Gefängniss und 
Zuchthaus, treten zu lassen. 


X. 


Auch die Bestimmungen unseres Str.-G.-B. über die 
Haftweise erscheinen als revisionsbedürftig. 

Nach § 22 des R.-Str.-G.-B. können die Zuchthaus¬ 
und Gefängnisstrafen sowohl für die ganze Dauer, wie 
für einen Theil der erkannten Strafzeit in Einzelhaft voll¬ 
zogen werden. In welchen Fällen von dieser Haftweise 
Gebrauch gemacht werden soll, darüber schweigt das 
Gesetz. 

Die Fassung von Abs. 2 des angezogenen Paragraphen, 
wonach die Einzelhaft ohne Zustimmung des Gefangenen 
die Dauer von drei Jahren nicht übersteigen darf, hat sich 
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in der Praxis nicht bewährt, und hat deshalb unsere 
Vereinsversammlung zu Nürnberg (1901) den Beschluss 
gefasst, dass diese Bestimmung entweder aufgehoben oder 
derart zweckentsprechend von den massgebenden Fak¬ 
toren auszulegen und zu handhaben sei, dass dem Ermessen 
der Strafvollzugsbehörden freie Bahn eröffnet werde. 

Ich darf wohl mit Grund annehmen, dass in den 
Kreisen der Strafanstaltsbeamten auch noch weitere 
Wünsche gehegt werden, deren Erfüllung von einer 
Reform des R.-Str.-G.-B. erhofft wird. 

Ich selbst habe meiner Ansicht über diesen Gegen¬ 
stand in einem „Beitrag zur Revision des Str.-G.-B.“, ver¬ 
öffentlicht, in der Zeitschr. f. d. ges. Strafr.-Wiss. Bd. XXI 
auf S. 157 ff. in den folgenden Sätzen Ausdruck verliehen: 

„Die Gefängniss- (und die Haft-)strafe können sowohl 
für die ganze Dauer wie für einen Theil der erkannten 
Strafzeit in der Weise in Einzelhaft vollzogen werden, 
dass der Gefangene unausgesetzt von anderen Gefangenen 
gesondert gehalten wird“. 

„Einzelhaft ist ausgeschlossen, wenn von ihr eine 
Gefahr für den körperlichen oder geistigen Zustand der 
Gefangenen zu besorgen ist“. 

„Die Zuchthaus- (und die Festungs-)strafe werden 
regelmässig nicht in Einzelhaft vollzogen“. 

„Dagegen soll diese Haftart vorzugsweise beim Voll¬ 
züge von Gefängnissstrafen zur Anwendung kommen, 
welche wegen Verbrechen gegen fremdes Eigen thum oder 
wegen Sittlichkeitsverbrechen ganz oder theilweise erkannt 
worden sind“. 

„Gefängnissstrafen, wegen anderer Strafe erkannte, 
sollen in der Regel in Gemeinschaftshaft vollzogen werden, 
sofern nicht das Betragen und die Eigenschaften des Ver¬ 
urteilten oder seine verbrecherische Vergangenheit, seine 
Trennung von anderen Gefangenen als notwendig oder 
ratsam erscheinen lässt“. 
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Zur Begründung dieser Forderungen wiederhole ich 
hier aus jener Abhandlung meine bezüglichen Ausführungen 
wie folgt: 

„Die Haft weise hat, wie die gesammte Strafbehandlung, 
dem Strafzwecke zu dienen, der für alle Verurtheilte der 
gleiche ist; das Mittel aber hat sich nach der Individualität 
des zu Strafenden, zu richten, wie die Dosis eines Heil¬ 
mittels nach der Konstitution des Patienten. Es ist daher 
falsch, die eine oder andere Haftweise, und wäre sie an 
sich noch so vortrefflich, auf alle Verurtheilte unter¬ 
schiedslos anzuwenden, wie uns der Zusammenbruch des 
Einzelhaftsystems in Belgien recht deutlich vor Augen 
führt. Ebenso falsch ist es, die Haftweise oder die Dauer 
ihrer Anwendung durch die Strafart (in ihrer jetzigen 
Bedeutung) bestimmen zu lassen. Die Frage muss so 
gestellt werden: 


„Wie lassen sich Besserung und Abschreckung am 
sichersten und vollkommensten, und wenn von beiden 
Haftarten der gleiche Erfolg zu erwarten ist, mit den 
geringsten Opfern erreichen“? Besserung und Abschreckung 
können durch Gemeinschaftshaft wesentlich beeinträchtigt, 
der Strafvollzug kann aber auch durch die Trennungshaft 
unnöthiger Weise sehr vertheuert werden. 


Das eine wie das andere zu vermeiden, scheide man 
zunächst diejenigen Verurtheilten, welche andere mit 
moralischer Ansteckung bedrohen, von denjenigen, von 
welchen solche Gefahr nicht zu besorgen ist. Die Ange¬ 
hörigen dieser letzteren Klasse, vorzugsweise aus Leiden¬ 
schafts- und Gelegenheitsverbrechern bestehend, können 
wegen ihrer gegenseitigen Ungefährlichkeit unbedenklich 
in Kollektivhaft gehalten werden, ohne dass dadurch die 
Verfolgung des Besserungswerkes wesentlich erschwert 
und die Kosten des Strafvollzugs unnöthiger Weise erhöht 
würden. Diejenigen, welche für andere durch moralische 
Ansteckung gefährlich werden können, wie Eigenthums¬ 
und SittlichkeitsVerbrecher, sind entweder solche, deren 
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Zustand durch die Gesellschaft mit Ihresgleichen ver¬ 
schlimmert werden kann oder nicht. Die ersteren, die 
Heilbaren, — ich rechne zu ihnen vorzugsweise die 
Anfänger im Diebshandwerke, erstmals wegen Sittlichkeits¬ 
verbrechen Bestrafte — isolire man gegen einander, die 
letzteren, das ist die Inkorrigiblen oder Inkurabeln sollen, 
wie unheilbare Kranke in Spitälern, auch kollektive Be¬ 
handlung erfahren, weil solche für sie keine besondere 
Gefahren im Gefolge hat und überdies um vieles billiger 
zu stehen kommt. 

Von solchen Erwägungen lässt man sich in Ländern 
leiten, welche das sogenannte gemischte Haftsystem sich 
angeeignet haben, das ich aus eigener Erfahrung aufs 
wärmste empfehlen kann. Ein Beweis der Ungefährlichkeit 
der Gemeinschaftshaft bei richtiger Anwendung darf wohl 
in der niederen Rückfallsziffer von nur 18,9%? welche 
sich für die auf Hohenasperg internirten, zu Zuchthaus 
verurtheiltenGelegenheits- und Zufallsverbrecher berechnet, 
erblickt werden“. 


XI. 

Von den Bestimmungen des I. Theils des R.-Str.-G.-B. 
dürfen unbedenklich die §§ 23—26, von der vorläufigen 
Entlassung handelnd, als diejenigen bezeichnet werden, 
welche sich bisher in hervorragender Weise bewährt 
haben. 

Damit soll keineswegs gesagt sein, dass erwähnte 
Vorschriften über jede Beanstandung erhaben und in keinem 
Punkte der Besserung oder Vervollkommnung bedürftig 
seien; aber die wünschenswerthen Neuerungen verursachen 
keine oder doch nur unwesentliche Schwierigkeiten. 

Ich habe mich über die Frage: „Empfiehlt sich nach 
den bisherigen Erfahrungen eine Aenderung der Bestim¬ 
mungen über das Beurlaubungssystem im Strafvollzüge?“ 
schon vor Jahren in einem Gutachten für den deutschen 
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Juristentag geäussert. Diese meine Arbeit ist in unserem 
Vereinsorgane (Bd. XX S. 291) veröffentlicht, wekhalb 
ich mich an dieser Stelle darauf beschränke, mich auf 
die dort aufgestellten Schlusssätze zu beziehen, welche ich 
in dem schon öfter angezogenen Aufsatz in der Zeitschr. 
f. d. ges. Strafr.-Wiss. Bd. XXI S. 151 in die folgende 
gesetzgeberische Form zu bringen versucht habe: 

Die zu einer längeren Freiheitsstrafe wegen Ver¬ 
brechen Verurtheilten sollen, wenn sie drei Viertheile, 
mindestens aber ein Jahr der ihnen zuerkannten Strafe 
verbüsst, sich auch während dieser Zeit gut geführt haben, 
auf ihr Ansuchen vorläufig entlassen werden, vorausgesetzt, 
dass nach ihrer Persönlichkeit und nach den Verhältnissen, 
in welche sie nach der vorläufigen Entlassung eintreten, 
die Gefahr eines Rückfalls nicht zu besorgen ist“. 

„Der verbüssten Strafzeit wird die nach § 60 des 
Str.-G.*B. oder nach § 482 der Str.-P.-O. auf die erkannte 
Strafe in Anrechnung gebrachte Untersuchungshaft gleich 
geachtet“. 

„Die vorläufige Entlassung kann bei schlechter Führung 
des Entlassenen, oder wenn derselbe den ihm bei oder 
nach der Entlassung auferlegten Verpflichtungen zuwider¬ 
handelt, widerrufen w r erden“. 

„Der Widerruf hat die Wirkung, dass der zur Zeit 
der vorläufigen Entlassung entstandene Strafrest nach¬ 
träglich zu verbüssen ist“. 

„Ist die festgesetzte Strafzeit, mindestens aber, ein 
Jahr seit der vorläufigen Entlassung abgelaufen, ohne dass 
deren Widerruf erfolgt ist, so gilt die Freiheitsstrafe als 
verbüsst“. 

„§ 25 unseres dermaligen R.-Str.-G.-B. ist beizu¬ 
behalten. 


XII. 


Auch die Strafausmessung gibt zu vielfachen Anklagen 
gegen unser dermaliges Strafensystem Anlass. Dieselben 
lassen sich kurz dahin zusammenfassen: 
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Unserem R.-Str.-G.-B. fehlen wirksame Bestimmungen 
über Bestrafung des Rückfalls. 

Das System der mildernden Umstände hat zu einer 
allzu milden Rechtsprechung geführt. 

Die Rechtsprechung entbehrt der wünschenswerthen 
Gleichartigkeit und Einheit. 

Ich habe an einer anderen Stelle (Absch. I) gezeigt, 
dass nach Ausweis unserer Kriminalstatistik die Zahl der 
Verurtheilten, welche bereits früher wegen Verbrechen 
oder Vergehen gegen Reichsgesetze bestraft worden waren, 
vom Jahre 1882—1899 von 277 auf 504 von 100 000 Köpfen 
der strafmündigen Civilbevölkerung angewachsen ist. Dabei 
ist die Häufigkeit der Verurtheilungen, welche wegen erst¬ 
maliger Begehung strafbarer Handlungen erfolgt sind, im 
Allgemeinen gleich geblieben, und haben sich seit 1882 
nur Veränderungen hinsichtlich der Art jener Handlungen 
eingestellt. 

„Die allgemeine Steigerung der Kriminalität von 1040 
auf 1236 Köpfe beruht sonach weniger auf einer Erweiterung 
des Kreises der betheiligten Personen, als auf einer Ver¬ 
mehrung der Rückfälligen“. (Krim.-Stat. f. 1899. Erläut. 
S. I, 32.) 

Daraus folgt, dass die gesetzlichen Strafdrohungen 
der noch nicht bestraften Bevölkerung gegenüber in ihrer 
prävenirenden Wirkung seit Langem sich gleich geblieben, 
den Vorbestraften gegenüber jedoch von Jahr zu Jahr an 
Kraft verloren haben. 

Diese bedenkliche Erscheinung zwingt uns, die straf¬ 
gesetzlichen Normen über Rückfall einer eingehenden 
Prüfung zu unterziehen. 

Gerechtigkeit und Zweckmässigkeit verlangen, dem 
Rückfall eine straferhöhende Wirkung beizulegen. Dieser 
von der Theorie wie von der Praxis gestellten Forderung 
wird durch unser gegenwärtig geltendes Strafrecht nur in 
ehr unvollkommener Weise entsprochen. 
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, Dasselbe bestraft den Rückfall nur bei den wichtigsten 
Eigentfyumsverbrechen, d. i. bei Raub, Diebstahl, Hehlerei, 
Betrug. 

Für diese Beschränkung war u. A. die Erwägung 
massgebend, „dass sich, Diebstahl und andere Verbrechen 
ausgenommen, statistisch kaum Fälle nachweisen Hessen, in 
denen, wenigstens in Preussen, von der erhöhten Rückfalls¬ 
strafe unter der Herrschaft der früheren Gesetzgebung 
Gebrauch gemacht worden wäre“. 

Gegen diese Art von Motivirung habe ich an einer 
anderen Stelle (Zeitschr. f. d. ges. Strafr.-Wiss. Bd. X S. 406) 
folgende Einwendung erhoben: „Der Umstand, dass unter 
der Herrschaft des Preuss. Str.-G.-B. von der erhöhten 
Rückfallsstrafe bei andern als Eigenthumsverbrechen, regel¬ 
mässig kein Gebrauch gemacht wurde, hätte den Gesetz, 
geber nicht dahin führen sollen, den Rückfall, abgesehen von 
den Eigenthumsdelikten, ganz und gar mit Stillschweigen 
zu behandeln; der Gesetzgeber hätte vielmehr jene Er¬ 
fahrung von allzu weit gehender Milde in der Recht¬ 
sprechung zum Anlasse nehmen sollen, die Erhöhung der 
Strafe als Rückfallsfolge obligatorisch zu machen. Es lässt 
sich in der That kein überzeugender Grund dafür ausfindig 
machen, dass der rückfällige Brandstifter oder Todtschläger 
nicht ebenso wie der rückfällige Räuber oder Dieb wegen 
grösserer Gefährlichkeit, welche sich in der Wiederholung 
eines an ihm schon früher bestraften Verbrechens kund- 
giebt, mit ungleich höherer Strafe angesehen werde, als 
derjenige, welcher sich zum ersten Male eines Verbrechens 
der erwähnten Art schuldig macht. 

„Neuere Strafgesetzbücher, wie das der Niederlande 
und das für New-York, lassen denn auch in der That den 
Rückfall wieder als allgemeinen Straferhöhungs- bezw. 
Strafschärfungsgrund gelten“. 

Ferner bestraft das deutsche Str.-G.-B., vom Ver¬ 
brechen des Raubs abgesehen, nur den wiederholten und 
nur den gleichartigen Rückfall. Die Rückfallsfolge soll 
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in der Verhängung theils schärferer, theils längerer 
Strafen, als für erstmalige Verbrechensverübung angedroht 
sind, bestehen. 

In der That aber wird der Absicht des Gesetzgebers 
durch die Rechtsprechung auch nicht entfernt entsprochen. 
Es wird vielmehr dem Willen des Gesetzgebers durch An¬ 
wendung des Systems der mildernden Umstände auf das 
kräftigste entgegengearbeitet. Als Beweis hierfür mögen 
die nachfolgenden Zahlen der Reichs-Kriminalstatistik 
(Jahrg. 1898) sprechen: 

Es wurden wegen einfachen Diebstahls, in wieder¬ 
holtem Rückfall begangen, der mit Zuchthaus bis zu 10 
Jahren, also im Mittel mit 5 jährigem Zuchthaus bedroht ist, 
12312 Personen verurtheilt, davon 3214 (26 %) mit Zucht¬ 
haus und 9098 (74 %) nur mit Gefängniss bestraft. 

Von den erkannten 3214 Zuchthausstrafen lauteten 
3133 (97 %) auf weniger als 5, und 81 (3 %) auf 5 und 
mehr Jahre. 

Von sämmtlichen wegen einfachen Diebstahls in 
wiederholtem Rückfall ausgesprochenen Strafen haben 
0,6 % das gesetzliche Mittel erreicht; dagegen hielten sich 
62 % unter 1 Jahr Gefängniss. 

Die im Gesetze angedrohte mittlere und diese über¬ 
steigende Strafe trifft demnach in 100 Fällen noch nicht 
Einen Schuldigen, und in 1000 Fällen erst ungefähr sechs 
Verurtheilte. 

Auch bei Betrug im wiederholten Rückfall berechnet 
sich dieses Verhältniss nur auf 12 vom 1000. In 60 von 
100 Fällen wurde auf weniger als 12 Monate Gefängniss 
erkannt. 

Und nun fragt es sich: Welches sind die Mittel, 
durch welche eine Besserung der dermaligen Missstände 
herbeigeführt werden kann? 

Die höhere Strafbarkeit des Rückfalls hat ihren 
Grund in dem durch Verbrechens Wiederholung bekundeten 
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festen und beharrlichen rechtswidrigen Willen, die den 
Thäter in besonders hohem Masse gefährlich für die 
Rechtsordnung erscheinen lässt. Der im Rückfall zum 
Ausdruck kommende Widerstand gegen das Strafgesetz 
macht ernstere Bekämpfung, strengere Bestrafung des 
Störenfriedes zur Nothwendigkeit. Diese hat sich bei 
Freiheitsstrafen zunächst in deren Verlängerung, und w r enn 
auch diese den gewünschten Erfolg bürgerlicher Besserung 
nicht erzielt, durch grössere Intensität der Strafe, mit 
anderen Worten durch Umwandlung der ordentlichen 
Freiheitsstrafe (Gefängniss) in die ausserordentliche des 
Zuchthauses zu äussern. 

Diese letztere soll, wenn der Richter Unverbesser¬ 
lichkeit des Delinquenten annimmt, jederzeit in dem für 
das betreffende Verbrechen angedrohten Höchstbetrage 
ausgesprochen werden. 

Der Rückfall lässt nicht nur den Eigenthums Ver¬ 
brecher (Diebe, Räuber etc.), sondern überhaupt jeden 
Verbrecher, der durch vorausgegangene Bestrafung sich 
von der Wiederholung eines gleichen oder gleichartigen 
Deliktes nicht abhalten lässt, in erhöhtem Grade gefährlich 
und rechtswidrig erscheinen, und sollte daher im künftigen 
Str.-G.-B. die Geltung eines allgemeinen, auf alle Ver¬ 
brechen anwendbaren Straferhöhungsgrundes erhalten. 

Eines besonderen Strafrahmens für Rückfallsver¬ 
brecher bedarf es nicht; es genügt, wenn allzu niederen 
Strafen durch feste Bestimmungen Grenzen nach unten 
gezogen werden, und die Annahme mildernder Umstände 
durch den Rückfall ausgeschlossen wird. Demnach sollte 
die Rückfall-Bestrafung künftig durch folgende Bestimmungen 
geregelt werden: 

1. Es ist ihm die Geltung eines allgemeinen Straf- 
mehrungs- bezw. Strafschärfungsgrundes durch 
Gesetz beizulegen. 

2. Bei vorliegendem zweiten Rückfalle darf der 
Richter in der Strafzumessung nicht unter die 
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Hälfte des Höchstbetrages der für das neubegangene 
Verbrechen angedrohten Strafe herabgehen. 

3. Der dritte und jeder weitere Rückfall soll mit dem 
Maximum der durch das neue Verbrechen ver¬ 
wirkten Strafe getroffen werden. 

4. Der Strafvollzug hat, wenn das Gericht die Ueber- 
zeugung gewonnen hat, dass die ordentliche Frei¬ 
heitsstrafe (Gefängniss) auch in ihrer längsten 
Dauer den Angeschuldigten von weiteren Ver¬ 
brechen nicht abhalten werde, im Zuchthaus zu 
erfolgen. 

5. Jugendliche Personen unter 18 Jahren dürfen nicht 
mit Zuchthaus bestraft werden. 

6. Die Rückfall - Verjährungsfrist beträgt in der 
Regel fünf, bei Bettel und Landstreicherei nur 
ein Jahr. 


XIII. 


Wir haben an anderer Stelle (Absch. IV) das System 
der mildernden Umstände als die Ursache unrich¬ 
tiger Wahl der Strafart, und im unmittelbar vorhergehen¬ 
den Abschnitt als das Mittel zweckwidriger Abschwächung 
der Rückfalls-Strafe kennen gelernt. Sein Wirken erstreckt 
sich aber noch um vieles weiter. Die Kriminalstatistik 
lehrt uns, dass in der Rechtsprechung an Stelle der 
Anwendung der ordentlichen Strafe die auf der An¬ 
nahme mildernder Umstände beruhende ausserordentliche 
Strafe getreten, m. a. W. die Regel zur Ausnahme ge¬ 
worden ist. 

Ein solcher Zustand darf, wie ich in Abschnitt IV 
näher ausgeführt habe, im Interesse der Gerechtigkeit 
und des richterlichen Ansehens nicht länger mehr geduldet 
werden. 

Das System der mildernden Umstände, aus dem 
französischen Rechte entnommen, verdankt seine Entsteh¬ 
ung der Absicht, der übermässigen Härte des Code pdnal 
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abzuhelfen. Wenn diese Einrichtung auch in einem andern 
Sinne vom Preussischen Str.-G.-B., und nach ihm auch 
vom R.-Str.-G.-B. aufgenommen wurde, so ging 'doch die 
deutsche Gesetzgebung davon aus, dass die von ihr an¬ 
geordnete Regelstrafe die angemessene sei (Berner) und 
darum auch in der grossen Mehrzahl der Fälle Anwendung 
finden werde. 

Diese Annahme wurde durch die Praxis nicht be¬ 
stätigt, und es macht sich nunmehr die NothWendigkeit 
geltend, sich entweder für die im Gesetz vorgesehene 
ordentliche Strafe oder für die in der Rechtsprechung zur 
Regel gewordene Ausnahmsstrafe zu entscheiden. Im 
ersteren Falle muss die Anwendung der mildernden Um¬ 
stände, wenn nicht aufhören, so doch in die richtigen 
Grenzen gewiesen werden, im letzteren Falle besteht kein 
Grund mehr, das System noch weiter beizubehalten. Es 
lässt sich aber noch ein weiterer Grund für Aufhebung 
des Systems der mildernden Umstände geltend machen, 
nämlich der, dass besagte Einrichtung, als ein Nothbehelf 
für die Mängel alternativer Androhung verschiedener Straf¬ 
arten angesehen und ins Gesetz aufgenommen, diese seine 
Aufgabe und Bedeutung durch Mehrung der Fälle, in denen 
Geldstrafe die Freiheitsstrafe ersetzen soll, bei einer künf¬ 
tigen Revision des Str.-G.-B. verlieren dürfte. 

Jedenfalls aber scheint es mir nicht ferner mehr an¬ 
gängig, von den mildernden Umständen auch bei Rückfalls¬ 
strafen Gebrauch zu machen. Muss nicht jeder Unbefangene 
einen auffallenden Widerspruch darin erblicken, wenn an 
Stelle einer vom Gesetze angedrohten geschärften Strafe 
durch richterlichen Willen Strafen gesetzt werden können, 
welche sehr oft nicht das Mittel der ordentlichen Strafe 
erreichen ? 

Der Gesetzgeber, der aus guten und gewichtigen 
Gründen eine starke Schutzwehr gegen gewisse Rechts¬ 
angriffe schafft, darf nicht gleichzeitig die Mittel an die 
Hand geben, sie unwirksam und unnöthig zu machen. 
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Aufgabe der Gesetzgebung dürfte es vielmehr sein, kräftige 
Garantien dafür zu schaffen, dass die von ihr aufgestellten 
Strafdrohungen in ihrem vollen Ernste verwirklicht werden, 
und nicht aus irgend einem Grunde und auf irgend eine 
Weise in Missachtung gerathen könne. 


XIV. 


Als ein mächtiges Hemmniss, das einer wirksamen 
Rechtsprechung im Wege steht, erweist sich die grosse 
Verschiedenheit, welche sich in der Strafausmessung der 
verschiedenen Gerichte kundgibt. So finden wir z. B., dass 
in den Jahren 1897—1899 bei Verurtheilungen wegen Dieb¬ 
stahls im wiederholten Rückfalle nur in sechs Oberlandes¬ 
gerichts - Bezirken die erkannten Zuchthausstrafen gegen 
die ausgesprochenen Gefängnissstrafen vorwiegen, in acht 
anderen derartigen Bezirken das umgekehrte Verhältniss 
stattfand. So treffen in Breslau auf 399 Verurtheilungen 
zu Zuchthausstrafen 256 Verurtheilungen zu Gefängniss, 
in Dresden dagegen ist dieses Verhältniss 289:331, in 
München 216:289. 

In acht Oberlandesgerichts-Bezirken werden für ge¬ 
fährliche Körperverletzungen meist Gefängnissstrafen unter 
30 Tagen, in 20 anderen solche über 30 Tage bis zu 
3 Jahren erkannt. So treffen in Bamberg auf eine Strafe 
von mehr als 30 Tagen 2,92 solche unter 30 Tagen, in 
Hamm auf eine Strafe von weniger als 30 Tagen 3,65 
solche von mehr als 30 Tagen. 

Im Oberlandesgerichts - Bezirk München überwiegen 
die kurzen, im Oberlandesgerichts-Bezirk Berlin die höheren 
Strafen wegen Körperverletzung. 

Solches Auseinandergehen der richterlichen An¬ 
schauungen über die Strafbarkeit der gleichen Delikte 
erschüttert den Glauben der Bestraften an die Gerechtig¬ 
keit und bewirkt statt Besserung Trotz und Verbitterung 
auf Seiten der Verurtheilten. 
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Der Grund des Uebels liegt in dem Mangel an 
einem vom Gesetzgeber aufgestellten einheitlichen Straf¬ 
massstab. 

Die Einen erblicken denselben in der Grösse der 
Schuld, die Anderen in der Gefährlichkeit, wieder andere 
in der Rechtswidrigkeit. 

Den richtigen Weg, diese Streitfrage zu lösen, zeigt 
uns der unbestreitbare Satz, dass die Aufgabe des Richters 
im Einzelfalle die gleiche ist, wie die des Gesetzgebers im 
Allgemeinen. Sie besteht in Auffinden und Feststellen 
des Rechts, und hat daher der Richter innerhalb des ihm 
gelassenen Spielraums dieselben Gesichtspunkte zu beachten, 
die den Gesetzgeber bei Aufstellung seiner Strafrahmen 
geleitet haben, (v. Liszt.) 

Welches sind nun diese Gesichtspunkte? 

Diese Frage beantwortet Feuerbach, wie folgt: 
„Der allgemeine Rechtsgrund des Daseins aller bürger¬ 
lichen Strafen ist die NothWendigkeit der Abwendung einer 
Gefahr für den rechtlichen Zustand. Daher die Grösse der 
Gefahr der Massstab für die Grösse der Strafe und der 
Grundsatz: Je grösser die Gefährlichkeit der Handlung in 
Bezug auf den rechtlichen Zustand ist, desto grösser ist 
die bürgerliche Strafbarkeit“. 

Den gleichen Gedanken spricht Jhering in den 
folgenden Sätzen aus: 

rt Je höher uns ein Gut steht, desto mehr nehmen wir 
Bedacht auf seine Sicherung. Ebenso macht es die Ge¬ 
sellschaft mit ihren Lebensbedingungen, den sozialen 
Gütern, hinsichtlich des zu ihrer Sicherung aufgebotenen 
Rechtsschutzes“. 

„Je höher das Gut, desto grösser die in seiner Ver¬ 
letzung liegende Gefährdung für die Gesellschaft, und 
desto höher die Strafe. Der Tarif der Strafe ist der 
Werthmesser der sozialen Güter. Wie hoch steht das 
Menschenleben, die Ehre, die Freiheit, das Eigenthum, die 
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Ehe, die Sicherheit des Staates, die militärische Disziplin 
u. s. f. ? Schlage das Strafgesetzbuch auf, und Du wirst 
es finden“. 

„Zu dem objektiven Moment des bedrohten Guts auf 
Seiten der Gesellschaft gesellt sich auf Seiten des Ver¬ 
brechers noch das subjektive Moment der aus seiner 
Willensbestimmung und der Art der Ausführung des Ver¬ 
brechens sich ergebenden Gefährlichkeit derselben für die 
Gesellschaft. Nicht jeder Verbrecher, der dasselbe Ver¬ 
brechen begeht, gefährdet sie in gleicher Weise. Von dem 
rückfälligen Verbrecher oder dem Gewohnheitsverbrecher 
hat die Gesellschaft mehr zu fürchten, als von dem Neu¬ 
ling im Verbrechen, von dem Komplott, von der Bande 
mehr, als von dem Einzelnen, die Verschlagenheit droht 
ihr eine höhere Gefahr, als der Jähzorn, der Vorsatz als 
die Fahrlässigkeit“. 

Solchen Grundsätzen entspricht Art. 90 des bayr. 
Str.-G.-B. v. 1813 durch die Vorschrift, dass bei Zumessung 
der Strafe der Richter theils auf die Beschaffenheit der zu 
bestrafenden Handlung an und für sich, theils auf die 
Grösse der Gesetzwidrigkeit des Willens Rücksicht nehmen 
sollte, und in den folgenden Art. 91—94 sind die Gründe 
angeführt, welche rücksichtlich der Beschaffenheit der 
That an sich, und welche rücksichtlich der Gemüths- und 
Willenseigenschaft des Verbrechers die Strafbarkeit erhöhen 
oder vermindern sollen. 

Von demselben Gedanken lässt sich auch der deutsche 
Gesetzgeber leiten, wenn er in § 243 des R.-Str.-G.-B. die 
Umstände namhaft macht, welche den Diebstahl als 
„schweren“ charakterisiren. In allen dort aufgeführten 
Fällen liegt das straferhöhende Moment in der grösseren 
Gefährlichkeit, sei es der That oder des Thäters. 

Wichtiger noch als die Frage nach dem richtigen 
Strafmassstab erscheint-mir die Forderung voller Ueberein- 
stimmung in dessen Anwendung. 

Die Aufstellung eines festen Prinzips über die Straf¬ 
ausmessung wird die Rechtsprechung vor manchen 
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Irrthümern bewahren, denen sie heutzutage noch so 
häufig verfällt, wie dieses u. A. die Neigung bekundet, 
bei Ausmessung von Geldstrafen dem Vermögen des 
Angeschuldigten einen unberechtigten Einfluss einzu¬ 
räumen. 

Die Höhe der Strafe, als eines Mittels, dessen sich 
die Gesellschaft zur Bekämpfung antisozialer Angriffe 
bedient, wird vernünftiger und konsequenter Weise nur 
durch den Umfang und die Grösse des verbrecherischen 
Angriffes und zugleich durch die Beschaffenheit des 
Willens ihres Urhebers bestimmt. Moralische Schwäche, 
sittliche Verkommenheit, ehrlose Gesinnung, Armuth und 
Reichthum u. s. f. lassen den Willen des Verbrechers in 
manchen Fällen mehr oder weniger rechtswidrig und 
gefährlich erscheinen, für sich allein dürfen sie nimmer¬ 
mehr bei Abwägung der Strafe in die Wagschale gelegt 
werden. 

Das Auffinden von Strafzumessungsgründen, welche 
die Anhänger, der verschiedenen Straftheorien befriedigen 
und einigen können, ist keineswegs eine so schwierige 
Sache, wie die schon mehrmals angezogenen §§ 90—94 
des bayr. Str.-G.-B. beweisen, indem die dort aufgeführten 
Strafminderungs- und Erhöhungsgründe verschiedene Grade 
der Schuld wie der Gefährlichkeit gleichmässig zum Aus¬ 
druck bringen. 

Solcher oder ähnlicher Strafzumessungsgründe bedarf 
unser künftiges Str.-G.-B. Mindestens sollte das Prinzip 
namhaft gemacht werden, von dem jeder Richter fortan 
bei Bestimmung der Strafe sich pflichtgemäss muss leiten 
lassen. 

Vergl. Dr. Wach, die Reform der Freiheitsstrafe. 
S. 2 u. 41 ff. 


XV. 

Ueber die Gründe, welche die Strafen ausschliessen 
Odern mildern (R.-Str.-G.-B. IV. Absch.), herrscht im Ganzen 
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und Grossen volle Uebereinstimmung unter den Anhängern 
der verschiedenen Straftheorien. Insbesondere sind sie 
alle damit einverstanden, dass Personen nicht zur Strafe 
gezogen werden sollen, welche zur Zeit der Verbrechens¬ 
verübung sich in bewusstlosem oder geistesgestörtem Zu¬ 
stande befunden haben. Doch muss § 51 des R.-Str.-G.-B. ? 
welcher den Ausschluss der Strafbarkeit an die Bedingung 
knüpft, dass durch die erwähnten Zustände die freie 
Willensbestimmung des Thäters ausgeschlossen wird, durch 
diese seine Fassung nothwendig Anstoss bei denjenigen 
Personen erregen, welche die Freiheit des menschlichen 
Willens bestreiten. 

Ein Gesetz darf einen Richterspruch nicht von einer 
Voraussetzung abhängig machen, deren Richtigkeit sich 
nicht beweisen lässt, noch viel weniger aber von einer 
Lehre, welche in einem Masse, wie die der Willens¬ 
freiheit, bestritten ist und sogar einem Naturgesetze wider¬ 
spricht. 

Eine Rechtsnorm darf nicht den Anlass geben, dass 
der Richter in einem Konflikt zwischen seinen beschworenen 
Pflichten und seiner wissenschaftlichen Ueberzeugung 
geräth. 

Sehr zutreffend äussert sich Dr. v. W e i n r i c h 
(Mitth. der J. C. V. Bd. VI. S. 256 u. 262) in einem Gutachten 
„Ueber den Begriff der rechtlichen Verantwortlichkeit u in 
den folgenden Sätzen: 

„Ein so ungemein schwieriges und so ausserordent¬ 
lich bestrittenes Problem auf ein praktisches Gebiet, wie 
es das Strafrecht nun einmal ist, verpflanzt, kann da nur 
Verwirrung anrichten. Die Willensfreiheit, bezw. Willens¬ 
unfreiheit ist nicht minder wichtig für das Civilrecht. 
Kein Civilist denkt aber daran, sich mit ihr näher zu 
beschäftigen, wobei sich seine Wissenschaft recht wohl 
befindet. Warum soll es im Strafrecht anders sein?“ 

„Die Frage, wie die kriminalrechtliche Verantwort¬ 
lichkeit ausgestattet werden soll, lässt sich nur vom 
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historisch-politischen Standpunkt aus beantworten. Dieselbe 
ist durchaus praktischer Natur und lässt sich nicht durch 
Metaphysik lösen. Wenn man immer nur von Indeter¬ 
minismus und Determinismus spricht, und die Freiheit oder 
Unfreiheit des menschlichen Willens hereinzieht, wird man 
niemals zu einem Ende kommen“. 


Erwägungen solcher Art mögen den Verfasser des 
Vorentwurfes eines Schweizer Str.-G-B. bestimmt haben, 
in Uebereinstimmung mit einem Beschlüsse des Vereins 
Schweizer Irrenärzte dem Art. 8, welcher von der Unzu¬ 
rechnungsfähigkeit handelt, die Fassung zu geben: „Wer 
zur Zeit der That geisteskrank oder blödsinnig oder 
bewusstlos war, ist nicht strafbar“. (Vergl. Motive zu 
dem Vorentwurf eines Schweizer Str.-G.-B. von Stooss. 
S. 20 ff.) 

Ich halte die Aufnahme der gleichen Bestimmungen 
in unser künftiges Str.-G.-B. für empfehlenswerth. (Vergl. 
Zeitschr. f. d. ges. Strafrechts-Wiss. Bd. XXI. S. 183 ff.) 
Jedenfalls würde durch Weglassen des letzten Satzes in 
§ öl des R.-Str.-G.-B., der von der freien Willensbestiinmung 
handelt, die Gefa.hr beseitigt, dass die verschiedenen 
metaphysischen Auffassungen über die Freiheit des Willens 
im philosophischen Sinn in die Kriminalverhandlungen 
gezogen werden. Dass der in Rede stehend,e Beisatz 
nicht nothwendig ist, sondern die beiden Momente, Be¬ 
wusstlosigkeit und krankhafte Störung der Geistesthätig- 
keit, genügen, die Zurechnung auszuschliessen, beweisen 
die Bestimmungen anderer Strafgesetzbücher über den 
gleichen Gegenstand, wie des Niederländischen, des von 
New-York, Finnland, Chile, Japan, Mexiko, welche 
sämmtlich der Willensfreiheit nicht besonders Erwähnung 
thun. 


Dass das R.-Str.-G.-B. keine besonderen Bestimmungen 
über geminderte Zurechnungsfähigkeit enthält, halte ich 
insofern für keinen Mangel, als Geisteszustände, welchen 
nicht die Bedeutung von „krankhafter Störung der 
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Geistesthätigkeit“ zukommt, die ihnen gebührende Wür¬ 
digung und Berücksichtigung in Gemässheit der für die 
Strafzumessung geltenden allgemeinen Regeln finden 
werden. 

Der oben angezogene Schweizer Gesetzentwurf 
bringt aber auch noch die weiteren Vorschriften in Vor¬ 
schlag : 

„Artikel 10. Erfordert die öffentliche Sicherheit die 
Verwahrung des Unzurechnungsfähigen oder vermindert 
Zurechnungsfähigen in einer Anstalt, so ordnet sie das 
Gericht an. Das Gericht verfügt die Entlassung, wenn 
der Grund der Verwahrung weggefallen ist. 

Art. 11. Erfordert der Zustand des Unzurechnungs¬ 
fähigen oder vermindert Zurechnungsfähigen irrenärztliche 
Behandlung in einer Anstalt, so überweist das Gericht den 
Kranken der Verwaltungsbehörde zu angemessener Ver¬ 
sorgung. 

Diese beiden Gesetzesartikel enthalten zweckmässige 
Bestimmungen, welche unserem gegenwärtigen Str.-G.-B. 
fehlen, und deren Aufnahme in ein künftiges Strafgesetz 
im Interesse der öffentlichen Sicherheit dringend zu wünschen 
ist. Es gilt hier eine Lücke auszufüllen, wie sie ähnlich 
bezüglich der Behandlung des Kindesalters in § 55 des 

R. -Str.-G.-B. bis zur Einführung der Novelle von 1876 
bestand, durch welche endlich die zur Sicherung der Ge¬ 
sellschaft gegen die verbrecherische Jugend nothwendigen 
Anordnungen getroffen wurden. 

Was wir in Obigem verlangen, dafür ist in an¬ 
deren'Str.-G.-B., wie von Italien, den Niederlanden, Nor¬ 
wegen, Chile, Dänemark, Bulgarien, längst Vorsorge ge¬ 
troffen. 

Auch P r i n s (Zeitschr. f. d. ges. Stra.fr. -Wiss. Bd. XX 

S. 7) beansprucht für den Strafrichter das Recht, den frei¬ 
gesprochenen geisteskranken Verbrecher der Regierung zu 
überweisen. 
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XYI. 


Dass unser Strafgesetz Kindheit und jugend¬ 
liches Alter als Strafausschliessungs- und 
beziehungsweiseStrafmilderungsgründe gelten 
lässt, damit werden wir wohl alle, wenn auch aus ver¬ 
schiedenen Gründen, einverstanden sein. Dagegen darf 
kaum die gleiche Uebereinstimmung bezüglich der Be¬ 
dingung angenommen werden, von welcher unser Str.-G.-B. 
die Zurechnung oder Strafbarkeit abhängig macht. Diese 
Bedingung besteht in der „zur Erkenntniss der Strafbarkeit 
erforderlichen Einsicht 14 . Gegen diese Voraussetzung werden, 
wie ich als bekannt annehmen darf, von sehr beachtens- 
werther Seite sehr gewichtige Einwendungen erhoben. 
Auch über die für die Strafunmündigkeit und die Straf¬ 
minderjährigkeit festzustellenden Altersgrenzen gehen die 
Ansichten ziemlich weit auseinander. 

Um die meiner Arbeit gezogenen Grenzen nicht zu 
überschreiten, muss ich mich auf Verweisung auf die von 
Gefängniss - Kongressen und in den Versammlungen der 
internationalen kriminalistischen Vereinigung gepflogenen 
Verhandlungen beschränken. Dieselben finden sich ab¬ 
gedruckt in den Mittheilungen der J. C.V. Bd. II S. 45 ff. 
Bd. III S. 336 ff. Zeitschr. für die ges. Strafr.-Wiss. 
Bd. Xm S. 741, Blätter f. Gefängnissk. Bd. XXV S. 183 
Bd. XXIX S. 341. 

Als besonders bedeutungsvoll sollen hier die von der 
III. Landesvers. der J. C. V. 1893 zu Berlin angenommenen 
Thesen nach ihrem vollen Inhalte angeführt werden: 


1. Es empfiehlt sich, das Alter der Strafmündigkeit 
bis auf das 14. Lebensjahr hinaufzurücken. 

2. Wer bei Begehung einer strafbaren Handlung 
das 14. Lebensjahr nicht vollendet hat, kann 
daher wegen derselben nicht strafrechtlich verfolgt 
werden. 

3. Es kann jedoch in diesem Falle staatlich über¬ 
wachte Erziehung eintreten. 
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4. Gegen Personen, welche bei Begehung der straf¬ 
baren Handlung das 14., aber nicht das 18. Lebens¬ 
jahr vollendet haben, kann wegen derselben auf 
Strafe oder auf staatlich überwachte Erziehung, 
oder auf Freiheitsstrafe und Erziehung, oder auf 
Ueberweisung an die Familie erkannt werden. 

5. Die Bestimmung der §§ 56 und 57 des Str.-G.-B., 
wonach die strafrechtliche Verantwortlichkeit eines 
Jugendlichen davon abhängig ist, dass er bei Be¬ 
gehung der That die zur Erkenntniss ihrer Straf¬ 
barkeit erforderliche Einsicht besessen hat, ist zu 
beseitigen. 

6. Auch ohne das Vorliegen einer strafbaren Handlung 
sollen jugendliche Personen bis zum 16. Lebens¬ 
jahre der staatlich überwachten Erziehung über¬ 
wiesen werden. 

7. Die Erziehung verbrecherischer und verwahr¬ 
loster Kinder, sowie die Bestrafung verbreche¬ 
rischer, jugendlicher Personen muss durch ein be¬ 
sonderes Reichsgesetz gemeinsam einheitlich ge¬ 
regelt werden. 

In Anbetracht des für unsere Versammlung angesetzten 
kurzen Zeitraumes wird es derselben allerdings nicht 
möglich sein, über die §§ 55—57 des R.-Str.-G.-B. in eine 
Verhandlung einzutreten. Wohl aber dürfte jedes der Ver¬ 
sammlung anwohnende Mitglied sich in der Lage befinden, 
die obigen von der J C. V. angenommenen Sätze so weit 
zu prüfen, um zu meinem Anträge Stellung zu nehmen, 
der darauf gerichtet ist, die in Rede stehenden Be¬ 
schlüsse der Reichsgesetzgebung zu eingehender Prüfung 
zu empfehlen. 


XVII. 


Der Vollständigkeit halber muss ich hier auch der 
bedingten Verurtheilung, auch Strafaufschub ge¬ 
nannt, Erwähnung thun. 
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Die Frage, ob diese von der Mehrzahl der Bundes¬ 
staaten seit einer Reihe von Jahren angenommene Ein¬ 
richtung sich bewährt hat oder nicht, wird von unserem 
Verein auf Grund eigener Erfahrungen kaum beantwortet 
werden können. 

Wir sind daher nicht in der Lage, uns zu Gunsten 
oder zum Nachtheile des Institutes auszusprechen. Zu 
einem Anträge auf Aufnahme desselben in das künftige 
Str.-G.-B. sind wir schon aus dem Grunde nicht veranlasst, 
weil unsere auf Verbesserung der Freiheitsstrafen und 
ihres Vollzuges gerichteten Forderungen uns hoffen lassen, 
dass durch sie die bedingte Verurtheilung, als deren Ent¬ 
stehungsursache die Unvollkommenheit der Freiheitsstrafen 
und insbesondere die angebliche Schädlichkeit der kurzen 
Gefängnissstrafen zu betrachten ist, überflüssig und ent¬ 
behrlich gemacht werden. 

Wir haben aber auch andererseits nicht genügenden 
Grund, auf Beseitigung des in Rede stehenden Instituts zu 
dringen, so lange jene unsere Reformvorschläge noch nicht 
angenommen sind, und so lange nicht statistische Beweise 
dafür erbracht sind, dass, wie von Manchen befürchtet 
wird, durch die bedingte Verurtheilung die Strafdrohungen 
in ihrer Wirksamkeit abgeschwächt und dadurch die erst¬ 
malige Begehung von Delikten begünstigt werde. Ich halte 
es daher für das Rathsamste, dass unser Verein von Fassung 
einer Resolution über den fraglichen Gegenstand zur Zeit 
Abstand nehme. 


Zum Schlüsse fasse ich das Ergebniss meiner Unter¬ 
suchungen in die folgenden 

Sätze 

zusammen: 

I. 

Das jetzige Strafensystem hat sich im Strafvoll¬ 
züge nicht bewährt, und es erscheint daher eine Revision 
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des deutschen Reichs-Strafgesetzbuches vom 15. Mai 1871 
als eine dringende Aufgabe der Reichsgesetzgebung. 


II. 


Auf Grund der im Strafvollzug gewonnenen Erfah¬ 
rungen werden die folgenden Vorschläge gemacht: 

1. Die seitherige Unterscheidung zwischen Ver¬ 
gehen und Verbrechen soll wegen ihres nach¬ 
theiligen Einflusses auf die Abstufung der Freiheits¬ 
strafe und auf Anwendung ihrer Nebenstrafen in 
Wegfall kommen. Das Gesammtgebiet der Polizei¬ 
delikte (Uebertretungen) ist aus dem künf¬ 
tigen Str.-G.-B. auszuscheiden und in ein besonderes 
Gesetzbuch zu übernehmen. 

2. Von den Hauptstrafen des dermal geltenden 
Str.-G.-B. sollen die Festungshaf t und die Haft, 
von den Nebenstrafen das Arbeitshaus (als 
bessernde Nachhaft) ausgeschieden werden. 

3. Die ordentliche oder regelmässige Freiheitsstrafe 
in der Dauer von einem Tage bis zu 15 Jahren 
soll das Gefängniss bilden. 

4. Die Zuchthausstrafe ist anzuwenden 

a) als geschärfte Freiheitsstrafe in der Dauer von 
1—15 Jahren gegen Personen, welche wegen 
gleicher oder gleichartiger Verbrechen schon 
mehrere, und unter diesen die höchste dafür 
angedrohte Gefängnissstrafe erstanden haben; 

b) als lebenslängliche Freiheitsstrafe 

5 Gefängnisstrafen, welche in ihrer Dauer 6 Wochen 
nicht übersteigen, können in den vom Gesetze 
bestimmten Fällen durch Richterspruch geschärft 
werden. 

6. Gefängniss- und Zuchthausstrafen können sowohl 
für die ganze Dauer, wie für einen Theil der 
erkannten Strafzeit in der Weise in Einzelhaft 


vollzogen 


werden, dass der Gefangene unaus- 
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gesetzt von anderen Gefangenen gesondert gehalten 
wird. 


Einzelhaft ist ausgeschlossen, wenn von ihr 
eine Gefahr für den körperlichen oder geistigen 
Zustand der Gefangenen zu besorgen ist. 

Die näheren Bestimmungen über Anwendung 
der Einzelhaft sind einem besonderen Gesetze 
über Vollziehung der Freiheitsstrafen vorzu¬ 
behalten. 

7. Die wesentlichen Unterschiede zwischen 
Gefängniss und Zuchthaus sind im Str.G.B. 
genau zu bestimmen. Der einheitliche Vollzug der 
Freiheitsstrafe ist durch ein besonderes (Reichs¬ 
strafvollzugs-) Gesetz sicher zu stellen. 

8. Die vorläufige Entlassung (§§ 23—26 des 
R.-Str.-G.-B.) soll eine weitere Ausbildung durch 
Annahme folgender Forderungen erhalten: 

a) Neben der guten Führung des Gefangenen am 
Strafplatze sollen auch dessen Vorleben, wie 
die Verhältnisse, in die er bei der Beurlaubung 
eintritt, insbesondere sein gesichertes Fortkommen 
und Unterkommen nach der Entlassung zu 
gesetzlichen Bedingungen für die Bewilligung 
der vorläufigen Entlassung gemacht werden. 

b) Die Gewährung der vorläufigen Entlassung soll 
beim Vorhandensein ihrer gesetzlichen Vor¬ 
bedingungen der obersten Justiz-Aufsichtsbehörde 
zur gesetzlichen Pflicht gemacht werden. 

c) Die Frist, innerhalb der die vorläufige Entlassung 
wegen nicht guter Führung oder wegen Zuwider¬ 
handlung gegen die dem Gefangenen bei oder 
nach der Entlassung auferlegten Verpflichtungen 
zurückgenommen werden kann, soll auf min¬ 
destens ein Jahr festgesetzt werden. 

d) Die im Strafurtheil dem Gefangenen als Strafe 
angerechnete Untersuchungshaft soll im Falle 
einer später eintretenden Beurlaubung als Straf- 
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erstehung gelten, und ihre Dauer bei Bemessung 
der für die Beurlaubung bestimmten Strafquote 
in Rechnung genommen werden. 

e) Der durch die Hausordnung für die Central¬ 
strafanstalten Badens (§ 127) für Gefängnis¬ 
strafen unter einem Jahre eingeführte gnaden¬ 
weise Urlaub auf Wohlverhalten verdient, dem 
Gesetzgeber zu genauer Prüfung empfohlen zu 
werden. 

9. Das Institut der Polizeiaufsicht soll, w r enn es 
nicht in Folge richtiger Ausgestaltung der Sicherungs- 
Zuchthaus)- Strafe als überflüssig erkannt werden 
sollte, nur als eine Folge erstandener Zuchthaus¬ 
strafe gegen gemeingefährliche Verbrecher zur 
Anwendung kommen. 

10. Für die Entziehung der bürgerlichen 
Ehrenrechte sollten in Zukunft die folgenden 
Normen beobachtet werden: 


a) Die Verurtheilung zur Todes- und zur Zucht¬ 
hausstrafe soll die dauernde Unfähigkeit zu 
allen im Str.-G.-B. aufgeführten bürgerlichen 
und politischen Rechte von Rechtswegen zur 
Folge haben. 

b) In Bezug auf die Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte als Folge der Verurtheilung zu 
einer Gefängnisstrafe sollten folgende Vor¬ 
schriften eingehalten werden: 

aa) Der Richter soll von der Aberkennung der 
bürgerlichen Ehrenrechte nur dann Gebrauch 
machen, wenn die abgeurtheilte That die 
Besorgniss eines Missbrauches der bürger¬ 
lichen und politischen Rechte begründet, 
bb) die Aberkennung der bürgerlichen Ehren¬ 
rechte darf nur bei den vom Gesetze namhaft 
gemachten Delikten erfolgen. 
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cc) Die Aberkennung kann sich auf alle im Ge¬ 
setze namhaft gemachten Rechte erstrecken 
oder auch auf einzelne von ihnen beschränken, 
dd) Die im Urtheile ausgesprochene zeitige Rechts¬ 
unfähigkeit dauert mindestens 1 Jahr und 
höchstens 5 Jahre. 

ee) Zu den im Gesetze (§ 34) bisher aufge¬ 
führten bürgerlichen Ehrenrechten wird die 
Ausübung der väterlichen Gewalt und die Aus¬ 
übung gewisser im Gesetze ausdrücklich zu 
bezeichnender Gewerbe und Berufsarten hin¬ 
zugefügt. 

ff) Die Aberkennung der bürgerlichen Ehren¬ 
rechte kann auch für sich allein ohne gleich¬ 
zeitige Verhängung einer Gefängnissstrafe 
ausgesprochen werden. 

11. Die Geldstrafe sollte wahlweise neben der 
Freiheitsstrafe bei allen Delikten angedroht werden, 
welche ihrer Beschaffenheit nach nicht unbedingt 
Sicherstellung gegen Rückfall mittels Freiheits¬ 
entziehung verlangen. 

Die Grundsätze, nach welchen der Richter die 
ihm durch das Gesetz gelassene Wahl zwischen 
Geld- und Freiheitsstrafe zu treffen hat, sollen 
gesetzlich festgestellt werden. 

Die Verbindung von Geld- und Freiheitsstrafe 
(cumulative Anwendung) ist nicht zu empfehlen. 

Für die Ausmessung dhr Geldstrafe gelten die 
gleichen Regeln, wie für die der übrigen Strafen. 

Im Interesse einer gerechten und gleich- 
mässigen Rechtsprechung müssen Geldstrafe und 
Gefängnissstrafe vom Gesetzgeber in ein bestimmtes 
Werthsverhältniss zu einander gebracht werden. 

12. An Stelle der sogenannten Nachhaft (Arbeits¬ 
haus) soll künftig Gefängnissstrafe in der Höchst¬ 
dauer von 2 Jahren treten. (§ 362 Abs. 2 R.-Str.-G.-B.) 
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13. Für Bestrafung des Rückfalls sollten die folgenden 
Regeln angenommen werden: 

a) Als Rückfall gilt die Begehung eines gleichen 
oder gleichartigen Verbrechens nach voraus¬ 
gegangener rechtskräftiger Verurtlieilung. 

b) Dem Rückfall ist durch Gesetz die Geltung eines 
allgemeinen Strafmehrungs- und in gewissen 
Fällen eines Strafschärfungsgrundes beizulegen. 

c) Die Strafmehrung besteht darin, dass mit jedem 
weiteren Rückfall das dem Urtheile zu Grunde 
zu legende Strafminimum erhöht wird. 

d) Der dritte und jeder weitere Rückfall soll mit 
dem Maximum der durch das neue Verbrechen 
verwirkten Strafe getroffen, und soll diese, wenn 
das Gericht die Ueberzeugung gewonnen hat, 
dass die ordentliche Strafe (Gefängniss) auch in 
ihrer längsten Dauer den Angeschuldigten künftig 
von weiteren Verbrechen nicht abhalten werde, 
im Zuchthause vollzogen werden. 

e) Jugendliche Personen dürfen nicht mit Zuchthaus 
bestraft werden. 

f) Die Rückfalls - Verjährungsfrist beträgt 5, bei 
Bettel und Landstreicherei 1 Jahr. 

g) Die Annahme von mildernden Umständen w T ird 
durch den Rückfall ausgeschlossen. 

14. Das System der mildernden Umstände, das 
in seiner Ungebundenheit erfahrungsgemäss eine 
allzu milde Rechtsprechung verschuldet und zu 
Strafen geführt hat, welche weder Besserung noch 
Abschreckung bewirken können, soll, wenn nicht 
gänzlich beseitigt, so doch in solchem Masse be¬ 
schränkt werden, dass der Richter ausser Stand 
ist, davon in andern, als in wirklichen Ausnahms¬ 
fällen, Gebrauch zu machen. 

15. Zur Erzielung grösstmöglicher Einheitlichkeit im 
Strafen ist die gesetzliche Bestimmung eines gemein¬ 
gültigen Strafmassstabes erforderlich, und 
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erscheint die, wenn auch nur beispielsweise, An¬ 
führung von strafmindernden und-erhöhen¬ 
den Gründen als eine sehr zweckmässige gesetz¬ 
geberische Massnahme. 

16. Um den philosophischen Streit über Willensfreiheit 
von den Kriminalverhandlungen ferne zu halten, 
muss in dem von der Zurechnungsunfähig¬ 
keit handelnden Paragraphen (§ 51 d. R.-Str.-G.-B.) 
der Beisatz, welcher vom Ausschluss der freien 
Willensbestimmung spricht, bei Seite gelassen 
werden. 

Ferner soll dem Richter vom Gesetze die Auf¬ 
lage gemacht werden, nach Massgabe der landes¬ 
gesetzlichen Vorschriften die zur Beaufsichtigung 
eines wegen Zurechnungsunfähigkeit frei¬ 
gesprochenen Angeklagten geeigneten Mass- 
regeln zu treffen Insbesondere kann die Unter¬ 
bringung desselben in eine Irrenheil- oder Pflege¬ 
anstalt oder in ein für seinen Zustand geeignetes 
Asyl erfolgen. 

17. Die bezüglich der Bestrafung jugendlicher 
Personen von der internationalen kriminalistischen 
Vereinigung am 7./8. April 1893 zu Berlin gefassten 
Beschlüsse sollen eingehender Prüfung seitens der 
Gesetzgebung empfohlen werden. 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Welche Gefangenen sind vom Stand¬ 
punkte des Strafvollzugs und der Gefängniss- 
verwaltung aus als „rückfällig“ zu erachten? 

Dürfen „rückfällig“ Bestrafte durch Vor¬ 
schrift der Hausordnung einer anderen 
strengeren Behandlung am Straforte unter¬ 
worfen werden als die „nicht Rückfälligen“ 
oder ist hierzu eine gesetzliche Vorschrift 
erforderlich bezw. zweckmässig? 

Ist es nicht dringend geboten, die „Rück¬ 
fälligen“ einer strengeren Behandlung zu 
unterwerfen und in welchen Punkten hätte 
sich diese zu äussern? 1 ) 

Von Anstaltsinspektor Jenner in Zwickau. 


Je mehr von Jahr zu Jahr die Zahl der „rückfällig“ 
Verurtheilten zunimmt, um so eifriger ist man auch mit 
der Frage beschäftigt, wie dem fortgesetzten Anschwellen 
der Rückfälligkeit wirksam zu begegnen sei. Die gegen¬ 
wärtig zur Begutachtung stehende Frage betr. der Behand¬ 
lung Rückfälliger ist schon mehrfach Gegenstand der Ver¬ 
handlung in den Vereinsversammlungen, wie auch der 
Begutachtung gewesen, ebenso oft ist auch schon versucht 
worden zu einer allseitig befriedigenden und brauchbaren 
Erklärung des Begriffes der Rückfälligkeit zu gelangen, 
jedoch bisher ohne greifbaren Erfolg. Und doch muss 


*) Vergl. Bl f. Gefängnissk. Band 32 S. 209, 219, 227, 238. 
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man, bevor die Behandlung der Rückfälligen nach 
einheitlichen Grundsätzen geregelt werden kann, überein¬ 
gekommen sein, wer überhaupt als „rückfällig“ zu bezeichnen 
sei. ln Nachfolgendem sei mir der Versuch gestattet, 
etwas zur Klärung der Frage beizutragen. 

Es ist geltend gemacht worden, der Begriff der Rück¬ 
fälligkeit müsse für das gesammte Strafrechtsgebiet, also 
für Gesetzgeber, Richter und Vollzugsbeamten, der gleiche 
sein. Ein solcher Zustand ist sicherlich als in hohem 
Grade wünschenswerth zu bezeichnen und kann daher 
dieser Ansicht de lege ferenda nur beigestimmt werden. 
Mit dem gegenwärtig im Strafgesetz festgelegten Begriff 
der Rückfälligkeit lässt sich aber vom Standpunkte des 
Strafvollzugs aus nicht viel anfangen. Denn ganz ab¬ 
gesehen davon, dass das Gesetz den Begriff der Rückfällig¬ 
keit überhaupt nur bei Eigenthumsdelikten kennt, dagegen 
andere Rechtsverletzungen gar nicht in Betracht zieht, 
bei denen ebenfalls die Rückfälligkeit ganz bedeutend ist, 
wie Sittlichkeitsvergehen, Körperverletzung und sonstige 
Rohheitsdelikte, Widerstand, Beleidigung u. a. m., ganz ab¬ 
gesehen hiervon ist auch die im Strafgesetz gegebene Er¬ 
klärung des Begriffes der Rückfälligkeit für den Strafvoll¬ 
zug unbrauchbar: ist doch nach dem Strafgesetzbuch — 
§§ 244 und 264 — nur der als rückfällig anzusehen, 
welcher im Inlande als Dieb, Räuber oder gleich einem 
Räuber, oder als Hehler bezw. wegen Betrugs einmal und 
wegen darauf begangenen gleichen Delikts zum zweiten 
Male bestraft worden ist und nunmehr wiederum der 
gleichen Strafthat sich schuldig macht. Wenn wir also 
auch den bisher nur für die Eigenthumsvergehen fest¬ 
gestellten Rückfälligkeitsbegriff auf alle in Betracht kom¬ 
menden Strafthaten ausdehnen wollten, so wäre uns immer 
noch nicht geholfen. Wir dürften beispielsweise einen im 
Auslande 10 mal mit schweren Freiheitsstrafen wegen 
Diebstahls vorbestraften Einbrecher, welcher nach dem 
Wortlaut des Gesetzes nicht mit der Strafe des Rückfalls 
belegt werden kann, auch von unserm Standpunkte aus 
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nicht als Rückfälligen betrachten und behandeln. So sehr 
also auch zu wünschen sein mag, dass bei einer künftigen 
Neubearbeitung des Strafgesetzes in diesem der Begriff 
der Rückfälligkeit in einer Weise festgelegt werde, die 
auch für die Zwecke des Strafvollzuges gelten kann, und 
so gewiss es die Aufgabe des Vereins ist, schon jetzt für 
die von ihm gewonnene Anschauung einzutreten und dahin 
zu wirken, dass in dem künftigen ßeichsgesetze nicht Be¬ 
stimmungen Aufnahme finden, die der Auffassung des 
Vereins zuwiderlaufen: einstweilen haben wir uns mit 
dem geltenden Strafrechte abzufinden und, da uns dieses 
keine Handhabe bietet, um zu einer brauchbaren Erklär¬ 
ung der Rückfälligkeit zu gelangen, selbst diesen Begriff 
in zweckentsprechender Weise festzulegen. 

Nach allgemeinem Sprachgebrauche ist derjenige 
rückfällig, welcher eine strafbare Handlung begeht, nach 
dem er bereits früher wegen einer gleichen eine Strafe 
erlitten hatte, gleichviel welcher Art diese Strafe war. 
Auch diese Erklärung ist für den Strafvollzug werthlos. 
Was will und was soll überhaupt der Strafvollzug? Er 
soll einmal die erkannte Strafe vollstrecken, d. h. also an 
dem Verurtheilten das ihm rechtlich zuerkannte Straf - 
Uebel für die geschehene Rechtsverletzung zur Ausführung 
bringen in der Absicht, dem Rechtsbrecher das Rechts¬ 
widrige seiner Handlungsweise zum Bewusstsein zu bringen 
und ihn dadurch zu veranlassen, sich vor künftigen Rechts¬ 
verletzungen zu hüten. Weiterhin soll der Strafvollzug 
die sittliche Besserung des Gefangenen anstreben, er soll 
also in einer Weise wirken, die den Bestraften erkennen 
lehrt, dass er Unrecht gethan, dass er nicht nur gegen 
menschliche, sondern vielmehr gegen göttliche Satzungen 
sich vergangen habe, damit er aus diesem Grunde künftig 
vor Strafthaten sich hüten möge. Von Strafvollzug kann 
demnach bei Geldstrafen keine Rede sein, ebenso können 
Haft und ähnliche Strafen hier nicht in Betracht kommen. 
Andererseits können wir von unserm Standpunkte aus erst 
dann von „Rückfall“ sprechen, wenn der Strafvollzug 
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überhaupt Gelegenheit gehabt hat auf den Bestraften ein¬ 
zuwirken. Letzteres ist aber ebenso wie Haft und anderen 
derartigen Strafen auch bei ganz kurzzeitigen Gefängnis¬ 
strafen nicht möglich. Es haben daher meines Erachtens 
sämmtliche Haft-, Festungshaft-, Arrest- und ähnliche 
Strafen, wie auch kurzzeitige Gefängnissstrafen als die 
Rückfälligkeit bedingende Vorstrafen überhaupt auszu¬ 
scheiden. Als Grenze könnte man etwa die Dauer von 
3 Monaten festsetzen; es ist dies die Grenze, jenseits 
welcher in Sachsen die Gefängnissstrafen in den Landes¬ 
strafanstalten verbüsst zu werden pfegen. 

Doch ich gehe noch weiter: es will mir als eine Härte 
erscheinen, einen Gefangenen nur um des Umstandes willen 
als Rückfälligen anzusehen, weil er schon einmal, aus 
irgend einem Grunde, mit Gefängniss vorbestraft ist. Der 
Rückfall ist nach meinem Dafürhalten ein Ausdruck dessen, 
dass eine vorhergegangene Strafverbüssung nicht oder doch 
nicht, genügend auf den Rechtsbrecher eingewirkt hat. Nun 
kann man aber doch wohl kaum behaupten, dass z. B. die 
Strafe, welche Jemand wegen eines Rohheitsvergehens 
erlitten hatte, unwirksam gewesen sei, weil sie ihn nicht 
davon abzuhalten vermochte in der Stunde der Noth zum 
Dieb oder zum Fälscher zu werden. Deshalb meine ich, 
als Rückfall solle zunächst nur eine wiederholte Begehung 
der gleichen oder doch einer ähnlichen Strafthat gelten, 
und zwar auch nur innerhalb einer bestimmten Frist, die 
vielleicht mit 5 Jahren zu bemessen wäre. Denn es kann 
doch sicher schon als ein erfreuliches Ergebniss des zweck¬ 
mässigen Strafvollzuges angesehen werden, wenn der 
Strafentlassene sich eine derartige längere Zeit vor neuen 
Strafthaten zu hüten vermochte. Wenn andererseits inner¬ 
halb dieses fünfjährigen Zeitraumes Jemand mehr als zwei¬ 
mal, wenn auch wegen ungleichartiger Delikte, mit längerer 
als dreimonatiger Gefängnisstrafe zu belegen gewesen ist, 
oder wenn er so schwer sich verging, dass ihm eine Ge¬ 
fängnissstrafe von längerer als einjähriger Dauer zuerkannt 
werden musste, so scheint mir dieser Umstand hinreichend 

Digitized by 8* 



116 


gesetzwidrige Neigung zu bekunden, ufti die Bezeichnung 
des Betreffenden als „rückfällig“ zu rechtfertigen. Ebenso 
halte ich jede Vorbestrafung mit Zuchthaus für einen 
genügenden Grund, um einen solchen Gefangenen als Rück¬ 
fälligen anzusehen. Denn die Schwere dieser Vorstrafe an 
sich bekundet bereits das Vorhandensein eines erheblichen 
verbrecherischen Willens, ganz abgesehen davon, dass doch 
in sehr vielen Fällen bereits eine Reihe von Vorstrafen 
vorliegen muss, ehe auf Zuchthausstrafe erkannt werden 
kann. Endlich können wohl unbedenklich auch diejenigen, 
welche bereits korrektionelle Nachhaft erlitten haben, ohne 
Weiteres den Rückfälligen gleich geachtet werden. 

Demnach schlage ich für den Begriff der Rückfällig¬ 
keit folgende Fassung vor: 

Vom Standpunkte des Strafvollzugs und der Gefängniss- 
Verwaltung aus sind als „rückfällig“ diejenigen Gefangenen 
zu erachten, welche innerhalb 5 Jahren vor ihrer Ein¬ 
lieferung bereits eine Gefängnisstrafe von mehr als drei 
Monaten wegen des gleichen oder eines ähnlichen Vor¬ 
gehens oder mehr als zweimal Gefängnisstrafe von gleicher 
Dauer oder eine Gefängnissstrafe von längerer als ein¬ 
jähriger Dauer oder Zuchthausstrafe oder korrektioneile 
Nachhaft erlitten haben“. — 


II. 


Wenn, wie Eingangs erwähnt, die einheitliche Fest¬ 
legung des Begriffes der Rückfälligkeit in einem künftig 
zu erlassenden Strafvollzugsgesetz bezw. in einer Um¬ 
arbeitung des Strafgesetzes als erwünscht zu bezeichnen 
ist, so kann dies ebensosehr in Bezug auf die Regelung 
der Behandlungsweise dieser Rückfälligen gelten. So lange 
indessen ein Reichsstrafvollzugsgesetz nicht besteht und 
so lange in Folge dessen alle Vorschriften, welche die Be¬ 
handlung Strafgefangener im Allgemeinen regeln, durch 
die betreffenden Hausordnungen, also imVerwaltungs- 
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wege erlassene reglementarische Bestim¬ 
mungen, festgesetzt werden, sehe ich keinen Grund, 
weshalb die für die Behandlung Rückfälliger etwa zu er¬ 
lassenden Sonderbestimmungen nicht ebenfalls in der Haus¬ 
ordnung oder wie das in Frage kommende Reglement sonst 
heisst, Aufnahme finden sollen. Das Gesetz schreibt doch 
überhaupt nicht vor, wie Strafgefangene zu behandeln seien 
und spricht von Rückfälligen gar nicht; die bundesräth- 
lichen Grundsätze vom Jahre 1897, welchen Gesetzeskraft 
nebenbei nicht zukommt, schweigen sowohl über den Be¬ 
griff der Rückfälligkeit als über die Behandlung Rück¬ 
fälliger, und schliesse ich hieraus, dass man auch dort der 
Ansicht war, die Regelung dieser Frage sei, zum Mindesten 
vorläufig, den einzelnen Aufsichtsbehörden zu überlassen. 
Eine gesetzliche Vorschrift für Behandlung rückfällig Be¬ 
strafter halte ich daher gegenwärtig und so lange nicht 
für erforderlich, als eine allgemein bindende Erklärung des 
Begriffes der Rückfälligkeit im Gesetze nicht vorliegt. 
Andererseits halte ich dafür, dass im Interesse eines gleich- 
mässigen Strafvollzuges im Allgemeinen der baldige Erlass 
eines Strafvollzugsgesetzes für das gesammte Reichsgebiet, 
und in diesem insbesondere die Regelung der Behandlung 
rückfällig Bestrafter dringend zu wünschen sei, und schlage 
demgemäss vor: 

„Bis zum Erlass eines Reichsstrafvollzugsgesetzes, in 
welchem die Erklärung des Begriffes der Rückfälligkeit 
festzulegen wie auch die etwaige strengere Behandlung 
Rückfälliger zu regeln sein wird, dürfen „rückfällig“ Be¬ 
strafte durch Vorschrift der Hausordnung einer anderen 
strengeren Behandlung am Straforte unterworfen werden, 
als die „nicht Rückfälligen“. Eine gesetzliche Vorsicht 
ist hierzu nicht erforderlich“. 

III. 

Wenn nach Vorstehendem zugelassen werden soll, 
die Rückfälligen einer strengeren Behandlung als „nicht 
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Rückfällige“ am Straforte zu unterwerfen, so soll damit 
keineswegs gesagt sein, dass diese strengere Behandlung 
nun unter allen Umständen eintreten müsse. 


Als wesentlicher Zweck der Strafe und als anzustre¬ 
bendes Ziel des Strafvollzuges gilt zweifellos die sittliche 
Besserung des Gefangenen, ebenso zweifellos ist als geeig¬ 
neter Weg zur Erreichung dieses Zieles die Individuali- 
sirung, also die Behandlung des Gefangenen je nach seiner 
Eigenart anerkannt. Diesem Fundamentalsatze des Straf¬ 
vollzuges schlage ich ins Gesicht, wenn ich ohne Weiteres 
nach Schema jeden rückfällig Bestraften nur um deswillen, 
dass er rückfällig geworden, strenger behandle als die 
übrigen Gefangenen. Darüber herrscht wohl Einstimmig¬ 
keit, dass eine grosse Zahl der Rückfälle wegen der in 
ihnen sich kundgebenden rechtsfeindlichen, verbrecherischer 
Gesinnung, der zügellosen Rohheit, sittlichen Verwilderung 
und anscheinenden Unverbesserlichkeit eine Behandlung 
fordert, die dem Betreffenden den Ernst des Strafhauses 
nachdrücklichst zu Gemüthe führt. Und das ist nach 
meinem Dafürhalten das entscheidende Moment: nicht der 
Rückfall als solcher rechtfertigt, ja verlangt unter Um¬ 
ständen eine strengere Behandlung des Strafgefangenen, 
sondern die Gesinnung, welche den Rückfall herbeigeführt 
hat und sich in ihm äussert. Diese beweist eben, dass 
frühere Freiheitsstrafen nicht die beabsichtigte Wirkung 
gehabt haben, und deshalb muss der Strafvollzug nun¬ 
mehr mit allen ihm zu Gebote stehenden Mitteln einzu¬ 
wirken suchen. Bevor demnach eine Behandlung des 
Rückfälligen eintritt, welche ihn schärfer anfasst als andere 
Gefangene, wird eingehend zu untersuchen sein, was ihn 
zum Rückfall veranlasst hat, und nur diejenigen Rück¬ 
fälligen werden strenger zu behandeln sein, deren Rück¬ 
fall nicht durch äussere, von ihrem Willen unabhängige 
Umstände herbeigeführt wurde. 

Worin soll nun diese andere strengere Behandlung 
bestehen? Die Erwägung, ob es sich empfehlen würde, 


Digitized by 


Google 


d 


119 


von vornherein die in Frage kommenden Rückfälligen 
dadurch von den übrigen Gefangenen zu trennen, dass 
man sie in besonderen Anstalten oder doch in gesonder¬ 
ten Abtheilungen mit strengeren reglementarischen Vor¬ 
schriften unterbringt, kann meines Erachtens vorläufig 
ganz ausser Betracht bleiben. Denn ganz abgesehen 
davon, ob überhaupt eine Trennung der rückfällig Be¬ 
straften von den übrigen Gefangenen durch ihre Unter¬ 
bringung in besonderen Anstalten oder Abtheilungen vom 
Standpunkte des Strafvollzuges aus als praktisch oder 
erwünscht anzusehen ist, könnte dies doch nur in der 
Weise geschehen, dass diese Trennung bereits vom Richter 
ausgesprochen würde. Hierzu ist aber Vorbedingung eine 
anderweite Festlegung des Rückfälligkeitsbegriffes und 
Ausdehnung desselben auf alle in Betracht kommenden 
Strafthaten im Strafgesetz, also eine Aenderung des letz¬ 
teren. Somit erscheint mir die Anempfehlung einer Mass- 
regel, welche einstweilen noch nicht durchführbar ist, zur 
Zeit auch werthlos. 

Es wäre nun zu erwägen, ob es vortheilhaft ist, die 
Rückfälligen insgesammt in Einzelhaft zu nehmen. Wenn 
auch die Einzelhaft, wie sie im Allgemeinen die wirk¬ 
samere und zweckentsprechendere Form der Strafver- 
büssung darstellt, im Besondern für die Mehrzahl der 
Rückfälligen nur segensreich wirken kann, so würde 
andrerseits auch wieder für Manche durch den behaglichen 
Aufenthalt im Zellenstübchen die Strafe dieses ihres Cha¬ 
rakters völlig entkleidet werden. Daher meine ich, dass 
auch bei den Rückfälligen, ebenso wie bei den übrigen 
Gefangenen die Einzelhaft zwar die Regel bilden sollte, 
gleichwohl aber in den Fällen, in denen die Individualität 
des Einzelnen es angezeigt erscheinen lässt, er ebenfalls 
der Gemeinschaftshaft zuzutheilen sei. Es käme nun noch 
in Frage, andere schärfere Disziplinarstrafen für Rück¬ 
fällige einzuführen. Aber auch dies dürfte seine Schwierig¬ 
keiten haben. Denn in den schon erwähnten bundesräth- 
lichen Grundsätzen ist den Strafmitteln nach oben hin 
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bereits eine Grenze gezogen, die man auch rücksichtlich 
der Rückfälligen nicht wohl überschreiten kann, und bliebe 
daher nur übrig, für die nicht Rückfälligen, unter denen 
sich doch auch eine hinreichende Zahl autoritäts- und 
sicherheitsfeindlicher Elemente befindet, die ohnehin gelin¬ 
den Strafbestimmungen noch mehr zu mildern. 

Meiner Ansicht nach lässt sich überhaupt ohne alle 
speziell auf die „Rückfälligen“ zugeschnittenen Sonder¬ 
bestimmungen in der Hausordnung sehr wohl auskommen. 
Was uns dringend noththut, ist ein schärferes Anfassen 
der böswilligen Rückfälligen durch das Strafgesetz, 
Erhöhung des Strafmasses für jeden derartigen Rück¬ 
fall und alsdann am Straf orte eine vorzugsweise strenge 
Behandlung innerhalb der Grenzen der bestehenden Haus¬ 
ordnungen. Es kann hier eingewendet werden, dass als¬ 
dann die Rückfälligen nicht strenger behandelt werden, 
als dies auch bei erstmalig Bestraften im Falle fortgesetzter 
schlechter Führung eintreten kann. Das ist ja richtig; 
wenn aber ein nicht Rückfälliger sich in der Strafanstalt 
derartig führt, dass ihm eine besonders strenge Behandlung 
zu Theil werden muss, so legt er eben eine so rechtsfeind¬ 
liche Gesinnung an den Tag, dass seine Gleichstellung 
mit rückfällig Bestraften wohl gerechtfertigt erscheint. 
Ausserdem muss auch dem Rückfälligen, selbst dem viel¬ 
fach Vorbestraften, wenigstens die Möglichkeit geboten 
werden, ein etwa vorhandenes Streben nach sittlicher 
Besserung belohnt zu sehen, indem er schliesslich, wenn 
auch nur allmählich, aller Vergünstigungen theilhaftig 
werden kann, welche für die übrigen Gefangenen bestehen 
Es wäre vom erziehlichen Standpunkte sehr verkehrt, 
dies dem Rückfälligen ein für allemal abzuschneiden und 
dadurch von vornherein in ihm die Ansicht zu erwecken, 
dass er trotz allen redlichen Strebens für die Gefängniss- 
verwaltung stets der Rückfällige bleiben müsse. Auch noch 
so oft Rückfälligen gegenüber muss das Streben nach sitt¬ 
licher Besserung das Leitmotiv sein und bleiben; wer will 
behaupten, dass ein Eingelieferter „unverbesserlich“ sei! 
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Es erübrigt nun noch, die Punkte hervorzuheben, in 
denen sich die besonders strenge Behandlung der Rück¬ 
fälligen zu äussern hätte. Hier kommen zunächst die haus¬ 
ordnungsgemässen Vergünstigungen in Betracht, insbeson¬ 
dere Briefwechsel, Besuche Angehöriger und sonstige Be¬ 
lohnungen, Beschränkung der Arbeitsbelohnung; dann vor¬ 
zugsweise strenge Handhabung der vorhandenen Disziplinar¬ 
mittel und endlich Berücksichtigung des Rückfalls bei der 
Begutachtung etwaiger Gesuche um Straferlass oder vor¬ 
läufige Entlassung. 

Mein Vorschlag lautet demgemäss: 

„Diejenigen Rückfälligen, bei denen es in Anbetracht 
der Ursache zum Rückfalle geboten erscheint, sind einer 
vorzugsweise strengen Behandlung innerhalb der Grenzen 
der Hausordnung zu unterwerfen“. 

Nochmals zusammen gefasst, beantworte ich also die 
gestellte Frage, wie folgt: 


I. 

„Vom Standpunkte des Strafvollzuges und der Ge- 
fängnissverwaltung aus sind als „rückfällig“ diejenigen 
Gefangenen zu erachten, welche innerhalb 5 Jahren vor 
ihrer Einlieferung bereits eine Gefängnissstrafe von mehr 
als 3 Monaten wegen des gleichen oder eines ähnlichen 
Vergehens oder mehr als zweimal Gefängnissstrafe von 
gleicher Dauer oder eine Gefängnissstrafe von längerer 
als einjähriger Dauer oder Zuchthausstrafe oder korrek¬ 
tioneile Nachhaft erlitten haben. 


II. 


Bis zum Erlass eines Reichsstrafvollzugsgesetzes, in 
welchem die Erklärung des Begriffes der Rückfälligkeit 
festzulegen, wie auch die etwaige strengere Behandlung 
Rückfälliger zu regeln sein wird, dürfen „rückfällig“ 
Bestrafte durch Vorschrift der Hausordnung 
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einer anderen strengeren Behandlung am Straforte unter¬ 
worfen werden als die „nicht Rückfälligen“. Eine gesetz¬ 
liche Vorschrift ist hierzu nicht erforderlich. 

III. 

Diejenigen Rückfälligen, bei denen es in Anbetracht 
der Ursache zum Rückfalle geboten erscheint, sind 
einer vorzugsweise strengen Behandlung innerhalbder 
Grenzen der Hausordnung zu Unterwerfen“. 
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Correspondenz. 

Aus der Kriminalstatistik für Eisass-Lothringen be¬ 
richtet die „Strassb. Corresp.“, Jahrg. 1901: 

Die Erläuterungen zu der Kriminalstatistik des Deutschen Reichs 
für 1897 und 1898 bringen einen besonderen Abschnitt über die 
Kriminalität der Jugendlichen im Verhältniss zu derjenigen der 
Erwachsenen in den 28 Oberlandesgerichtsbezirken nach den ver¬ 
schiedensten Gesichtspunkten. Es sind dort einmal die bezüglichen 
Zahlen gegeben für die einzelnen Jahre 1886, 1891 und 1896, sowie 
den Durchschnitt dieser 3 Jahre, ferner aber für die Jahrfünfte 
1882 bis 1886, 1887 bis 1891 und 1892 bis 1896, Es dürfte von Interesse 
sein, weiteren Kreisen ein Bild zu geben, über die Ergebnisse dieser 
Zahlen im Oberlandesgerichtsbezirk Colmar und im Reichslande 
im Vergleich zu denen in anderen Oberlandesgerichtsbezirken. 

Zunächst aber sollen einige Zahlen über die Verurteilungen wegen 
Verbrechen oder Vergehen gegen die Reichsgesetze in den Jahren 1897, 


1898 und 1899 mitgetheilt werden. Es 

wurden verurtheilt: 





Personen 

darunter Jugendliche 
unter 15 J. 15—18 J. alt 

zusammen 

1897 J 

I im 

Deutschen Reich 

463 585 

14167 31 162 

45 329 

r in 

Eisass - Lothringen 

11 752 


951 

1898 j 

1 im 

Deutschen Reich 

477 807 

15 428 32 558 

47 986 

f in 

Eisass - Lothringen 

12 224 


934 

1899 j 

1 im 

Deutschen Reich 

478 139 

15288 32 224 

47 512 

f in 

Eisass - Lothringen 

12 037 


857 


Aus diesen Ziffern ergibt sich, dass im Deutschen Reich sowohl 
wie in Elsass-Lothringen die Zahl der Verurthcilten überhaupt von 

1897 bis 1898 wie in den beiden Vorjahren noch erheblich gestiegen 
ist, von 1898 bis 1899 dagegen sich im Deutschen Reich nur wenig 
und keinenfalls im Verhältniss des Anwachsens der Bevölkerung ver¬ 
mehrt, während sie sich in Elsass-Lothringen sogar verminderthat. 

Ebenso hat sich im Deutschen Reich von 1897 auf 1898 die Zahl 
der verurtheilten Jugendlichen und zwar verhältnissmässig noch mehr 
wie die der Erwachsenen vermehrt, während in Elsass-Lothringen be¬ 
reits eine Verminderung zu konstatiren ist, welche im Jahre 1899 sich 
im wesentlich verstärkten Masse fortsetzt, in letzterem Jahre in 
mässigem Umfange übrigens auch für das Deutsche Reich hervortritt. 

Die sehr bedeutende Steigerung der Kriminalität der Jugend¬ 
lichen seit 1882 ist eine bekannte Thatsache. Im Deutschen Reich 
kamen auf je 100000 Personen der jugendlichen Civilbevölkerung 
1882—1886 563—578 Köpfe, 1892—1896 686—729 Köpfe und ist in 

1898 wieder eine Steigerung eingetreten. Für die Jahrfünfte 1882/86, 
1886/91'^[und 1892/96 stellen sich die Durchschnittszahlen auf 564, 
618 und 707. Im Durchschnitt der Jahre 1882—1896 betrug die 
Kriminalität der Jugendlichen 630, die der Erwachsenen 1231; diese ist 
aber bei den Jugendlichen verhältnissmässig stärker in jenem Zeit¬ 
raum angewachsen, als bei den Erwachsenen. Im 1. Jahrfünft"war 
jene noch nicht halb so stark, im 2. Jahrfünft mehr als halb so stark 
und im ^letzten Jahrfünft reichlich halb so stark als beiden Erwachsenen. 

In den Jahren 1886, 1891 und 1896 wurden in Elsass-Lothringen 
durchschnittlich von je 100 000 Personen wegen Verbrechen oder 
Vergehen gegen Reichsgesetze verurtheilt 1073 Erwachsene (die 
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Zahlen schwanken in den einzelnen Oberlandesgerichts - Bezirken 
zwischen 850 und 2087), 432 Jugendliche (die Zahlen schwanken in 
den einzelnen Oberlandesgerichts-Bezirken zwischen 393 und 1251). 
Eisass-Lothringen nimmt damit unter den 28 Bezirken bei den 
Erwachsenen die 13.. bei den Jugendlichen die 20. Stelle ein. Die 
Kriminalität der Jugendlichen in Elsass-Lothringen ist daher an sich 
eine günstige und überdem eine verhältnissmässig wesentlich bessere 
als diejenige der erwachsenen Bewohner des Reichslandes, wenn 
sich auch für 1899 bei diesen eine Verminderung der absoluten Zahl der 
Verurtheilten gegen das Vorjahr um etwa 1 Prozent ergeben hat. 

Mehr als die Hälfte der Verurtheilungen ist wegen Diebstahls 
oder Unterschlagung erfolgt. Durchschnittlich entfielen in den 
Jahren 1882 bis 3898 von je 1000 Verurtheilungen 578 auf diese 
Deliktsarten, etwa 540 auf Diebstahl allein. Doch hat im Laufe 
der Jahre die Bedeutung von Diebstahl und Unterschlagung nicht 
unwesentlich abgenommen. Im Jahre 1882 entfielen von je 1000 
Verurtheilungen 651 auf dieses Delikt, im Jahre 3898 nur 540. Die ent¬ 
gegengesetzte Erscheinung macht sich bei der Körperverletzung be¬ 
merkbar. Diese Deliktsart bildet durchschnittlich bei 356 unter 1000 
Fällen den Grund der Verurtheilung; die Verhältnisszahl ist aber von 
110 im Jahre 1882 auf 182 im Jahre 1898 gestiegen. 

Verglichen mit den Verhältnissen der Erwachsenen zeigen sich 
bei den Jugendlichen hinsichtlich der Deliktsarten, aus denen sich 
die Kriminalität zusammensetzt, bemerkenswerthe Abweichungen. 
Im Durchschnitt der Jahre 1882 bis 1898 betrafen von je 1000 
Verurtheilungen z. B. Diebstahl und Unterschlagung — bei den 
Erwachsenen 250, den Jugendlichen 578; Sachbeschädigung bei 
jenen 34, bei diesen 58. Von den Verurtheilungen Erwachsener 
hat nur ein Viertel Diebstahl oder Unterschlagung zum Gegen¬ 
stände. Für die Jugendlichen ist die Verhältnisszahl dieser Delikts¬ 
art mehr als doppelt so gross. Ausserdem sind bei den Jugendlichen 
namentlich noch Sachbeschädigung, Begünstigung und Hehlerei, 
sowie Verbrechen und Vergehen wider die Sittlichkeit stärker ver¬ 
treten, sodann, wenn auch nicht in gleichem Umfange, die gemein¬ 
gefährlichen Verbrechen und Vergehen, Urkundenfälschung, Raub 
und Erpressung sowie die Religionsvergehen. Alle übrigen Delikts¬ 
arten ergeben für die Jugendlichen einen geringeren Betrag als für 
die Erwachsenen. Namentlich gilt dies von den Verbrechen und 
Vergehen wider die öffentliche Ordnung, von Beleidigung, Körper¬ 
verletzung und Widerstand gegen die Staatsgewalt. 

Auch hinsichtlich der Veränderungen, welche während der 
Jahre 1882—1898 in der Zusammensetzung der Kriminalität einge¬ 
treten sind, bestehen zwischen den Jugendlichen und Erwachsenen 
einige Verschiedenheiten. Bei beiden Altersklassen haben Diebstahl 
und Unterschlagung an Bedeutung eingebüsst, bei den Jugendlichen 
jedoch in erheblich geringerem Masse. Die Verhältnisszahl der Ver¬ 
urtheilungen, welche diese Deliktsart betrafen, war für die Jugend¬ 
lichen im Jahre 1882 zweimal, im Jahre 1898 zweieinhalbmal so gross 
wie für die Erwachsenen. 

Am meisten fällt unter diesen Verschiebungen in der Zusammen¬ 
setzung der Kriminalität die grosse Abweichung auf, welche das 
Jahr 1898 verglichen mit 1882 in den Zahlen für Körperverletzung 
einerseits, Diebstahl und Unterschlagung andererseits zeigt. Bei den 
Jugendlichen war Diebstahl und Unterschlagung im Jahre 1882 sechs 
Mal, im Jahre 1898 nur drei Mal so häufig als Körperverletzung. Bei 
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den Erwachsenen war die Verhältnisszahl für Diebstahl und Unter¬ 
schlagung 1882 fast noch einmal so hoch, dagegen im Jahre 1898 um 
ein Viertel niedriger wie für Körperverletzung. 

Von je 100 000 jugendlichen Personen wurden wegen Dieb¬ 
stahl und Unterschlagung im Durchschnitt des erwähnten 1. Jahr¬ 
fünftes 351, des 2. 365, des 3. 390, wegen Körperverletzung 74, 
91 und 121 verurtheilt und nahmen überhaupt sämmtliche Delikts¬ 
arten zu ausser dem strafbaren Eigennutz. Besonders gross ist aber 
die Erhöhung bei den Körperverletzungen; aber auch nicht unbeträcht¬ 
lich bei Diebstahl und Unterschlagung. Bei den Erwachsenen zeigen 
dagegen Diebstahl und Unterschlagung eine wesentliche Minderung 
und bei Körperverletzung zwar eine wohl merkliche, aber immer im 
Verhältnisse den Jugendlichen geringere Steigerung. 

Im Durchschnitt der drei Jahre 1886, 1891 und 1896 sind im 
Deutschen Reich verurtheilt worden wegen Diebstahl von je 
100 000 Jugendlichen 337, von je 100 000 Erwachsenen 252; im 
Oberlandesgerichtsbezirk Colmar 176 und 140. Letzterer nimmt 
damit in jeder Beziehung die günstigste Stelle ein, wenn auch 
im Vergleich von 1896 mit 1886 der Diebstahl bei den Jugend¬ 
lichen nicht in dem gleichen Verhältnis abgenommen hat wie bei 
den Erwachsenen. Wegen Unterschlagung wurden im Durch¬ 
schnitt jener 3 Jahre im Reich auf je 100 000 Jugendliche 30, 
auf je 100 000 Erwachsene 52 verurtheilt und nimmt Colmar absolut 
die 2. günstigste Stelle ein, wenn hier auch bei den Jugend¬ 
lichen 1896 gegen 3886 verhältnissmässig eine Vermehrung’ 
der Unterschlagungen stattgefunden hat. Bei den Körper¬ 
verletzungen stellt sich die Sache anders. Hier betragen die 
Verhältnisszahlen bei den Jugendlichen 105, bei den Erwachsenen 300 
und steht Colmar bei jenen schon an 9. Steile mit 127, bei diesen 
an 11. Stelle mit 303 (Zweibrücken steht mit 423 und 754 jedes Mal an 
1. Stelle, Kiel mit 38 und 154 an letzter und vorletzter). Der Zuwachs 
bei den Erwachsenen war stärker wie bei den Jugendlichen. 

Die ungünstige Entwickelung der Kriminalität der Jugendlichen 
im Deutschen Reich hat ihren Grund hauptsächlich in der Zuuahme 
der Rückfälle bei jugendlichen Uebelthätern, wie denn auch die 
Zahl der Vorstrafen bei diesen erheblich zugenommen hat. 

Die Zunahme der wegen Verbrechen und Vergehen schwerer 
Art verurtheilten Jugendlichen hat im Vergleich jener 3 Jahres¬ 
fünfte um 47,4, wegen sonstiger Vergehen nur um 44,1 Prozent 
zugenommen. Trotzdem ist die Praxis der Gerichte augenfällig 
eine mildere geworden, indem die erkannten Gefängnissstrafen 
(Haftstrafen werden äusserst selten verhängt) erheblich ab-, die 
Geldstrafen und Verweise aber stark zugenommen haben. 

Von je 100 000 Personen der strafmündigen Civilbevölkerung 
wurden 1894—1898 wegen eines Verbrechens oder Vergehens gegen 
Reichsgesetze überführt im Alter von Jahren 


12—14 14—18 18 und mehr 

im Deutschen Reich .... 425 914 1361 

im Bezirk Colmar. 216 664 1108 


in den übrigen Bezirken . . . 237—964 553—1795 814—2100 
Colmar nimmt dabei unter den 28 Bezirken die 28. oder günstigste 
die 25. und die 20. Stelle ein. 

Auf je 1000 verurtheilte Jugendliche wurden im Jahrfünft 
1894/98 auf Grund des § 56 Str.-G.-B. frei gesprochen im Deutschen 
Reich 36, im Bezirk Colmar 93, in den anderen Bezirken 8 bis 97. 
Die Mehrzahl der Freigesprochenen waren unter 14 Jahre alt. 
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Die auch unter Berücksichtigung* des starken Anwachsens der 
Bevölkerung* seit 1882 stattgefundene verhältnissraässige Vermehrung 
der im Reich wegen Verbrechen oder Vergehen gegen Reichsgesetze 
Verurtheilten verliert übrigens an Bedeutung bei der Erwägung, 
dass seitdem eine nicht unerhebliche Anzahl neuer Strafbestimmungen 
für das Reich ergangen sind, sodass die Verurteilungen auf Grund 
der nicht im Str.-G.-B. vorgesehenen Strafbestimmungen jetzt beinahe 
5 Prozent, 1882 kaum 2 Prozent ausmachten. Auch erscheinen die Ver¬ 
urteilungen in wesentlich milderem Licht bei der Erwägung, dass die¬ 
selben im Reich bei 40, in Elsass-Lothringen gar bei. 50 Prozent zu 
Geldstrafen, bei 2 bezw. 1 Prozent zu Verweisen erfolgt sind. Die 
Geldstrafen haben im Reich von 1882—1890 um 111811 oder 134 Proz., 
in Elsass-Lothringen um 7456 oder 240 Prozent zugenommen. 

Jedenfalls ist erfreulich, dass die Kriminalität in Elsass- 
Lothringen verhältnissmässig so günstige Ziffern aufweist. Wenn 
dies besonders für die Jugendlichen gilt, so darf dabei freilich nicht 
aus den Augen gelassen werden, dass seit dem Juli 1890 die Gesetze 
über Zwangserziehung in Geltung stehen und durch deren Anwendung 
eine grosse Anzahl von Personen über 12 Jahre von der Strasse 
weggenommen und ihrer früheren Umgebung entzogen worden sind, 
Personen, welche zu einem erheblichen Theil — bis zum 30. Sept. 
1900 18,6 Prozent von 2031 Zwangszöglingen — wegen Verfehlungen 
hätten vor den Strafrichter gestellt werden können und zu einem 
anderen Theile bei dem Milieu, in welchem sie früher lebten, eben 
nur durch die Anordnung der Zwangserziehung vor Konflikten mit 
den Strafgesetzen bewahrt worden sind. 

Dieselben Gesichtspunkte müssen im Auge behalten werden 
bei Betrachtung der an sich günstigen Ergebnisse der über die 
Bestrafungen der Jugendlichen seitens der Gefängnissverwaltung für 
Elsass-Lothringen veranlassten Zusammenstellungen. In letzteren 
sind aufgenommen alle zu Freiheitsstrafen verurtheilten männ¬ 
lichen Jugendliche, auch wenn solche wegen Uebertretungen oder 
wegen Verfehlungen gegen Landesgesetze oder Verordnungen erfolgt 
sind, dagegen nicht die zu Geldstrafe oder Verweis Verurtheilten. 
Die Zahl der bezüglichen weiblichen Gefangenen ist so gering*, dass 
Erhebungen über diese nicht stattgefunden haben. 

Die Zahl sämmtlicher männlicher jugendlicher Straf¬ 
gefangenen in den Bezirksgefängnissen, nämlich jeweils der Bestand 
am Anfänge und der Zugang im Laufe des Jahres und zwar 
Gefängniss- und Haftgefangene zusammengenommen, betrug im 
Jahre 1882/83 709, durchschnittlich 1886—1888 642, 1889—1891: 870 
und ermässigte sich dann in den folgenden Jahren, augenscheinlich 
unter dem Einflüsse der Zwangserziehung von 780 im Jahre 1892 
auf 445 im Jahre 1900 und im Durchschnitte der letzten 9 Jahre auf 
591. Nicht so günstig stellt sich das Ergebniss beim Vergleich der 
Gesammtzahl der Detentionstage. Hier schwanken die Zahlen in den 
einzelnen Jahren zwischen 17 348 im Jahre 1900 und 25 385 im Jahre 
1890; die demnächst niedrigsten Ziffern gehören jedoch den letzten 
3 Jahren 1897—99 mit durchschnittlich 19 645 Tagen an. Der tägliche 
Durchschnittsbestand sämmtlicher jugendlichen Strafgefangenen 
während der Jahre 1886—1900 bewegt sich zwischen 48 und 70 Köpfen, 
und beträgt in den letzten 7 Jahren durchschnittlich 54 Köpfe. Die 
Abminderung zeigt sich hauptsächlich bei den Haftstrafen. 

Der Durchschnittsbestand an Haftgefangenen ist vom Jahre 
1882—1889 von täglich 10,07 auf 2,62 zurückgegangen. Die Ver- 
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Minderung bei den zu mehr als 1 Monat Gefängnis» Bestraften ist nur im 
Vergleich mit den Jahren 1889—1891 von einigem Belang. Der tägliche 
Durchschnittsbestand der zu mehr als 1 Monat Verurtheilten bewegt sich 
von 1886—1900 zwischen 42 und 61 und bemisst in den letzten 7 Jahren 
ohne wesentliche Abweichungen durchschnittlich 47 Köpfe. 

Der Zugang’ an jugendlichen Gefängniss -Gefangenen ist 
vom Jahre 1888/89 ab festgestellt worden. Er ging von 1889/90 ab 
bis zum Jahre 1899 von 427 allmählich bis auf 278, darunter für die 
Altersstufe von 12—15 Jahren von 110 auf 26 (1896 nur 20) herunter. 
Es ist fast von Jahr zu Jahr eine Abnahme der bestraften Jugend¬ 
lichen zu verzeichnen; dagegen sind die erkannten Freiheitsstrafen 
durchschnittlich von längerer Dauer gewesen. 

- & - 

Litteratur. 


Arbeitsscheu und Recht auf Arbeit. Kritische Beiträge 
zur österreichischen Straf- und Sozialgesetzgebung. Von Dr. Hugo 
Herz, Gerichtsadjunkt und Untersuchungsrichter in Brünn, Leipzig 
und Wien, Franz Deuticke, 1902. 

Eine sehr interessante und instruktive Schrift. Nach einer 
tiefgehenden rechtsphilosophischen Einleitung, worin die modernen 
Auffassungen von Verbrechen und Strafe sowie die entsprechenden 
Aufgaben des Strafrechtes und der Sozialpolitik dargelegt werden, 
gibt der Verfasser eine Geschichte der Arbeitsscheu und ihrer 
Bekämpfung, sowie eine Beleuchtung des geltenden Rechtes 
(alles mit besonderer Berücksichtigung der österreichischen Ver¬ 
hältnisse), worauf der eigentliche Kampf gegen die im Bettel und 
in der Landstreicherei verkörperte Arbeitsscheu zur Darstellung 
gelangt. Dieselbe ist zu bekämpfen: 

1. Durch kriminelle Repression (Gefängnissstrafe und 
korrektionelle Nachhaft). Anders ist der Gelegenheits-, anders der 
Gewohnheitsvagabund zu fassen, letzterer durch regelmässige Un¬ 
schädlichmachung auf unbestimmte Zeit. Zu dieser Repression kann 
staatliche Ueberwachung durch Polizeiaufsicht oder Ueberwachung 
durch Schutz- und Fürsorge vereine sich gesellen. 

2. Durch Zwangserziehung und Jugendbevormundung. 
Manche sehen in den ersten Anfängen der Arbeitsscheu den Ursprung 
aller Verbrechen. 

3. Durch soziale Prävention. Dazu dienen eine rationelle 
Armenpflege, die Naturalverpflegungsstationen mit 
unentgeltlichem Arbeitsnachweis, die Arbeiterkolonien, der 
organisirte Arbeitsnachweis (durch Inserate, Stellenvermittlungs- 
bureaux, durch berufsgenossenschaftliche Einrichtungen, durch öffent¬ 
liche Anstalten) und die Arbeitslosenversicherung. Alle 
diese Einrichtungen werden im Einzelnen kritisch beurtheilt. — 
Störend ist die ausserordentlich grosse Zahl der Druckfehler, von 
denen die Schrift fast Seite für Seite förmlich wimmelt. Krauss. 


Zur Vagabundenfrage von Dr. Rob. v. Hippel. Berlin, 
O. Liebmann. Preis 1 Mark. 

Der durch sein Buch „Die strafrechtliche Bekämpfung von 
Bettel, Landstreicherei und Arbeitsscheu“ rühmlich bekannte Ver- 
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fasset* giebt in obiger Schrift einen Vortrag wieder, den er auf der 
Versammlung der Gefängnissgesellschaft für die Provinz Sachsen 
und das Herzogthum Anhalt im Jahre 1902 hielt. Er hatte sich zur 
Aufgabe gestellt, das Wesen des Vagabundenthums, seine Ursachen 
und die heute gegen dasselbe zu Gebot stehenden Massregeln zu be¬ 
sprechen und wo letztere unzulänglich sind, Verbesserungsvorschläge 
zu machen. Die Forderung „Hilfe dem bedürftigen Wanderer, Strafe 
und Sicherung gegenüber dem Schmarotzer und Störer des Rechts¬ 
friedens“ führt den Verfasser zu einer Kritik der Handhabung der 
Armenpflege gegenüber ortsfremden Reisenden. Sie ist herb, wird 
aber von jedem Kenner der Verhältnisse nur bestätigt werden. Von 
den Instituten, welche die freiwillig private Fürsorge für bedürftige 
Wanderer ins Leben rief, werden die Herbergen zur Heimath, die 
Naturalverpflegungsstationen und Arbeiterkolonieen besprochen und 
kritisch auf ihre Wirksamkeit und Reformbedürftigkeit geprüft. Ein¬ 
heitliche reichsgesetzliche Regelung der Verpflegungsstationen und 
prinzipielle Aussschliessung unwürdiger, d. h. vielfach vorbestrafter 
und wiederholt aufgenommener Personen aus den Arbeiterkolonieen 
wird gefordert. Letzteres deshalb, weil die Kolonieen lediglich den 
Zweck haben sollen, ohne Zwang nur solchen Elementen zu helfen, 
die selbst noch den ehrlichen Willen und die Energie besitzen, um, 
wenn auch mit Unterstützung, aus eigener Kraft in geordnete Verhält¬ 
nisse zurückzukehren. Hierin können wir dem Verfasser nicht ganz 
zustimmen. Wir fürchten, dass bei strikter Durchführung dieses Pro¬ 
gramms die Kolonieen bald veröden würden, denn erfahrungsgemäss 
gehen die Leute erst dann in die Kolonie, wenn ihre Energie ge¬ 
brochen ist. So lange sie noch den Muth haben, den Kampf des 
Lebens aufzunehmen und so lange sie noch etwas Selbstvertrauen 
besitzen, suchen sie ihr Glück auf eigene Faust. Wir halten deshalb 
eine Massregel nicht für praktisch, welche die Kolonieen Leuten ver- 
schliesst, die, obgleich dem Verbrechen im Allgemeinen verfallen, den 
Anlauf nehmen, wenn auch nur zeitweise in der Kolonie sich durch 
Arbeit redlich zu ernähren. Dagegen stimmen wir dem Verfasser 
vollkommen zu, wenn er es verwirft, dass ein kurzer Aufenthalt in 
der Kolonie die Durchführung der ausgesprochenen korrektionellen 
Nachhaft, in Anwendung des Prinzips des bedingten Strafaufschubs 
beseitigen könne, wie dies in einigen Staaten eingeführt ist. 

Als Mängel der Straf- und Sicherheitsmassregeln gegen das 
Vagantenthum bezeichnet der Verfasser einerseits die ungenügende 
Erforschung ob man es im Einzelfall mit einem Gelegenheit»- oder 
Gewohnheitsvagabund zu thun habe und dann die Prinziplosigkeit in 
der Anwendung der Arbeitshausstrafe. Zur Erleichterung des Auf- 
findens des gewohnheitsmässigen Vagantenthums wird die Beseitigung 
des § 363 R.-St.-G-B., das Verbot der Aburtheilung im Wege polizei¬ 
licher Strafverfügung und Abänderung des § 211 2 R.-S.-P.-O. verlangt. 

Zur Vergrößerung der Wirksamkeit der Strafen gegen den 
Bettel und die Landstreicherei wird eine gesetzliche Garantie für 
wirkliche Anwendung der Arbeitshausstrafe in den geeigneten Fällen 
und die richtige Ausgestaltung dieser Repressivmassregel gefordert. 

Die Besprechung wäre unvollständig, wenn man nicht noch der 
vielen statistischen Bemerkungen Erwähnung thäte, die das Buch 
enthält und es um so werthvoller machen. v. E. 

-—- 
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Der 


Russische Entwurf 

einer 

Allgemeinen Dienst-Ordnung 

für die 

Gefangenanstalten. 


Ins Deutsche übersetzt und erläutert 

von 

Dr. jur. Weidemann, 

Kammergerichtsreferendar. 
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Vorwort. 


Im November 1901 erschien im Gefängnissblatt der 
General-Gefängnissverwaltung zu St. Petersburg und im 
Journal des Russischen Justizministers der von dem 
jetzigen Landgerichtspräsidenten A. v. Witte verfasste 
Entwurf einer allgemeinen Dienst-Ordnung für die Gefangen¬ 
anstalten. Die Veröffentlichung war von dem Ersuchen 
an alle theoretisch und praktisch mit dem Gefängnisswesen 
Befassten begleitet, sich der General-Gefängnissverwaltung 
gegenüber bis zum 1. März 1903 gutachtlich zu äussern. 
Zur Prüfung dieser Gutachten wurde eine besondere 
Kommission eingesetzt. 

Auf dem letzten Strafrechtskongress, welcher im 
September d. J. in St. Petersburg stattfand, wurde von 
russischer Seite der Wunsch ausgesprochen, den Entwurf 
in deutscher Uebersetzung erscheinen zu sehen. Auch die 
Revue pdnitentiaire bezeichnet die Uebertragung des Ent¬ 
wurfs in eine westeuropäische Sprache als wünschenswerth. 

In der That hat die russische Dienst-Ordnung trotz 
der eigenartigen Natur des russischen Gefängnisswesens 
so viele Berührungspunkte mit westeuropäischen und 
namentlich mit deutschen Gefängniss-Ordnungen (z. B. der 
Preussischen vom 14. November 1902), dass ihre Durch¬ 
sicht auch für deutsche Gefängnisspraktiker und -Theo¬ 
retiker von Interesse sein dürfte. Da die Kenntniss der 
russischen Sprache im Gegensatz zu anderen europäischen 
Sprachen sehr schwach bei uns verbreitet ist, schien eine 
Uebersetzung des russischen Entwurfs am Platze zu sein. 

Gutachtliche Aeusserungen bitte ich an meine Adresse 
(Dr. Weidemann, Berlin W. 10, Corneliusstrasse 8, II) 
zwecks Weitergabe an die russische Kommission zu richten. 

Zum Verständniss der verschiedenen Arten der 
russischen Gefangenen sind einige Erläuterungen über die 

Digitized by 9* 



russischen Strafen und den Gang des Strafprozesses 
vorausgeschickt. 

Ausserdem sind im Text und in den Anmerkungen 
einige kleinere Erläuterungen zwischen [ ] gegeben. Die 
Citate: [Vergl. § ... P. D.] verwiesen auf die entsprechenden 
Stellen der Preussischen „Dienstordnung für die dem 
Ministerium des Innern unterstellten Strafanstalten 
und grösseren Gefängnisse vom 14. Nov. 1902“. 
Alle übrigen Anmerkungen und zwischen ( ) eingeklammerte 
Zusätze stammen aus dem russischen Original. 

Berlin, im November 1902. 

Dr. Weidemann. 
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Erläuterung. 


Die Arten der rassischen Gefangenen. 

In Russland giebt es folgende Arten von Gefangenen: 

1. Strafgefangene, 

2. Untersuchungsgefangene, 

3. Gefangene der Verwaltungs- und Militärbehörden, 

4. Zahlungsunfähige Schuldner. 

Für die einzelne Anstalt kommen noch als 
besondere Art hinzu: 
f>. Transportgefangene. 

Hiervon zerfallen in Unterarten die Straf- und die 
Untersuchungsgefangenen. 


a) Strafgefangene. 

Das russische Strafensystem setzt sich aus einem 
ziemlich unübersichtlichen Gemisch von Geld-, Freiheits-, 
Ehrenstrafen, 1 ) Rechtsverlusten, Verschickung, Aufenthalts¬ 
beschränkungen, Polizeiaufsicht u. s. w. zusammen. Die 
Vorrechte des Adels und anderer Stände erhöhen noch 
die Mannigfaltigkeit. 

Freiheitsstrafen in unserem Sinne sind: 

1. Zwangsarbeitshaus (Katorga) 

2. Zuchthaus (.Isprawitelny dom), 

3. Festung, 

4. Gefängniss, 

5. Haft (Arest). 

Davon entsprechen die letzten beiden Arten ungefähr 
unsern gleichnamigen Strafen. 

Die russische Festung entspricht mehr unserer mili¬ 
tärischen Festungsstrafe als der Festungshaft. 

Isprawitelny dom heisst wörtlich ..Besserungshaus 1 '. 
Es entspricht mehr unseren Gefängnissen als unseren 
Zuchthäusern, namentlich deshalb, weil es nicht für lang¬ 
jährige Freiheitsstrafen bestimmt ist. In der Litteratur 
wird es öfters mit „Korrektionshaus“ übersetzt. 


1 ) Die Todesstrafe wird nur bei Hochverrath verhängt. 
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„Katorga“ bezeichnet ursprünglich ein Ruderboot 
(Galeere), dann jede Art Zwangsarbeit. Es ist der tech¬ 
nische Ausdruck für die Strafe der Verschickung zur 
Zwangsarbeit in Sibirien. Sie wird im Normalfall in 
Sibirischen Strafanstalten, häufig aber auch ausserhalb 
solcher vollstreckt. 

Als Transportgefangene kommen für die Strafanstalten 
auch noch die Zwangsansiedler in Betracht, d. h. die zur 
Verschickung nach Sibirien aber nicht zur Zwangsarbeit 
Verurtheilten. Diese werden auf dem Transport wie Ge¬ 
fangene behandelt, erhalten aber ihre Freiheit, sobald sie 
am Bestimmungsorte anlangen, von der Polizeiaufsicht 
abgesehen, wieder. 

b) Untersuchungsgefangene. 

Entsprechend unseren polizeilichen Ermittelungsver¬ 
fahren und unserer Voruntersuchung geht dem russischen 
Hauptverfahren eine Verfahren der Gendarmeriebehörde 
(dosnanie) oder eine Untersuchung (sljetstwie) oder Beides 
voraus. 

Nach Schluss der Untersuchung oder des Ermittelungs¬ 
verfahrens tritt der Gefangene „unter die Aufsicht des 
Staatsanwalts“. 

Sobald das Hauptverfahren eröffnet ist, steht er 
„unter Anklage“ oder „vor dem Spruchgericht“ und heisst 
wie bei uns „Angeklagter“ (podsudimy). 
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Entwurf 

einer allgemeinen Dienst - Ordnung für die 
Gefangenanstalten. 
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Einleitung. 


Gefangenanstalten. 

§ 1. Diese Anweisung gilt für alle unten genannten 
Gefangenanstalten: 

a) Zwangsarbeitshäuser [Katorga], 

b) Zuchthäuser, 

c) Gefängnisse und Gefangenhäuser, 1 ) Provinzial-, 
Kreis-, Straf- oder Kriminal-, Transport- und 
Untersuchungs-Gefängnisse, einschliesslich des 
St. Petersburger Untersuchungsgefängnisses und 
des Moskauer Zuchtgefängnisses. 


I. Theil. 


Beamte der Gefangenanstalten. 

Abtheilung 1. 

Direktoren oder Oberinspektoren der Gefangen¬ 
anstalten. 

§ 2. Au der Spitze der Gefängnisse und Zuchthäuser 
stehen Direktoren, an der Spitze der Gefangenhäuser so¬ 
wie der Tobolsker und Centralalexandrowsker Zwangs¬ 
arbeitshäuser Oberinspektoren. [Vgl. §9 P.D.] 

§ 3. Der Direktor oder Oberinspektor ist in den 
Grenzen der ihm durch Gesetz und durch diese Dienst¬ 
ordnung eingeräumten Machtbefugnisse unumschränkter 

') [Bezeichnung für eine Anzahl älterer Gefängnisse, die aus 
Etatsrücksichten beibehalten ist.] 
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Verwalter der ihm anvertrauten Gefangenanstalt. Er 
leitet alle Zweige der Verwaltung, der Beaufsichtigung 
und des inneren Dienstes, wie auch der Haushaltsführung, 
soweit diese nicht unter der Aufsicht des Gefängniss- 
kuratoriums steht [Vgl. § 10 P. D.] 

§ 4. Alle übrigen Beamten der Strafanstalt sind un¬ 
mittelbare Untergebene des Direktors oder Oberinspektors 
und erfüllen ihre Obliegenheiten unter seiner persönlichen 
Leitung. Andererseits ist der Direktor oder Oberinspektor 
verpflichtet, das Ansehen und die Autorität seiner Unter¬ 
gebenen in der Strafanstalt zu erhalten und sich bei allen 
Anforderungen, die er an sie stellt, streng an das Gesetz 
zu halten. 

§ 5. Der Direktor oder Inspektor führt die Aufsicht 
über den Dienst der Geistlichen und der Aerzte, enthält 
sich aber der Verhängung irgendwelcher Strafen bezüglich 
ihres geistlichen oder ärztlichen Dienstes. Wenn Geist¬ 
liche oder Aerzte gegen das Gesetz oder diese Anweisung 
verstossen und mündliehe Vorstellungen ihnen gegenüber 
erfolglos bleiben, so meldet der Direktor oder Oberinspektor 
unverzüglich den Vorfall dem Provinzialgefängnissinspektor 
oder dem diesem entsprechenden Beamten zur weiteren 
Veranlassung. 

Anmerkung. In den Gegenden, in welchen das Amt eines 
Provinzialgefängnissinspektors fehlt, gelten ihrer dienstlichen Stellung 
hach als entsprechende Persönlichkeiten: für die St. Petersburger 
Strafanstalten der Inspektor der Generalgefängnissverwaltung, welcher 
die Aufsicht über diese Anstalten führt, für die Zuchthäuser, die 
Provinzial- und Kreis-Gefängnisse und Gefangenhäuser der Vize¬ 
gouverneur als Vorsitzender des Provinzialkuratoriums, für die 
Nertschinsker Zwangsarbeitshäuser der Anstaltsdirektor und für die¬ 
selben Anstalten auf der Insel Sachalin die Bezirkschefs dieser Insel. 

§ 6. Der Direktor oder Oberinspektor ist berechtigt, 
seinen Untergebenen Tadel und Verweise zu ertheilen, 
ohne diese in die Personalien einzutragen Ausserdem 
kann er von ihm angestellte Personen mit Gehaltsabzügen, 
Degradation, Amtsentfernung und endlich Polizeiarrest bis 
zu 7 Tagen bestrafen. Bei Aufsehern können zur Deckung 
der Gehaltsabzüge Kautionen einbehalten werden. Den 
Krankenwärtern und -Wärterinnen können auch von dem 
Gefängnissarzt Tadel und Verweise ohne Eintragung in die 
Personalakten ertheilt werden. 

Geistliche, Aerzte, Lehrer, Lehrerinnen, Vorleser und 
Vorleserinnen stehen nicht unter der Disziplinargewalt des 
Direktors oder Oberinspektors. Ueber ihre etwaigen Ver- 
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fehlungen meldet dieser nur dem Gefängnissinspektor oder 
dem entsprechenden Beamten. 

§ 7. Der Direktor oder Oberinspektor macht seine 
Untergebenen mit ihren dienstlichen Obliegenheiten bekannt, 
giebt ihnen alle nothwendigen Aufklärungen und sorgt 
überhaupt für ihre weitere Entwicklung und Vervoll¬ 
kommnung in der Kenntniss des Dienstes. 

Der Direktor oder Oberinspektor kann zur Erläuterung 
und Ergänzung dieser Anweisung den Entwurf zu einer 
besonderen Dienst-Ordnung für die ihm anvertrauten Ge¬ 
fangenen ausarbeiten und dem Gefängnissinspektor oder 
dem entsprechenden Beamten zur Bestätigung vorlegen. 

§ 8. Ueber jeden Angestellten der Anstalt wird ein 
besonderes Aktenstück- geführt, dem auch der Personal¬ 
bogen des Betreffenden beigeheftet wird. Der Schrift¬ 
wechsel über die Personalien der Angestellten wird von 
dem Direktor oder Oberinspektor persönlich geführt. In 
dem über die Aufseher zu führenden Tagebuch müssen, wenn 
auch nur kurz, die Ursachen der über sie verhängten Dis¬ 
ziplinarstrafen angegeben, sowie die Gründe einer etwaigen 
Dienstentlassung ausgeführt sein. [Vgl. § 11 P. D.] 

§ 9. Der Direktor oder Oberinspektor ist verant¬ 
wortlich für die Beobachtung der gesetzlichen Vorschriften 
über Aufnahme, Unterbringung, Bewachung, Haltung und 
Behandlung der Gefangenen, sowie über ihre Etappen¬ 
beförderung und Entlassung. 

Der Direktor oder Oberinspektor ist verpflichtet, sich 
mit der Persönlichkeit möglichst aller, besonders aber der 
langjährigen Gefangenen vertraut zu machen, um seine 
Einwirkung ihren besonderen persönlichen Eigenschaften 
anpassen zu können. 

Der Direktor oder Oberinspektor entscheidet über 
die Unterbringung der Gefangenen in Abtheilungen, Stuben 
und Zellen, über die Zuweisung der einen oder anderen 
Arbeit, über Verhängung von Disziplinarstrafen und endlich 
über die unmittelbare Entlassung aus der Anstalt. [Vgl. 
§ 12 P.D.] 

§ 10. Im Falle der Beurlaubung oder der Krankheit 
des Direktors oder Oberinspektors vertritt ihn entweder 
einer seiner Inspektoren (wenn solche vorhanden sind) und 
zwar entweder nach seiner Wahl oder nach dem Dienst¬ 
alter, oder die Provinzialbehörde kommandirt einen Be¬ 
amten. Dies kann auch der Oberaufseher sein, wenn er 


Digitized by 


Google 



139 


die nöthige Vorbildung besitzt. Bei der Wieder Übergabe 
des Amtes macht der Vertreter dem Direktor oder Ober¬ 
inspektor Mittheilung von allen wichtigen Entscheidungen 
und den bemerkenswertheren Vorfällen, die sich während 
dessen Abwesenheit in der Anstalt ereignet haben. Ueber 
Gelder, Werthsachen und Urkunden wird bei jeder Ueber- 
gabe ein Verzeichniss aufgestellt, welches sowohl vom 
Direktor oder Oberinspektor als auch vom Vertreter unter¬ 
schrieben wird. (Vgl. § 13 P. D.] 

§11. Der Direktor oder Oberinspektor legt spätestens 
bis zum 15. März dem Gefängnissinspektor oder dem ent¬ 
sprechenden Beamten eine Jahresrechnung nach bei¬ 
liegendem Muster vor. (Anlage I.) *) [Vgl. § 14 P. D.] 

Abtheilung 2. 

Inspektoren. 

§ 12. Die Inspektoren sind die nächsten Gehilfen 
des Direktors oder Oberinspektors und seine unmittelbaren 
Untergebenen. Unter sie werden die Geschäfte der Ver¬ 
waltung nach dem Ermessen des Direktors oder Ober¬ 
inspektors vertheilt, nämlich: 

a) Gefangenarbeiten, 

b) Gefängnissh aushalt, 

c) Gefängnissbureau, 

d) Gefängnisskasse und -Buchhalterei. 

§ 13. Der Arbeitsinspektor sucht passende Arbeiten 
für die Gefangenen aus, führt Rechnung darüber, unter¬ 
hält das Inventar, beaufsichtigt die Anstaltswerkstätten, 
-Fabriken und -Niederlagen von Arbeitsmaterialien und 
fertigen Erzeugnissen. Ihm ist namentlich die Herstellung 
von Wäsche, Kleidung und Schuhzeug der Gefangenen, 
sowie die Ausbesserung der Anstaltsgebäude anvertraut. 

§ 14. Dem Haushaltsinspektor liegt ob: Die Ver¬ 
pflegung der Gefangenen, ihre Versorgung mit Wäsche, 
Kleidung, Schuhzeug, die Heizung, Beleuchtung und 
Reinigung der Anstaltsgebäude, die Aufsicht über die 
Zeugkammern, Küchen und Backstuben, Bäder, Wasch¬ 
küchen, Feuerlöschgeräthe, sowie die Gemüsegärten der 
Anstalt. 


J ) [Diese Anlagen sind der Uebersetzung nicht beigefügt.] 
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Diese Obliegenheiten werden bei einzelnen Anstalten 
auch von Oekonomen versehen, die gewöhnlich die Rechte 
eines Inspektors gemessen. 

§ 15. Der Bureauinspektor versieht den gesaramten 
Geschäftsgang, der Kassen- und Buchhaltereiinspektor die 
Rechnungsführung in Geldsachen. [Vgl. § 17—23 P. D.] 

§ 16. Unabhängig von den oben aufgezählten Pflichten, 
ist jeder Inspektor gehalten, auf die innere Ordnung in 
der Austalt zu sehen und darauf zu achten, dass die 
Gefängnissaufseher ihre Pflichten erfüllen. Jede dienstliche 
Verfehlung eines Aufsehers oder sonstige Unregelmässigkeit, 
die er bemerkt, meldet er dem Direktor oder Oberinspektor, 
auch wenn er schon aus eigener Machtvollkommenheit 
Abhilfe geschaffen hat. [Vgl. § 14 P. D.] 

§ 17. Ein besonderer Polizeiinspektor für die Anstalt 
kann nur in solchen Gefangenanstalten bestellt werden, 
die mehr als vier etatsmässige Inspektoren haben. 

§ 18. In denjenigen Gefangenanstalten, die weniger 
als vier etatsmässige Inspektoren haben, können entweder 
die Aufsicht über die Gefangenarbeiten und über den 
Anstaltshaushalt oder Bureau, Kasse und Buchhalterei der 
Anstalt einem einzigen übertragen werden. 

Anmerkung. Die weiblichen Inspektoren und ebenso die 
Oberin der Weiberabtheilung des St. Petersburger Gefängnisses haben 
dieselben Obliegenheiten wie die Inspektoren, jedoch mit dem Unter¬ 
schied, dass die genannte Oberin berechtigt ist, selbständig die Reihen¬ 
folge der Aufseherinnen im Tagesdienst zu bestimmen, Disziplinar¬ 
strafen über Aufseherinnen und Gefangene zu verhängen, die letzteren 
in Stuben, Zellen und Werkstätten zu vertheilen, ihre Korrespondenz 
zu lesen, über den Empfang ihrer Besuche und die Anweisungen von 
Gcnussmitteln (§ 81) zu befinden. [Vgl. § 16 u. 26 8 P. D.] 

§ 19. Die Arbeitszeit in den Gefangenanstalten soll 
nicht vor 8 Uhr Morgens beginnen, nicht mehr wie 8 Stunden 
am Tage und höchstens 5 Stunden hintereinander betragen 
und durch eine mindestens zweistündige Mittagspause unter¬ 
brochen werden. Der Direktor oder Oberinspektor stellt 
einen Plan für die Arbeitszeit und für die übrige Zeit- 
eintheilung des Tages der Gefangenen auf und legt ihn 
dem Gefängnissinspektor oder dem entsprechenden Beamten 
zur Kenntnissnahme vor. 


§ 20. Alle Inspektoren haben der Reihe nach Tages¬ 
dienst, jedoch nicht über 24 Stunden hintereinander. Dabei 
kann der diensthabende Inspektor sich von der Abend- 
bis zur Morgenrevision in seine Wohnung begeben (wenn 
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sich dieselbe im Anstaltsgebäude oder in der nächsten Nähe 
davon befindet), jedoch unter der Bedingung, dass er 
während der Nacht mindestens zweimal einen Rundgang 
durch das ganze Gefängniss macht In Strafanstalten mit 
weniger als drei etatsmässigen Inspektoren nimmt der 
Direktor oder Oberinspektor auch an dem abwechselnden 
Tagesdienst Theil. In Gefangenanstalten mit nur einem 
oder gar keinem etatsmässigen Inspektor nehmen auch 
noch der älteste Gefängnissaufseher und der Hausvater 
am Tagesdienst Theil. Ausserdem darf sich in solchen 
Anstalten der Tagesdiensthabende auch am Tage ausser¬ 
halb der Arbeitszeit in seine Wohnung begeben, wenn 
diese in der Anstalt oder in der nächsten Nähe davon 
liegt. Der Direktor oder Oberinspektor führt zwei be¬ 
sondere Listen über den Tagesdienst an Arbeits- und 
Feiertagen. 

§ 21. Der diensthabende Inspektor trifft in Ver¬ 
tretung des abwesenden Direktors oder Oberinspektors und 
der anderen Inspektoren alle dringenden Anordnungen. 
Zu seinen Obliegenheiten gehört insbesondere: bei der 
Morgen- und Abendrevision, sowie bei der Ablösung der 
Aufseher und bei der Ausgabe des Essens an die Gefan¬ 
genen zugegen zu sein; darauf zu achten, dass die Gefan¬ 
genen rechtzeitig zur Arbeit, zum Spaziergang, zum Gottes¬ 
dienst und zum Empfang von Besuchen hinausgeführt 
werden; die Vorgesetzten, welche das Gefängniss besuchen, 
zu empfangen und zu begleiten, um ihnen die nöthigen 
Auskünfte zu ertheilen. [Vgl. §§ 24—26 P. D.] 


Abtheilung 3. 


Bei den Gefangenanstalten angestellte Personen. 


Geistliche. 


§ 22. Die bei den Gefangenanstalten angestellten 
Geistlichen sind verpflichtet für die Gefangenen ihrer 
Konfession: 


a) den Gottesdienst zu verrichten und die Amts¬ 
handlungen vorzunehmen, 

b) Erbauungsstunden abzuhalten und Religions¬ 
unterricht in der Anstaltsschule zu ertheilen, 
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c.) die Gelegenheit zur Unterhaltung unter vier 
Augen mit den Gefangenen zu suchen, um mit 
ihnen möglichst nahe bekannt zu werden, sie zu 
ermahnen und, wo nöthig, zu belehren, 
d) sich über die Familienverhältnisse der Gefangenen 
zu unterrichten, dazu beizutragen, die oftmals 
durch das Verbrechen zerrissene Familienbande 
wiederherzustellen und sich im Nothfalle an 
Behörden und Personen mit der Bitte um Unter¬ 
stützung zu wenden, die den Familien der Ge¬ 
fangenen Zuflucht und Hilfe gewähren können. 

Falls kein Lehrer vorhanden ist, hat der Anstalts¬ 
geistliche die Bibliothek zu verwalten. 

Die orthodoxen 1 ) Geistlichen werden zu allen Kon¬ 
ferenzen der Anstaltsverwaltung (§§ 26—28) eingeladen, 
die Geistlichen anderer Konfession nur zu den Berathungen, 
in denen über Gefangene ihrer Konfession verhandelt 
wird. Bei diesen Konferenzen müssen die Geistlichen die 
Gefangenen auf Grund der Eindrücke charakterisieren, 
welche sie aus der Unterhaltung mit ihnen oder mit ihren 
Verwandten erhalten haben. [Vgl. § 27 P. D.] 


Lehrer und Vorleser. 

§ 23. Die Gefängnisslehrer werden in St. Petersburg 
vom Chef der Generalgefängnissverwaltung, an anderen 
Orten von dem Gefängnissinspektor oder dem entsprechen¬ 
den Beamten aus der Zahl der Personen ernannt, welche 
berechtigt sind Unterricht zu ertheilen. 

Die Lehrer sind verpflichtet: 

a) die minderjährigen Gefangenen in der Schule 
und die erwachsenen in der Sonntagsschule in 
den Elementarfächern zu unterrichten, 

b) die Anstaltsbibliothek zu verwalten, 

c) für die Gefangenen allgemein bildende Lese¬ 
übungen und nach Möglichkeit Singübungen zur 
Erlernung der Kirchenlieder abzuhalten, 

d) nach Möglichkeit den Gefangenen, welche nicht 
oder nur wenig lesen und schreiben können, die 
für sie eintreffenden Briefe vorzulesen und 
Briefe für sie zu schreiben. 


') [Rechtgläubig ist nach russischer Auffassung die griechisch- 
katholische Konfession. Angehörige anderer Konfessionen werden 
kurzweg „Andersgläubige“ genannt.] 
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Zur Unterstützung des Lehrers können auf dieselbe 
Weise als zuverlässig bekannte Leute zu Vorlesern ernannt 
werden. Der Lehrer wird zu allen Konferenzen der An¬ 
staltsverwaltung (§§ 26—28) zugezogen. 

Die Lehrerinnen und Vorleserinnen in den Weiber¬ 
abtheilungen erfüllen dieselben Obliegenheiten, wie die 
Lehrer und Vorleser. [Vgl. §§ 29 u. 49 4 , 5 P. D.] 


A e r z t e. 


§ 24. Die bei den Gefangenanstalten angestellten 
Aerzte (städtische u. a.) sind verpflichtet: 

a) auf den sanitären Zustand der Anstalt zu achten 
und der Verwaltung Vorschläge zur Verbesserung 
dieses Zustandes zu machen, 

b) alle neu in die Anstalt aufgenommenen Ge¬ 
fangenen auf ihren Gesundheitszustand zu unter¬ 
suchen, 

c) die kranken Gefangenen zu behandeln, die ärzt¬ 
liche Aufsicht über das Lazareth oder Kranken¬ 
zimmer und die Apotheke zu führen, 

d) sich bei der Verhängung von Strafen über die 
Gefangenen (§ 104) und bei der Ergreifung von 
Fluchtverhinderungsmassregeln (§§ 76, 78, 112) 
gutachtlich zu äussern, die Gefangenen im Arrest 
zu besuchen und bei der Vornahme von körper¬ 
lichen Züchtigungen zugegen zu sein (§ 103), 

e) auf Verlangen der Anstaltsverwaltung erkrankte 
Angestellte und solche Personen, die sich um 
eine Anstellung als Gefängnissaufseher bewerben, 
auf ihren Gesundheitszustand zu untersuchen und 

f) spätestens bis zum dritten jeden Monats der 
Generalgefängnissverwaltung und dem Gefäng- 
nissinspektor oder dem entsprechenden Beamten 
ohne jedes Begleitschreiben eine statistische 
Uebersicht über den Krankheitszustand und die 
Sterblichkeit in der Anstalt einzureichen. 


Die Gefängnissärzte werden zu allen Konferenzen 
der Anstaltsverwaltung eingeladen (§§ 26—28). Der Direktor 
oder Oberinspektor unterbreitet dem Gefängnissinspektor 
oder dem entsprechenden Beamten unter Beifügung der 
Aeusserung des Anstaltsarztes seine eigenen Vorschläge 
darüber zur Bestätigung, wie oft in der Woche und auf 
wie lange Zeit der Arzt die Anstalt besuchen muss. Der 
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Gefängnissiuspektor oder der entsprechende Beamte 
bestätigt diesen Plan, nachdem er sich mit dem Sanitäts¬ 
inspektor in Verbindung gesetzt hat. [Vgl. § 28 P. D.J 

Krankenwärter. 

§ 25. Die Krankenwärter und -Wärterinnen werden 
vom Direktor oder Oberinspektor im Einverständnis mit 
dem Anstaltsarzt angestellt und vom Direktor oder Ober¬ 
inspektor aus dessen eigenem Entschluss oder auf Ver¬ 
langen des Arztes entlassen. Sie sind zugegen, wenn der 
Arzt Kranke empfängt oder besucht und führen alle An¬ 
ordnungen des Arztes aus, die sich auf Bereitung von 
Heilmitteln, Behandlung, Ernährung, Baden der Kranken 
u. s. w. beziehen. In der von dem Anstaltsarzt bestimmten 
Zeit haben sie Tagesdienst im Lazareth oder Kranken¬ 
zimmer. 


Abtheilung 4. 

Konferenzen der Gefangenanstaltsbehörde. 

§ 26. In Gefangenanstalten mit mindestens zwei In¬ 
spektoren oder einem Inspektor und einem Oekonom tritt 
nach Möglichkeit wöchentlich eine Konferenz zusammen, 
die aus dem Direktor oder Oberinspektor als Vorsitzenden, 
den Inspektoren, den Geistlichen, dem Arzte, dem Oekonom, 
dem Lehrer und der Lehrerin besteht. [Vgl. § 31 P. D.] 

Anmerkung. An der Konferenz können auch der Staats¬ 
anwalt, welcher die Aufsicht über die Anstalt führt, und in den Haupt¬ 
städten die Mitglieder der Aufsichtskommission theilnehmen. Der 
Gefängnissinspektor oder der entsprechende Beamte kann bei seinem 
Erscheinen in der Konferenz den Vorsitz übernehmen. 

§ 27. Zum Gegenstände der Konferenz gehört: 

a) Die Besprechung aller allgemeinen Verwaltungs- 
massregeln der Anstalt, z. B Entwurf einer 
Tagesdienstliste für die Unteraufseher (§ 34), 
Besprechung des Lehrplans der Schule und des 
Programmes der allgemein bildenden Lehr¬ 
übungen der Gefangenen (§ 99) u. s. w., 

b) Austausch von Beobachtungen über den körper¬ 
lichen , geistigen und sittlichen Zustand von 
Gefangenen, namentlich der in Einzelhaft Be¬ 
findlichen, 
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c) die Besprechung der Gesuche um Vergünstig¬ 
ungen für die einzelnen Gefangenen (§§ 87, 
105, 110) und um Ueberführung von Gefangenen 
aus einer Strafanstalt in die andere, 

d) die Besprechung der Gesuche bedürftigen Auf¬ 
sehern oder den Familien verstorbener Aufseher 
Unterstützungen aus dem Kapital zu gewähren, 
welches in Folge der Einbehaltung der Kautionen 
von Aufsehern angewachsen ist (§ 40) und 

e) die Besprechung der aussergewöhnlichen Ereig¬ 
nisse (Meuterei, Flucht, Feuersbrunst u. s. w.) 
und der bemerkenswertheren Vorfälle im An¬ 
staltsleben, sowie Vorschläge von Massregeln, 
um künftige Wiederholungen zu verhüten. [Vgl. 
§ 32 P.D] 

§ 28. Die Konferenz hat den Zweck, die Thätigkeit 
aller höheren Anstaltsbeamten zu vereinen und etwaige 
Meinungsverschiedenheiten und Streitigkeiten zu erledigen. 
Die Beschlüsse der Konferenz sind nicht verbindlich für 
den Direktor oder Oberinspektor. Dieser kann nicht die 
ganze auf ihm ruhende Verantwortung für die Wohlfahrt 
der Anstalt auf die Konferenz abwälzen. Er muss sich 
jedoch nach den Weisungen richten, die der Gefängniss- 
inspektor oder der entsprechende Beamte in der Konferenz 
gegeben hat. Ueber die Beschlüsse wird nur dann ein 
kurzes Protokoll aufgenommen, wenn der. Beschluss der 
Vorgesetzten Behörde vorgelegt werden muss, oder wenn 
einzelne Mitglieder nicht ihr Einverständnis erklären. 
In diesem Falle müssen die Betreffenden ihre Sonder¬ 
meinung selbst begründen. (Anl XX.) [Vgl. § 33 P. D.] 


Abtheilung 5. 
Gefangenaufseher. 


Oberaüfseher. 


§ 29. Der Oberaufseher ist als unmittelbarer Vor¬ 
gesetzter der Unteraufseher verpflichtet, unermüdlich 
darauf zu achten, dass diese ihren Dienstpflichten nach- 
kommen, insbesondere die Gefangenen scharf überwachen 
und die Vorschriften über ihre Behandlung streng befolgen/ 


Blätter für Gefängnisskunde. 
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Gemäss den Weisungen des Direktors öder Ober¬ 
inspektors bringt der Oberaufseher die Gefangenen in den 
Abtheilungen, Kammern, Zellen und Arrestlokalen unter. 

Der Oberaufseher nimmt die Morgen- und Abend¬ 
revision vor und hat ausserdem zwecks Beaufsichtigung 
der Unteraufseher und überhaupt zur Aufrechterhaltung 
von Ordnung, Ruhe und Reinlichkeit täglich mindestens 
zwei Mal die gemeinschaftlichen Kammern, anderen Räum¬ 
lichkeiten und Höfe, auf denen sich Gefangene, wenn auch 
nur zeitweise, aufhalten, und mindesten ein Mal wöchentlich 
alle Einzelzellen nachzusehen. 

Mindestens ein Mal wöchentlich untersucht der Ober¬ 
aufseher mit den im Innern postirten Unteraufsehern (§ 70) 
nacheinander (aber ohne immer dieselbe Reihenfolge zu 
beobachten) in allen Räumlichkeiten der Anstalt sämmt- 
liche Gitter, Schlösser, Riegel, Fussböden, Thüren, Fenster¬ 
rahmen, Fensterbrüstungen, Oefen, Ventilatoren u. s. w., 
um sich von ihrer Unversehrtheit zu überzeugen, sowie 
die Betten der Gefangenen, Kopfkissen, Bettdecken, Bündel, 
Theekaftnen und sonstigen Gegenstände, um sich zu ver¬ 
gewissern, dass darin nicht Feilen, Sägen oder andere 
Brechwerkzeuge oder sonstige verbotene Gegenstände 
versteckt sind. 

Alle Vorfälle in der Anstalt meldet der Oberauf seher 
zunächst dem diensthabenden Inspektor und ferner nach 
der Morgen- oder Abendrevision, in wichtigen Fällen aber 
sogleich, dem Direktor oder Oberinspektor. 

Der Oberaufseher muss soweit lesen und schreiben 
können, um die ihm an vertraute Rechnungsführung selbst 
besorgen zu können. 

In grossen Gefangenanstalten, die aus mehreren mehr 
oder weniger abgesonderten Abtheilungen bestehen, kann 
für jede Abtheilung ein besonderer Oberaufseher bestellt 
werden. [Vgl. § 36 P. D.] 

Hausvater. 

§ 30. Der Oberaufseher und in einigen Gefangen¬ 
anstalten ein besonderer Hausvater, (der vom Direktor 
oder Oberinspektor aus den Unteraufsehern genommen 
wird), führt die Aufsicht über die Zeugkammem mit 
fiskalischer Kleidung, Schuhzeug und Wäsche und den 
eigenen Sachen der Gefangenen, die Waschküche, die 
Bäder, die Niederlagen von Holz, Petroleum, Seife und 
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sonstigen Heiz-, Beleuchtungs- und Waschmaterialien. Er 
führt persönlich eine Hilfsrechnung über das in den 
Zeugenkammern und Niederlagen, für die er verantwort¬ 
lich ist, lagernde Gut. (s. Anl. VII, XIV—XVIII.) Ebenso 
kann auch die Verpflegung der Gefangenen unter Führung 
einer Hilfsrechnung demselben oder einem andern Haus¬ 
vater anvertraut werden. [Vgl. § 35 P. D.] 

Technische Aufseher. 

§ 31. In Strafanstalten, in welchen eine erhebliche 
Zahl Gefangener in einem bestimmten Handwerk, Fabrik¬ 
oder Hausindustriezweig beschäftigt wird, können zur An¬ 
leitung der Gefangenen bei ihren Arbeiten und zu ihrer 
Beaufsichtigung während dieser Zeit unter den Unterauf¬ 
sehern besondere technische Aufseher angestellt werden, 
die unter der Leitung des Arbeitsinspektors Hilfsrechnung 
über die Arbeiten führen. Die technischen Aufseher 
leiten die kleineren Ausbesserungsarbeiten der Anstalts¬ 
gebäude, weshalb es zweckmässig ist, unter den Unter¬ 
aufsehern wenn auch nur einen Zimmermann, Ofensetzer 
oder überhaupt eine Person zu haben, die mit Bausachen 
praktisch Bescheid weiss. Die technischen Aufseher können 
im Bedürfnissfall vom Direktor oder Oberinspektor auch 
zu anderen, als den obengenannten Diensverrichtungen 
herangezogen werden, nur nieht zum Nachtdienst (§ 72). 
[Vgl. § 37 P.D.] 

Bureauaufseher. 

§ 32. In grossen Strafanstalten kann im Bureau ein 
besonderer Aufseher angestellt werden, der ausser der 
Vor- und Abführung der Gefangenen zum und vom Bureau, 
dem Austragen von Packeten u. s. w., auch zum Ver¬ 
siegeln und Addressiren der Packete, zur Führung des 
Austragebuchs und dergleichen Arbeit verwendet werden 
kann. Andere Aufseher mit Kanzleiarbeit zu beschäftigen, 
ist nicht gestattet. 

Posten- und Begleitaufseher. 

§ 33. Die Unteraufseher, welche sich auf Posten 
befinden, haben bis zur Ablösung beständig auf ihrem 
Posten zu bleiben, die Gefangenen aufmerksam zu beobach¬ 
ten und unermüdlich auf deren Führung zu achten. 
Dieselben Pflichten haben auch die Begleitaufseher, welche 
die Gefangenen zum Spaziergang, zum Bad, zu auswärtigen 
Arbeiten u. s. w. führen. 
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§ 34. Der Dienst der Aufseher soll höchstens 12 
Stunden täglich und nicht über 6 Stunden hintereinander 
betragen. 

Zum .Nachtdienst, werden alle der Reihe nach heran¬ 
gezogen. In der dienstfreien Zeit dürfen die Aufseher 
nicht verpflichtet werden sich in der Aufseherstube auf¬ 
zuhalten oder irgend welchen Dienst zu verrichten, es sei 
denn, dass in der Gefangenanstalt etwas Aussergewöhn- 
liches vorfällt (§§ 74, 76). Jeder Aufseher muss zweimal 
im Monat für einen halben Tag vollkommen dienstfrei 
sein. Der Direktor oder Oberinspektor stellt monatlich 
nach anliegendem Formular (Anl. XXIII) den Dienstplan 
der Aufseher auf und legt ihn nach der Besprechung in 
der Konferenz dem Gefängnissinspektor oder dem ent¬ 
sprechenden Beamten zur Kenntnissnahme vor. [Vgl. §§ 40, 
41 P.D.] 

Hilfsaufseher. 

§ 35. . Zur Begleitung der Gefangenen nach aus¬ 
wärtigen Arbeiten können mit Erlaubniss des Gefängniss- 
inspektors oder des entsprechenden Beamten gegen beson¬ 
dere Vergütung Hilfsgefangen auf seher (oder kommandirte 
Konvoimannschaften) angenommen werden, wenn zu er¬ 
warten steht, dass der Ertrag der genannten Arbeiten 
einen Ueberschuss über die Bezahlung und Uniformirung 
der Hilfsaufseher (oder Vergütung der Konvoimannschaften) 
ergiebt. [Vgl. § 57 P. D.] 


Dienstverhältnisse der Aufseher, 

§ 36. Als Gefangen auf seher dürfen nur Leute von 
tadelloser Führung angestellt werden, die schon militär¬ 
dienstfrei, vollkommen gesund und körperlich kräftig, 
sowie möglichst unter 35 Jahren sind, lesen und schreiben 
können oder irgend ein in der betreffenden Anstalt be¬ 
triebenes Handwerk oder eine dort eingeführte Haus¬ 
industrie verstehen. Die als Gefangenaufseher anzustellen¬ 
den Leute müssen zuvor von dem Anstaltsarzt auf ihren 
Gesundheitszustand untersucht werden. [Vgl. § 53 P. D.] 

§ 37. Die bei der Anstellung in Höhe eines Monats¬ 
gehalts oder durch monatliche Gehaltseinbehaltung in 
Höhe von 2 Rubeln gebildete Kaution des Aufsehers wird 
in der Kaiserlichen Sparkasse aufbewahrt unter Ausstellung 
eines Buches auf den Namen des Direktors oder Ober- 
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inspektors der Anstalt, welches mit der Bemerkung* zu 
versehen ist: „Kaution des Aufsehers . . . .“ 

§ 38. Beim Dienstantritt werden die Gefangen auf seher 
in Gegenwart des Direktors oder Oberinspektors von dem 
Anstaltsgeistlichen ihrer Konfession vereidigt (sofern sie 
nicht schon früher den Fahneneid geleistet haben). Darauf 
verpflichten sie sich schriftlich clem Direktor oder Ober¬ 
inspektor den Anstaltsdienst nicht zu verlassen, ohne ihm 
dies mindestens zwei Wochen vorher mitgetheilt zu haben, 
widrigenfalls sie ihre Kaution verlieren. 

§ 39. Die Hilfsaufseher werden für eine genau be¬ 
stimmte Frist angenommen. Die fiskalische Uniform, 
welche für sie auf Rechnung des allgemeinen Arbeits¬ 
ertrages der Gefangenen anzufertigen ist, wird ihnen beim 
Verlassen des Gefängnissdienstes abgenommen. Die nur 
für ganz kurze Zeit angenommenen Hilfsaufseher erhalten 
nur eine Uniforfnmütze und ein Blechschild. 

Anmerkung. Für die Bewachung der Gefangenen bei aus¬ 
wärtigen Arbeiten werden die Konvoimannschaften vom Kommandeur 
des Konvoikommandos tageweise möglichst in der Zahl kommandirt, 
welche der Direktor oder Oberinspektor der Gefangenanstalt angiebt. 
In Bezug auf die Art der Bewachung der Gefangenen bei den Arbeiten 
folgen die Konvoimannschaften einzig und allein den Weisungen des 
Direktors oder Oberinspektors der Anstalt. Dies bezieht sich Jedoch 
nicht auf die Bewachung der Zwangsarbeitshäusler bei auswärtigen 
Arbeiten. Denn diese gehört zu den unmittelbaren Aufgaben der 
Arbeitshaus- und der örtlichen Kommandos. 

§ 40. Die von Aufsehern einbehaltenen Kautionen 
(§ 38) werden auf den Beschluss der Konferenz, der vom 
Direktor oder Oberinspektor dem Gefängnissinspektor oder 
dem entsprechenden Beamten zur Entscheidung vorgelegt 
wird, zur Unterstützung bedürftiger Aufseher oder der 
Familien verstorbener Aufseher verwandt. 

§ 41. Die Gefangenaufseher können vom Direktor 
oder Oberinspektor im Laufe des Jahres Urlaub bis zu 
7 Tagen erhalten, ln besonders triftigen Fällen kann der 
Urlaub mit Erlaubniss des Gefängnissinspektors oder des 
entsprechenden Beamten auf 2 Monate unter Fortbezug 
des Gehalts verlängert werden. [Vgl. § 48 P. D.] 

§ 42. Wenn ein Gefangenaufseher krankheitshalber 
verhindert ist, den Tagesdienst zu versehen oder überhaupt 
zum Dienst zu erscheinen, so muss er den Inspektor vom 
Tagesdienst so zeitig davon in Kenntniss setzen, dass bis 
zur Ablösung ein Ersatzaufseher für ihn berufen werden 
kann. Wenn der Direktor oder Oberinspektor es für nöthig 
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hält, untersucht der Anstaltsarzt den erkrankten Aufseher 
in dessen Wohnung auf seinen Gesundheitszustand. Wenn 
der Aufseher nach Ablauf von 4 Monaten krankheitshalber 
noch nicht im Stande ist, seinen Dienst zu übernehmen, 
so wird er vom Direktor oder Oberinspektor wegen Krank¬ 
heit aus dem Dienst entlassen. [Vgl. § 47 P. D.] 

§ 43. Gefangenaufseher, welche sich eine Gehalts¬ 
zulage erdient haben, können ohne ihr Gesuch vor dem 
Direktor oder Oberinspektor nur auf besondere Anordnung 
des Gefängnissinspektors oder des entsprechenden Beamten 
pensionirt werden. Diesen ist ausführlich über die Umstände 
zu berichten, welche eine derartige Disziplinarmassregel 
nothwendig machen. 

§ 44. Die Gefängnissobrigkeit verkehrt höflich mit 
den Gefangenaufsehern und vermeidet besonders in Gegen¬ 
wart der Gefangenen alles, was in deren Augen die Autorität 
der Aufseher beeinträchtigen könnte, weshalb auch Ver¬ 
weise den Aufsehern vorzugsweise unter vier Augen zu 
ertheilen sind. 

Anmerkung'. Alle oben ausgeführten Vorschriften über die 
Aufseher gelten auch für die Aufseherinnen, jedoch mit dem Unter¬ 
schiede, dass als Aufseherinnen nur volljährige Personen angestellt 
werden dürfen und dass bei der Besetzung von Vakanzen diejenigen 
zuerst zu berücksichtigen sind, welche mit Erfolg den Kursus der 
Aufseherinnenschule des Moskauer Damenkomitees für Gefängniss- 
wohlfahrt durchgemacht haben. [Vgl. § 42 P. D ] 

Abtheilung 6. 

Allgemeine Pflichten der Gefängnissbeamten. 

§ 45. Alle Angestellten sind verpflichtet, gewissen¬ 
haft alle ihnen durch Gesetz oder durch diese Dienst¬ 
ordnung zugewiesenen Obliegenheiten zu erfüllen, sowie 
die besonderen Befehle der Vorgesetzten auszuführen. In 
und ausser Dienst müssen sie sich durch eine Führung 
auszeichnen, welche ihrer Stellung im kaiserlichen Dienst 
entspricht. 

Den Gefangenen gegenüber sollen die Angestellten 
sich gerecht und menschlich zeigen, Ruhe und Selbst¬ 
beherrschung bewahren, nötigenfalls aber auch streng 
sein. Unter keinen Umständen sollen sie in nähere Be¬ 
ziehung zu ihnen treten oder sich in überflüssige Unter¬ 
haltungen einlassen. Streng verboten ist es, Gefangenen, 
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welche geneigt sind andere Gefangene zu denunziren, 
Vergünstigungen zu gewähren. Ebenso ist es den Ge- 
fängnissbeamten streng verboten, die Gefangenen zu per¬ 
sönlichen Dienstleistungen, wenn auch gegen Bezahlung 
zu verwenden, sich mit ihnen auf irgendwelche vermögens¬ 
rechtliche Abmachungen einzulassen, ihnen irgendwelche 
Gegenstände zu überlassen oder Aufträge und Geschenke 
von ihnen anzunehmen. 

Alle Angestellten müssen Versuchen der Gefangenen 
zur Flucht oder zu gewaltsamem Widerstand entgegentreten, 
ohne dabei ihre eigene Person zu schonen, und sich gegen¬ 
seitig Unterstützung gewähren. Für Feigheit und Unent¬ 
schlossenheit bei derartigen Gelegenheiten werden die 
Angestellten nach der vollen Strenge des Gesetzes zur 
Verantwortung gezogen. (Art. 339, 341 Strafgesetzbuchs.) 1 ) 
[Vgl. § 45 P. D.] 

§ 46. Waffen dürfen die Angestellten gegen die Ge¬ 
fangenen gebrauchen, und zwar nach ihrem Ermessen 
blanke oder Schusswaffen: 

a) wenn sich ein Gefangener thätlich an ihnen 
selbst oder an den ihrer Obhut anvertrauten 
Personen. Gebäuden, Geldern oder Sachen ver¬ 
greift und der Waffengebrauch nicht durch 
Herbeirufen von Hilfe oder Warnung des Thä- 
ters zü vermeiden ist, 

b) wenn ein Gefangener aus dem Gefängniss oder 
der Bewachung zu entfliehen versucht und es 
kein anderes Mittel, die Flucht zu verhindern, 
giebt. 

Zur Unterdrückung von Unruhen unter den Ge¬ 
fangenen wendet sich der Direktor oder Oberinspektor 
unmittelbar an das Konvoikommando mit dem Ersuchen 
unverzüglich das ganze Kommando oder einen Theil 
davon in die Gefangenanstalt zu schicken. Um eine 
derartige Requisition zu beschleunigen, sind in Orten mit 
Telephonverbindung Gefangenanstalt und Konvoikaserne 
• telephonisch zu verbinden [Vgl. § 46 P. D.] 

*) [Die Strafe für pflichtwidrige Nichtanwendung der Amts¬ 
gewalt besteht in Amtsentsetzung oder Festungshaft von 8—16 Monaten, 
ausnahmsweise im Verlust der Standesrechte und Verschickung nach 
Sibirien.] 
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GefangenanstaltS'Ordnung. 

Abtheilung 1. 

Aufnahme der Gefangenen. 

§ 47. In den Gefangenanstalten können Gefangene 
auf Grund folgender Urkunden aufgenommen werden: 

a) auf Grund von Artikellisten — Zwangsansiedler 
und zu Zuchthaus Verurtheilte; 

b) auf Grund von beglaubigten Urtheilsauszügen 
der Gerichte — zu Zuchthaus, Festung, Ge- 
fängniss und Haft Verurtheilte; 

c) auf Grund beglaubigter Abschriften von gericht¬ 
lichen, untersuchungs-, verwaltungs- oder, militär¬ 
behördlichen Verfügungen — Straf- und Unter¬ 
suchungsgefangene, im Verwaltungswege Inbaf- 
tirte und zahlungsunfähige Schuldner und 

d) auf Grund. offener Blätter oder Abschriften der 
ortspolizeilichen Verfügungen — Transportge¬ 
fangene. [Vgl. § 95 P. D.] 

Wenn nach Ablauf von 24 Stunden seit der Ein¬ 
lieferung der Gefangenen in die Getan gen an stalt die Ur¬ 
kunde, welche die Inhaftirung rechtfertigt, nicht geschickt 
wird, so macht der Direktor oder Oberinspektor unver¬ 
züglich Mittheilung davon dem Staatsanwalt beim Land¬ 
gericht, welcher die Aufsicht über die Anstalt führt und, 
wenn dieser nicht ortsanwesend ist, dem Kreismitgliede 
des Landgerichts oder dem zuständigen Friedensrichter 
(Art. 10 Strafprozessordnung). [Vgl. §§ 88, 89 P. D ] 


Verweigerung der Aufnahme von Gefangenen. 

§ 48. Wenn in eine Gefangenanstalt ein Gefangener 
in betrunkenem Zustand von der Polizei eingeliefert wird, 
so muss die Aufnahme des Gefangenen unter Mittheilung 
der Ablehnungsgründe an die Polizei verweigert werden. 
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Wenn ein Gefangener in diesem Zustand von einem Konvoi¬ 
soldaten eingeliefert wird, darf die Aufnahme des Ge¬ 
fangenen glicht abgelehnt werden, aber es ist dem Konvoi¬ 
kommando Mittheilung davon zu machen. 

§ 49. Wenn von der Polizei in ein Zuchthaus oder 
Gefängniss zum Zwecke der Strafverbüssung eine bisher 
auf freiem Fusse befindliche Person eingeliefert wird, welche 
an einer ansteckenden Krankheit leidet (Pocken, Scharlach, 
Masern, Röteln, Rose, Diphteritis, Flecken- oder Rückfall- 
thyphus, Dissenterie, asiatischer Cholera, Pest, Keuchhusten, 
kruppöser Lungenentzündung, Wechselfieber, epidemischem 
Starrkrampf, Kindbettfieber, Blennorhoe der Augen, Bräune, 
Wasserscheu) oder schwanger ist oder erst vor höchstens 
42 Tagen geboren hat, so ist die Aufnahme eines oder 
einer solchen Gefangenen gemäss Art. 959, Abs. 1 und 2 
Strafprozessordnung, abzulehnen unter Mittheilung des Ab¬ 
lehnungsgrundes sowohl an die Ortspolizei, als auch an 
den Ersten Staatsanwalt oder den Richter, der die Voll¬ 
streckung des gerichtlichen Urtheils verfügt hat. [Vgl. 
§ 90 P. D.] 

Fürsorge für die Kinder der Gefangenen. 

§ 50. Wenn mit einer oder einem Gefangenen Kinder 
(unter 17 Jahren) in die Gefangenanstalt eingeliefert werden, 
so sind die Säuglinge bei der Mutter zu lassen. Die übrigen 
aber muss der Direktor oder Oberinspektor, falls sich kein 
Heim für Gefangenenkinder am Orte befindet, gegen die 
in der Anmerkung zu Art. 173 der Verordnung über In- 
haftirte angegebene Vergütung in irgend einer wohlthätigen 
Erziehungsanstalt oder bei zuverlässigen Leuten unter¬ 
bringen zu suchen (z. B. bei einem verheiratheten Gefängniss¬ 
aufseher, dem im Hinblick hierauf eine grössere Dienst¬ 
wohnung eingeräumt werden darf). Wenn es nicht gelingt, 
solche Kinder ausserhalb der Anstalt unterzubringen, so 
sind sie beim Vater oder bei der Mutter zu belassen, diesen 
ist dann, wenn möglich, eine von den andern Gefangenen 
getrennte Stube oder Zelle einzuräumen. ]Vgl. § 93 P.D.] 


Zeit und Art der Aufnahme. 


§ 51. Untersuchungs- und Transportgefangenejwerden 
in der Gefangenanstalt von der Etappe jederzeit an¬ 
genommen ; Strafgefangene werden aber aus den Händen 
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der Polizei nur an Werktagen während der Dienststunden 
angenommen. [Vgl. § 94 P, D ] 

Bei der Aufnahme überzeugt sieh der Bureauinspektor 
und in seiner Abwesenheit der Inspektor vom Tagesdiehst 
oder der Direktor oder Oberinspektor (an den Tagen, an 
welchen er selbst oder der Oberaufseher oder der Haus¬ 
vater Dienst hat) durch Vernehmung des eingelieferten 
Gefangenen und Vergleichung seiner Kennzeichen mit der 
Personalbeschreibung der Artikelliste oder des offenen 
Blattes (und auch durch Vergleichung seines Aeusseren 
mit der Photographie, wenn eine solche der Artikelliste 
des Zwangsarbeitshäuslers oder Landstreichers beigefügt 
ist) vor allem von der Identität des eingelieferten Ge¬ 
fangenen, sodann von der Unversehrtheit der Fesseln, 
wenn der Gefangene gefesselt transportirt wird, und end¬ 
lich vom Vorhandensein aller fiskalischen, Kleidung, 
Wäsche und Fussbekleidung, die in der Artikelliste oder 
auf dem dem offenen Blatte beigefügten Kleiderzettel 
angegeben sind. Er nimmt dem Konvoisqldaten oder 
Polizisten die eigenen Gelder und Werthsachen des Ge¬ 
fangenen ab und stellt ihm eine Quittung über den Em¬ 
pfang des Gefangenen, sowie der Gelder und Werth¬ 
sachen aus. [Vgl. § 97 P. D.] 

§ 52. Darauf trägt der Bureauispektor und ip seiner 
Abwesenheit der Inspektor vom Tagesdienst (§ 21) alle 
nothwendigen Vermerke über den eingelieferten Gefangenen 
in das entsprechende Register und die alphabetische Ge¬ 
fangenliste ein (Anl. III und IV). Einen Strafgefangenen 
trägt er auch in den Strafenkalender (Anl. V) -ein und 
eröffnet ihm, bis zu welchem Tage, Monat und Jahr seine 
Strafzeit unter normalen Verhältnissen abläuft. Alle 
Schriftstücke über den betreffenden Gefangenen werden 
in einen Aktendeckel geheftet (s, Anl. VIII) und bilden 
ein besonderes Aktenstück, zu welchem aller fernere 
Schriftverkehr über denselben Gefangenen genommen 
wird Auf dem Aktendeckel werden in den entsprechenden 
Rubriken die Strafthaten u. s. w. vermerkt. Im Falle der 
Ueberführung eines Gefangenen aus einer Gefangenanstalt 
in die andere werden seine Akten ihm nachgeschickt. 
Wenn ein rückfälliger Gefangener früher in derselben 
Strafanstalt eingesperrt war, so sind die über ihn geführ¬ 
ten Akten aus dem Archiv zu entnehmen und den neuen 
Akten vorzuheften; wenn er in einer andern Anstalt ein¬ 
gesperrt war, können die dort über ihn geführten Akten 
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eingefordert werden, um daraus Aufschlüsse über den 
Charakter des Gefangenen zu gewinnen. [Vgl. §§ 103 bis 
105 P. D.] 


Reinigung und Durchsuchung des 
Aufgenommenen. 

§ 53. Wenn in der Strafanstalt eine Badewanne vor¬ 
handen ist (z. B. im Lazareth), so müssen alle neu- 
ankommenden Gefangenen (mit Ausnahme der Transpor- 
taten und Deportaten) ein Bad nehmen. Unterdessen wird 
die den Badenden abgenommene Wäsche, Kleidung und 
das Sehuhzeug untersucht. Falls die Badenden irgend¬ 
welche verbotenen Gegenstände (Feilen, Sägen, Messer, 
Rasiermesser, Geld, Tabak, u. s. w.) bei sich haben, werden 
sorgfältig die verdeckten Theile ihres Körpers untersucht, 
jedoch unter möglichster Schonung ihres Schamgefühls. 
Für das Verbergen solcher Gegenstände können die Ge¬ 
fangenen disziplinarisch bestraft werden; Tabak, Brannt¬ 
wein, Feilen, Messer u. s. w werden konfiszirt; Geld und 
Werthsachen unterliegen der Konfiskation in keinem Falle, 
sondern es wird damit, wie in § 54 angegeben, verfahren. 
(Hals- oder Brustkreuze und Heiligenbildchen, sowie Trau- 
und Verlobungsringe werden dem Ankömmling nicht 
abgenommen.) Darauf werden alle Gefangenen, soweit 
sie nicht berechtigt (Art. 191 Verord. über Inhaft.) sind 
eigene Wäsche und Kleidung zu tragen, vom Hausvater 
und, wo dieser fehlt, vom Oberaufseher mit reiner fiskalischer 
Wäsche, Kleidung und mit Schuhzeug bekleidet und einst¬ 
weilen in einer besonderen Annahmestube untergebracht. 

Wenn sieh bei der Untersuchung zeigt, dass ein Ge¬ 
fangener an einer Hautkrankheit leidet, oder wenn er 
selbst bei der Aufnahme eine derartige angiebt, so wird 
er von den übrigen Gefangenen abgesondert, bis von dem 
Anstaltsarzt eine Weisung eintrifft, wie mit dem Kranken 
zu verfahren sei. 

Wenn die Gefangenanstalt keine Badeeinrichtung hat, 
so werden alle Gefangenen, wie oben angegeben, betrachtet 
und untersucht. Dabei werden diejenigen, deren Körper 
mit Schmutz oder Ungeziefer bedeckt ist, solange von den 
andern getrennt, bis sie im Waschraum gesäubert sind. 
Darauf werden ihnen Kopf- und Barthaare geschnitten 
und der Hausvater oder, wo dieser fehlt, der Oberauf- 
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seher bekleidet sie mit reiner fiskalischer Kleidung, 
Wäsche und mit Schuhzeug. 

Die körperliche Untersuchung der weiblichen Ge¬ 
fangenen wird von Aufseherinnen und, wo diese fehlen, 
von den Frauen der Aufseher vorgenommen; von Männern 
darf dabei ausser dem Arzte niemand zugegen sein. [Vgl. 
§ 98 P.D.] 

§ 54. Die den Gefangenen abgenommenen Gelder und 
Werthsachen werden in ein Quittungsbuch (Anl. VI.) ein¬ 
getragen und in der Bureaukasse aufbewahrt, wenn auf 
jeden Gefangenen nicht mehr als 25 Rubel kommt und 
die Gesammtsumme dieser Gelder in den Bezirksgefäng¬ 
nissen die Summe von 500 Rubel, in den übrigen Ge¬ 
fangenanstalten die von 1500 Rubel nicht übersteigt; die 
überschiessenden Gelder werden zur Aufbewahrung auf 
die Sparkasse gegeben (§ 37). Pässe, Taufscheine und 
sonstige Urkunden werden unter Eintragung in dasselbe 
Buch in ein Kouvert gelegt, welches den Akten des Ge¬ 
fangenen beigeheftet wird. Dem Gefangenen wird sodann 
eine Quittung mit genauer Bezeichnung der ihm ab¬ 
genommenen Gelder, Werthsachen und Urkunden in die 
Hand gegeben. Werthlose Papiere, Briefe, sowie Kleidung, 
Schuhzeug, Wäsche und sonstige dem Gefangenen ab¬ 
genommenen Sachen werden dem Hausvater und, wo 
dieser fehlt, dem Oberaufseher zur Aufbewahrung über¬ 
geben. Dieser trägt alle Sachen in das Buch für eigene 
Sachen der Gefangenen (Anl. VII.) ein, schätzt die Sachen 
ab und lässt von dem Gefangenen durch Unterschrift die 
Richtigkeit des Eintrags und der Schätzung bescheinigen. 
Wenn der Gefangene nicht schreiben kann oder die Unter¬ 
schrift verweigert, so wird die Richtigkeit des Eintrags 
durch den Inspektor vom Tagesdienst oder den Direktor 
oder Oberinspektor selbst bescheinigt. Wäsche, Leinwand- 
und Baumwollenkleidung, die den Gefangenen abgenommen 
sind, müssen gewaschen, Schuhzeug und wollene Kleidung 
sorgfältig gereinigt werden. Darauf werden alle diese 
Sachen, soweit nicht eine besondere Desinfektion erforder¬ 
lich ist, in Säcke gepackt (zu deren Anfertigung die Be¬ 
stände der Anstaltsniederlagen an ausgemusterten Lein¬ 
wandfabrikaten verwendet werden, die zu Gefangenenwäsche 
nicht zu verarbeiten sind), und in einer besonderen Ab- 
theilung der Zeugkammer untergebracht. An jeden Sack 
ist ein Holz- oder Blechschild mit der Angabe der Nummer 
zu binden, auf welche die Sachen im Buche eingetragen 


Digitized by 


Google 



157 


stehen. Die Säcke sind nach der Reihenfolge der Nummern, 
an Riegeln aufzuhängen oder auf dem Fussboden neben¬ 
einanderzulegen. Mindestens zweimal im Jahre werden die 
Sachen aus den Säcken herausgenommen, gelüftet und 
ausgeklopft. Für jeden Verlust an eigenen Sachen der 
Gefangenen oder deren Verderb durch Unachtsamkeit" des 
Hausvaters oder Oberaufsehers haftet nicht nur dieser mit 
seinem Vermögen, sondern auch der Haushaltsinspektor, 
sowie der Direktor oder Oberinspektor selbst, wenn sie es 
an der nöthigen Aufsicht fehlen Hessen. [Vgl. §§ 99, 
100 P. D ] 

Aerztliche Untersuchung des Aufgenommenen. 

§ 55. Der Anstaltsarzt untersucht bei jedem Besuch 
der Anstalt die neu angekommenen Gefangenen auf ihren 
Gesundheitszustand und die Arbeitsfähigkeit und trägt Ver¬ 
merke darüber in die Sanitätsliste ein, die für jeden Ge¬ 
fangenen besonders geführt wird. (Anl. IX) Diese Liste 
wird dem Direktor oder Oberinspektor zur Einsicht vor¬ 
gelegt und kommt darauf zum Arzt zurück, der darin alle 
folgenden Vermerke über Krankheiten, Verstümmelungen 
u. s. w. des Gefangenen einträgt. Bei der Entlassung des 
Gefangenen oder bei seiner Ueberführung in eine andere 
Gefangenanstalt wird die Liste zu seinen Akten genommen. 

Wenn der Gefangene aus einer Gefangenanstalt ein¬ 
geliefert ist, wo eine gefährliche Epidemie aufgetreten ist 
(Cholera, Pocken, Typhus u. s. w.), so muss der Arzt die 
(Inkubations-)Periode angeben, in welcher der Gefangene 
möglichst von den übrigen zu isoliren ist. Gefangene und 
deren Kinder, die noch nicht gegen Pocken geimpft sind, 
werden von dem Anstaltsarzt geimpft. [Vgl. § 107 P. D.] 


Abtheilung 2. 

Vertheilung der Gefangenen auf gemeinschaftliche 
Stuben, Einzel- und Nachtzellen. 

[Vgl. §§ 71-87 P.D.] 


§ 56. Nach der ärztlichen Untersuchung befragt der 
Direktor oder Oberinspektor der Anstalt die neuange- 
kommenen Gefangenen, welche in der Anstalt bleiben sollen, 
über ihre frühere Kriminalität, Beschäftigungsweise u. s. w., 
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füllt dabei die entsprechenden Rubriken auf den Akten¬ 
deckeln aus und vertheilt die Gefangenen, wie unten an¬ 
gegeben, auf gemeinschaftliehe Stuben, Einzel- und Nacht¬ 
zellen. Jedem weist er eine seinen Kräften und Fähig¬ 
keiten entsprechende Arbeit zu, einigen auch (§ 99) Be¬ 
schäftigung in der Schule. Kann der Gefangene nicht lesen, 
so macht ihn der Direktor oder Oberinspektor mit den 
hauptsächlichsten Vorschriften über die Haltung der Ge¬ 
fangenen bekannt; kann der Gefangene lesen, so genügt 
es, wenn der Direktor oder Oberinspektor ihn auf die Noth- 
wendigkeit hinweisen, sich mit den obengenannten Vor¬ 
schriften bekannt zu machen, welche in allen Zellen, ge¬ 
meinschaftlichen Schlafstuben und der Annahmestube auf¬ 
gehängt sein müssen. Darauf erhält jeder in der Anstalt 
bleibende Gefangene ein Täfelchen nach vorgeschriebenem 
Muster. [Vgl. § 101 P. D.] 

Einzelhaft. 

§ 57. In Einzelzellen sind unterzubringen 

a) vor allem Untersuchungsgefangene über 17 Jahre, 
welche auf Verlangen der Gerichts-, Unter- 
suchungs- oder Gendarmeriebehörden so lange 
in derartiger Haft zu halten sind, bis sie nach 
Beendigung des Untersuchungs- oder des polizei¬ 
lichen Ermittelungsverfahrens unter Aufsicht des 
Staatsanwalts gestellt werden; sodann, wenn 
noch Zellen frei sind, 

b) aus der Zahl der zu Gefängniss Verurtheilten 
oder derer, bei welchen die Gefängnissstrafe 
an Stelle der Zuchthausstrafe getreten ist r j 
(nach Art. 77 Satz 3 Strafgesetzbuchs) vorzugs¬ 
weise Gefangene im Alter zwischen 17 und 25 
Jahren, welche zum ersten Mal verurtheilt sind 
und ganz kurze Strafen absitzen (sowie solche, 
die sich durch fortgesetzte schlechte Führung 
auszeichnen und dadurch einen schädlichen Ein¬ 
fluss auf die anderen Gefangenen ausüben). 

§ 58. Die Einzelzellen sollen alle besetzt sein. Es 
können deshalb Gefangene, welche den Anfang ihrer Strafe 
in gemeinschaftlichen Stuben verbüsst haben, später in 

*) [Frauen, Altersschwache, Gebrechliche und andere Personen, 
welche die schwere Arbeit in den Zuchthäusern nicht aushalten.] 
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freiwerdende Einzelzellen übergeführt werden. Nach Ver¬ 
lauf von anderthalb Jahren Einzelhaft müssen jedoch; alle 
Strafgefangene, auch wenn sie selbst um Fortsetzung der 
Einzelhaft bitten, in gemeinschaftliche Stuben übergeführt 
werden. Untersuchungsgefangene, welche nach Schluss 
der Voruntersuchung 1 ) den Wunsch aussprechen, in Einzel¬ 
haft zu bleiben, können gegen ihren Willen nur bei 
Mangel an Einzelzellen in gemeinschaftliche Stuben über¬ 
geführt werden. Politische Gefangene, welche nach 
Schluss der Voruntersuchung 1 ) Ueberführung in gemein¬ 
schaftliche Haft verlangen, sind mit Wissen der Staats¬ 
anwaltschaft in einer gemeinschaftlichen Stube zusammen 
mit Gefangenen derselben Kategorien unterzubringen. 

§ 59. Gefangene dürfen nicht in Einzelhaft gehalten 
werden, wenn nach Auskunft des Anstaltsarztes und nach 
Ermessen der Anstaltsverwaltung (§ 27 b) dadurch ihre 
körperliche oder geistige Gesundheit bedroht wird. Die 
Einzelhaft besteht darin, dass der Gefangene sich Tag 
und Nacht in einer verschlossenen Zelle befindet und ihm 
die Möglichkeit benommen ist, m}t anderen Gefangenen 
mündlich, schriftlich oder durch Zeichen zu verkehren. 
Der Gefangene darf nur zum Spaziergang und Empfang 
von Verwandten, zur Theilnahme am Gottesdienst und 
Vorführung im Bureau oder Lazareth aus seiner Zelle 
herausgelassen werden. Auch hierbei müssen Massregeln 
ergriffen werden, um die Möglichkeit einer Verständigung 
mit anderen Gefangenen oder sonstigen Personen, die 
Zutritt zur Anstalt haben, auszuschliessen. Die Angestellten 
sollen die Strafgefangenen möglichst oft in den Zellen 
besuchen und sich bemühen ihre Persönlichkeit von allen 
Seiten kennen zu lernen, sich über ihre Umgebung in der 
Freiheit und über die Umstände, welche sie zum Verbrechen 
gebracht haben, zu unterrichten, sowie sich ferner 
bemühen, die Gefangenen auf jede mögliche Weise zu 
ermuntern und gute Vorsätze in ihnen wachzurufen. Der 
Direktor oder Oberinspektor, die Inspektoren, der Geist¬ 
liche, der Lehrer und die Vorleser müssen bei ihren regel¬ 
mässigen Rundgängen alle Strafgefangenen mindestens 
einmal im Monat besuchen. In Anstalten mit einer grossen 


*) [wörtlich: „welche unter die Aufsicht des Staatsanwalts ge¬ 
stellt sind“. Nach Schluss der Voruntersuchung und vor Eröffnung 
des Hauptverfahrens ist der Staatsanwalt alleiniges Strafverfolg¬ 
ungsorgan.] 
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Zahl von Einzelzellen vermerken alle obenaufgezählten 
Beamten zur Unterstützung ihres eigenen Gedächtnisses 
und zur Kontrolle in einem besonderen Heft die Tage, an 
denen sie die einzelnen Zellen besucht haben. 

Die weiblichen Strafgefangenen, die sich in Einzelhaft 
befinden, werden ausser von der Inspektrice, der Lehrerin, 
den Vorleserinnen und Aufseherinnen^ auch vom Direktor 
oder Oberinspektor und dem Geistlichen, sowie im Noth- 
falle auch von den Inspektoren und dem Arzt besucht. 
Beim Besuch von Männern in den Weiberzellen bleibt die 
Thür zum Korridor offen. Im Korridor soll sich während 
dieser Zeit die diensthabende Aufseherin befinden. 

§ 60. Die in Einzelhaft befindlichen Untersuchungs¬ 
und namentlich die politischen Gefangenen soll die Ge- 
fängnissverwaltung bei den oben beschriebenen Besuchen 
unter keinen Umständen nach den Ursachen fragen, die 
sie ins Gefängniss gebracht haben. 

§ 61. Die Einzelzellen müssen mindestens einen Raum¬ 
inhalt von 2 1 / i Kub. Saschen [21 s / 4 cbm] und ein Fenster 
von 2 Quadr. Arschinen [1 qm] mit einer Klappe von 
1 Quadr. Arschine ['/ 2 qm] haben. Zellen mit geringerem, 
aber mindestens 1% Kub. Saschen [167s cbm] Rauminhalt 
und einem Fenster von 1 Quadr. Arschine [7* qm], welches 
mit Klappe versehen ist, dürfen nur für eine kurze Haft¬ 
dauer von höchstens 6 Wochen verwendet werden. Auf 
jeder Zellenthüre ist die Nummer der Zelle und auf der 
Thür einer der Zellen von gleicher Grösse auch der Raum¬ 
inhalt in Kub. Saschen mit Oelfarbe anzugeben. 


Nächtliche Trennung. 

§ 62. In den Nachtzellen der Zuchthäuser werden 
untergebracht: 

a) alle Personen, die gesetzlich von körperlichen 
Züchtigungen ausgenommen sind, und 

b) möglichst solche Gefangenen, die der Päderastie 
oder unzüchtiger Handlungen mit anderen Ge¬ 
fangenen verdächtig, oder bei Trunkenheit, 
nächtlichem Hazardspiel oder im Besitz von 
Karten oder anderen Spielgegenständen abgefasst 
sind. 

Aus der Zahl der Nachts in besonderen Zellen zu 
haltenden Personen, sollen die von körperlichen Züch- 
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tigungen Ausgenommenen auch am Tage von den anderen 
Gefangenen getrennt gehalten werden. 

Die Nachtzellen müssen für jeden Gefangenen min¬ 
destens D/g Kub. Saschen (l0®/ 4 cbm) Luft haben und von 
Fenstern erhellt sein, die mit Klappen versehen sind. 

GemeinschaftlicheHaft. 

§ 63. In den gemeinschaftlichen Stuben werden die 
Gefangenen unter Beobachtung der Vorschriften der Art. 
172, 174—176, 178 und 182 d. Verord. ü. Inhaft, unter¬ 
gebracht. Dabei sind die Transportgefangenen so unter¬ 
zubringen, dass sie möglichst wenig mit den eingesessenen 
in Berührung kommen. Minderjährige Gefangene unter 
17 Jahren werden in einer besonderen Abtheilung derartig 
untergebracht, dass kein Verkehr zwischen ihnen und den 
erwachsenen Gefangenen möglich ist. In dieser Abtheilung 
können auch Minderjährige über 17 Jahre untergebracht 
werden, sofern sie keinen schlechten Einfluss auf die 
übrigen Gefangenen ausüben; wenn sie volljährig werden, 
verbüssen sie den Rest ihrer Strafe, wenn dieser nicht 
mehr als 1V* Jahre beträgt, möglichst in Einzelzellen, 
damit ihr Charakter nicht in den gemeinschaftlichen Stuben 
verdorben wird. Gefangene, die zu keiner, auch nicht zu 
leichter Arbeit im Haushalt fähig sind, Altersschwache, 
Gebrechliche, Verstümmelte und chronisch Kranke, können, 
falls ihre Zahl in der Anstalt beträchtlich ist, in eine 
besondere Invalidenstube gebracht werden, die unter der 
unmittelbaren Aufsicht des Arztes und des Krankenwärters 
steht. Wo. es die Anstaltsräumlichkeiten erlauben, ist es 
zweckmässig, diejenigen Gefangenen in eine besondere 
Stube zu bringen, welche zum ersten Male verurtheilt 
sind oder zwar im Rückfalle, aber für Handlungen, die 
keine ehrlose Gesinnung darthun, so lange ihre Führung 
in der Anstalt vorwurfsfrei ist. In den Zucht- und Zwangs¬ 
arbeitshäusern sollen auch möglichst diejenigen in einer 
besonderen Stube untergebracht werden, welche in die 
Klasse der Gebesserten versetzt sind. 

§ 64. Die in gemeinschaftlicher Haft gehaltenen Ge¬ 
fangenen sollen täglich aus den Schlafräumen in die Werk¬ 
stätten oder zu auswärtigen Arbeiten geführt werden, 
damit in der Zwischenzeit die Luft in den Schlafzimmern 
gründlich erneuert werden kann. Dies geschieht durch 
Oeffnen aller Fenster im Sommer, aller Fenster- und Ofen- 
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klappen im Winter. In den gemeinschaftlichen Schlafräumen 
muss auf jeden Gefangenen, der dort schläft, mindestens 
1 Kub. Sasch. [9 5 / 8 cbm], und in den Werkstätten auf jeden 
Arbeiter mindestens 5 / 6 Kub. Sasch. [8 cbm] Luft kommen. 
Wenn es nothwendig ist, die Gefangenen auch am Tage 
in den Schlafräumen zu halten und arbeiten zu lassen, so 
muss in diesen Räumen, die nur während des Spazier¬ 
ganges der Gefangenen gelüftet werden, auf jeden Ge- 
fangeneh mindestens l ä / 6 Kub. Sasch. [17 3 / 4 cbm] Luft 
kommen. Auf den Thüren aller gemeinschaftlichen Stuben 
müssen mit Oelfarbe angegeben sein: die No. der Stube, 
der Rauminhalt in Kub. Sasch. und die grösste Zahl von 
Gefangenen, mit der die Stube belegt werden kann. So 
lange diese Maximalziffer nicht überschritten ist, sind die 
l'hüren, welche von der Stube auf den Korridor führen, 
verschlossen zu halten. 

Wochenbericht über die Besetzung der Anstalt. 

§ 65. Der Direktor oder Oberinspektor reicht am 
Sonnabend jeder Woche dem Oberinspektor oder dem ent¬ 
sprechenden Beamten persönlich oder durch die Post einen 
Bericht ein über Zu- und Abgang der Gefangenen und die 
Anzahl von freien Plätzen in den Stuben und Zellen jeder 
Abtheilung (für Männer, Frauen, Minderjährige), sowie im 
Lazareth oder Krankenzimmer (Anl. II). Ausserdem über¬ 
sendet der Direktor oder Oberinspektor jährlich, spätestens 
bis zum 3. Januar, ohne jedes Begleitschreiben der General- 
gefängnissverwaltung und dem Gefängnissinspektor oder 
dem entsprechenden Beamten eine statistische Uebersicht 
über die Zahl der Gefangenen. 


Abtheilung 3. 


Bewachung der Gefangenen. 

[Vgl. §§ 109—126 P. D.] 

§ 66. Die Bewachung der Gefangenen muss so 
organisiert sein, dass ein Entfliehen unmöglich ist. Um 
die Anwesenheit aller Gefangenen festzustellen, hält der 
Oberaufseher Morgens und Abends bei der Ablösung der 
Aufseher in Gegenwart des diensthabenden Oberbeamten 
der Anstalt (§ 20) eine Revision ab, indem er die Gefangenen 
stubenweise zählt und namentlich aufruft. 
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Schutzmauer, Pförtner, Aussenposten. 

§ 67. Wenn die Anstalt, in der die Gefangenen unter¬ 
gebracht sind, nicht von allen Seiten mit einer Mauer 
umgeben ist, sondern mit einer Fa$ade unmittelbar auf 
die Strasse oder einen Platz geht, so kann an dieser Seite 
beständig oder nur tagsüber ein Aussenposten aufgestellt 
werden. Dem Aufseher, welcher auf diesem Posten steht, 
können zugleich die Obliegenheiten eines Pförtners über¬ 
tragen werden, wenn sich auf der betreffenden Seite ein 
Eingang in die Anstalt befindet. In den Anstaltshöfen 
dürfen Aussenposten nur vorläufig aufgestellt werden, 
nämlich solange die (Stein- oder Holz-, d. h. Pallisaden-) 
Umfriedung noch nicht die vorschriftsmässige Höhe von 
12 Fuss erreicht hat. An der Innenseite der Mauer sind 
keine niedrigeren Anbauten oder Niederlagen von Holz oder 
Backsteinen zu dulden, über welche die Gefangenen auf 
die Mauer klettern könnten. Ebenso dürfen auf den An¬ 
staltshöfen oder in unverschlossenen Nebengebäuden nicht 
Leitern, Stangen, Bretter u. s. w. umherliegen. [Vergleiche 
§ 113 P. D.] 

§ 68. Anstalten, in denen Gefangene gehalten wer¬ 
den, dürfen nur einen Eingang haben; alle andern Thore, 
Thüren und Pforten sind beständig verschlossen zu halten 
und die, Schlüssel im Bureau unter Verantwortlichkeit des 
Diensthabenden Inspektors aufzubewahren. Am Eingang 
steht am Tage von der Morgen- bis zur Abendrevision 
ein Pförtner. Diesem kann auch je nach den örtlichen 
Verhältnissen der Dienst für das Bureau und die Ueber- 
wachung der Stuben, Zellen und anderen bewohnten 
Räumen übertragen werden, welche sich im Erdgeschoss 
der Anstalt befinden. Der Eingang zum Gefängniss ist 
stets verschlossen zu halten, der Schlüssel befindet sich 
am Tage in der Hand des Pförtners, (Nachts bei einem 
der Nachtaufseher). Der Pförtner braucht nicht unaus¬ 
gesetzt am Eingang zu sein. Er öffnet die Thür oder 
Pforte im Thore nur auf Klingeln, nachdem er sich zuvor 
durch das Fensterchen, welches in die Thür eingelassen 
ist, davon überzeugt hat, dass der Klingelnde freien Zu¬ 
tritt zur Anstalt hat; andernfalls meldet er dem dienst¬ 
habenden Oberbeamten oder dem Oberaufseher. Beim 
Einlassen von Gefangenen in die Anstalt, die von Aussen- 
arbeiten, von Gerichtsverhandlungen und dergl. heim¬ 
kehren, sowie beim Ein- und Auslass von Fuhrwerk, muss 
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der Pförtner Gefangene wie Fuhrwerk sorgfältig unter¬ 
suchen. Mit abgenommenen Sachen wird verfahren, wie 
in § 53 angegeben ist. Die Aufseher und fremde, auf 
freiem Fusse befindliche Personen dürfen beim Betreten 
der Anstalt nur untersucht werden, wenn begründeter 
Verdacht besteht, dass sie verbotene Sachen in die An¬ 
stalt bringen. [Vgl, §§ 114—116 P. D.] 

Innenposten. 

§ 69. Die Zahl der inneren Aufseher-Tagesposten 
muss der Lage der inneren Räumlichkeiten der Anstalt 
entsprechen. Auf einen postenstehenden Aufseher sollen 
für gewöhnlich nicht über 60 und nicht unter 20 Gefangene 
kommen. Die postenstehenden Aufseher müssen genau 
wissen, wieviel Gefangene ihrer Aufsicht anvertraut sind 
und wo sich jeder einzelne von ihnen im gegebenen 
Augenblick befindet. Die Gefangenen sollen sie zur 
genauen Befolgung der Hausordnung, zu eifriger Arbeit 
und sorgsamen Umgang mit den Arbeitsmaterialien und 
Werkzeugen zwingen. Sie sind allgemein verantwortlich 
für Ruhe und Ordnung, gute Luft, Reinlichkeit der Leute 
und der Stuben, ordnungsmässigen Zustand der Thüren, 
Gitter, Schlösser, Riegel, Oefen, Ventilatoren, der ver¬ 
schiedenen Leitungsanlagen und des gesammten Inventars 
der ihnen an vertrauten Abtheilungen. Die Aufseher sind 
mit den Schlüsseln der inneren Thüren zu versehen, die 
in ihre Abtheilungen, Stuben und Zellen führen. Diese 
Schlüssel trägt der Aufseher stets bei sich, unter keinen 
Umständen lässt er sie irgendwo liegen oder im Schlüssel¬ 
loch stecken; die Zellen öffnet er der Reihe hach, sodass 
gleichzeitig stets nur eine Zelle in der Abtheilung geöffnet 
ist. Der Direktor oder Oberinspektor, der diensthabende 
Inspektor und der Oberaufseher sollen ein Bund Schlüssel 
haben, mit denen sie alle inneren Thüren öffnen können. 
Diese Schlüsselbunde dürfen die genannten Personen unter 
keinen Umständen, wenn auch auf noch so kurze Zeit, in 
fremde Hände geben. 

§ 70. Mindestens einmal wöchentlich müssen in allen 
Räumen, in welchen sich die Gefangenen aufhalten, vor¬ 
zugsweise zu einer Zeit, in der keine Gefangenen darin 
sind, die Aufseher-Innenposten unter Leitung des Oberaüf- 
sehers die Gitter, Schlösser, Riegel, Fussböden, Thüren, 
Fensterrahmen, Fensterbretter, Oefen, Ventilatoren u. s. w. 
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sorgfältig nachsehen, um sich von ihrer Unversehrtheit 
und Vorschriftsmässigkeit zu überzeugen, desgleichen die 
Betten, Kopfkissen, Decken, Bündel, Theekannen und den 
sonstigen Hausrath der Gefangenen, um sich zu ver¬ 
gewissern, dass darin nicht Feilen, Sägen und andere 
Brechwerkzeuge oder überhaupt verbotene Gegenstände 
versteckt sind. Von Zeit zu Zeit sind die Gefangenen 
bei ihrer Rückkehr aus den .Werkstätten in die Schlaf¬ 
räume zu durchsuchen, damit sie nicht aus den Werk¬ 
stätten in die Schlafräume Werkzeuge mitnehmen, die zum. 
Erbrechen dienen könnten. Wenn die Gefangenen in den 
Zellen oder gemeinschaftlichen Schlafstuben mit Arbeiten 
beschäftigt werden, so müssen alle vorhandenen Metall¬ 
werkzeuge bei der Abendrevision von den Gefangenen 
auf den Korridor gebracht und dort geordnet in Wand¬ 
leisten gesteckt werden, sodass man sie leicht durchzählen 
kann. ]Vgl. §§ 109—112 P. D.] 

Bewachung bei den Aussenarbeiten. 

§ 71. Bei der Begleitung der Gefangenen zu Aussen¬ 
arbeiten sollen auf jeden Aufseher (oder Konvoisoldaten) 
nicht unter 10 und nicht über 20 Gefangene kommen. 
Die letzteren sind während der Arbeit möglichst zusammen 
zu halten, sodass der Aufseher sie stets unter Augen 
hat und bei etwaigen Fluchtversuchen von seiner Waffe 
rechtzeitig Gebrauch machen kann. Einzelne Gefangene 
oder Abtheilungen unter 10 Mann auszuschicken ist im 
Hinblick auf den geringen Arbeitsverdienst und die somit 
nutzlosen Ausgaben für Bewachung nur in Ausnahme¬ 
fällen zulässig. 

Nachtronde. 

§ 72. Im Interesse einer besseren Bewachung der 
Gefangenen während der Nacht sollen alle gemeinschaft¬ 
lichen Schlafräume in einem Gebäude, wenn möglich, sogar 
in einem Stockwerk konzentrirt werden; unter keinen 
Umständen darf angeordnet werden, dass einzelne Ge¬ 
fangene in Werkstätten, Küchen, Backstuben oder sonstigen 
Räumlichkeiten übernachten, die an verschiedenen Ecken 
des Gebäudes oder gar in verschiedenen Gebäuden zer¬ 
streut liegen. 

Die Zahl der Nachtaufselier soll nicht unter 2 und 
nicht über 4 betragen; nur bei einer grossen Anzahl von 
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Anstaltsgebäuden, die sich über eine weite Fläche er¬ 
strecken, darf die Zahl dieser Aufseher mehr als 4 betragen. 
Dabei darf nicht ausser Acht gelassen werden, dass es in 
Wahrheit bei der Verhinderung von Fluchtversuchen der 
Gefangenen nicht auf die Zahl der Wachen, sondern auf 
deren Wachsamkeit ankommt. Während des Nachtdienstes 
zu schlafen, ist den Aufsehern verboten. Es darf aber 
die eine Hälfte der Aufseher in der Aufseherstube sitzend 
ausruhen, während die andere Hälfte in der einen oder 
anderen Reihenfolge (die nach den örtlichen Verhältnissen 
vom Direktor oder Oberinspektor festgesetzt wird) alle 
Korridore, an denen Gefangenenschlafräume liegen, und 
alle Höfe, auf welche Fenster von Schlafräumen hinaus¬ 
gehen, abpatroüilliren. Zur Kontrolle der Nachtpatrouillen 
können in den grösseren Gefangenanstalten Kontrolluhren 
und in den übrigen Postenbücher beschafft werden. 
Nötigenfalls dürfen die Nachtaufseher eine Einzelzelle 
betreten, aber nur zu zweit. Unter keinen Umständen 
sind die Nachtaufseher berechtigt, die gemeinschaftlichen 
Schlafräume zu öffnen, falls dort Unruhen entstehen, ohne 
zuvor den diensthabenden Oberbeamten der Anstalt oder 
den Oberaufseher herbeigerufen zu haben. Der Nacht¬ 
aufseher, der die Schlüssel zum Eingang hat, darf nur den 
Direktor oder Oberinspektor, den diensthabenden Inspektor, 
den Oberaufseher und die Personen ihrer Begleitung ein¬ 
lassen. Gefangene und Fuhrwerke dürfen Nachts nur auf 
Verfügung und in Gegenwart des Direktors oder des Ober¬ 
inspektors, des diensthabenden Inspektors oder des Ober¬ 
aufsehers ein- und ausgelassen werden. Wenn Anstalts¬ 
angestellte innerhalb der Schutzmauer wohnen, so bestimmt 
der Direktor oder Oberinspektor, unter welchen Beding¬ 
ungen sie Nachts ein und auszulassen sind. [Vgl. § 117 P.D.] 

Anmerkung. Die Gefangenenaufseherinnen haben als Tages¬ 
und Nachtposten im Innern dieselben Pflichten wie die Aufseher. 
Wenn in der Anstalt nicht mehr als zwei Aufseherinnen sind, so liegt 
auch die Bewachung der Weiberabtheilung den Nachtaufsehern ob. 
Doch dürfen sie Einzelzellen der Weiberabtheilung nur in Begleitung 
des diensthabenden Oberbeamten der Anstalt betreten. 


Ausrüstung der Aufseher mit Waffen, 
Pfeifen u. s. w. 


§ 73. Der Oberaufseher muss mit einem Säbel und 
einem mit scharfen Patronen geladenen Revolver be- 
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waffnet sein, die Unteraufseher mit dem gleichen Revolver 
und ausserdem auf Aussenposten und bei der Begleitung von 
Gefangenen zu Aussenarbeiten oder bei Nachtpatrouillen 
im Hofe mit einer Büchse und 12 scharfen Patronen in der 
Patronentasche. Alljährlich sollen die Aufseher im Ge¬ 
brauch der Feuerwaffen von einem Fachmann (z. B. dem 
Kommandeur des Konvoikommandos) ausgebildet werden. 
Alle diensthabenden Aufseher und Aufseherinnen sind mit 
Pfeifen zu versehen, damit sie sich im Nothfall gegenseitig 
zu Hilfe rufen können. Die Nachtaufseher werden zweck¬ 
mässiger Weise mit hellleuchtenden Handlaternen und mit 
Filzpantoffeln oder einem anderen geräuschlosen Schuhzeug 
versehen. Der diensthabende Oberbeamte und der Ober¬ 
aufseher sind verantwortlich dafür, dass alle Aufseher zu 
Beginn ihres Dienstes nüchtern sind, in sauberem Anzug 
und in Uniform erscheinen, sowie mit den vorgeschriebenen 
Waffen, Pfeifen, Laternen und Schleichschuhen versehen 
sind. 


Ausserge wöhn liehe Ereignisse, Feuersbrunst, 
Flucht u. s. w. 


§ 74. Für den Fall von Meuterei, Flucht, Feuers¬ 
brunst und sonstiger aussergewöhnlicher Ereignisse sollen 
nach Möglichkeit Klingeln von dem Hauptbau der Ge¬ 
fangenanstalt nach der Aufseherkaserne und den Dienst¬ 
wohnungen des Direktors oder Oberinspektors und der 
Inspektoren angebracht werden. Aber auch ohne derartige 
Alarmirung haben alle Angestellten der Anstalt in der¬ 
gleichen Fällen auch während ihrer dienstfreien Zeit 
schleunigst in der Gefangen anstalt zu erscheinen. 

§ 75. Zur Verhütung von Feuersgefahr ist zur Zeit 
der Abendrevision in allen Oefen das Feuer auszulöschen 
und die Asche aus den Oefen in gusseiserne Behälter zu 
harken, die mit Deckeln versehen sind. Die Ofenrohre 
sind monatlich zu reinigen. Auf dem Dachboden, nament¬ 
lich in der Nähe der Schornsteine, dürfen keine hölzernen 
oder sonstigen leichtendzündlichen Sachen gehalten werden. 
Der Raum, wo das Petroleum aufgehoben wird und die 
Lampen zurecht gemacht werden, muss in einem Keller 
mit Lehmfussboden und steinerner Ueberwölbung liegen. 
Die Stuben sind Nachts mit Lampen, zu beleuchten. Diese 
werden möglichst vom Korridor aus in Oeffnungen gestellt, 
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die durch die Wand gebrochen und auf der Seite der 
Schlafräume vergittert sind. Unter keinen Umständen 
dürfen die Gefangenen Streichhölzer oder Stahlfeuerzeuge 
in der Stube oder Zelle bei sich haben. Diejenigen Ge¬ 
fangenen, welche während des Spaziergangs rauchen dürfen, 
(§ 81) geben nach Beendigung desselben ihre Streichhölzer 
dem Aufseher zur Aufbewahrung. 

Die Aufseherposten müssen wissen, wo sich die Feuer- 
löschgeräthschaften befinden, und damit umgehen können. 
Bei Ausbruch von Feuer müssen nicht nur Massnahmen 
zur Rettung der Gefangenen, sondern auch zur Flucht¬ 
verhinderung ergriffen werden. 

§ 76. Das gleichzeitige Anlegen von Fuss- und Hand¬ 
fesseln soll als eine äusserst empfindliche Massnahme auf 
die im Gesetz aufgeführten Gefangenen (Abs. 8 Art. I und 
Art. n des Gesetzes vom 23. Mai 1901) nur mit besonderer 
Vorsicht angewandt werden. Bei Krankheiten, welche die 
Anlegung von Fesseln verbieten, müssen die Fesseln den 
Gefangenen auf Veranlassung des Anstaltsarztes unter 
gleichzeitiger Verschärfung der Lazarethaufsicht abge¬ 
nommen werden. 

Ist ein Gefangener entflohen, so hat der Direktor 
oder Oberinspektor unverzüglich Anordnungen zu seiner 
Wiederergreifung zu treffen, nämlich die dienstfreien Auf¬ 
seher zu seiner Verfolgung auszuschicken und gleichzeitig 
den Vorfall mitzutheilen a) der Polizeibehörde des Flucht¬ 
ortes, des Wohnsitzes und des letzten Aufenthaltsortes des 
Entflohenen, b) dem Gefängnissinspektor oder dem ent¬ 
sprechenden Beamten, c) dem Staatsanwalt, der die Aufsicht 
über die Anstalt führt. Unabhängig hiervon stellt der 
Direktor oder Oberinspektor auf Grund der frischen Spuren 
Ermittelungen an, wie die Flucht bewerkstelligt und ob 
sie durch Verfehlungen oder Versehen von Angestellten 
oder durch Unzulänglichkeiten der Räume und Ein¬ 
richtungen der Anstalt begünstigt wurde. Ueber das 
Ergebniss der Ermittelungen meldet der Direktor oder 
Oberinspektor dem Gefängnissinspektor oder dem ent¬ 
sprechenden Beamten unter Angabe der Massnahmen, 
welche nach seiner eigenen Ansicht oder nach der Meinung 
der Konferenz (§ 27 e) zur Verhütung einer Fluchtwieder¬ 
holung zu ergreifen sind. [§§ 118—122, 125 P. D.] 
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Abtheilung 4. 

Haltung der Gefangenen. 

Wohnräume und deren Einrichtung. 

§ 77. Die Gefangenen sollen in sauberen, trockenen, 
gut gelüfteten und ungezieferfreien Stuben, Zellen und 
Werkstätten untergebracht werdet). Die Fussböden sind 
täglich zu fegen und mindestens zwei Mal wöchentlich 
aufzuwäschen, Wände und Decke sind jedes Jahr zu weissen. 
Im Winter sind die Wohnräume so zu heizen, dass die 
Temperatur auf 12—14° R bleibt. Die gemeinschaftlichen 
Schlafräume, Korridore und Treppen sind die ganze Nacht 
über, Werkstätten, Küche, Backstube, Waschhaus nur 
während der Arbeitszeit, die Zellen bis zur Abendrevision 
zu beleuchten. 

Jeder Gefangene soll sein eigenes Bett haben. Ausser¬ 
dem gehören in die Zellen und Stuben Tische, Bänke und 
Schränke oder Wandbretter für die Aufbewahrung der 
Sachen der Gefangenen und des fiskalischen Ess-, Trink- 
und Waschgeschirrs. In den Zellen und den Kammern, 
in welchen die Gefangenen Tag und Nacht sind, sollen 
die Betten zum Hochklappen eingerichtet sein. In Schlaf¬ 
räumen, welche die Gefangenen am Tage verlassen, können 
die Betten zweistöckig sein, namentlich, w'enn die Schlaf¬ 
räume hoch sind und ihr Rauminhalt an Luft anders nicht 
voll ausgenutzt werden kann. Die fortlaufenden Pritschen, 
auf denen die Gefangenen der Reihe nach hingestreckt 
schlafen, werden allmählich vernichtet. Die hölzernen 
Nachtkübel, welche in Abgang kommen, sind durch irdene 
oder blecherne Eimer mit festschliessenden Deckeln zu 
ersetzen. Die Abtrittsgruben sind alle 2 Wochen zu leeren 
und die Eimer täglich sorgfältig auszuspülen. [Vgl. § 129 P. D.] 


Kleidung, Wäsche, Schuhzeug, Baden und 
Haarschneiden. 


§ 78. Die Gefangenen, welche fiskalische Kleidung, 
Wäsche und Fussbekleidung benutzen, erhalten diese vom 
Hausvater oder, wo dieser fehlt, vom Oberaufseher nur 
in sauberem und heilem Zustande. Dabei darf ein Ge¬ 
fangener in die Wäsche, die ein anderer getragen hat, 
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nur eingekleidet werden, wenn die Wäsche in kochendem 
Wasser ausgewaschen ist 

Baumwollene Kleider und Leibwäsche werden wöchent¬ 
lich, Bettwäsche alle 2 Wochen gewechselt. 

Gefangene, welche eigene Wäsche und Kleidung 
tragen (Ai*t. 91 Verord. ü Inhaft.) können nach denselben 
Zeitabschnitten ihre Wäsche und Kleidung zur Wäsche in 
die Gefängnisswaschanstalt schicken und zwar gegen eine 
besondere vom Direktor oder Oberinspektor festzusetzende 
Vergütung, die aber nur dann erhoben wird, wenn sie 
eigenes Geld auf dem Gefängnissbureau in Aufbewahrung 
haben. 

Die unter Anklage stehenden Gefangenen, 1 ) welche 
fiskalische Kleidung, Wäsche und Fussbeldeidung tragen, 
werden zur Gerichtsverhandlung in demselben Anzuge 
geführt, mit dem sie in die Anstalt kamen. Ausserdem 
erhält der Gefangene im Winter, wenn seine eigenen 
Kleider und Schuhe ihn nicht vor der Kälte schützen, 
fiskalischen Halbpelz, Mütze oder Haube, Stiefel oder 
Schuhe. Diese werden dem Angeklagten bei seiner Ab¬ 
lieferung im Gerichtsgebäude von den Begleitmannschaften 
abgenommen und ins Gefängniss zurückgebracht, falls der 
Angeklagte freigesprochen wird, und nicht sogleich zum 
Gefängniss zurückkehren will, um sich die ihm zustehen¬ 
den Gelder auszahlen zu lassen u. s. w. 

Alle zwei Wochen werden die Gefangenen zum 
Baden geführt. Haupt- und Harthaare werden ihnen 
monatlich geschnitten. Dabei ist den Untersuchungs¬ 
gefangenen bis zu ihrer Aburtheilung die Haar- und Bart- 
traöht unverändert zu lassen. Den weiblichen Gefangenen 
dürfen die Haare nur auf Verlangen des Arztes im Interesse 
ihrer Gesundheit geschnitten werden. Bei Zwangsarbeits- 
häuslern kann die eine Kopfhälfte rasiert (oder mit der 
Maschine kurz geschnitten) werden, wenn es der Direktor 
oder Oberinspektor nach den örtlichen Verhältnissen zur 
Verhinderung der Flucht für nothw r endig erachtet und nach 
Ansicht des Anstaltsarztes keine schlimmen Folgen für die 
Gesundheit des Gefangenen zu befürchten sind. Bei Ge¬ 
fangenen, welche am Weichselzopf leiden, darf der Kopf 
ohne Erlaubniss des Arztes unter keinen Umständen rasiert 
werden. [Vgl. §§ 130—133 P. D.) 


') [Untersuchung-sgefangene, gegen die das Hauptverfahren er¬ 
öffnet ist.] . 
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V erpf legung. 


§ 79. Die Gefangenen erhalten zweimal täglich fis¬ 
kalische kost (Mittag- und Abendessen) und ausserdem 
auch zweimal täglich auf Wunsch hei sses Wasser aiis der 
Anstaltsküche zum Aufbrühen ihres eigenen Thees. 

Die Gefangenen kost soll, ohne übermässig von der 
ortsüblichen Volksn^hrung abzuweichen, vorzugsweise aus 
solchen Lebensmitteln hergestellt werden, die sich bei 
geringem Preise durch grosse Nährkraft auszeichnen (z. B. 
Erbsen, Bohnen, Kartoffeln, Hafermehl, Gerstengraupen, 
Hammel- oder Rinderfett, Lungen, Herz, Leber, Knochen, 
Stockfisch, Magermilch und dergl.) oder die im Gemüse¬ 
garten der Anstalt wachsen. (In diesem sollen weniger 
nahrhafte Gemüse wie: Kohl, Gurken, Rettig, Zwieback, 
Knoblauch, Meerrettig nur in geringer Menge gezogen 
werden.) Dennoch ßoll die Gefangenenkost so viel Ab¬ 
wechselung aufweisen, dass dasselbe Gericht nicht öfter 
als 2—3 Mal in der Woche mit ein- bis zweitägiger Un¬ 
terbrechung daran kommt. An Fasttagen soll eine beson¬ 
dere Fastenkost gereicht werden. Kranke und Entkräftete 
erhalten auf Vorschrift des Anstaltsarztes eine besondere 
Kranken- oder eine stärkere Portion. Die nach diesen 
Grundsätzen für jede Gefangenanstalt aufgestellte Ver- 
pflegungstabelle legt der Gefängnissinspektor oder , der 
entsprechende Beamte der Medizinalabtheilung der Pro¬ 
vinzialregierung zur Bestätigung vor. Diese überzeugt 
sich davon, dass die den Gefangenen täglich verabreichte 
Kost im Durchschnitt 118 gr Eiweissstoff auf 56 gr Fett 
und 500 gr Kohlenhydrate enthält Die Verpflegungs¬ 
tabelle soll in der Anstaltsküche aushängen. Rechnung 
über die Verpflegung (s. Anl. X—XIII) führt entweder der 
Haushaltsinspektor oder der Oekonom, wo ein solcher da 
ist, oder unter ihrer Aufsicht der Hausvater. Personen, 
die zur Verbesserung der Gefangenenkost Opfer an Geld 
oder Lebensmitteln bringen, erhalten Quittungen. Diese 
werden aus einem Buche herausgerissen, indem'vermerkt 
wird, wann und wozu die Gaben verwendet sind. 

§ 80. Gefangene, welche es vorziehen, Verpflegungs¬ 
gelder zu beziehen (Art. 210--216 Verord. ü. Inhaft.) anstatt 
an der fiskalischen Kost aus dem allgemeinen Kessel theil- 
zunehmen, müssen selbst dafür sorgen, dass ihnen die 
Nahrung täglich in das Gefängniss gebracht wird. Wenn 
sie selbst .Niemand' haben, der ihnen Kost liefert, so 
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bestimmt der Direktor oder Oberinspektor einen Privatkpcli, 
der verpflichtet wird, das Essen gegen eine Taxe, die der 
Direktor oder Oberinspektor festsetzt, in das Gefängniss 
zu liefern. Den Köchen, die in der Anstaltsküche mit der 
Zubereitung der Gefangenenkost beschäftigt sind, ist ver¬ 
böten, besondere Kost auf Privatbestellung von Gefangenen 
zu kochen. Juden, Mohamedaner und Sektirer, die in 
gemeinsamer Haft gehalten werden, können auf Anordnung 
des Direktors oder Oberinspektors Lebensmittel in rohem 
Zustande erhalten und aus ihrer Mitte Köche wählen, 
welche die Speisen nach ihren Religionsvorschriften in 
eigenem Geschirr, aber in der allgemeinen Anstaltsküche, 
zubereiten. [Vgl. §§ 134, 135 P. D.] 


Anweisungen. 


§ 81. Die Gefangenen sind jeden Sonnabend und die 
Zwangsansiedler und Zwangsarbeitshäusler auch noch am 
Tage vor der Absendung ihres Trupps, berechtigt für die 
Hälfte des von ihnen verdienten Geldes und, wenn sie 
nicht an allen Werktagen mit bezahlter Arbeit beschäftigt 
werden, für Rechnung ihres eigenen im Bureau liegenden 
Geldes Anweisungen zu fordern auf: Semmeln, Kringeln, 
gesalzenen und getrockneten Fisch, sowie Theekannen, 
Krüge, Gabeln, Seife, Kämme, Papier, Briefumschläge, 
Federn, Bleistifte, Post- und Stempelmarken u. s. w. Auf 
Anordnung des Arztes können den Gefangenen auch andere 
als die obengenannten Esswaaren (ausser Branntwein) 
verschrieben werden, wenn dies zur Erhaltung ihrer 
Gesundheit nöthig ist. 


Polizei- und Untersuchungsgefangene, sowie zahlungs¬ 
unfähige Schuldner können sich ausserdem Cigaretten, 
Tabak, Cigarettenpapier und Streichhölzer anweisen lassen. 

Die von den Gefangenen verlangten Ess- und sonstigen 
Waaren sind von demjenigen Händler zu beziehen, der sie 
für den verhältnissmässig billigsten Preis in die Gefangen¬ 
anstalt liefert. Es ist nicht erlaubt, von dem Händler eine 
besondere Bezahlung für das Monopol oder für die Ge¬ 
währung eines Ladenraums in der Anstalt zu fordern, ln 
den Stuben und Zellen muss ein Preisverzeichniss der 
Waaren hängen, die sich die Gefangenen anweisen lassen 
können. [Vgl. §§ 136—138 P. P.J 
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Heilung und Beerdigung. 

§ 82. In jeder Gefangenanstalt wird ein Lazareth 
oder Krankenzimmer eingerichtet, wohin auf Anordnung 
des Anstaltsarztes die Gefangenen gebracht werden, die 
so ■ ernstlich erkrankt sifld, dass sie von den Arbeiten 
befreit werden müssen. In dem Krankenzimmer und den 
allgemeinen Lazarethsälen müssen auf jeden Kranken 
mindestens 2 1 /, Kub. Saschen [24 y s cbm] und in den 
Isolationszellen mindestens 3 Kub. Saschen [29 cbm] Luft 
kommen. Beim Lazaretji soll ein Zimmer für den Arzt 
und die Apotheke, eine Badestube und ein Raum mit einem 
Desinfektionsapparat seih. [Vgl. §§ 150, 151 P. D.] 

§ 83. In den Krankenzimmern und Lazarethen muss 
nur die Trennnng von Männern und Weibern, sowie von 
Erwachsenen und Minderjährigen unter 17 Jahren streng 
durchgeführt werden. Die nach §§ 59, 62 und 63 dieser 
Dienst-Ordnung vorgeschriebene Vortheilung in gemein¬ 
schaftliche, Nacht- und Einzelzellen wird bezüglich der 
Lazarethe nur dann durchgeführt, wenn das Lazareth aus 
vielen einzelnen Sälen und Isolationszellen besteht. Die 
in Einzelhaft Befindlichen werden vorzugsweise in ihren 
Zellen behandelt, sofern ihre Krankheit nicht fremde 
Pflege erfordert. 

§ 84. Ein Gefangener, der an einer ansteckenden 
Krankheit erkrankt, wird von den übrigen getrennt. 
Gleichzeitig sind auf Verlangen des Anstaltsarztes Mass¬ 
nahmen zur • Desinfektion des verseuchten Raumes, der 
Wäsche u. dergl. zu ergreifen. In Sälen mit schwind¬ 
süchtigen Gefangenen sind mit Wasser gefüllte Spucknäpfe 
aufzustellen. Ausserdem ist den Kranken streng zu ver¬ 
bieten auf den Boden zu spucken. Wenn eine stark¬ 
ansteckende Krankheit in der Anstalt epidemischen 
Charakter anzunehmen droht, so muss der Direktor oder 
Oberinspektor dies unverzüglich telegraphisch dem Ge- 
fängnissinspektor oder dem entsprechenden Beamten 
melden. [Vgl. § 152 P. D.] 

§ 85. Gefangenen, welche unter dem Untersuchungs¬ 
richter oder der Provinzialgendarmerie 1 ) stehen, können 
sich mit Erlaübniss dieser Behörden, die übrigen mit Wissen 
des Direktors oder Oberinspektors auf eigene Rechnung 

*) [d. h. Untersuchungsgefangene, welche sich im Stadium der 
Voruntersuchung oder des polizeilichen Ermittelungsverfahrens be¬ 
finden], 
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von einem fremden Arzt behandeln lassen, dessen Vor¬ 
schriften jedoch nur, soweit sie sich mit der Hausordnung 
vertragen, ausgeführt werden. [Vgl. § 154 P. D.] 

§ 86. Wenn , der Anstaltsarzt an einem Gefangenen 
Zeichen von Geisteskrankheit feststellt, so meldet der 
Direktor oder Oberinspektor dies zur weiteren Entscheidung 
dem Untersuchungsrichter oder der Provinzialgendarmerie, 
wenn über dem Gefangenen noch die Voruntersuchung oder 
das Gendarmerieermittelungsverfahren schwebt (Art. 353 
u. Anm. Strafprozessordnung), oder dem Ersten Staats¬ 
anwalt am Landgericht des Bezirks, wenn Ermittelungs¬ 
verfahren und Voruntersuchung bereits beendet sind 
(Art. 355 1 St.-P.-O.), oder endlich dem Ersten Staats¬ 
anwalt, welcher die Vollstreckung des Urtheils verfügt hat, 
wenn es sich um einen Strafgefangenen handelt (Art. 955 
St.-P.-O. und Entscheidung des 1. Departements des Senats 1 ) 
vom 8. Mai 1887 im Falle Mowschi Witkind). Vor Ein¬ 
treffen der betreffenden Verfügungen von den genannten 
Stellen darf der Direktor oder Oberinspektor den Gefangenen 
nur dann in eine psychatrische Klinik schaffen, wenn es 
bei einem Tobsüchtigen gefährlich wird, ihn in der Anstalt 
zu lassen. [Vgl. § 155 P. D.] 

§ 87. Wenn nach Ansicht des Anstaltsarztes, ein chro¬ 
nisch kranker Gefangener, der eine Zuchthaus- oder Ge- 
fängnissstrafe verbüsst, unter den Verhältnissen der Straf¬ 
haft nicht nur niemals gesunden, sondern in mehr oder 
weniger kurzer Zeit sterben würde, seine Entlassung aus 
der Haft aber jedenfalls sein Leben, wenn nicht retten, so 
doch verlängern würde, so meldet dies der Direktor oder 
Oberinspektor dem Gefängnissinspektor oder dem ent¬ 
sprechenden Beamten. Diesem steht es frei, im Wege der 
Kaiserlichen Gnade für den Gefangenen Strafaufschub bis 
zu seiner Gesundung nachzusuchen. Von einem solchen 
Gesuch ist jedoch abzusehen, wenn der Kranke weder 
Mittel zu seinem Unterhalt noch Verwandte hat, die zu 
seiner Pflege bereit sind. [Vgl. § 153 P. D.] 

Wird aber die Krankheit unmittelbar lebensgefährlich, 
so wird ein Geistlicher seiner Konfession in die Anstalt 
gerufen, um ihm das letzte Abendmahl zu reichen. Wenn 
der Gefangene dem Untersuchungsrichter oder der Provin¬ 
zialgendarmerie untersteht, so erhalten auch diese Behörden 

■*) [der oberste Gerichtshof in St.-Petersburg]. 
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Nachricht. Andersgläubige 1 ) Gefangene, welche vor dem 
Tode stehen, können bis zu ihrer Entlassung aus der Haft 
den Glauben wechseln. 

§ 88. Wenn ein Gefangener in der Anstalt stirbt, 
muss der Anstaltsarzt den Tod und die Ursache davon fest¬ 
stellen. Nachricht vom Tode des Gefangenen erhalten: 
die Polizei zwecks Benachrichtigung der nächsten Ver¬ 
wandten (Ehefrau, Kinder und Eltern) und der Gemeinde 
des Verstorbenen; der Untersuchungsrichter oder die Pro¬ 
vinzialgendarmerie, wenn über den Verstorbenen die Vor¬ 
untersuchung oder das Gendarmerieermittelungsverfahren 
schwebte oder der zuständige Erste Staatsanwalt (s. § 86), 
wenn die Voruntersuchung und das Ermittelungsverfahren 
beendet waren und der Verstorbene vor dem Spruchgericht 
stand oder seine Strafe verbüsste. Falls der Verstorbene 
Geld, Werthsachen oder Urkunden hinterlassen hat, so 
macht der Direktor oder Oberinspektor dem Landgerichts¬ 
mitglied des Kreises oder dem Friedensrichter Mittheilung 
davon. 

Auf Verlangen der Verwandten des Verstorbenen 
muss ihnen sein Leichnam zum Begräbniss auf eigene 
Kosten überlassen werden. Wenn ein solches Verlangen 
nicht gestellt wird und dem Verstorbenen nicht zu seiner 
Beruhigung versprochen worden ist, seinen Leichnam nicht 
zu obduziren, so soll der Leichnam übersandt werden: 
In St. Petersburg dem Medizinischen Institut für Frauen; 
in Universitätsstädten: dem anatomischen Institut der 
Universität. In den übrigen Städten wird der Todte auf 
Anordnung des Direktors oder Oberinspektors nach den 
Gebräuchen seiner Konfession begraben. 

Wenn der Tod des Gefangenen infolge von Selbst¬ 
mord eingetreten ist, so stellt der Direktor oder Ober¬ 
inspektor Ermittlungen darüber an, was den Gefangenen 
zum Selbstmord getrieben hat und unter welchen Um¬ 
ständen er die That vollbracht hat. Der Direktor oder 
Oberinspektor unterbreitet das Ergebniss des Ermittelungs¬ 
verfahrens nebst dem medizinischen Leichenbefund und 
dem Gutachten des Anstaltsarztes dem Staatsanwalt, welcher 
die Aufsicht über die Anstalt führt, zur weiteren Verfügung 
und erstattet dem Gefängnissinspektor oder dem ent¬ 
sprechenden Beamten ausführliche Meldung über den 
Vorfall. [Vgl. §§ 157—160 P. D.] 


') [d. h. nicht griechisch-katholischer Konfession], 
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Abtheilung 5. 

Behandlung der Gefangenen. 

Haftzweck bei Untersuchungs- und Straf¬ 
gefangenen. 

§ 89. Polizei- und Untersuchungsgefangene dürfen, 
da sie vom Gerichte noch keines Verbrechens überführt 
sind, nur denjenigen Unbequemlichkeiten und Beschrän¬ 
kungen unterworfen werden, die durch die Nothwendigkeit 
geboten sind, ihnen die Entziehung von der Verantwortung 
unmöglich zu machen und den rechten Gang der Unter¬ 
suchung zu sichern, sowie die Hausordnung aufrecht zu 
erhalten. 

Bei den Strafgefangenen verfolgt die Freiheits¬ 
entziehung, die ihnen die Fortsetzung ihrer verbrecherischen 
Thätigkeit unmöglich macht, nicht nur cfen Zweck der 
Abschreckung, sondern hat auch die Aufgabe, durch Aus¬ 
rottung der schlechten Neigungen und Gewohnheiten, durch 
Anlernen und Vorbereitung zur Arbeit und einem gesetz- 
mässigen Lebenswandel in der Freiheit so viel als möglich 
zu bessern. [Vgl. § 3 P. D.] 


Gefangenenarbeit. [Vgl. § 142—149 P. D.] 

§ 90. Mit Ausnahme der wegen ihres Gesundheits¬ 
zustandes zu keiner Arbeit Fähigen und derjenigen, welche 
Gefängnissstrafen unter einem Monat verbüssen, sind alle 
Strafgefangenen, für welche die Arbeit in der Strafanstalt 
obligatorisch ist (Art. 345 Verord. üb. Inhaft.) sämmtlich 
mit Arbeiten zu beschäftigen, welche einerseits ihren 
Kräften und Fähigkeiten sowie nach Möglichkeit ihrer 
früheren Beschäftigung, ihrem Bildungsgrad und ihrer 
gesellschaftlichen Stellung entsprechen und andererseits 
ihre Kräfte und ihre Aufmerksamkeit während des ganzen 
Arbeitstages in vollem Umfange in Anspruch nehmen. 
(Art. 351 Verord. üb. Inhaft.) Gefangene, welche von der 
obligatorischen Arbeit befreit sind, können nur gezwungen 
werden, Kleider und Schuhe, welche sie tragen, zu reinigen, 
ihr Bett zu machen sowie die Zelle oder Stube, die sie 
bewohnen, in Ordnung zu halten. Aber auch von dieser 
Arbeit sind sie befreit, wenn sie durch Vermittelung des 
Direktors oder Oberinspektors die von diesem auf höchstens 
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10 Kopeken [0,22 Mk.] für den Tag festgesetzte Vergütung 
für einen Stubendiensthabenden bezahlen. 

§ 91. Der Gefängnissinspektor oder der entsprechende 
Beamte setzt auf Vorschlag des Direktors oder Ober¬ 
inspektors die Zahl der Gefangenen fest, welche gegen 
oder ohne Bezahlung zu Arbeiten im Haushalt der Ge¬ 
fangenanstalt beschäftigt werden dürfen, sowie die Höhe 
der Vergütung für Haushalts-, Reparatur- und sonstige 
Arbeiten für Rechnung der Gefängnissverwaltung. 

Zu Neubauten und Reparaturen an alten Anstalts¬ 
gebäuden, zur Herstellung und Ausbesserung des An¬ 
staltsinventars wird die Arbeit der Gefangenen benutzt, 
wenn hierzu auch nur die entfernteste Möglichkeit vor¬ 
handen ist. 

§ 92. Wenn Gefangene für Gutswirthschaften, Gruben, 
Bergwerke, Ziegeleien und andere Fabriken gedungen 
werden, welche so weit vom Gefänguiss entfernt liegen, 
dass die Gefangenen zur Nacht nicht in die Anstalt zurück¬ 
kehren können, so muss der Dienstherr als Schlafraum 
für die Gefangenen einen genügend grossen (§ 64), sauberen 
und trockenen Raum stellen mit Pritschen, Tischen, Bänken, 
Fenstergittern und Thürriegel, sowie eine neben diesem 
Raum liegende besondere Stube für die Aufseher, welche 
die Gefangenen bewachen. Wenn sich der Dienstherr 
nicht zur Lieferung fertiger Kost verpflichtet hat, so muss 
er auch noch eine besondere Küche stellen. Die Aufsicht 
über Gefangene, die bei solchen Arbeiten beschäftigt 
werden, soll nicht Hilfsaufsehern, sondern etatsmässigen 
und völlig zuverlässigen Aufsehern anvertraut werden, 
welche ihrerseits für die betreffende Zeit in der Anstalt 
von Hilfsaufsehern vertreten werden. Ebenso sind die für 
dergleichen Arbeiten bestimmten Gefangenen mit besonderer 
Gewissenhaftigkeit auszuwählen. Unerlässliche Bedingung 
ist dabei, dass sie in der Vorzeit noch nie die Absicht zu 
entfliehen an den Tag gelegt haben und sich überhaupt 
durch gute Führung ausgezeichnet haben. 

§ 93. Im Interesse einer grösseren Entwickelung 
der gewerblichen Arbeiten in den Gefangenanstalten, 
kann der Direktor oder Oberinspektor durch Bekanntmach¬ 
ung in den Ortsblättern den Unternehmern die eine oder 
andere Zahl von Arbeitern zu bestimmten Bedingungen 
anbieten. 

Blätter für Gefängnisskunde. XXXVII. 12 

Digitized by vjOO^IC 



178 


In den Verträgen der Direktoren oder Oberinspektoren 
mit Privatunternehmern bis zur Höchstdauer von einem 
Jahre 1 ) muss angegeben sein: 

a) Die Zahl der Gefangenen (jedoch nicht 
über 50 1 ), welche täglich dem Unternehmer zur 
Verfügung gestellt wird. Dieser bleibt berech¬ 
tigt um die Ersetzung eines zur Arbeit untaug¬ 
lichen Gefangenen durch einen anderen, sowie 
um Zutheilung einer grösseren als der gewöhn¬ 
lichen Zahl von Gefangenen zur Ausführung 
von Eil- oder Extraarbeiten zu bitten. Anderer¬ 
seits kann dem Unternehmer zeitweise eine 
geringere als die ausgemachte Zahl von Ge¬ 
fangenen zur Verfügung gestellt werden, falls 
die Zahl der in »der Anstalt gehaltenen Ge¬ 
fangenen aus irgend einem Grunde zurück¬ 
gegangen ist oder eine beträchtliche Anzahl zu 
nothwendigen Haushalts- und Reparaturarbeiten 
in der Anstalt verwendet werden muss; 

b) die Anstaltsräume, welche dem Unter¬ 
nehmer zur Einrichtung von Werkstätten und 
Niederlagen für Rohmaterialien und fertige 
Fabrikate gestellt werden, sowie die Art der 
Beleuchtung und Heizung dieser Räume 
auf Staatskosten; 

c) die Bestimmung, dass im Falle absichtlicher 
Beschädigung des Materials oder der 
Werkzeuge des Unternehmers seitens eines 
Gefangenen der entstandene Schaden auf An¬ 
ordnung des Direktors oder Oberinspektors der 
Gefangenanstalt zwar aus dem eigenen Ver¬ 
mögen des schuldigen Gefangenen und seinem 
Arbeitsverdienste, aber nicht aus Staatsmitteln 
gedeckt wird; 

d) die Vergütung für die Arbeiten der Ge¬ 
fangenen und die Zahlungsfristen (wöchent¬ 
lich oder binnen einer Woche), zu denen sich 
der Unternehmer verpflichtet. Dabei darf Tage¬ 
lohn nur ausgemacht werden, wenn nach den 
Arbeitsverhältnissen die Leistung nicht genau 

*) Anderenfalls ist die Zustimmung des Gefängnissinspektors 
oder des entsprechenden Barnten erforderlich. 
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nach Zahl, Mass oder Gewicht der Fabrikate 
bestimmt werden kann; 

e) die Kaution (in Mindesthöhe einer periodischen, 
wöchentlichen oder zweiwöchentlichen Zahlung), 
welche der Unternehmer stellt und die Vertrags¬ 
strafe, welche er zahlt, wenn er die Fristen für 
die Lohnzahlungen nicht einhält oder wenn er 
nicht genügend Arbeit für die volle ausgemachte 
Zahl von Gefangenen hat, oder wenn die Arbeit 
deshalb stockt, weil er die nöthigen Arbeits¬ 
materialien, Werkbänke, Geräthe, Werkzeuge 
u. dergl. nicht rechtzeitig, oder nicht in gehöriger 
Güte in die Gefangenanstalt geliefert hat, und 

f) die Bestimmung, dass der Direktor oder Ober¬ 
inspektor der Gefangenanstalt den Vertrag nach 
seinem Gutdünken vor Ablauf der Frist 
auf lösen darf: wenn der Unternehmer picht 
die durch Gesetz oder diese Dienst-Ordnung 
gegebenen Vorschriften über die Anstaltsordnung 
beobachtet oder ohne Einwilligung des Direktors 
oder Oberinspektors seine vertragsmässigen 
Rechte und Pflichten einer anderen Person 
abtritt oder den privaten Meister oder Vor¬ 
arbeiter, den er für die Aufsicht über die 
Arbeiten der Gefangenen und zu ihrer Anleitung 
gedungen hat, nicht binnen 3 Tagen durch einen 
anderen ersetzt, falls der Betreffende auf An¬ 
ordnung des Direktors oder Oberinspektors aus 
der Anstalt entfernt worden ist, und endlich, 
wenn die vom Unternehmer gestellte Kaution 
nicht mehr die von ihm für die Gefangenarbeiten 
zu zahlenden Löhne und die Vertragsstrafen 
deckt. 

Falls der Unternehmer innerhalb der Schutzmauer 
grosse Werkstätten errichtet oder die vorhandenen mit 
werthvollem Inventar ausstattet, so darf ihm mit Erlaubniss 
der Generalgefängnissverwaltung aus dem Arbeitsverdienst¬ 
fonds gegen Verpfändung der Gebäude oder des Inventars 
ein Darlehen gewährt werden, welches in Raten zu 
tilgen ist. 

Die von Unternehmern angenommenen Privatmeister 
und Vorarbeiter müssen nicht nur in ihrem Gewerbe er¬ 
fahren sein, sondern sich auch durch Nüchternheit und 
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vorwurfsfreie Vergangenheit auszeichnen. In der Gefangen¬ 
anstalt tragen sie Uniforunnütze und Säbel und sind in 
Bezug auf die Hausordnung Untergebene des Direktors 
oder Oberinspektors, der Inspektoren, des Oberaufsehers, 
des technischen und der postenstehenden Aufseher. Diesen 
haben sie unverzüglich über Ungehorsam und Trägheit 
der Gefangenen, sowie über Vernichtung von Materialien, 
Beschädigung von Werkzeugen und überhaupt alle Ver- 
stösse gegen die Disziplin seitens der Gefangenen Meldung 
zu machen. Die Meister oder Vorarbeiter verwahren die 
Schlüssel zu den Räumen der Anstalt, welche zu Nieder¬ 
lagen für Materialien und fertige Fabrikate gestellt sind. 
Während der Arbeitszeit kann ihnen auch der Schlüssel zu 
der Werkstatt anvertraut werden. Mit den Gefangenen 
verkehren sie wie in § 45 angegeben, indem sie dieselben 
mit Geduld und Thatkraft in ihrem Handwerk oder Ge¬ 
werbe ausbilden. Für Verletzung der durch Gesetz und 
diese Dienstordnung vorgeschriebenen Anstaltsordnung 
können sie vom Direktor oder Oberinspektor der Gefangen¬ 
anstalt mit Verweis oder Entfernung aus der Gefangen¬ 
anstalt bestraft werden. 

§ 94. Die Dauer des Arbeitstages darf in keinem 
Falle den gesetzlichen Vorschriften zuwider ausgedehnt 
werden. (Art. 351 Verord. ü. Inhaft.) Wenn es die Arbeits¬ 
verhältnisse gestatten, ist jedem mit irgend einer Arbeit 
beschäftigten Gefangenen ein bestimmtes Pensum aufzu¬ 
geben, welches nach den Kräften und Fähigkeiten eines 
Durchschnittsarbeiters zu berechnen ist. Bei Gefangenen, 
die entweder das Handwerk oder Gewerbe erst erlernen 
oder wegen ihres körperlichen oder geistigen Zustandes 
unfähig sind das Pensum zu erledigen, muss dieses ent¬ 
sprechend verringert werden. Wenn es die Arbeitsverhält¬ 
nisse nicht gestatten, jedem Gefangenen ein besonderes 
Pensum zuzuweisen, so kann einer Abtheilung von mehreren 
Arbeitern ein solches Pensum unter gegenseitiger Ver¬ 
antwortlichkeit für die Erledigung zugetheilt werden. Dabei 
wird die Höhe des Antheils an dem gemeinschaftlichen 
Verdienste, der auf jeden fällt, unter Aufsicht und vor¬ 
behaltlich der Bestätigung des Arbeitsinspektors von der 
Abtheilung selbst bestimmt. Die Erledigung des Pensums 
befreit die Gefangenen nicht von der Fortsetzung der 
Arbeit bis zum allgemeinen Arbeitsschluss. Aber für die 
Mehrleistung erhalten die Gefangenen die volle Vergütung 
ohne Abzug für den Fiskus und die Anstalt. Für Nicht-, 


Digitized by 


Google 



1^1 


erledigung des Pensums aus Trägheit, Unachtsamkeit oder 
Böswilligkeit, sowie für nicht zufriedenstellende Arbeits¬ 
leistung sind die Gefangenen disziplinarisch zu bestrafen. 

§ 95. Die Aufträge werden in das Auftragsbuch 
nicht erst nach ihrer Erledigung, sondern schon bei ihrem 
Empfang eingetragen. Zu Anfang jedes Monats werden 
die im verflossenen Monat von den Gefangenen verdienten 
Gelder in die Arbeitsbücher eingetragen. Diese befinden 
sich nicht im Bureau, sondern in den Händen der Gefangenen. 
Bis spätestens zum 3. jedes Monats legt der Direktor oder 
Oberinspektor dem Gefängnissinspektor oder dem ent¬ 
sprechenden Beamten Rechnung- über die für den Fiskus 
verrechneten Arbeitslöhne. 

§ 96. Von dem für die Gefangenanstalt verrechneten 
Antheil an den Gefangenenlöhnen können Remunerationen 
bewilligt werden: dem Arbeitsinspektor und dem technischen 
Aufseher bis zum Betrage eines halbjährlichen Gehalts, 
den übrigen Anstaltsangestellten bis zum Betrage eines 
dreimonatlichen Gehalts. Bei Ausführung von Akkord¬ 
arbeiten durch Gefangene an Staatseisenbahnen und 
sonstigen Anlagen und Bauten für die Militärintendantur 
und andere Staatsbehörden können aus demselben Antheil 
an dem Verdienst der Gefangenen auch den Ingenieuren, 
Intendanten u. s. w. Remunerationen für die technische 
Leitung der Gefangenarbeiten bewilligt werden. 

Anmerkung. Aut der Insel Sachalin erhalten die tech¬ 
nischen Aufseher eine Zulage aus den Ueberschüssen, welche von den 
für Annahme von Aufsehern ausgeworfenen Geldern erspart sind. 


Ruhe: Schlaf und Spaziergang. 


§ 97. Die Gefangenen sollen 7 Stunden Schlaf am 
Tage haben. Gefangene, welche körperliche Arbeit leisten, 
sollen ausserdem eine Stunde nach dem Mittagessen aus¬ 
ruhen. Nachts, zwischen Morgen- und Abendrevision, 
dürfen die Gefangenen auch mit ihrer Einwilligung zu 
keiner Arbeit herangezogen werden. Ausgenommen sind 
unaufschiebbare Haushalts- und Latrinenarbeiten. Gefangene, 
welche nicht im Freien arbeiten, müssen täglich mindestens 
eine halbe Stunde lang spazieren geführt werden, sofern 
sie nicht vom Arzte wegen Krankheit oder schlechten 
Wetters vom Spaziergang entbunden sind. Gleichzeitig 
sollen nicht über 50 Gefangene spazieren geführt werden. 
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Ferner haben die Gefangenen vollkommenes Stillschweigen 
zu beobachten und sich im Gänsemarsch lebhaften Schrittes 
zu bewegen. Der Abstand von einem Gefangenen zum 
anderen beträgt für die in gemeinsamer Haft Gehaltenen 3, 
für die Einzelhäftlinge 5 Schritt. Gebrechliche, Verstümmelte 
und Kranke, die sich nicht schnell bewegen können, sowie 
im Arrest Eingesperrte gehen abseits von den übrigen 
spazieren. Die Insassen der Jugendabtheilung werden 
täglich zwei Mal auf je eine Stunde spazieren geführt und 
dabei gleichzeitig vom Aufseher im Turnen und Exerzieren 
ausgebildet. Die Länge der Spaziergänge von Gefangenen, 
welche sich im Lazareth oder Krankenzimmer in Behand¬ 
lung befinden, wird vom Arzt im Einverständniss mit dem 
Direktor oder Oberinspektor festgesetzt Die Spaziergänge 
dürfen in der Zeit zwischen Morgenrevision und Eintritt 
der Dunkelheit stattfinden. An sehr heissen Tagen sind 
sie jedoch von 11 Uhr Morgens bis 2 Uhr Nachmittags 
auszusetzen. Die in einigen Zellengefängnissen vorhandenen 
Spazierhöfe dienen zur Isolation solcher Gefangener, die 
während des gemeinsamen Spaziergangs das anbefohlene 
Stillschweigen gebrochen haben, oder von solchen, welche 
wegen ein und derselben That in ein Untersuchungs- oder 
in ein Gendarmerie-Ermittelungsverfahren verwickelt sind 
und bis zur Beendigung desselben auf Verlangen der Unter¬ 
suchungs- oder Gendarmeriebehörde streng von einander 
zu trennen sind. [Vgl. § 141 P. D.] 

Den Gefangenen ist nicht erlaubt, sich in ihrer arbeits¬ 
freien Zeit mit Gesang, Musik oder irgend einem Spiel zu 
unterhalten als: Karten, Würfel, Brettsteine u. dergl. Ebenso 
ist Lärmen, Schreien, Pfeifen, lautes Lachen, Zank und 
Streit, Prügeleien, wie überhaupt alle Handlungen verboten, 
durch welche Ruhe und Ordnung gestört wird. 


Sonntagsruhe und Gottesdienst. 


§ 98. An Feiertagen sind die Gefangenen (Art. 352 
Verord. ü. Inhaft.) auch mit ihrer Einwilligung zu keinem 
anderen als nothwendigen Haushaltsarbeiten heranzuziehen. 
Die Theilnahme am Gottesdienst ihrer Konfession ist für 
die Gefangenen obligatorisch. Jährlich einmal, vorzugs¬ 
weise zur Zeit der grossen Fasten, ist den Gefangenen, 
welche den Wunsch äussern zu beichten und zu kommuni- 
ziren, Gelegenheit zu geben, ihr religiöses Bedürfniss zu 
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befriedigen. Sie müssen dabei drei Tage fasten. Die Sonn- 
und Feiertage, an welchem Gottesdienst, Beichte und Kom¬ 
munion für die Gefangenen stattfindet, bestimmt das zu¬ 
ständige christliche Konsistorium auf Ersuchen des Ge- 
fängnissinspektors oder des entsprechenden Beamten. Die 
Einzelhäftlinge stehen in der Kirche nicht näher als einen 
Fuss von einander, ohne siöh die geringste Unterhaltung 
zu erlauben. Die Polizei- und Untersuchungsgefangenen 
können auf Verlangen der Untersuchungs- oder Gendarmerie¬ 
behörde für die Zeit der Untersuchung oder des Ermittel¬ 
ungsverfahrens vom Gottesdienst ausgeschlossen werden, 
wenn in der Anstaltskirche nicht Einrichtungen zu ihrer 
Trennung vorhanden sind. [Vgl. § 145, 161—163 P. D.] 
Wenn in einer Gefangenanstalt die Zahl der anders¬ 
gläubigen Gefangenen so beträchtlich ist, dass der Schul¬ 
raum für ihren Gottesdienst nicht ausreicht, so können 
besondere Betstuben in der Anstalt eingerichtet werden: 
eine gemeinsame für alle anderen christlichen Konfessionen 
mit für jede Konfession getrennten Altären und gottes¬ 
dienstlichen Geräthen, eine andere gemeinsam für Juden, 
Mohamedaner und sonstige Nichtchristen. 


Schule und Leseübungen. 


§ 99. An Sonn- und Feiertagen veranstaltet der An¬ 
staltsgeistliche für die in gemeinsamer Haft Befindlichen 
erbauende Unterhaltungsstunden und der Lehrer allgemein 
bildende Leseübungen. Die Theilnahme daran ist den 
Gefangenen freigestellt. Gefangene, welche nicht die 
Volksschule durchgemacht haben, können, soweit sie unter 
17 Jahren sind, zur Beschäftigung mit den Fächern, die 
in diesen Schulen gelehrt werden, gezwungen werden. 
Soweit sie zwischen 17 und 30 Jahren stehen und min¬ 
destens auf ein halbes Jahr verurtheilt sind, können sie 
auf ihren Wunsch in denselben Fächern, in der Sonntags¬ 
schule unterrichtet werden. Der Schulunterricht der 
Minderjährigen und die Sonntagsschule der Erwachsenen 
soll nicht länger als drei Stunden am Tage dauern. Der 
Stunden- und Lehrplan der Gefängnissschule, sowie der 
allgemein bildenden Leseübungen wird von dem Religions¬ 
lehrer und dem Lehrer für jedes Halbjahr im Voraus auf¬ 
gestellt und nach Berathung in der Anstaltekonferenz dem 
Gefängnissinspektor oder dem entsprechenden Beamten 
zur Kenntnissnahme vorgclegt. 
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Die in Einzelhaft befindlichen Strafgefangenen sitzen 
in der Schule mindestens einen Fuss voneinander, ohne 
das Geringste miteinander zu sprechen. Während der 
allgemeinen Erbauungen sprechen sie zu dem Lehrer 
gewandt.. [Vgl. § 64 P. D.] 

Bibliothek, Bestellung von Büchern und 
Zeitschriften. 

§ 100. Die Anstaltsbibliothek steht unter Aufsicht 
des Lehrers und, wo dieser fehlt, des Geistlichen. 

Jedem Gefangenen, der lesen kann, müssen auf 
Wunsch Evangelium und Psalter verabfolgt werden. In 
der Bibliothek müssen zur Einzelbenutzung für die Ge¬ 
fangenen mindestens vorhanden sein: je ein Exemplar des 
Strafgesetz- und Verordnungs-Buchs, der Strafprozessord¬ 
nung, der Verordnung über die Inhaftirten, der Verordnung 
über die Deportirten, sowie mehrere Exemplare dieser 
Dienstordnung. Von den übrigen Büchern der Anstalts¬ 
bibliothek erhalten die Gefangenen wöchentlich einmal, 
vorzugsweise Sonntags, wenn sie körperlich arbeiten, je 
einen Band, sonst höchstens zwei Bände. Bei der Rück¬ 
gabe in die Bibliothek sind die Bücher sorgfältig nach¬ 
zusehen. Wenn sich Bemerkungen darin finden oder 
Seiten herausgerissen sind, so wird abgesehen von der 
disziplinarischen Bestrafung, dem Schuldigen der Preis 
des Buches abgezogen. Das Buch wird vernichtet, wenn eine 
unschickliche Bemerkung nicht entfernt oder ausgestrichen 
werden kann. Die Gefangenen können auf ihre Kosten 
Bücher und Zeitschriften (monatliche und wöchentliche) 
bestellen, politische Gefangene jedoch nur Bücher, welche 
der die Anstalt beaufsichtigende Staatsanwalt oder die 
zuständige Gendarmeriebehörde erlaubt, sofern der Ge¬ 
fangene, welcher darum nachsucht noch in ein Unter- 
suchungs- oder polizeiliches Ermittellungsverfahren ver¬ 
wickelt ist. Es ist den Gefangenen gestattet bei ihrer 
Entlassung ihre Bücher und Zeitschriften der Anstalts¬ 
bibliothek zu vermachen. [Vgl. § 165 P. D.] 


Annahme von B&suchen und Geschenken. 

§ 101. Die Strafgefangenen dürfen monatlich einmal, 
die übrigen wöchentlich einmal: an den vom Direktor 
oder Oberinspektor bestimmten Tagen (Sonn- oder Wochen¬ 
tagen, Marktagen) und Stunden ihre nächsten Verwandten 
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(Ehefrauen, Kinder, Eltern, Brüder und Schwestern) und 
in besonders wichtigen Fällen auch andere Personen 
empfangen. Wenn der Gefangene noch in ein Unter- 
suchungs- oder polizeiliches Ermittelungsverfahren ver¬ 
wickelt ist, entscheidet über die Besuche der Staatsanwalt, 
welcher die Aufsicht über die Anstalt führt, oder die 
zuständige Gendarmeriebehörde, sonst der Direktor oder 
Oberinspektor. Zu Gefangenen, welche sich im Lazareth 
oder Krankenzimmer der Anstalt befinden, dürfen keine 
Besuche gegen den Widerspruch des Arztes der Anstalt 
zugelassen werden. Die Besucher können den Gefangenen 
wöchentlich Geschenke bringen, und zwar ausser Geld, 
womit nach § 54 verfahren wird, Esswaaren und andere 
Gegenstände, welche die Gefangenen im Laden der Anstalt 
kaufen dürfen, sowie Bücher und Zeitschriften (monatliche 
und wöchentliche). Politischen Gefangenen dürfen Zeit¬ 
schriften aus dem letzten Jahre nicht mitgebracht werden. 
Die Drucksachen sind vor ihrer Einhändigung an den 
Gefangenen dem die Anstalt beaufsichtigenden Staatsanwalt 
oder der zuständigen Gendarmeriebehörde vorzulegen, 
wenn noch ein Untersuchungs- oder polizeiliches Er¬ 
mittelungsverfahren über den Gefangenen im Gange ist. 
Die übrigen mitgebrachten Sachen müssen im Besuchs¬ 
zimmer von dem diensthabenden Aufseher sorgfältig unter¬ 
sucht, die Esswaaren auch zerschnitten werden, wenn 
Verdacht besteht, dass darin Geld, Branntwein, Tabak, 
Feilen, Messer oder andere verbotene Gegenstände, die 
gemäss § 53 konfiszirt werden, versteckt sind. Ein Besuch 
soll für gewöhnlich nicht länger als 15 Minuten dauern. 
Im Besuchszimmer sind die Gefangenen von den Besuchern 
durch zwei parallele Drahtgitter zu trennen. Ausnahms¬ 
weise können auch Besuche in Räumen gestattet werden, 
die nicht mit solchen Gittern versehen sind, aber dann 
nur in Gegenwart eines oberen Gefängnissbeamten oder 
Aufsehers oder, wenn es sich um einen politischen Ge¬ 
fangenen handelt, in Gegenwart eines Gendarmerieoffiziers 
oder Gendarmen. Ausserdem muss die Unterhaltung des 
Gefangenen mit dem Besucher in einer für den Aufsicht¬ 
habenden verständlichen Weise geführt werden. Die 
Unterredung eines vor der Hauptverhandlung stehenden 
Gefangenen mit seinem vom Gericht zugelassenen Ver¬ 
teidiger, sowie die eines zahlungsunfähigen Schuldners 
mit seinem Rechtsanwalt erfolgt zu den vom Direktor oder 
Oberinspektor festgesetzten Stunden unter* vier Augen und, 
wenn nöthig, täglich. [Vgl. § 166 P. D.] 
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Briefwechsel der Gefangenen. 

§ 102. Alle Gesuche von Gefangenen an Gerichts¬ 
behörden und Beamte hat der Direktor oder Oberinspektor 
ohne Verzögerung, bei Analphabeten unter eigenhändiger 
Beglaubigung von Datum und Unterschrift dem Staatsanwalt, 
welcher die Aufsicht über die Anstalt führt, einzusenden. 
Schreibmaterialien zu Gesuchen erhalten die Gefangenen 
unentgeltlich aus dem Anstaltsbureau. Dem Er suchen der 
Gerichtsbehörden und Beamten um Aushändigung von 
Bekanntmachungen, Eröffnungen u. s. w. hat der Direktor 
oder Oberinspektor genau zu entsprechen. Die Briefe, 
welche die Polizei- und Untersuchungs-Gefangenen in 
unbeschränkter Zahl täglich in ihrer Zelle oder Stube 
schreiben und erhalten dürfen, unterliegen der Prüfung 
des die Anstalt beaufsichtigenden Staatsanwalts, (sowie 
der chemischen Untersuchung durch die zuständige Gen¬ 
darmeriebehörde, wenn es sich um politische Gefangene 
handelt). Die Menge des den Gefangenen gegebenen 
Schreibpapiers wird bei der Hingabe und Abnahme kon- 
trollirt. 

Die Privatkorrespondenz der zahlungsunfähigen 
Schuldner unterliegt keiner Durchsicht und überhaupt 
keiner Beschränkung. 

Die Briefe, welche die übrigen Gefangenen absenden 
und erhalten, unterliegen der Durchsicht des Direktors 
oder Oberinspektors. Den letzteren Gefangenen muss 
Sonntags Gelegenheit gegeben werden, in ihrer Zelle oder 
in der Schule wenigstens einen Brief an irgend einen Ver¬ 
wandten, Dienstherrn oder Gönner zu schreiben. Die auf 
den Namen von Transportgefangenen eintreffenden Briefe 
muss der Direktor oder Oberinspektor durchsehn und den 
Adressaten unbedingt bis zur Weitersendung des Trupps 
aushändigen. Die auf den Namen von Strafgefangenen 
während der Woche einlaufenden Briefe händigt der 
Direktor oder Oberinspektor nach Durchsicht am nächsten 
Sonntag den Adressaten ein. Briefe, welche aus irgend 
einem wichtigen Grunde den Gefangenen nicht übergeben 
sind, werden zu ihren Akten genommen und ihnen erst 
bei der Entlassung eingehändigt. Briefe, deren Inhalt auf 
irgend ein Verbrechen deutet, werden dem Staatsanwalt, 
welcher die Aufsicht über die Anstalt führt, zur Verfügung 
gestellt. 

' Der Direktor oder Oberinspektor, sowie der Lehrer 
(§ 23 zu d) dürfen in der Konferenz Nachrichten, die sie 
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aus der Privatkorrespondenz der Gefangenen haben, nur 
insoweit mittheilen, als sie zur Charakterisirung der Per¬ 
sönlichkeit der Gefangenen unentbehrlich sind. 

Geld- und Werthsendungen an die Adresse von Ge¬ 
fangenen werden durch den Gefangenaufseher, welcher zur 
Empfangnahme der dienstlichen Correspondenz ermächtigt 
ist, von der Post gegen Vorlegung einer Vollmacht des 
Adressaten abgeholt, welche vom Direktor oder Ober¬ 
inspektor zu beglaubigen ist. [Vgl. §§ 167, 168 P. D.] 

Disziplinarstrafen. 

§ 103. Als Disziplinarstrafen dürfen den Gefangenen 
auferlegt werden: 

a) Die Kostschmälerung. Dabei wird den Gefangenen 
entweder das heisse Theewasser oder eines der 
Mittagsgerichte oder das Abendessen entzogen 
oder sie werden auf Wasser und Brot beschränkt. 
In der letzteren Art darf die Strafe an dem¬ 
selben Gefangenen nicht vor Ablauf einer Woche 
von neuem vollzogen werden. Die Kostschmäler¬ 
ung kommt bei Gefangenen, die sich in gemein¬ 
schaftlicher Haft befinden, nur dann in Anwend¬ 
ung, wenn sie während der Zeit der Strafe von 
den übrigen Gefangenen getrennt werden können. 

b) Arrest. Derselbe wird in einem trockenen, ge¬ 
heizten und durch Ofen oder Klappe gelüfteten 
Raum von mindestens l 1 /« Kub. Sasch. [10 3 /* cbm] 
Inhalt verbüsst. In dem Arrestlokal muss ein 
Lager ohne Unterlage, ein Krug mit Wasser und 
Nachts noch ein Eimer vorhanden sein. Der 
Anstaltsarzt besichtigt bei jedem Besuch der Ge¬ 
fangenanstalt die auf über eine Woche in hellen 
Arrest und alle in Dunkelarrest gesperrten Ge¬ 
fangenen. Auf Verlangen des Arztes ist die 
Arreststrafe zu unterbrechen, wenn von der 
Fortsetzung ein ernstlicher Schaden für die 
Gesundheit des Gefangenen zu befürchten steht. 
Die im Gesetze angegebene höchste Arreststrafe 
darf auch nicht im Falle des Zusammentreffens 
mehrerer Vergehen desselben Gefangenen über¬ 
schritten werden.' Vergeht sich der Gefangene 
aber nach Verbüssung der Arreststrafe abermals, 
so kann er von neuem innerhalb der gesetzlichen 
Grenzen in Arrest gesperrt werden. 
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c) Die körperliche Züchtigung (Art. 444 d. Verord. 
ü. d. Deport, u. Art. I Abs. 3, 4 u. 7 des Aller¬ 
höchsten am 23. Mai 1901 bestätigten Senats 
beschlusses). Sie wird hinter verschlossenen 
Thüren in Gegenwart des Direktors oder Ober¬ 
inspektors, des Anstaltsarztes und der nöthigen 
Anzahl Aufseher von einem der letzteren, der 
durch das Loos bestimmt wird, vollstreckt. (Es 
ist streng verboten, einen Gefangenen zu dieser 
Verrichtung heranzuziehen). Auf Verlangen des 
Anstaltsarztes muss die Strafvollstreckung unter¬ 
brochen werden, wenn ein ernstlicher Schaden 
für die Gesundheit des Bestraften von ihrer Fort¬ 
setzung zu befürchten ist. [Vgl. § 169 P. D.] 
Eine Zwangsjacke kann bis zu höchstens 6 Stunden 
angelegt werden. Während dieser Zeit wird der Gefangene 
unter die besondere Aufsicht des Aufseherpostens gestellt. 
[Vgl. § 175 P. D.] 

§ 104. Disziplinarstrafen werden von dem Direktor 
oder Oberinspektor nur nach Anhörung des schuldigen 
Gefangenen und gehöriger Prüfung seiner Erklärungen 
verhängt. Im Strafbuch (s. Anl. XIX) muss ausführlich 
angegeben sein, worin das Disziplinarvergehen bestand, 
ob der Schuldige geständig war und worin die Strafe 
bestand. 

Als Disziplinarstrafen dürfen Kostschmälerung, Arrest 
und körperliche Züchtigung über die im Lazareth- oder 
Krankenzimmer in Behandlung Befindlichen oder unter 
ärztlicher Beobachtung Stehenden nur mit Einwilligung des 
Arztes verhängt werden. [Vgl. §§ 170, 171 P. D.] 

Wenn ein Untersuchungsgefangener, der sich ver¬ 
gangen hat, bis zur Entscheidung des Staatsanwalts über 
eine Disziplinarstrafe ein herausforderndes Betragen zur 
Schau trägt, so ist er von den übrigen Gefangenen zu 
trennen, damit er diese nicht in Versuchung führt, und in 
einer Einzelzelle oder leeren Stube (aber nicht im Arrest¬ 
lokal) unterzubringen. [Vgl. § 173 P. D.] 

Die Vollstreckung von Disziplinarstrafen gegen An¬ 
geklagte, gegen welche das Hauptverfahren eröffnet ist, 
wird am Tage vor dem Termin der Hauptverhandlung 
unterbrochen. 

Dem Berichte des Direktors oder Oberinspektors über 
Anwendung verschärfter Strafmassnahmen gegen Zucht- 
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hausier muss ein Gutachten des Arztes des Inhalts bei¬ 
gefügt werden, dass von der Vollstreckung der vor¬ 
geschlagenen Strafen keine verderblichen Folgen für die 
Gesundheit zu befürchten sind. 

Wenn ein Gefangener in der Strafanstalt ein Ver¬ 
brechen begeht, welches nicht im Disziplinarwege, sondern 
durch die ordentlichen Gerichte abgeurtheilt werden muss, 
so trennt der Direktor «■ oder Oberinspektor diesen . Ge¬ 
fangenen von den übrigen und macht unverzüglich dem 
die Anstalt beaufsichtigenden Staatsanwalt und, wenn 
dieser nicht am Orte ist, der Polizei Meldung von dem 
Verbrechen. [Vgl. § 174 P. D.] 


Vergünstigungen. 


§ 105. Gesuche um Versetzung in die Klasse der 
Gebesserten für Zwangsarbeits- und Zuchthäuslern (auch 
wenn diese gemäss Ziff 2, Art. 77 Str.-G.-B. in Gefäng¬ 
nissen gehalten werden), und um vorzeitige Abnahme der 
Fesseln und die Erlaubniss ausserhalb des Zwangsarbeits¬ 
hauses zu wohnen, sowie um Ueberführung in die Zwangs¬ 
ansiedelung für die Erstgenannten werden vom Direktor 
oder Oberinspektor eingereicht, nachdem über die Triftig¬ 
keit der Gründe in der Konferenz berathen worden ist. 

Gesuche von Strafgefangenen um Ueberführung aus 
einer Gefangenanstalt in die andere, legt der Direktor oder 
Oberinspektor, wenn sie triftig begründet sind, nebst einem 
Gutachten der Konferenz, dem Gefängnissinspektor oder 
dem entsprechenden Beamten zur Entscheidung vor. 
Diese Gesuche gehen an die Gefängnissverwaltung, a) wenn 
ein Zwangsarbeits- oder Zuchthäusler in eine andere 
Provinz übergeführt sein will und, b) wenn ein mit Ge- 
fängniss Bestrafter oder in einem Gefängniss Inhaftirter 
um Versetzung in eine andere Provinz nachsucht, die 
zuständigen Provinzialbehörden sich aber nicht einigen 
können und es für nöthig halten ihre Meinungsverschieden¬ 
heit der Generalgefängnissverwaltung zur Entscheidung zu 
unterbreiten. 

Wenn Gefangene, welche nach Verbüssung ihrer 
Freiheitsstrafe unter Polizeiaufsicht gestellt werden, nach 
der Art ihrer früheren Beschäftigung, ihrer Familien- und 
sonstigen Verhältnisse in jeder Beziehung die Mittel zur 
Existenz leichter in Gegenden finden können, in denen 
der Aufenthalt Personen, die unter Aufsicht stehen, ver- 
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boten ist, so kann der Direktor oder Oberinspektor unter 
Beifügung eines Konferenzbeschlusses durch Vermittelung 
des Gefängnissinspektors oder des entsprechenden Beamten 
dem Justizministerium (I. Departement) ein mit Gründen 
versehenes Gesuch zur Begutachtung vorlegen, worin 
gebeten wird, solchen unter Polizeiaufsicht Gestellten, die 
sich während ihrer Haft durch gute Führung ausgezeichnet 
haben, den Aufenthalt in den genannten» Gegenden zu 
gestatten. 

Befragen über Gesuche und Beschwerden. 

§ 106. Der Direktor oder Oberinspektor befragt 
wöchentlich an bestimmten Tagen und Stunden und der 
Gefängnissinspektor bei jedem Besuch der Gefangenen¬ 
anstalt unter vier Augen jeden Gefangenen, der bei ihm 
Gesuche oder Beschwerden über die Handlungsweise von 
Gefängnissangestellten, über die Unzulänglichkeit der ihm 
gelieferten Verpflegung, über falsche Verrechnung seines 
eigenen Geldes u. s. w. anzubringen wünscht. Diese Ge¬ 
suche und Beschwerden werden zur Unterstützung des 
Gedächtnisses und zur Kontrolle in die Akten über den 
Gefangenen eingetragen. Der nachfragende Beamte ver¬ 
merkt dazu seine Entscheidungen, die nach Möglichkeit 
den Antragstellern mitzutheilen sind. Den Gefangenen ist 
streng verboten, für einen andern oder im Namen mehrerer 
Gefangener Gesuche oder Beschwerden anzubringen, sowie 
sich zur Berathung von Gesuchen und Beschwerden zu 
versammeln. [Vgl. §§ 176, 177 P. D.] 


Abtheilung 6. 


Entlassung und Etappenbeförderung der Gefangenen. 


§ 107. Wenn ein zu entlassender Ausländer nach 
Verbüssung seiner Strafe der Ausweisung unterliegt, so 
übermittelt der Direktor oder Oberinspektor unverzüglich 
nach seiner Annahme dem Gefängnissinspektor oder dem 
entsprechenden. Beamten die vorgeschriebenen Angaben, 
welche das Ministerium der Auswärtigen Angelegenheiten 
verlangt, um die auswärtige Regierung zur Aufnahme des 
Sträflings nach seiner Entlassung zu veranlassen. Dies 
gilt jedoch nicht für geborene Finnländer, welche in jeder 
Beziehung den russischen Unterthanen gleichgestellt 
werden. 
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Einen Monat vor der Entlassung einer Person, die 
in der Folge unter Polizeiaufsicht zu stellen ist, befragt 
der Direktor oder Oberinspektor den Betreffenden, wo er 
sich unter Aufsicht stellen lassen will. Darauf benach¬ 
richtigt er die zuständige Provinzial- und Polizei Verwaltung 
von i der Ankunft des unter Aufsicht zu Stellenden und 
der festgesetzten Dauer dieser Aufsicht. 

Wenn ein Strafgefangener aus einer Gefangenanstalt 
der Hauptstädte zu entlassen ist, ohne der Polizei-Auf¬ 
sicht . zu verfallen, und in der Hauptstadt zu bleiben 
wünscht, so benachrichtigt der Direktor der Gefangenen- 
Anstalt die Kriminalpolizei davon. [Vgl. §§ 185—187 P. D.] 

§ 108. Wenn der zu Entlassende weder der Zwangs- 
ansiedlung noch der Ueberweisung an die Polizeibehörde, 
noch der Ausweisung ausser Landes oder aus den Haupt¬ 
städten unterliegt, so ist der Direktor oder Oberinspektor, 
wenn er sich bei der Annahme davon überzeugt hat, dass 
kein Pass oder nur ein verfallener vorhanden ist, ver¬ 
pflichtet sich sogleich mit den zuständigen Gemeindebe¬ 
hörden in Verbindung zu setzen und einen neuen Pass zu 
verlangen, damit dieser am Tage der Entlassung dem zu 
Entlassenden eingehändigt werden kann Jeden Fall von 
unbegründeter Verweigerung oder Verzögerung bei der 
Uebersendung von Pässen für die zu entlassenden Ge¬ 
fangenen, meldet der Direktor oder Oberinspektor dem 
Gefängnissinspektor oder dem entsprechenden Beamten. 
Ist der Pass am Tage der Entlassung noch nicht einge¬ 
troffen oder war so wenig Zeit bis zur Entlassung, dass 
er nicht rechtzeitig hätte eintreffen können und deshalb 
gar nicht verlangt worden ist, so muss der Direktor oder 
Oberinspektor .für den zu Entlassenden bei der Ortspolizei 
um einen 6 Monate geltenden (Art. 26 Passordnung) Pass¬ 
schein nachsuchen. Wenn der zu Entlassende keiner Ge¬ 
meinde angehört, so fragt ihn der Direktor oder Ober¬ 
inspektor, bei welcher Stadt- oder Landgemeinde er ein¬ 
getragen werden will. Darauf legt er die Sache dem Ge¬ 
fängnissinspektor oder dem entsprechenden Beamten vor, 
dieser setzt sich mit der zuständigen Steuerdirektion 
wegen der Eintragung bei der Gemeinde in Verbindung. 

§ 109. Einen Monat vor der Entlassung sieht der 
Hausvater, oder, wo dieser fehlt, der Oberaufseher nach 
der eigenen Kleidung, Wäsche und Fussbekleidung des zu 
Entlassenden, welche in der Zeugkammer der Anstalt 
lagert, und lässt sie nötigenfalls in den Anstaltswerkstätten 
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flicken. Mit Einwilligung des zu entlassenden Gefangenen 
dürfen für sein eigenes Geld oder seinen Arbeitsverdienst 
Materialien angeschafft werden, um daraus in den An¬ 
staltswerkstätten alles arbeiten zu lassen, was ihm an 
.Kleidung, Wäsche und Schuhzeug fehlt. [Vgl. §188 P. D.] 
§110. Spätestens zwei Tage vorder Entlassung legt der 
Direktor oder Oberinspektor der Konferenz die Frage zur 
Berathung vor, ob dem zu entlassenden Sträfling, weil er 
sich durch gute Führung während der Haft ausgezeichnet 
hat, ein Zeugniss mitzugeben ist, welches er den Arbeiter- 
hilfsbureaus, den Arbeitgebern u. s. w. vorzeigen kann, 
sowie ein Reiseschein für den Fall, dass er unter Polizei¬ 
aufsicht gestellt oder aus den Hauptstädten verwiesen ist 
und darum bittet, nicht mit der Etappe nach dem von 
ihm gewählten oder ihm angewiesenen Wohnorte geschickt 
zu werden, da er die nöthigen Mittel zur Reise habe. 
Dieser Reiseschein (Anl. XXI.) muss eine bestimmte Frist 
enthalten, binnen welcher der unter Aufsicht Gestellte sich 
an dem von ihm gewählten oder der aus der Hauptstadt 
Ausgewiesene sich an dem ihm angewiesenen Wohnorte 
zu melden hat. Ausserdem sind darin die Oertlichkeiten 
aufzuführen, an denen er sich unterwegs zur Ordnung 
seiner Familienverhältnisse und sonstigen Angelegenheiten 
aufhalten darf. [Vgl. §§ 184, 191, 192 P. D ] 

Darauf nehmen der Arbeits- und der Bureauinspektor 
dem zu Entlassenden sein Arbeitsbuch und die Quittung 
über seine eigenen Gelder ab, schliessen sein Konto und 
theilen ihm mit, wieviel er an eigenem Geld und Arbeits¬ 
verdienst zu erhalten hat. 


§ 111. Am Tage der Entlassung des Gefangenen oder 
seiner Absendung mit der Etappe, übergiebt der Hausvater 
oder, wo dieser fehlt, der Oberaufseher den zu Entlassenden 
oder mit der Etappe Abzusendenten gegen Quittung in 
dem Buche (Anl. VII) seine in der Zeugkammer auf¬ 
gehobenen oder in den Anstaltswerkstätten hergestellten 
eigenen Sachen. Der Bureau- und der Arbeitsinspektor 
überantworten ihm gegen Quittung in dem Quittungs- 
(Anl. VI) und Arbeitsbuche sein eigenes Geld und seinen 
Arbeitsverdienst, seine Werthsachen und Urkunden, den 
Pass, welchen er hatte oder der für ihn nachgesucht ist, 
oder den Zeitpassschein, sowie das ihm vom Direktor Oder 
Oberinspektor ausgestellte Zeugniss und den Reiseschein. 

§ 112. Bei der Absendung eines Gefangenen mit der 
Etappe nach einer anderen Gefangenanstalt, übergiebt der 
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Direktor oder Oberinspektor dem Konvoisoldaten nur die 
Artikelliste oder das offene Blatt nebst Kleiderzettel. 
Gleichzeitig schickt er alle anderen auf den Gefangenen 
bezüglichen Papiere mit der Post ab. Gefangene, welchen 
der Anstaltsarzt bescheinigt, dass sie mit Krankheiten 
behaftet sind, die es ihnen unmöglich machen vor Wieder¬ 
herstellung ihrer Gesundheit im vorgeschriebenen Tempo 
mitzumarschiren, sowie Weiber, welche sich in der letzten 
Periode der Schwangerschaft befinden, dürfen nicht mit 
der Etappe geschickt werden. Von den Zwangsarbeits¬ 
häuslern sind alle Männer und von den Weibern die auf 
Lebenszeit Verurteilten und diejenigen, welche schon 
wieder ein neues Verbrechen verübt haben (Art. 237, 
2. Theil, Verord. ü. d. Inhaft, und Art. 286 und 464, Abs. 2 
der Verord. über Deport, i. d. Ausgabe von 1895) den 
Konvoisoldaten gefesselt zu übergeben. Den übrigen 
Deportäten und Tran sportaten, welche nicht unter den 
Art. 2 des am 23. Mai 1901 Allerhöchst bestätigten Senats¬ 
beschlusses fallen, werden vor ihrer Absendung nur Hand¬ 
schellen angelegt, wenn der Direktor oder Oberinspektor 
dies zur Verhinderung der Flucht für nöthig hält. Fesseln 
nebst Lederunterlagen werden nicht in die Gefangenanstalt, 
aus der sie stammen, zurückgesendet. Handfesseln werden 
bei der Ablieferung des Gefangenen in der Anstalt abge¬ 
nommen und gehen bei Gelegenheit mit denselben 
Begleitmannschaften zurück, die den Gefangenen gebracht 
haben. Bei der Absendung von deportirten Männern, 
welche alle Rechte verloren haben (Art. 194 Verord. über 
Deport.) auf Fussmarschetappen innerhalb Sibiriens, bestimmt 
der Direktor oder Oberinspektor, wenn er es zur Ver¬ 
hinderung der Flucht für nöthig hält, ob bei den Zwangs¬ 
arbeitshäuslern die rechte, bei den Zwangsansiedlern die 
linke Kopfhälfte rasirt oder mit der Maschine kurz 
geschnitten werden soll, sofern der Anstaltsarzt von dieser 
Massregel keine schädlichen Folgen für die Gesundheit der 
Deportirten erwartet. [Vgl. § 113 P. D.] 

§ 113. Die mit der Etappe abgesandten Gefangenen 
erhalten vom Direktor oder Oberinspektor entweder nur 
Zehrgelder oder kalte Lebensmittel (3 Pfund [1200 gr] 
mit Salz gebackenes Brot und */* bis 1 Pfund [200—400 gr] 
gekochtes Rindfleisch oder Fisch pro Tag und Mann) und 
ausserdem Zehrgelder, um daraus die Zubereitung der 
kalten Kost zu bestreiten (§§ 34, 35 und 39 der Allerh. 
Verord. vom 24. März 1877 über die Beförd. der Gefang. 
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auf den Eisenbahnen). Zudem übergiebt der Direktor oder 
Oberinspektor der Gefangenanstalt dem Führer des Trans¬ 
ports eine Bescheinigung über die Zahl der Gefangenen 
überhaupt und die Zahl der mit Verpflegung versehenen 
Gefangenen. Während des Transportes selbst, (aber nicht 
während des Aufenthaltes unterwegs) dürfen die Gefangenen 
Verpflegungs- und eigenes Geld bis zu höchstens 1 Rubel 
der Mann bei sich tragen. Das übrige Geld bis zu höch¬ 
stens 25 Rubel auf den Mann dürfen die Gefangenen dem 
Transportführer gegen Quittung übergeben Das über- 
schiessende Geld, über 25 Rubel, wird den Transportaten 
und Deportirten abgenommen und nach ihrer Weisung 
mittelst Post- oder telegraphischer Anweisung dem Direk¬ 
tor oder Oberinspektor der Gefangenanstalt, wohin sie 
kommen sollen, übermittelt. Wenn das Gepäck eines Ge¬ 
fangenen über 30 Pfund (12 kg.) beträgt, so können die 
überflüssigen Sachen anderen Gefangenen oder fremden 
Personen überlassen oder verkauft werden, nicht aber den 
Gefängnissangestellten und Begleitmannschaften oder deren 
Familien. Etappentransportgefangene, welche nicht nur 
festen Wohnsitz, Familien oder Verwandte, sondern auch 
eigene Kleidung, Wäsche und Fussbekleidung, sowie auch 
die Mittel zur Anschaffung derselben haben, erhalten auf 
Anordnung des Direktors oder Oberinspektors der Ge¬ 
fangenanstalt die nöthigen Bekleidungsgegenstände nicht 
nach Gefangenen-, sondern nach allgemein volksthüm- 
lichem Muster. Dieses ist von der Generalgefängnissver- 
waltung vorgeschrieben. Ausserdem wird auf dem Klei¬ 
derzettel vermerkt, dass diese nichtgestempelten Gegen¬ 
stände dem Gefangenen vom Fiskus zu Eigenthum über¬ 
tragen sind. 

§ 114. Im Augenblicke der Entlassung des Ge¬ 
fangenen oder seiner Absendung mit der Etappe befragt 
ihn der Direktor oder Oberinspektor noch einmal, ob er 
etwa Gesuche oder Beschwerden anzubringen habe. 
Darauf ermahnt er einen Gefangenen, der seine Strafe 
verbüsst hat, nicht von neuem den Versuchungen des 
Lebens in der Freiheit nachzugeben. [Vgl. § 189 P. D.] 
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Personalnachrichten. 


Ehrenmitglieder. 

Jjägemann, Di*., von, Wirklicher Geheimer Rath, ausserordentlicher 
badischer Gesandter und bevollmächtigter Minister in Berlin, 
wurde das Grosskreuz des Königl. Württ. Friedriehsordens 
verliehen. 


Vereinsmitglieder. 

Baden. 

Verliehen wurde: 

Reut her, Oberrechnungsrath, Verwalter am Männerzuchthaus 
Bruchsal das Ritterkreuz I. Klasse des Grossh. Bad. Ordens 
vom Zähringer Löwen mit Eichenlaub. 

Ernannt wurde: 

Heintze, Dr., Grossh. Amtmann in Mannheim zum Oberamtmann 
und Amtsvorstand in Wiesloch. 

Versetzt wurde: 

Krautinger, Rechnungsrath, Verwalter am Landesgefängniss und 
der Weiberstrafanstalt in Bruchsal in gleicher Eigenschaft an 
das Männerzuchthaus. 

Reuther, Oberrechnungsrath, in den Ruhestand getreten und nach 
Konstanz übergesiedelt. 

Bayern. 

Ernannt wurden: 

Eign, Königl. Regierungsrath und Gefängnissdirektor in Amberg 
bei der Zuruhesetzung zum Königl. Oberregierungsrath; gleich¬ 
zeitig nach München übergesiedelt. 

Oheim, Friedrich, rechtskundiger Funktionär in Wasserburg zum 
Königl. Assessor an der Gefangenanstalt Laufen. 

Elsass-Lothringen. 

Ernannt wurde: 

Goltz, Freiherr v. d., Geheimer Oberregierungsrath und Vor¬ 
stand der Gefängnissverwaltung zum Wirklichen Geheimen 
Oberregierungsrath und Präsident des Kaiserlichen Raths. in 
Strassburg. 

Preussen. 

Versetzt wurde: 

Köhne, Strafanstaltsdirektor in Luckau in gleicher Eigenschaft 
nach Ratibor. 

Sachsen (Königreich). 

Ernannt wurde: 

Höckner, Oberinspektor, VerwaltungsVorstand in Hochweitzschen 
zum Landesanstaltsdirektor in Zwickau. 
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W ürtt emb erg. 

Verliehen wurde: 

Länderer, von, Landgerichtspräsident, Vorstand des Strafanstalts¬ 
kollegiums in Stuttgart der Stern zum Kommenthurkreuz dea 
Ordens der Württ. Krone. 

Versetzt wurde: 

Vogel, Gefängnisslehrer in Heilbronn in gleicher Eigenschaft nach 
Ludwigsburg. 

Eingetreten. 

Baden. 

Büchner, Grossh. Oberamtsrichter in Gengenbaeh. 

Engler, „ Amtsrichter in Ueberlingen. 

Fromherz, „ „ in Waldshut. 

Fuchs, Dr., „ Oberamtsrichter in Karlsruhe. 

Huber, Dr., „ Amtsrichter in Rastatt. 

Kr au ss, „ „in Mannheim. 

Reck, Freiherr von, Grossh. Staatsanwalt in Karlsruhe. 
Rosenlächer, Grossh. Amtsrichter in Radolfzell. 

Ru d mann, Dr., „ „in Pforzheim. 

Wohlgemuth, „ „ in Müllheim. 

Preussen. 

Göttingen, König]. Universitätsbibliothek. 

Württemberg. 

Gotteszell, Königl. Verwaltung der Strafanstalt für weibliche Ge¬ 
fangene. 

Oesterreich. 

Pötting Persing, Norbert, Graf, k. k. Staatsanwalt in Wiener 
Neustadt. 

Ausgetreten. 

Baden. 

Guttenberg, Grossh. Landgerichtsrath in Waldshut. 

Bayern. 

Brunner, Strafanstaltsgeistlicher in Amberg bei seiner Ernennung 
zum Professor am Gymnasium in Fürth. 

Kolb, Dr., Königl. Bezirksarzt, Strafanstaltsarzt a. D. in München. 

Hessen. 

Hallwachs, Wirklicher Geheimerath in Darmstadt. 

Preussen. 

Bluhm, Strafanstaltsinspektor in Wartenburg bei der Zuruhesetzung. 
Schelowsky. Oberinspektor und Rendant bei der Königl. Straf¬ 
anstalt in Berlin-Moabit, desgleichen. 

S p i e s s, Dr., Professor, Gefängnissprediger in Wiesbaden. 

Sachsen, Grossherzogthum. 

Roese, Major a. D., Direktor des Arbeitshauses in Eisenach. 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Nach welchen Grundsätzen soll die 
Dauer der korrektionellen Nachhaft 
bemessen werden? 

Von Oberinspektor Bornemann, Zwickau. 


Die korrektioneile Nachhaft, nach § 362 des R.-St.- 
G.-B. für das deutsche Reich eine Nebenstrafe für Land¬ 
streicher, Bettler, Müssiggänger, Trinker, Prostituierte, 
Arbeitsscheue und durch eigene Schuld Obdachlose, soll 
einerseits den mit ihr Belegten sittlich festigen, an geord¬ 
netes, arbeitsames lieben gewöhnen und dadurch befähigen, 
sich in der Freiheit als brauchbares Mitglied der mensch¬ 
lichen Gesellschaft zu bewegen, sich rechtlich zu ernähren, 
und sonst zu erhalten, andererseits soll sie als Absperrungs¬ 
und dadurch Sicherungsmittel dienen. 

Demnach sind die Anforderungen, welche an die 
korrektionelle Nachhaft als „Besserungsmittel“ gestellt 
werden, sehr grosse, es wird augenscheinlich von ihr, im 
Hinblick auf die Persönlichkeiten beiderlei Geschlechts, 
welche durch sie „korrigiert“ werden sollen, ein besonders 
starker Einfluss erhofft und viel verlangt. 

In individueller Beziehung möchte ich die korrek- 
tioneller Nachhaft Unterstellten in zwei Klassen geschieden 
sehen und in die erste diejenigen einstellen, welche nach 
Alter und Vorleben voraussichtlich noch besserungsfähig 
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erscheinen, in die zweite aber diejenigen, bei denen 
Besserung anscheinend nicht mehr möglich ist. Für letz¬ 
tere ist die korrektioneile Nachhaft allein ein Absperrungs¬ 
und Sicherungsmittel und muss solchen Elementen gegen¬ 
über solange noch Anwendung finden, so lange sich im 
Gesetz für die anscheinend Unverbesserlichen nicht Be¬ 
stimmungen über Unterbringung in besonderen. Anstalten 
finden. 


Im allgemeinen wird das Höchstmass der Haftzeit 
der der Landespolizeibehörde nach § 362 zustehenden 
Ueberweisungsbefugnis, zwei Jahre, ausreichen, um 
voraussichtlich Besserungsfähige auf den rechten Weg zu 
bringen. Für anscheinend Unverbesserliche müssen zur 
Zeit zwei Jahre Haftdauer wohl oder übel als Absperr- 
ungs- und Sicherungsmittel genügen. Für solche Elemente 
wären Asyle zu empfehlen, ähnlich den Trinkerasylen, in 
denen diese schlimmsten Invaliden der Menschheit bis ans 
Lebensende in Zucht und Ordnung gehalten werden 
könnten. 


Kurze Haftzeiten, etwa drei oder sechs Monate, bieten 
nach meiner Meinung schwerlich Aussicht auf Erfolg durch 
korrektionelleNachhaft, sie vermögen nicht zu bessern, auch 
nicht mal abzuschrecken. Gegen Ausländer wird es sich, 
schon aus Ersparnisrücksichten, empfehlen stets vom 
Schlussabsatz des § 362 Gebrauch zu machen, sie ohne 
weiteres aus dem Bundesgebiete auszuweisen. 

Mann oder Weib, dem das Gefühl für die Notwendig¬ 
keit eines geordneten, arbeitsamen Lebenswandels durch 
Leichtsinn und allerlei Laster wie Trunk, Spiel, Arbeits¬ 
scheu und Sittenlosigkeit verloren gegangen ist, — viel¬ 
leicht besassen sie solches infolge verwahrloster Er¬ 
ziehung überhaupt nicht oder nur in beschränktem Masse, 
— vermag kurze korrektioneile Nachhaft unmöglich soweit 
sittlich zu kräftigen, dass sie, sich wieder selbst überlassen, 
ihren früheren übelen Lebenswandel nicht wieder alsbald 
aufnehmen. Durch längere Zeit anhaltendes Anleiten und 
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Gewöhnen an Arbeit und Ausdauer in derselben, an ge¬ 
regelte und gesittete Lebensweise und vor allem auch 
durch eine längere Zeit währende Absperrung von dem, 
was den Korrigenden zu Falle brachte, wird man allein 
imstande sein, Besserungsfähigen die Erkenntnis für das 
beizubringen, was ihnen mangelt, was sie zu thun und zu 
lassen haben. 

Solche Erkenntnis kommt aber nimmermehr im 
Handumdrehen, und selbst wenn das ausnahmsweise ein¬ 
mal eintrete, würde sie ohne länger dauerndes Gewöhnen 
an eine geordnete Lebensweise in wohl fast allen Fällen 
so schnell vergehen, wie sie gekommen war. 

Ob freilich die Dirne, welche, nach § 361, 6 gestraft, 
der korrektionellen Nachhaft verfällt, durch diese jemals 
von Fortsetzung ihres schäm- und sittenlosen Treibens 
abzubringen ist, erscheint mir mehr als fraglich nacli Er¬ 
fahrungen, welche ich in fast elfjährigem Dienste bei der 
Königlich Sächsischen Korrektionsanstalt für Weiber in 
Waldheim (jetzt in Grünheim) machen musste. Nur ein 
mässiger Prozentsatz aller dort wegen Vergehens gegen 
§ 361, 6 Eingelieferter war durch Arbeitsscheu zur „Dirne“ 
geworden; Putz- und Vergnügungssucht, Leichtsinn, böses 
Beispiel, der Trunk, ab und zu auch der Geschlechtstrieb, 
hatten sie der Gewerbsunzucht in die Arme geführt, ob¬ 
wohl sie zumeist in der Freiheit sich durchaus nicht 
arbeitsscheu gezeigt und ihr unsauberes „Gewerbe“ nur 
nebenher betrieben hatten. 


Auf solche Elemente vermag die korrektioneile Nach¬ 
haft wohl nur in ganz ausnahmsweisen Fällen bessernd 
einzuwirken, da ist und bleibt sie zumeist eben nur Neben¬ 
strafe und Absperrungsmittel. 

Mit der korrektionellen Nachhaft sollte bei allen 
voraussichtlich Besserungsfähigen, immer innerhalb der 
Grenze der erkannten Haftdauer, wenn irgend angängig 
Beurlaubung Hand in Hand gehen. Die Urlaubszeit soll 
der Behörde, auch den Beurlaubten selbst, zeigen wie 
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weit letztere fähig sind, sich in geordneten Lebens Verhält¬ 
nissen selbständig und rechtlich fortzufinden. Wer auf 
Urlaub erkennen lässt, dass er noch nicht die notwendige 
Charakterfestigkeit besitzt, sich rechtlich allein durchs 
Leben zu finden, den nehme man wieder in die Anstalt 
zurück, natürlich auch diejenigen, welche wieder in ihre 
früheren Fehler und Laster verfallen oder sich sonst nicht 
gebührend verhalten. Nach entsprechend bemessener Zeit, 
wenn möglich unter Berücksichtigung des Umstandes, dass 
man sie eventuell nochmals vor Ablauf der zweijährigen 
Haftdauer in die Anstalt einziehen kann, möchte dann 
ein weiterer Beurlaubungsversuch gemacht werden. 

Schreitet man nach längerer Korrektionshaft zur Be¬ 
urlaubung solcher, welche sich dafür geeignet zeigen, so er¬ 
scheint es sinngemäss zu korrektioneller Nachhaft Verurteilte 
voraussichtlich Besserungsfähige, welche dieser nach Ver- 
büssung einer längeren Gefängnis- oder Zuchthausstrafe l ) 
zugeführt werden sollen, sich aber in der Strafanstalt 
fleissig und ruhig zeigten, der Landespolizeibehörde, nach 
Anhören der Beamtenkonferenz (Beamtenrat) von der 
Strafanstalt weg auf zwei Jahre zur Beurlaubung nach 
einem vorher ausgemittelten, geeigneten Unterkommen 
vorzuschlagen und erst dann zur korrektionellen Nach¬ 
haft einzuziehen, wenn sie sich auf Urlaub nicht bewährten. 
(Siehe auch „Blätter für Gefängniskunde“ Bd. 33, Heft 
3 und 4.) 

Ich verhehle mir keineswegs, dass es für die An¬ 
staltsleitungen ungeheuer schwierig ist, ja in manchen 
Fällen bei lüderlichen Dirnen und bei all’ den nicht voll 
Erwerbsfähigen oft unmöglich sein wird, ein geeignetes 
Arbeitsunterkommen auszumitteln, der Versuch muss aber 
gemacht werden, alle anscheinend besserungsfähigen 
Korrigenden zu beurlauben. 

0 Ich würde Vorschlägen ein Jahr in einer Strafanstalt ver- 
büsste Strafe, als Mindestbetrag der zeitigen Zuchthausstrafe, für 
Gefängnis- und Zuchthaussträflinge als Vorbedingung zur Beurlau¬ 
bung in solchen Fällen anzunehmen. 
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Ueber den Zeitpunkt des Eintritts der Beurlaubung 
sollte in jedem Falle allein die Anstaltsleitung mit der 
Beamtenkonferenz (Beamtenrat) zu entscheiden haben, 
da hierbei mancherlei Faktoren Berücksichtigung finden 
müssen, welche nicht zu schematisieren sind und allein 
von denjenigen richtig beurteilt werden können, welche 
mit den Korrigenden täglich zu thun haben. 

Nach all dem Vorstehenden glaube ich mein Gut¬ 
achten zu Frage 7 wie folgt geben zu sollen. 

1. Die korrektionelle Nachhaft ist durch 
die Landespolizeibehörde, solange 
durch das Reich sgesetz dafür alsHöchst- 
mass zwei Jahre festgesetzt sind, in 
allen Fällen gegen Reichsangehörige 
auch auf dieses Höchstmass zu er¬ 
kennen. 

Kurzzeitige korrektioneile Nachhaft 
bietet keine Aussicht auf Erfolg und 
ist deshalb als zwecklos zu verwerfen. 

2. Ausländer sind in Befolgung des letz¬ 
ten Absatzes des § 362 R.-Str.-G.-B. nicht 
korrektioneller Nachhaft zu unter¬ 
stellen, sondern aus dem Bundesge¬ 
biete auszuweisen. 

3. Die Aiistaltsleitungen haben nach ent¬ 
sprechender Haftzeit, in Ueberein- 
stimmung mit der Beamtenkonferenz 
(Beamtenrat), eine Beurlaubung aller 
voraussichtlich besserungsfähigen Korri¬ 
genden anzustreben. Die auf Urlaub 
verbrachte Zeit ist in die Dauer der er¬ 
kannten Nachhaft einzurechnen. 


Soll sich korrektionelle Nachhaft an 
eine Gefängnis- oder Zuchthausstrafe, 
welche in einer Strafanstalt in der 
Dauer von mindestens einemJahre ver- 
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b ü s s t w u r d e, a n s e h 1 i e s s e n, s o e m p f i e h 11 
es sich, voraussichtlich Besserungs¬ 
fähige, die sich in der Strafanstalt 
fleissig und willig zeigten, seitens der 
Anstaltsleitung, im Vernehmen mit der 
Beamtenkonferenz (Beamten rat; und 
nach Ausmittelung eines geeigneten 
Arbeitsunterkommens, der Landespolizei- 
behörde zu sofortigerBeurlaubung auf 
zwei Jahre vorzuschlagen. 

Bewähren sich Beurlaubte nicht, so 
ist ohne weiteres ihre Einstellung in 
eine Korrektionsanstalt zulässig. 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Nach welchen Grundsätzen soll die 
Dauer der korrektion eilen Nachhaft 
bemessen werden? 

Von Arbeitshausdirektor Düll in Rebdorf. 


Nach den einschlägigen §§ des Strafgesetzbuches für 
das deutsche Reich und zwar 181a, 361, Ziff. 3 mit 8 und 
362 erscheint in allen Fällen die Verwahrung in einem 
Arbeitshause oder die sogenannte korrektioneile Nachhaft 
als Nebenstrafe, deren Zulässigkeit vom Richter aus¬ 
gesprochen sein muss, wie dies auch bei der Stellung unter 
Polizeiaufsicht der Fall ist, während die wirkliche Ver¬ 
hängung sowie die Festsetzung der Dauer der Nachhaft 
dem Ermessen der Landespolizeibehörde anheimgestellt ist, 
und zwar soll diese polizeiliche Massregel in Anwendung 
kommen können bei Zuhältern, Landstreichern, Bettlern 
und Trunkenbolden, Müssiggängern und Arbeitsscheuen, 
lüderlichen Dirnen, die gewerbsmässige Unzucht treiben 
und sich den hierüber bestehenden polizeilichen Anord¬ 
nungen nicht fügen, bei diesen letzteren jedoch nur insoweit 
als sie das 18. Lebensjahr zurückgelegt haben. Der End¬ 
zweck der korrektioneilen Nachhaft soll deren sittliche 
Hebung sein und es soll erreicht werden, dass dieselben 
durch längere Gewöhnung an Ordnung, Arbeitsamkeit und 
geregelte Lebensweise wieder ordentliche und brauchbare 
Mitglieder der menschlichen Gesellschaft werden und ferner¬ 
hin einen geordneten den Gesetzen entsprechenden Lebens¬ 
wandel führen. Während die übrigen im Strafgesetzbuche 
normirten Strafen als Haft, Gefängnis, Zuchthaus u. s. w. 
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in erster Linie die Sühne für begangene Uebertretungen, 
Vergehen und Verbrechen bilden, und erst in zweiter 
Linie eine Besserung des Bestraften mit erreicht werden 
soll, hat die Nebenstrafe der korrektionellen Nachhaft 
einzig und allein die Wiederherstellung und Besserung von 
Individuen, die in der Regel körperlich wie geistig sehr 
herabgekommen sind, im Auge, sonach einen ganz prägnant 
ausgesprochenen ethischen Zweck. Es verdienen daher 
die Arbeitshäuser mindestens die gleiche Fürsorge wie die 
Strafanstalten im engeren Sinne, und kann der Umstand 
nicht weiter ins Gewicht fallen, dass die Polizeibehörden 
nach dem dermaligen Stande der Gesetzgebung zur Ver¬ 
hängung und Festsetzung der korrektioneilen Nachhaft 
berufen sind, da ebensogut die Gerichte, welche ohnedies 
jetzt schon die Zulässigkeit derselben im Urteile aus¬ 
zusprechen haben und daher über die Angemessenheit oder 
Nichtangemessenheit der korrektionellen Nachhaft ent¬ 
scheiden, mit der ersteren Aufgabe mit betraut werden 
könnten, umsomehr, als ja nach den geltenden Bestimmungen 
die Einschaffung in das Arbeitshaus bei seitens des Richters 
ausgesprochener Ueberweisung die Regel bilden soll. 
Uebrigens wurde auch die Frage wiederholt schon auf¬ 
geworfen, ob nicht Zweckmässigkeits- und andere Gründe 
dafür sprechen, dass der Richter sofort in den vorgesehenen 
Fällen die Strafe des Arbeitshauses bei sonst gegebenen 
Voraussetzungen und deren Dauer bestimmen solle, wodurch 
dann insbesondere, abgesehen von den Fällen des § 181a, 
die vor der Arbeitshausstrafe zu bestimmende Haftstrafe, 
die in den allerwenigsten Fällen irgend welchen Erfolg 
hat bei Bettlern, Landstreichern und Müssiggängern aller 
Art, in Wegfall käme, und die fraglichen Individuen sofort 
dahin kämen, wohin sie gehören, nämlich in das Arbeits¬ 
haus, wo sie mit allen Mitteln zur Gewöhnung an Ordnung 
und regelmässige Beschäftigung angehalten werden und 
nicht, wie in den Gerichtsgefängnissen, wo sehr häufig- 
gar keine oder doch sehr geringfügige Beschäftigung ge¬ 
trieben wird, dem Müssiggange und Nichtsthun erst recht 
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fröhnen können, wofür sie soeben gerichtlich abgestraft 
worden sind, und noch dazu die müssige Zeit zu allen 
möglichen Schlechtigkeiten auszunützen suchen, was ihnen 
im Arbeitshause, wenn sie sofort dahin befördert werden, 
bei der strengen Ordnung und Zucht und der Zwangsarbeit 
dortselbst nicht ermöglicht ist. 

Es wurde schon oben angedeutet, dass die Ein¬ 
schaffung eines jeden Reichsangehörigen in das Arbeitshaus 
bei ausgesprochener richterlicher Ueberweisung die Regel 
bilden soll und zwar anlässlich einer zwischen den 
deutschen Bundesregierungen über die Festsetzung der 
korrektionellen Nachhaft getroffenen Vereinbarung, und 
soll eine Ausnahme hievon nur dann stattfinden, wenn 
besondere individuelle Verhältnisse, insbesondere durch 
ärztliche Untersuchung festgestellte Unfähigkeit zur Ver¬ 
richtung selbst leichter Haus-, Garten- und Feldarbeit in 
Folge körperlicher oder geistiger Gebrechen oder vor¬ 
geschrittenen Alters die Aufnahme in ein Arbeitshaus 
unangemessen erscheinen lassen. Diese Bestimmung bringt 
es mit sich, dass in das Arbeitshaus Individuen zur Ein¬ 
lieferung gelangen, die wegen vorhandener körperlicher 
oder geistiger Gebrechen zwar noch leichtere Arbeiten in 
der Freiheit verrichten könnten, denen aber hiezu infolge 
der äusserst geringen Nachfrage nach solchen und der 
grossen Konkurrenz körperlich wie geistig rüstiger Arbeits¬ 
kräfte, die selbstverständlich in erster Linie gesucht werden, 
eine Gelegenheit zu solchen leichteren Arbeiten, sei es 
nun in ihrem Heimats- oder in ihrem Aufenthaltsorte, nur 
sehr selten geboten ist, so dass ihnen zur Bestreitung ihrer 
Lebsucht in den meisten Fällen gar nichts anderes übrig 
bleibt, als das Mitleid anderer anzurufen und Stadt wie 
Land abzubetteln und so sich dem Stromertum zuzu¬ 
gesellen. Es finden sich daher in den Arbeitshäusern 
Leute, die wegen hohen Alters, oft schon über dem 
60. Lebensjahre stehend, kaum der geringsten Arbeit mehr 
vorstehen' können, dann Individuen, welche mit starken 
Leisten- und Hodenbrüchen und sonstigen Gebrechen 
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behaftet sind, Einarmige, Leute mit Stelzfüssen, Epileptische, 
dann Decrepide aller Art, ferner Individuen, die in geistiger 
Beziehung an der Grenze der Unzurechnungsfähigkeit 
stehen, als Idioten, Blödsinnige, Tappen u. s. w., welchen 
zwar in einem Arbeitshause mit grossem Betriebe noch 
irgendwelche ganz leichte Beschäftigung zugewiesen werden 
kann, denen es aber in der Freiheit von vornherein nicht 
ermöglicht ist, ein passendes Unterkommen zu finden und 
bei denen durch längeren Aufenthalt im Arbeitshause auch 
der Zweck nicht erreicht werden kann, sie an eine regel¬ 
rechte Beschäftigung zu gewöhnen, schon deshalb nicht, 
weil sie in der Freiheit eine ihrer körperlichen wie geistigen 
Beschaffenheit entsprechende Arbeitsgelegenheit in der 
Regel gar nicht finden können. 

Für solche Individuen, bei welchen das Arbeitshaus 
lediglich eine Versorgungsanstalt ist, ist der Zweck der 
korrektioneilen Nachhaft von Haus aus nicht zu erreichen, 
solche gehören in ein Asyl, in ein Siechenhaus, Blöden¬ 
anstalt u. s. w. Aber auch diese füllen die Arbeitshäuser, 
und ist wohl die Frage erlaubt, ob bei solchen Individuen 
das Arbeitshaus, das ja doch eine Nebenstrafe ist und sein 
soll, am Platze ist, da sie für ihre Untätigkeit in der 
Freiheit draussen im Grunde genommen denn doch nicht 
oder doch nur in geringerem Masse verantwortlich gemacht 
werden können, wenn auch nicht bestritten werden soll, 
dass ausschweifendes Leben u. s. w. neben Unglücks- und 
Krankheitsfällen sie schliesslich soweit gebracht hat, dass 
sie ihr Brod durch eigener Hände Arbeit nicht oder nicht 
in genügender Weise mehr verdienen können, vielmehr 
auf das Mitleid, auf das Almosen ihrer Mitmenschen 
angewiesen sind. 

Und doch können auch sie prinzipiell wie derjenige, 
der körperlich und geistig rüstig und vollkommen arbeits¬ 
fähig ist, ins Arbeitshaus zum Zwecke der Gewöhnung an 
Ordnung, Arbeitsamkeit und geregelte Lebensweise ein¬ 
geschafft werden, obschon bei ihnen jede Möglichkeit fast 
gänzlich ausgeschlossen ist, dass der Endzweck, sie vor 
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Rückfall in ihre frühere Lebensweise zu bewahren, je 
erreicht werde, da nach ihrer körperlichen wie geistigen 
Verfassung die Beschaffung einer entsprechenden Arbeits¬ 
gelegenheit für sie in der Regel wenigstens ausgeschlossen 
ist. Und noch dazu können sie in das Arbeitshaus ein¬ 
geschafft werden bis auf die Maximaldauer von 2 Jahren, 
und geschieht solches auch reichlich genug, obschon das 
Verschulden bei ihnen nicht oder doch nur in ganz 
unerheblichem Grade vorhanden ist, im Gegenhalt zu 
solchen, die sich einer körperlichen wie geistigen Rüstig¬ 
keit zu erfreuen haben. Dies führt dann zur Frage: Ist 
es angesichts dieser nicht abzustreitenden Tatsachen nicht 
Bedürfnis, dass Grundsätze festgelegt werden, nach 
welchen die Dauer der korrektioneilen Nachhaft bei solchen 
Individuen, deren Verschulden doch mehr oder weniger 
ausgeschlossen ist, in entsprechenderer und für sie 
günstigererWeise bemessen werden soll? und dürfte daran 
festzuhalten sein, dass deren Einschaffung in das Arbeits¬ 
haus, das für dieselben mehr oder weniger nur eine Ver¬ 
sorgungsanstalt ist, auf länger wie 1 Jahr unter keinen 
Umständen statthaft sein soll. 

Unabhängig hievon ist die Frage, ob nicht ähnlich 
wie in Norddeutschland in einem solchen Fall die Kosten 
für die eigentliche Verpflegung im Arbeitshause zu einem 
geringen Teile, sei es nun ein Drittel oder Viertel den 
betreffenden Heimats - oder Aufenthaltsgemeinden zu 
überbürden seien, da solche an deren Einschaffung in das 
Arbeitshaus, das ja mehr als Versorgungs-Ahstalt erscheint, 
nicht zum Mindesten interessiert sind. 

Nach der zwischen den deutschen Bundesregierungen 
über die Festsetzung der korrektionellen Nachhaft ge¬ 
troffenen Vereinbarung insbesondere den für Bayern 
massgebenden Bestimmungen der Verordnung vom 28. März 
1891 über Festsetzung und Vollziehung derselben soll 
hierbei in der Weise verfahren werden, dass die Dauer 
der Detention im Falle erstmaliger Ueberweisung auf 
6 Monate und bei jeder späteren Ueberweisung jedesmal 
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entsprechend höher bis zu der gesetzlich zulässigen 
Maximalzeit von zwei Jahren zu bemessen ist, und ist 
das Vorleben der betreffenden Person, die Schwere der 
ihr zur Last fallenden Uebertretung und insbesondere auch 
der Zeitraum seit Verbüssung der letzten korrektioneilen 
Nachhaft angemessen zu berücksichtigen, wobei auch 
gegebenen Falls die Militärpflichtsverhältnisse des zu Ver¬ 
wahrenden entsprechend zu beachten sind. Die Auffassung, 
dass die Dauer der Einschaffung, wenn bei erstmaliger 
Ueberweisung an die Landespolizeibehörde von der wirk¬ 
lichen Einschaffung in das Arbeitshaus kein Gebrauch 
gemacht wurde, bei einer späteren Ueberweisung dann 
gleich höher wie auf 6 Monate bemessen werden könne, 
kann nach der ganzen Fassung der Bestimmungen nicht 
geteilt werden, vielmehr muss daran festgehalten werden, 
dass bei der erstmaligen wirklichen Einschaffung ins 
Arbeitshaus die Dauer auf 6 Monate zu bestimmen ist, 
und wurde diese Frage auch in der neueren Zeit im 
letzteren Sinne zumeist entschieden. Ferner kann für den 
Fall, dass das Verhalten des Definierten die Erwartung 
gerechtfertigt erscheinen lässt, dass der Zweck der korrek- 
tionellen Nachhaft durch eine kürzere als die festgesetzte 
Detentionszeit erreicht werde, oder dass in den Familien- 
und Erwerbsverhältnissen des Detinierten erhebliche Gründe 
liegen, die eine Abkürzung derselben wünschenswert 
machen, die Verwahrungsdauer von der betreffenden 
Polizeibehörde nach Einholung des Gutachtens der Arbeits¬ 
haus-Verwaltung, welches im Benehmen mit dem Anstalts¬ 
geistlichen zu erstatten ist, bis zur Hälfte jedoch nicht 
unter 3 Monate ermässigt werden, während bei schlechter 
Führung des Detinierten die Detentionszeit von der be¬ 
treffenden Polizeibehörde nach Anhörung der Arbeitshaus- 
Verwaltung nachträglich verlängert werden kann. 

Es kann gewiss nicht geleugnet werden, dass Müssig- 
gang, Bettel, Landstreicherei, Prostitution, Zuhälterei u.s.w. 
für die öffentliche Ordnung und Sicherheit des Staates 
äusserst gefährlich sind, und zu deren Ausrottung alles 
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Mögliche geschehen soll, weshalb denn auch schon seit 
mehreren Jahrhunderten die Strafe des Arbeitshauses be¬ 
steht, die auf der einen Seite einen erziehlichen Zweck 
haben soll, nämlich in dem der Arbeit abholden Indivi¬ 
duen durch Gewöhnung an geregeltes Leben und Arbeit 
den Sinn für Ordnung und Gesetzlichkeit und Lust und 
Liebe zur Arbeit zu wecken und zu bestärken, anderseits 
aber wohl auch auf dem Grunde basiert, die Gesellschaft, 
die sich sozusagen im Interesse ihrer Selbsterhaltung in 
Notwehr befindet, wenigstens auf eine bestimmte Dauer, 
in welcher das angestrebte Ziel erreicht werden kann, 
vor dem der Ordnung sich entgegenstellenden Auswuchs 
der bösen Elemente zu schützen und daher letztere auf 
eine gewisse Dauer aus der Gesellschaft auszumerzen und 
für diese unschädlich zu machen. 

Freilich sind es nun die Müssiggänger, Bettler, Land¬ 
streicher, Prostituierte, Zuhälter u. s. w. nicht allein, die 
die menschliche Gesellschaft bedrohen und gefährden, es 
kommen vor Allem auch diejenigen Subjekte in Betracht, 
die die öffentliche Sicherheit und Sittlichkeit noch viel 
mehr bedrohen, nämlich wiederholt rückfällige Verbrecher, 
besonders solche, die wegen Eigentums- und Sittlichkeits- 
Delikten des öfteren schon abgestraft worden sind. Deren 
Einschaffung in das Arbeitshaus nach verbüsster Gefäng¬ 
nis- oder Zuchthaus-Strafe, die einen Besserungserfolg 
nicht aufzuweisen hatten, bis zu eingetretener wirklicher 
Besserung ist schon wiederholt angeregt worden. Die Er¬ 
fahrung lehrt nun allerdings, dass rückfällige Diebe, Be¬ 
trüger u. s. w. selten mehr gebessert werden, auch nicht 
durch die empfindlichsten Gefängnis- und Zuchthaus¬ 
strafen. Es ist ja richtig, dass die bei denselben aus¬ 
gesprochenen Strafen nur eine Vergeltung und Sühne für 
die Gesetzes Verletzung darstellen, ein weiterer Zweck aber 
insbesondere der Besserung, der allerdings erst in zweiter 
Linie ins Auge zu fassen ist, nur in den allerseltensten 
Fällen erreicht werden kann, aber ebenso wahr ist es 
auch, dass die korrektioneile Nachhaft bei solchen 
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Individuen, die sich gegen die allgemeine Ordnung in noch 
flagranterer Weise auf lehnen als die Müssiggänger und 
Arbeitsscheuen aller Art, noch viel mehr angezeigt wäre. 
Indes soll diese Frage nicht weiter erörtert werden, da 
die dermalige Gesetzgebung die Anwendung dieser polizei¬ 
lichen Massregel bei solchen verbietet, soweit nidht andere 
Reate hierbei mit in Betracht kommen, welche dieselben 
zulassen. Aber das kann auch nach der geltenden Ge¬ 
setzgebung wohl mit Recht verlangt werden, dass bei 
solchen wegen Eigentums-, Sittlichkeits- und andern De- 
lekten wiederholt rückfälligen Individuen die Dauer der 
korrektionellen Nachhaft, wenn solche nach den dermaligen 
Bestimmungen zur Anwendung kommen kann, in ent¬ 
sprechender Weise bemessen werde, und wenn es sich 
auch um eine erstmalige Verwahrung im Arbeitshause 
handelt, deren Dauer nicht die Minimaldauer von sechs 
Monaten sein solle, da das Vorleben der betreffenden 
Individuen, die sich Angriffe auf die Sicherheit der Person 
und des Eigentums oder auf die öffentliche Sittlichkeit 
wiederholt erlaubten und nach verbüsster Gefängnis- oder 
Zuchthausstrafe auch nicht die mindeste Besserung an den 
Tag legten, in entsprechende Berücksichtigung genommen 
werden soll. Findet sich daher Gelegenheit, ein gegen die 
öffentliche Sicherheit und Sittlichkeit in für die allgemeine 
Rechtsordnung so gefahrdrohender Weise sich auf lehnen¬ 
des Individuum, welches wegen Müssiggangs, Bettels, 
Landstreicherei etc. der Landespolizeibehörde überwiesen 
worden ist, in ein Arbeitshaus einzuschaffen, so mache 
man von dieser Massregel nachdrücklichen Gebrauch, da 
ja erfahrungsgemäss bei solchen wiederholt rückfälligen 
Subjekten der erneute Angriff auf die öffentliche Sicher¬ 
heit oder Sittlichkeit nur eine Frage der Zeit und günstigen 
Gelegenheit ist, und behandle solche unter keinen Um¬ 
ständen glimpflicher, als die bloss wegen Müssiggangs, 
Bettels, Landstreichern u. s. w. rückfälligen Stromer und 
Taugenichtse, die zwar auch die Sicherheit und die Ord¬ 
nung gefährden aber doch nicht in dem hohen Grade, wie 
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solches bei den wegen Raubs, Diebstahls, Brandstiftung, Be¬ 
trugs, Verbrechens und Vergehens gegen die Sittlichkeit, Kör¬ 
perverletzung etc. wiederholt Rückfälligen der Fall ist, wobei 
freilich zugestanden werden muss, dass Müssiggang, Trunk¬ 
sucht und Vagabundenleben überhaupt nach und nach 
auch zu diesen Reaten führt nach dem alten Sprichwort 
„Müssiggang ist aller Laster Anfang“ und aus diesem 
Grund mit allen Mitteln bekämpft werden muss. Dieser 
Moment findet dermalen bei der Festsetzung der Ver¬ 
wahrungsdauer nicht die gebührende Berücksichtigung. 
Es muss jeder an einem Arbeitshause tätige Beamte 
bestätigen, dass in manchen Fällen vorübergehende Be¬ 
schäftigungslosigkeit und Mangel an Arbeit, nicht eigent¬ 
liche Arbeitsscheu und Müssiggang, die Ursache zur. Ein¬ 
schaffung in das Arbeitshaus bilden, und dass im Arbeits¬ 
hause ziemlich viele Individuen verwahrt sind, die sich an 
der Sicherheit der Person und des Eigentums sowie jn 
sittlicher Beziehung noch nicht vergangen haben und trotz¬ 
dem schon wiederholt und mitunter auch auf die gesetz¬ 
liche Maximaldauer von 2 Jahren verwahrt sind, während 
wiederholt wegen Raubs, Brandstiftung, Diebstahls, Betrug, 
Verbrechen gegen die Sittlichkeit, Körperverletzung etc. 
abgestrafte Individuen, wenn sie auch einmal zur Ab¬ 
wechslung in das Arbeitshaus kommen, mit der Minimal¬ 
dauer von 6 Monaten eingeschafft werden, da eben bei 
erstmaliger Einschaffung in solches diese nicht überschritten 
werden soll. 

Eine derartige Trennung der Arbeitshausfrage von 
der andern Freiheitsstrafe, sei es nun Gefängnis oder 
Zuchthaus, dürfte einem richtigen Strafvollzugssystem 
widersprechen, und darf doch unter keinen Umständen 
der nicht glimpflicher behandelt werden, der, wenn er 
auch noch nicht im Arbeitshause war, doch schon alle 
möglichen Strafanstalten hinter sich hat und die Freiheit, 
wie schon oben bemerkt, in einer ganz andern Weise 
missbraucht hat als der Müssiggänger, Bettler und Land¬ 
streicher, der — wie sich einmal ein Insasse des Arbeits- 
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hauses ausdrückte, als er die Bitte um vorzeitige Ent¬ 
lassung zu begründen suchte — eine höhere Anstalt noch 
nicht besucht hat. Diese Steigerung einer eigentlichen 
Strafanstalt zu einer höheren Anstalt ist wirklich sehr 
bezeichnend, lässt aber im Grunde sich auch nicht ab¬ 
leugnen, da auch das Vergehen oder das Verbrechen eine 
höhere Stufe im Strafsystem einnimmt als Müssiggang, 
Bettel, Landstreicherei etc. 

Auf der andern Seite muss doch aber auch berück¬ 
sichtigt werden, dass die Nebenstrafe des Arbeitshauses, 
wo neben geregelter und intensiver Beschäftigung auch 
auf strenge Zucht und Ordnung gesehen werden muss, 
keine leichtere Strafe ist als die Strafe, wie sie in einer 
Gefangenanstalt oder einem Zuchthause zum Vollzüge 
gelangt, dass sogar im Gegenteile das Arbeitshaus bei den 
meisten dem Müssiggange huldigenden Individuen noch 
mehr gefürchtet wird als die eigentliche Strafanstalt, was 
wohl seinen Grund darin haben mag, dass diese Individuen, 
welche mit Verbüssung der gerichtlich zuerkannten Haft¬ 
strafe ihre Schuld hinreichend gesühnt zu haben und daher 
ganz und gar unschuldiger Weise ins Arbeitshaus ein¬ 
geschafft zu sein glauben, mit ihrem freien zügellosen 
Leben in der Freiheit der Arbeit, die bei der korrektionellen 
Nachhaft im Arbeitshause selbstverständlich in erster Linie 
verlangt werden muss, abhold sind und solche oft mehr 
scheuen als Diebe, Betrüger u. s. w. Ein anderer Grund 
lässt sich kaum finden, denn was Zucht und Ordnung 
anlangt, so wird solche im Arbeitshause im ganzen Grossen 
gleich sein wie in den eigentlichen Strafanstalten, ebenso 
was Behandlung und Verpflegung betrifft. 

Nun kommt aber auch noch der Umstand in Betracht, 
dass nicht bloss die Einschaffung in das Arbeitshaus und 
insbesondere auch die Festsetzung der Verwahrungsdauer 
in solchem von den einzelnen Polizeibehörden in ganz 
ungleichmässiger Weise erfolgt, sondern auch die Gerichte 
die Ueberweisung an solche, d. i. die Voraussetzung der 
Einschaffung in das Arbeitshaus einmal sofort, wenn sich 
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die Möglichkeit ergiebt, das andere Mal erst nach viel¬ 
fachen Abstrafungen wegen Landstreicherei, Arbeitsscheu, 
Bettels u. s. w. aussprechen. So kommt es denn, dass je 
nach Strenge der Gerichte und der Polizeibehörden Leute, 
welche vielleicht 30 und 40 Strafen und mehr wegen 
Landstreicherei, Bettels etc. haben, zum ersten Male auf 
die Dauer von 6 Monaten im Arbeitshause sich befinden, 
andere dagegen mit diesen Vorstrafen schon zum 2., 3., 4. 
und öfteren Male auf die Dauer von 1—2 Jahren, so dass 
es nicht Wunder nehmen kann, wenn bei letzteren von 
Haus aus eine grosse Erbitterung herrscht, die sich in 
allen möglichen Verfehlungen gegen die Hausordnung 
äussert. Anderseits kommt es nicht selten vor, dass Leute, 
die schon zum 8., 9., 10. und öftern Male im Arbeitshause 
waren, neuerlich auf bloss 6 Monate oder doch verhältnis¬ 
mässig kürzere Zeit eingeschafft werden, als solche, die 
erst zum 3. oder 4. Male u. s. w. eingeschafft sind. Aller¬ 
dings ist ja in solchen Fällen, wo die Verwahrungsdauer 
zu hoch bemessen wurde, der Beschwerdeweg offen, und 
wird in manchen derselben Abhilfe getroffen, was jedoch 
in denjenigen Fällen, bei welchen die Verwahrungsdauer 
zu nieder bemessen worden, ausgeschlossen ist. 

Es soll übrigens nicht abgeleugnet werden, dass bei 
Festsetzung der Verwahrungsdauer die individuellen Ver¬ 
hältnisse so z. B. die betr. Profession oder Beschäftigung, 
welche der Einzuschaffende treibt und die je nach der 
Jahreszeit der seinerzeitigen Entlassung ihm wieder die 
Möglichkeit zum ehrlichen und redlichen Fortkommen durch 
seiner Hände Arbeit offen lassen soll, mit in Betracht zu 
kommen haben und solches auch häufig geschieht, aber 
immerhin ist die Verschiedenheit beim Ausspruch der 
Ueberweisung seitens der Gerichte dann bei wirklicher 
Einschaffung in das Arbeitshaus und insbesondere auch 
bei Festsetzung der Dauer einer solchen eine sehr grosse. 
Es wird wohl der Kichter, an den die Frage herantritt, die 
Ueberweisung an die Landespolizeibehörde auszusprechen 
oder nicht, sich sehr überlegen, die erstere Frage mit Ja 
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zu beantworten, weil er sich bewusst sein muss, dass 
6 Monate — 2 Jahre Arbeitshaus die Folge sein können, 
ja nach den bestehenden Bestimmungen, soferne die Arbeits¬ 
fähigkeit, wenn auch nur in bedingtem Masse, gegeben ist, 
sein sollen, anderseits wird aber der Fall auch nicht aus¬ 
geschlossen sein, dass der Richter, weil er über die Ein¬ 
schaffung in das Arbeitshaus selbst nicht zu entscheiden 
hat, sich über diese Frage leichter hinwegzusetzen in Ver¬ 
suchung kommen kann in der Annahme, dass der Ausspruch 
der Ueberweisung die wirkliche Einschaffung in das Arbeits¬ 
haus nicht zur unmittelbaren Folge haben müsse, da ja 
die betreffende Polizeibehörde das entscheidende Wort zu 
sprechen hat, und doch stehen dem betreffenden Ueber- 
wiesenen mitunter mancherlei Entschuldigungsgründe zur 
Seite, wie bittere Not, andauernde Geschäftslosigkeit, 
äusserst beschränkte Arbeitsfähigkeit und damit zusammen¬ 
hängende Unmöglichkeit, entsprechende Arbeitsgelegenheit 
zu finden. 

Bei dem weiteren Umstande, dass derlei Individuen 
der betreffenden Heimats- oder Aufenthaltsgemeinde mit¬ 
unter ganz bedeutende Kosten für Bekleidung, Verpflegung 
in den Krankenhäusern u. s. w. machen, liegt es auf der 
Hand, dass die betreffenden Gemeinden sich alle Mühe 
geben, um die Einschaffung von derlei Individuen in das 
Arbeitshaus — und zwar je länger desto besser — zu 
erwirken, da sie dann doch, so lange sich solche im Arbeits¬ 
hause befinden, der weiteren Sorge für dieselben ent¬ 
hoben sind. 

Diese Erwägungen dürften vielleicht dazu geeignet 
erscheinen, der schon oben gestreiften Frage hinsichtlich 
der Uebernahme der teilweisen Verpflegskosten im Arbeits- 
häuse seitens der betreffenden Gemeinden näher zu treten, 
dann aber auch zu der weiteren Frage Stellung zu nehmen, 
ob nicht auch die Gerichte, die doch unabhängiger dastehen 
als die Polizeibehörden, mehr geeignet wären, nicht bloss 
die Frage der Zulässigkeit der korrektionellen Nachhaft 
zu entscheiden, sondern auch über letztere selbst und 
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deren Dauer zu bestimmen, da sie ja auch sonst die 
Strafen — und eine solche ist die korrektioneile Nachhaft 
immerhin auch, wenn sie auch im Strafgesetzbuch als 
Nebenstrafe erscheint — festzusetzen haben. Das nötige 
Aktenmaterial steht ihnen überdies in der Kegel in viel 
reicherem Masse zur Verfügung, sie haben den betreffenden 
Delinquenten bei der Aburteilung seiner Rente vor Augen, 
während dies bei den betreffenden Polizeibehörden nur 
selten oder gar nicht der Fall ist. Hiedurch könnte dann 
auch die auszusprechende Haftstrafe wegen Landstreicherei, 
Bettels, Arbeitsscheu etc. ganz in Wegfall kommen,* und 
wäre die Untersuchungshaft nur in wenigen Fällen, die 
noch nicht ganz glatt liegen, wo z. B. die Persönlichkeit 
des Betreffenden, dessen Vorleben u. s. w. noch nicht 
genügend feststeht, noch angezeigt. Es würde dann auch 
voraussichtlich das festgesetzte Mass der Verwahrungs¬ 
dauer im Arbeitshause dem betreffenden Verschulden des 
Angeklagten mehr angepasst und diesem selbst auch dann 
mehr zum Bewusstsein gebracht, dass die vom Richter 
festgesetzte Nebenstrafe und deren Dauer im Strafgesetz¬ 
buche voll begründet sei, die nicht in der Erwägung der 
betreffenden Polizeibehörde stehe oder ihren Grund in der 
Anregung der Heimats- oder Aufenthaltsgemeinde aus 
Zweckmässigkeits- und Nützlichkeits-Interessen habe. 

Bei Festsetzung der Verwahrungsdauer wird aber 
auch weiter noch auf die ziemlich zahlreichen Fälle Rück¬ 
sicht genommen werden müssen, in welchen das abgeurteilte 
Individuum über seine Personalien falsche und unrichtige An¬ 
gaben macht aus dem Grunde, um über seine Vergangen¬ 
heit die Gerichte und Behörden zu täuschen und so die 
Einschaffung in das Arbeitshaus entweder ganz und gar 
zu hintertreiben oder doch bei schon wiederholt statt¬ 
gehabter Unterbringung im Arbeitshause das zu erreichen, 
dass die Verwahrungsdauer auf ein Mindermass festgesetzt 
werde. Kommt nun ein solches Individuum ins Arbeits¬ 
haus, so stellt sich häufig heraus, dass dasselbe einen ganz 
falschen Namen führt, im Arbeitshause, in Strafanstalten 
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u. s. w. wiederholt schon untergebracht war, und nicht 
immer wird der Beschluss der Einschaffungsbehörde, der 
doch auf unrichtigen Voraussetzungen basierte, korrigiert. 
Werden derlei Subjekte auch im Arbeitshause nicht sofort 
als frühere Gäste erkannt, so wird deren Identität oft 
nachträglich festgestellt durch Erhebungen mit den angeb¬ 
lichen Heimatsbehörden, die dann zur geeigneten Dis- 
ziplinareinschreitung gegen das betreffende Subjekt und 
oft auch zur Angabe des richtigen Namens seitens desselben 
führen. In einem solchen Falle dürfte unter allen Um¬ 
ständen der Einschaffungsbehörde zur Pflicht zu machen 
sein, ihren früheren Beschluss nach Lage der Verhältnisse 
und in Berücksichtigung des Vorlebens des unter falschen 
Namen Eingelieferten abzuändern und die Verwahrungs¬ 
dauer entsprechend zu bemessen, daneben aber die Her¬ 
beiführung der gerichtlichen Abstrafung desselben wegen 
Führung eines falschen Namens u. s. w. zu bewirken. 

Eine weitere Frage bei Festsetzung der Verwahrungs¬ 
dauer muss noch in Betracht gezogen werden, ob die nach 
den dermalen gesetzlichen Bestimmungen zulässige Maximal¬ 
dauer von zwei Jahren, die, wenn hiezu die Voraussetz¬ 
ungen gegeben erscheinen, in der Regel auch ausgesprochen 
wird, für die korrektioneile Nachhaft im Arbeitshause 
ausreichend sei und in zweckmässiger Weise von vorne 
herein bestimmt werde. 

Es bestehen in dieser Beziehung sehr geteilte An¬ 
sichten. Die Einen meinen, wer einmal Unverbesserlich 
sei, also schon wiederholt in Arbeitshäusern war, der 
gehöre, wenn er zum vierten, fünften Mal u. s w. ein¬ 
geschafft werde, unbedingt auf die Maximaldauer in das 
Arbeitshaus, damit die menschliche Gesellschaft so lange 
als möglich von einem solchen Tunichtgut befreit sei. 
Andere gehen sogar soweit in ihrer Ansicht, dass sie 
sagen, die dermalen geltende Maximaldauer von zwei 
Jahren Arbeitshaus sei bei unverbesserlichen Landstreichern, 
Bettlern, Arbeitsscheuen etc. viel zu niedrig gegriffen, sie 
solle auf drei, vier Jahre und noch länger bemessen 
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werden können, da der Zweck der korrektioneilen Nach¬ 
haft bei dergleichen Subjekten in einer früheren Zeit nicht 
erreicht werden könne. 

Gewiss wird die Mehrzahl dieser Subjekte für die 
Dauer nicht gebessert werden können, aber daraus kann 
denn doch nicht gefolgert werden, dass die Nachhaft auf 
längere Zeit erstreckt werden müsse, sonst könnte man 
schliesslich so weit kommen, einen wegen Müssiggangs 
u s. w. ins Arbeitshaus Eingeschafften gleich lebensläng¬ 
lich im Arbeitshause zu belassen, welcher Ansicht tat¬ 
sächlich schon manche Gemeinden bei Beantwortung der 
Fragebögen über die Persönlichkeit der Betreffenden Aus¬ 
druck gegeben haben. Eine gewisse Zeitgrenze für die 
Einschaffung in das Arbeitshaus muss nach dem geltenden 
Strafsystem selbstverständlich festgehalten werden, da nur 
bei den allerschwersten Verbrechen eine lebenslängliche 
Einsperrung möglich ist. Die z. Z. geltende Maximalstrafe 
von 2 Jahren Arbeitshaus bei einer späteren Reform des 
Strafgesetzbuchs weiter auszudehnen, dürfte bei den in 
Betracht kommenden Verfehlungen, die meist in Ueber- 
tretungen wegen Bettels, Landstreicherei, Arbeitsscheu 
etc. bestehen, und mit Rücksicht darauf, dass schon eine 
schwere Verfehlung gegen das Strafgesetzbuch vorliegen 
muss, wenn 2 Jahre Gefängnis oder Zuchthaus verhängt 
werden, die, was Strenge anbelangt, ja einen merklichen 
Unterschied gegenüber dem Arbeitshause auch nicht 
haben, denn doch schwerwiegende Bedenken gegen sich 
haben. Ausserdem muss doch auch dem ins Arbeitshaus 
Eingeschafften nach Umfluss der hierfür festgesetzten und 
nicht zu hoch bemessenden Dauer die Möglichkeit offen 
gelassen werden, einen arbeitsamen und den Gesetzen 
entsprechenden Lebenswandel in der Folge zu führen, wie 
solches auch dem mit schwerster Gefängnis- oder Zucht¬ 
hausstrafe belegten Missetäter möglich ist, und dürften 
die z. Z. als Maximaldauer bestimmten 2 Jahre Arbeitshaus 
als Nebenstrafe für die begangene Gesetzesübertretung 
im Vergleiche zu den andern Strafmassen wohl ausreichen. 
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Der Begriff der korrektioneilen Nachhaft bringt es 
mit sich, je nach der Führung und dem Vorleben und den 
Erwerbs- und Familienverhältnissen eine angemessene Ab¬ 
kürzung oder Verlängerung der Verwahrungsdauer ein- 
treten zu lassen, in welcher Beziehung den Verwaltungen 
der Arbeitshäuser zusteht, derartige Anträge bei der ein¬ 
schaffenden Polizeibehörde zu stellen, die solche dann zu 
verbescheiden haben. Es soll demnach den Verwaltungen 
der Arbeitshäuser in Verfolgung des Prinzips der korrek- 
tionellen Nachhaft ein gewisser Spielraum gegeben sein, 
nach unten wie nach oben eine Aenderung der Dauer 
derselben in den geeigneten Fällen in Antrag zu bringen, 
je nachdem der Zweck der korrektionellen Nachhaft schon 
vor Ablauf der ursprünglich bemessenen Strafdauer erreicht 
oder dieser Zweck mit deren Ablauf noch nicht erreicht 
erscheint, sonach eine Abkürzung oder Verlängerung oder 
keines von beiden angezeigt ist. Eine Verlängerung ist 
aber dann unter allen Umständen ausgeschlossen, wenn 
die Maximaldauer von 2 Jahren von der Einschaffungs¬ 
behörde bestimmt ist. Im Interesse der Disziplin wäre es 
daher gelegen und dem Prinzip der korrektioneilen Nach¬ 
haft entsprechend, wenn die Dauer der Verwahrung im 
Arbeitshause auf höchstens 18 Monate von der Einschaffungs¬ 
behörde bemessen werden würde, wodurch dann die 
Arbeitshaus-Verwaltung je nach der Führung des Be¬ 
treffenden im Zusammenhalte mit dessen Vorleben in die 
Lage käme, eine angemessene Verlängerung, sei es nun 
eine einmalige oder wiederholte in Antrag zu bringen, und 
die Fälle gewiss zu den Ausnahmen zählen würden, wo 
der wie bisher in das Arbeitshaus auf die Maximaldauer 
von 2 Jahren Eingeschaffte eine über alle Massen schlechte 
Führung sei es nun am Anfänge oder zum Schlüsse an 
den Tag legt in dem Bewusstsein, dass eine Verlängerung 
ja doch nicht Platz greifen kann. Gerade bei der korrek¬ 
tioneilen Nachhaft sollten aber diese Erwägungen im 
Interesse des Zweckes der Besserung des Detenten stets 
im Vordergründe stehen, und ist ja auch bei ihr allein 
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eine solche Verlängerung der Nebenstrafe, die das Straf¬ 
gesetzbuch sonst nicht kennt, statthaft, weil eben der 
Besserungszweck in allererster Linie massgebend ist. 

18 Monate Arbeitshaus aber dürften an und für sich 
als Nebenstrafe für die begangene Gesetzesverfehlung 
wohl ausreichend erscheinen, und fügt sich der Ein¬ 
geschaffte 18 Monate lang der Ordnung im Hause und ist 
er währeud dieses Zeitraums fleissig, willig und gehorsam, 
dann sollte ihm auch wieder Gelegenheit gegeben werden* 
zu zeigen, ob er ein nützliches und taugliches Mitglied der 
menschlichen Gesellschaft geworden und in der ihm zu 
Teil werdenden Freiheit auf ehrliche und redliche Weise 
durch seiner Hände Arbeit sein Fortkommen suche. 

Lässt aber der in das Arbeitshaus eingeschaffte Detent 
während seiner Verwahrung dortselbst keinerlei Besserung 
erkennen, fügt sich derselbe in keiner Weise der Ordnung 
und Zucht oder lässt es derselbe auch im Arbeitshause 
an Lust und Liebe zur Arbeit fehlen, dann soll auch der 
Verw altung das Recht eingeräumt sein, eine Verlängerung 
und zwar äussersten Falls bis zu zwei Jahren bei der ein¬ 
schaffenden Behörde in Antrag zu bringen, und soll hievon 
auch unbedingt in allen derart gelagerten Fällen Gebrauch 
gemacht werden. 

An der Bestimmung, dass bei fortgesetzt guter Führung 
und andauerndem Fleisse im Arbeitshause bis zur Hälfte 
der festgesetzten Verwahrungsdauer, jedoch nicht unter 
3 Monaten nachgelassen werden könne, dürfte festgehalten 
werden, wobei selbstverständlich alle hiebei in Betracht 
kommenden Verhältnisse reiflich mit erwogen werden 
müssen, insbesondere auch das Vorleben des Betreffen¬ 
den. So dürfte insbesondere die Frage der vorzeitigen 
Entlassung bei einem wegen Raubs, Brandstiftung, Dieb¬ 
stahls, Betrugs, Sittlichkeitsvergehens, Körperverletzung 
u. s. w. wiederholt Rückfälligen besonders strenge zu prüfen 
sein, einmal weil eine Besserung bei solchen in der Regel 
ausgeschlossen ist, dann aber auch, weil dergleichen Sub¬ 
jekte die öffentliche Sicherheit der Person und des Eigen- 
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tums sowie die öffentliche Sittlichkeit immer wieder ge¬ 
fährden, und die gute Führung im Arbeitshause allein noch 
keine hinreichende Gewähr für nachhaltige Besserung in 
der Freiheit nach den gemachten Erfahrungen zu geben 
vermag, es daher angezeigt erscheint, dass solche im In¬ 
teresse der öffentlichen Sicherheit und Sittlichkeit eine 
geraume, schon von Haus aus auf etwa 12 Monate zu be- 
messende Zeit im Arbeitshause, woselbst sie an Zucht 
und Ordnung und geregelte Beschäftigung gewöhnt werden 
sollen, zurückgebalten werden, damit sie, wenn sie in die 
Freiheit zurückkehren, sich einer ordentlichen Lebens¬ 
weise befleissen und sich hüten, aufs Neue mit der 
menschlichen Gesellschafts-Ordnung in Konflikt zu kommen. 

Dagegen dürfte eine vorzeitige Entlassung aus dem 
Arbeitshause solchen eher zuteil werden können, deren 
Vorleben weniger getrübt ist und die im Arbeitshause sich 
im allgemeinen gut geführt haben und sei es durch Hilfe 
ihrer Verwandten und Angehörigen oder durch Verwen¬ 
dung Dritter eine bestimmte Arbeitsgelegenheit in der 
Freiheit zu erwarten haben. Ihnen dürfte, wie dies ja 
auch bei der im Strafgesetzbuch vorgesehenen Bestimmung 
der vorläufigen Entlassung der Fall ist, Gelegenheit zu 
geben sein, sich aus dem Abgrunde, in den sie teils mit, 
teils ohne ihre eigene Schuld sei es durch schlechte Er¬ 
ziehung oder sonstige missliche Verhältnisse geraten 
sind, wieder emporzuheben. Und wenn auch nicht alle 
Versuche gelingen, sie wieder zu ordentlichen und taug¬ 
lichen Mitgliedern der menschlichen Gesellschaft zu 
machen, einiger Erfolg steht doch bei manchen solcher 
Gefallenen in Aussicht, und schon um dieser Einiger 
willen, die noch gerettet werden, dürfte es sich empfehlen, 
denselben nicht von vornherein jede Möglichkeit sich zu 
bessern, abzuschneidenj um so weniger, als es sich meist 
um Individuen handelt, deren Willenskraft gegenüber den 
Lockungen der Aussenwelt durch die Macht der Gewohn¬ 
heit eine wenig widerstandsfähige ist, bei welchen es sich 
meist gerade in der ersten Zeit nach der Entlassung aus 
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dem Arbeitshause darum handelt, dass ihnen seitens ihrer 
Angehörigen oder sonstiger aufopferungsfähiger Wohltäter 
der menschlichen Gesellschaft oder der Vorsorge vereine 
für Entlassene unter die Arme gegriffen werde. 

Unter allen Umständen aber dürften die einschaffen- 
den Behörden angewiesen werden, derartigen von Seite 
der Arbeitshaus-Verwaltung gestellten Anträgen auf Ab¬ 
kürzung mit Wohlwollen entgegenzukommen und sie nicht 
von kurzer Hand abzuweisen, weil möglicherweise doch 
wieder Rückfall zu erwarten stehe; denn erstlich wird ja 
auch die Arbeitshaus-Verwaltung derartige Gesuche einer 
strengen Prüfung unter billiger Rücksichtnahme auf alle 
Verhältnisse unterziehen, zum zweiten aber der guten 
Führung im Arbeitshause doch auch Rechnung zu tragen 
sein, da gerade bei der korrektionellen Nachhaft auf 
das Moment der Besserung Rücksicht zu nehmen ist. 

Trifft aber die Voraussetzung der vorzeitigen Ent¬ 
lassung, dass das betreffende Individuum, das im Arbeits¬ 
hause sich in jeder Beziehung gut geführt und fleissig 
gearbeitet hat, auch in der Freiheit sich gebessert zeigt, 
nicht zu, ist dasselbe nach wie vor in der Freiheit, dem 
Mtissiggang und sonstigen Lastern wieder ergeben, so 
kann ja, wie dies auch jetzt schon geschieht, die vorzeitige 
Entlassung widerrufen und dasselbe wieder in's Arbeits¬ 
haus zurückgeschafft werden zur Erstehung des Straf¬ 
restes, in welcher Beziehung allerdings für diesen Fall* 
eine bestimmte Zeitdauer vorgesehen werden müsste. 
Indes könnte hiervon auch ganz und gar abgesehen 
werden, weil, wenn der erstrebte Besserungszweck nicht 
erreicht ist, in nicht gar ferner Zeit der Richter wieder 
in die Lage kommen wird, die Ueberweisung an die Lan¬ 
despolizeibehörde wegen irgend eines Reates nach dem 
Gesetze auszusprechen, und dann die Einschaffungsfähig¬ 
keit für das Arbeitshaus wiederholt gegeben erscheint. 

Unter 6 Monaten bei Bemessung der Verwahrungs¬ 
dauer zu bestimmen, empfiehlt sich gleichfalls nicht mit 
Rücksicht auf das Prinzip der korrektioneilen Nachhaft 
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Für’s erste wird eine länger dauernde Verwahrung im 
Arbeitshause in den meisten Fällen aus dem Grunde nötig 
sein, um den erziehlichen Einfluss auf das betreffende 
Individuum ausüben zu können, zum zweiten soll auch 
da der Verwaltung des Arbeitshauses die Möglichkeit 
offen gehalten werden, in einzelnen hierzu geeigneten 
Fällen bei guter Führung und vorher erreichter oder viel¬ 
mehr anzunehmender Besserung und noch nicht besonders 
getrübter Vergangenheit eine Abkürzung bis zu höchstens 
drei Monaten in Antrag zu bringen, wie derselben auch 
im entgegengesetzten Falle ein solcher auf entsprechende 
Verlängerung zustehen soll. Für alle Fälle also soll die 
Bemessung der Verwahrungsdauer bei der korrektionellen 
Nachhaft in der Weise erfolgen, dass dem zu verwahren¬ 
den Individuum einerseits ein Ansporn gegeben ist, durch 
gute Führung, anhaltenden Fleiss und Eifer bei der Arbeit, 
Unterordnung seines Willens unter die Hausordnung und 
Gehorsam womöglich eine vorzeitige Entlassung zu er¬ 
wirken, und ihm hierdurch zum Bewusstsein kommt, dass 
Ordnung und Zucht und Arbeit wie in dem Arbeitshause 
auch für das Leben in der Freiheit mit der übrigen 
menschlichen Gesellschaft die Grundbedingungen sind, 
unter welchen der einzelne wie die Gesellschaft bestehen 
und gedeihen ‘ kann, andererseits aber ihm jederzeit vor 
Augen schweben muss, dass er, wenn er sich nicht der 
*Zucht und Ordnung unterwirft und' faul und träge bei der 
Arbeit ist, eine erkleckliche Zeit länger im Arbeitshause 
belassen werden kann und so von der menschlichen Ge¬ 
sellschaft, mit der zusammenzuleben er in seinem und im 
Interesse der Menschheit als noch nicht tauglich und 
würdig befunden worden ist, wenigstens eine geraume Zeit 
ausgeschlossen bleibt. 

Als massgebende Grundsätze für die Dauer der kor¬ 
rektionellen Nachhaft wären etwa folgende zu empfehlen: 

1. Die korrektionelle Nachhaft ist von der Landespolizei¬ 
behörde, die dermalen darüber zu bestimmen hat, 
unter Rücksichtnahme auf die etwaigen Militärpflichts- 
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Verhältnisse, die selbstverständlich eine solche aus- 
schliessen, in der Dauer von 6 bis 18 Monaten vor¬ 
behaltlich einer nachträglichen Abkürzung bis zur 
Hälfte und einer nachträglichen Verlängerung bis zu 
24 Monaten zu bemessen. 

2. Soferne es sich um die Einschaffung von Individuen 
handelt, die infolge körperlicher oder geistiger Ge¬ 
brechen oder vorgeschrittenen hohen Alters nur teil¬ 
weise und in hohem Masse beschränkt arbeitsfähig 
sind, soll die Dauer der Einschaffung in das Arbeits¬ 
haus 12 Monate niemals übersteigen dürfen, und 
womöglich darauf Bedacht genommen werden, dass 
dieselben in einem Asyl, Siechenhaus, einer Blöden¬ 
anstalt u. s. w. dauernde Unterkunft finden. 

3. Ist ein in das Arbeitshaus Eingeschaffter durch Krank¬ 
heit arbeitsunfähig geworden, und steht eine regel¬ 
mässige Arbeitsfähigkeit während der Dauer der 
Verwahrung nicht mehr in Aussicht, so dass der 
Zweck der Verwahrung im Arbeitshause nicht mehr 
erreichbar erscheint, so ist auf Antrag der Verwaltung 
von der Einschaffungsbehörde die sofortige Entlassung 
und das sonst nach Sachlage Geeignete zu verfügen. 
Ueber eine allenfallsige Wiedereinschaffung bei etwa 
erfolgter Wiederherstellung ist von der betreffenden 
Polizeibehörde neuerlich Beschluss zu fassen. 

4. Die Bemessung der Dauer bei körperlich wie geistig 
rüstigen und arbeitsfähigen Individuen ist mit Rück¬ 
sicht auf das Vorleben und den Zeitraum seit Ver- 
büssung der letzten korrektionellen Nachhaft zu 
bestimmen und hiebei insbesondere auf den höheren 
oder minderen Grad der Gefährlichkeit des betreffenden 
Individuums für die öffentliche Sicherheit der Person 
wie des Eigentums und für die öffentliche Sittlichkeit 
Bedacht zu nehmen. 

5. Bei erstmaliger Einschaffung in das Arbeitshaus ist 
die Dauer auf 6 Monate zu bemessen, wenn das 
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betreffende Individuum bisher nur Polizeistrafen 
wegen Bettels, Landstreicherei, Arbeitsscheu, Nicht¬ 
befolgung eines Arbeitsauftrages u. s. w. verwirkt 
hat oder die von ihm in den letzten 5 Jahren ver¬ 
wirkten Strafen wegen Vergehens und Verbrechens 
wider die öffentliche Sicherheit und Sittlichkeit die 
Dauer von 12 Monaten weder im einzelnen noch in 
ihrer Gesamtberechnung überschritten haben. 

Ebenso soll die Einschaffungsdauer nur 6 Monate 
betragen, wenn seit der letzten Entlassung aus einem 
Arbeitshause oder seit Verbüssung von gerichtlichen 
die Dauer von 12 Monaten weder im ganzen noch 
im einzelnen übersteigenden Strafen wegen eines gegen 
die öffentliche Sicherheit oder Sittlichkeit gerichteten 
Vergehens oder Verbrechens mindestens 5 Jahre ver¬ 
flossen sind. 

6. Bei wiederholter Einschaffung in das Arbeitshaus, 
die vor Ablauf von 5 Jahren seit der letzten Ent¬ 
lassung aus einem Arbeitshause erfolgt, ist die Dauer 
der Verwahrung jedes mal um 3 Monate höher zu 
bemessen, jedoch nicht über die Dauer von 18 Monaten 
hinaus. 

7. Individuen, welche für die öffentliche Sicherheit der 
Person wie des Eigentums, dann für die öffentliche 
Sittlichkeit besonders gefährlich sind und in den 
letzten 5 Jahren wegen solcher Vergehen oder Ver¬ 
brechen bereits über 12 Monate, sei es nun Gefängnis 
oder Zuchthaus, im ganzen oder im einzelnen erstanden 
haben, sind für das erste mal sofort auf 12 Monate 
in das Arbeitshaus einzuschaffen und bei wiederholter 
Einschaffung um 3 Monate höher, bis die Dauer von 
18 Monaten erreicht ist, wobei Ziffer 5 in analoge 
Anwendung zu kommen hat. 

8. Die Verwahrungsdauer kann bei anhaltendem Fleiss 
und fortgesetzt guter Führung des Verwahrten im 
Arbeitshause und nicht zu sehr getrübtem Vorleben 
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desselben auf Antrag der Verwaltung des Arbeits¬ 
hauses seitens der einsehaffenden Behörde bis zur 
Hälfte der ursprünglich bestimmten Verwahrungs¬ 
dauer, jedoch nicht unter 3 Monaten, nachträglich 
ermässigt werden, wobei insbesondere auch auf die 
Familien- und Erwerbsverhältnisse des Detenten, denen 
derselbe nach der Entlassung entgegengeht, Rücksicht 
zu nehmen ist. 

9. Dagegen kann bei fortgesetzt schlechter Führung des 
im Arbeitshause Verwahrten auf Antrag der Ver¬ 
waltung desselben die ursprünglich zuerkannte Ver¬ 
wahrungsdauer von seiten der einschaffenden Behörde, 
sei es nun in ganzen oder in einzelnen Abschnitten, 
bis auf die Maximaldauer von 24 Monaten nach¬ 
träglich verlängert werden. 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Wie ist dieBeschäftigung der jugend¬ 
lichen Gefangenen zu gestalten, wenn 
aus derselben für diese ein dauernder 
Nutzen nach der Entlassung entspringen 
soll. 

Von Staatsanwalt Dr. August Nemanitsch, Marburg in Steiermark. 


Bei der Erörterung der Frage, „wie die Beschäftigung 
der jugendlichen Gefangenen zu gestalten sei, wenn aus 
derselben für diese ein dauernder Nutzen nach der Ent¬ 
lassung entspringen soll“ ist zuforderst die Vorfrage, was 
man unter einem jugendlichen Gefangenen zu verstehen 
habe, zu lösen, und dann erst zu ergründen, in welcher 
Art vorzugehen sei, um das gesteckte Ziel zu erreichen. 

Uns interessiert nur der Standpunkt, den hiebei die 
deutsche .und österreichische Strafgesetzgebung einnehmen. 

Nach § 55 des Strafgesetzbuches für das deutsche 
Reich kann derjenige, welcher bei Begehung der strafbaren 
Handlung das 12. Lebensjahr nicht vollendet hat, wegen 
desselben nicht strafrechtlich verfolgt werden. 

In Oesterreich ist dieser Fixpunkt das 10. Lebensjahr. 
Der § 237 des Strafgesetzes verfügt nämlich, dass die straf¬ 
baren Handlungen, die von Kindern bis zum vollendeten 
10. Lebensjahre begangen werden, bloss der häuslichen 
Zucht zu überlassen sein. 

Während nun das deutsche Strafgesetz (§§ 56 und 57) 
für die Zeit vom vollendeten 12. bis zum vollendeten 
18. Lebensjahre den Unterschied macht, ob der Delinquent 
bei Begehung der strafbaren Handlung die zur Erkenntnis 
ihrer Strafbarkeit erforderliche Einsicht nicht besass oder 
über sie schon verfügte, und im ersteren Falle Zwangs- 
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erziehung, sei es in der Familie, sei es in Erziehungs¬ 
oder Besserungsanstalten eintreten lässt und nur im letzteren 
Falle den Uebeltäter nach verminderten Massen auch 
bestraft, macht das österreichische Strafgesetz diesen Unter¬ 
schied äusserlich nicht, supponiert aber bei Kindern zwischen 
dem angehenden 11. und vollendetem 14. Lebensjahre eine 
verminderte Einsicht (§§ 237, 269 und 270) überlässt die 
Ahndung von Vergehen und Uebertretungen der Zucht der 
Familie oder politischen Behörde und straft Verbrechen 
aller Art nur als Uebertretungen mit Verschliessung an 
einem abgesonderten Verwahrungsorte in der Dauer von 
einem Tage bis zu sechs Monaten. 

Nach der deutschen .Strafgesetzgebung haben daher 
die jugendlichen Gefangenen zum mindesten das 13., nach 
der österreichischen zum mindesten das 15. Lebensjahr 
begonnen. 

Es ist zwar in letzterem Gesetze ausgesprochen, dass 
Kinder mit dem Beginn des 11. Lebensjahres gerichtliche 
Gefangene werden können, allein de facto kommen die¬ 
selben für die vorliegende Frage nicht in Betracht, weil 
einesteils die in der Praxis zugemessenen Strafen von so 
geringer Dauer sind, dass von einer wirksamen Behandlung 
derselben überhaupt nicht die Rede sein kann, andernteils 
die Absonderung in Arresten stattfindet, in welchem für 
irgend eine Erziehung nichts vorgekehrt werden kann. 
In Deutschland verordnet das Strafgesetz selbst im Schluss¬ 
sätze des § 57, dass die jugendlichen Uebeltäter, also Per¬ 
sonen, die nach Vollendung des 12. und vor Beg-inn des 
19. Lebensjahres mit der erforderlichen Einsicht eine straf¬ 
bare Handlung begangen haben, die Freiheitsstrafe in 
besonderen, zur Verbüssung von Strafen jugendlicher 
Personen bestimmten Anstalten oder Räumen zu vollziehen 
haben. 

In Oesterreich wurden im Verordnungswege sogenannte 
„Jugendabteilungen “ geschaffen und verfügt, dass in die¬ 
selben solche Sträflinge aufgenommen werden, welche 
bestimmte sittliche Eignungen besitzen und ihre Frei- 
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heitsstrafen vor Zurücklegung des 24. Lebensjahres 
vollenden. 

Darnach haben wir es also in beiden Gebieten mit 
Personen zu thun, welche sich in einem Alter befinden, 
in welchem eine entsprechende Erziehung entweder ganz 
neu begonnen, oder eine bereits begonnene fortgesetzt und 
vollendet werden kann. 

Festzuhalten ist vor Allem, dass gegenüber nicht 
verurteilten Korrigenden der jugendliche Gefangene vor- 
bezeichneter Art sich in Strafe befindet, dass ihm daher 
aus diesem Titel in erster Linie die Anhaltung im Gefäng¬ 
nisse als ein empfindliches Uebel zu Bewusstsein gebracht 
und dann erst seine Erziehung, ins Auge gefasst werden 
muss. 

Bei Realisierung des letzteren Zweckes soll demnach 
Alles fern gehalten werden, was seiner Behandlung den 
Charakter eines behaglichen Daseins oder gar des Ver¬ 
gnügens aufprägen könnte. 

Die Strafanstalt darf aber auch aus sozialpolitischen 
Erwägungen nicht mehr thun, als unbedingt notwendig 
ist, also nicht auf Staatskosten für gefallene Kinder eine 
höhere Erziehung anstreben, als sich unbeanstandete 
Kinder armer Eltern in der Freiheit verschaffen können. 

Der Urgrund des Delinquierens ist bei der Jugend in 
der mangelhaften Erziehung zu suchen. 

Der Begriff Erziehung ist in der generellsten Bedeu¬ 
tung zu fassen. Soll daher ein Rückfall, unter welchem 
der Jugendliche und die Allgemeinheit zu leiden haben, 
verhütet werden, so muss dem genannten Mangel abge¬ 
holfen, der Jugendliche durch Erziehung der Besserung 
zugeführt werden. 

Diese kann aber nur durch unermüdliche geistige 
und körperliche Arbeit erzielt werden. 

Wenn auch nicht bestritten werden kann, dass ge¬ 
wisse geistige oder körperliche Veranlagungen auf die 
Entwicklung des Kindes einwirken, dass also böse Keime 
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schon vorhanden sein können, so ist es doch zweifellos 
richtig, dass dieselben erst infolge äusserer Veranlassungen 
in die Erscheinung treten und durch solche auch gute 
Anlagen in schlimme verkehrt werden können. 

Dieser Erreger liegt bei den Kindern im Müssiggange. 

In minderem Masse macht sich derselbe auf dem flachen 
Lande, als in grossen Städten und in Industriezentren 
geltend, daher liefern auch diese das bedeutendere Kon¬ 
tingent an jugendlichen Verbrechern. Während auf ersterem 
die Eltern ihre Kinder von Jugend auf in den verschiedenen 
Zweigen der Landwirtschaft, teils selbständig, teils als 
Hilfskräfte unter ihrer persönlichen Aufsicht verwenden 
können, sind in den letzteren die Eltern vielfach ge¬ 
zwungen, ausserhalb des Hauses ihrem Erwerbe nach¬ 
zugehen, weshalb die unbeaufsichtigten Kinder sich dem 
süssen Nichtstun ergeben und auf die abschüssige Bahn 
des Lasters geraten. 

Die erste Aufgabe der Strafanstalt ist daher, die 
Scheu vor der Arbeit zu brechen, was bei einem jugend¬ 
lichen noch schmiegsamen und biegsamen Gemiite sicher 
zu erreichen ist. Da diesen Müssiggängern zumeist die 
gewöhnlichsten Begriffe der notwendigen Behandlung des 
eigenen Körpers mangeln, werden sie zuerst in der Pflege 
und Keinigung desselben zu unterweisen und dann zu den 
mannigfaltigsten häuslichen Arbeiten als da Holzspalten, 
Kohlentragen, Auskehren der verschiedenen Anstalts¬ 
räume, Hilfeleistungen in der Küche und dergleichen 
mehr sind, zu verwenden sein. Sie gewöhnen sich dadurch 
ans Arbeiten, werden in stetem Atem erhalten und hier¬ 
durch auf Schwereres vorbereitet. 

Diese Verrichtungen können in den frühesten Morgen¬ 
stunden vorgenommen werden, spannen nicht ab und nehmen 
so geringe Zeit in Anspruch, dass sie die eigentliche später 
zu besprechende Tätigkeit, mit der sie auch Hand in 
Hand gehen können, nicht beeinflussen. 

Haben derartige jugendliche Verbrecher noch keinen 
Schulunterricht genossen, so ist derselbe sofort nach Art 

Digitized by Google 3 * 



232 


und Ausbau des Normalsehulunterriehtes auf religiöser 
Basis einzuleiten. 

Allein auch bei solchen, welche ihn bereits durch - 
gemacht haben, wird er zumeist so lückenhaft sein, dass 
auch für dieselben die Beiziehung unerlässlich ist. 

Dieser Unterricht muss unter steter Bedachtnahme 
auf die Qualität der Schüler vom Lehrer und Seelsorger 
der Anstalt derart eingerichtet werden, dass neben den 
Lehrzielen immer der Besserungszweck in Betracht ge¬ 
zogen, den jugendlichen Verbrechern daher durch kluge 
Ermahnungen, Vorführung von aneifernden Beispielen und 
geschickte Ausmalung des Wertes redlicher Lebenswege, 
Liebe zur Arbeit und Abscheu vor dem Verbrechen ein¬ 
geimpft werde. Der eben geschilderten Erziehung soll 
jeder jugendliche Gefangene zugeführt, damit darf sich 
aber nicht begnügt werden, sondern es muss jeder noch 
ein Handwerk lernen oder das in der Freiheit begonnene 
oder erlernte fortüben. 

Auch der Begriff Handwerk, das ebenfalls in die Er¬ 
ziehung einzureihen ist, muss im weitesten Sinne genommen 
werden. Dabei sind alle jugendlichen Gefangenen in zwei 
Gruppen zu scheiden, in Provenienzen aus Landwirtschafts¬ 
gebieten und in solche aus Städten und Industriebezirken. 

Erfahrungsgemäss sind Personen im Alter der jugend¬ 
lichen Gefangenen, welche bishin nicht mit landwirtschaft¬ 
lichen Arbeiten befasst waren, für solche nicht mehr 
geeignet, sie bleiben daher für das Handwerk engerer 
Bedeutung. 

Bei dem gefährlichen Abströmen von Arbeitskräften 
aus dem flachen Lande in die Städte, in welchen un¬ 
zufriedenes Proletariat in ungemessener Weise sich aufstaut, 
wäre es schon vom sozialen Gesichtspunkte aus bedenklich, 
aus Landwirtschaftsarbeitern Handwerker zu machen und 
so von staatswegen solche Elemente zu mehren. Allein 
dieses wäre auch nicht im Interesse des Jugendlichen 
gelegen. 
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Derselbe würde hierdurch aus zwar einfachen, aber 
gesunden Verhältnissen gerissen, in welchen er bei dem 
grossen Mangel .an Arbeitskräften immer in genügender 
Weise sich sein Brod verdienen kann. 

Die Strafanstalt ist ja auch in der Lage, in zweifacher 
Richtung solchen Jugendlichen eine bessere Zukunft zu 
sichern. 

Einesteils können denselben durch Werkmeister oder 
selbst durch die Anstaltslehrer die Erfahrungen der modernen 
Wissenschaft und Praxis bei Behandlung und Verwertung 
der Produkte des Bodens, sowie der Gebrauch und die 
Handhabung von Maschinen beigebracht und dieselben 
hiedurch in der Freiheit in den Stand gesetzt werden, im 
eigenen Besitztume oder jenem der Dienstgeber durch 
intensivere Bewirtschaftung sich höheren Wert oder grössere 
Lohnbezüge zu verschaffen. 

Andernteils erfordert der Landbau mit seinen Zweigen, 
der Viehwirtschaft, der Obstkultur, des Weinbaues etc. 
viele Handfertigkeiten, die einen Handwerksunterricht 
voraussetzen. 

Hierauf kann bei der Ausbildung dieser Jugendlichen 
gesehen und ihnen die Befähigung gegeben werden, sich 
von Handwerkern unabhängig zu stellen, die in entlegenen 
Gegenden meist gar nicht oder nur mit grossen Kosten 
zu beschaffen sind. 

Bei der zweiten Gruppe der Jugendlichen liegt die 
Schwierigkeit in der Wahl des Handwerkes. 

Nach dem oben aufgestellten Grundsätze soll dasselbe 
kein solches höherer Gattung sein. 

Auch darf es nicht zu Betrieben gehören, die eine 
zu grosse Vielseitigkeit erheischen. 

Gegen die Uebung beider sprechen auch finanzielle 
Bedenken und der Umstand, dass der Jugendliche nur 
einseitig ausgebildet und deshalb an bestimmte Ärbeits- 
bezirke gebunden würde. Andererseits wäre es wieder 
Zeitverschwendung, die Jugendlichen mit Papparbeiten, 
Besenbinden, Strohmattenflechten und dergleichen einfachen 
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Manipulationen zu belasten — derlei taugt lediglich für alte 
Verbrecher, bei denen die Arbeit Selbstzweck ist. 

Zu empfehlen sind also einzig und allein die ge¬ 
bräuchlichsten, in sich abgeschlossenen, überall nötigen 
Handwerke, die zur Befriedigung der täglichen Bedürfnisse 
von Haus und Menschen dienen. 

Von denselben sollen beispielsweise die Handw r erke 
des Schneiders, Schuhmachers, Webers, Schreiners, Zimmer¬ 
manns, Schlossers, Schmiedes, Buchbinders aufgeführt 
werden. Hatte der Jugendliche ein solches bisher nicht 
gelernt, so ist bei der Bestimmung auf dessen geistige 
und körperliche Eignung, dann auch bis zu einem gewissen 
Grade auf dessen Neigung Rücksicht zu nehmen. 

Wird das von ihm bereits begonnene oder schon 
erlernte Handwerk in der Strafanstalt nicht betrieben, so 
ist er einem verwandten zuzuführen oder in Ermanglung 
dessen wie jeder andere Neuling zu behandeln. 

Nach diesen Prinzipien werden daher die Jugend¬ 
lichen weiblichen Geschlechtes im Kochen, Waschen, 
Bügeln, allen Näharbeiten, insbesondere im Maschinen - 
nähen ausgebildet. 

Zur Erlernung eines Handwerkes wird in der Freiheit 
in der Regel ein Zeitraum von 3—4 Jahren angesetzt. 

Dies darf eine Strafanstaltsverwaltung jedoch nicht 
abschrecken, auch kurzzeitige Sträflinge im besprochenen 
Sinne auszubilden. 

Es ist dabei nicht zu übersehen, dass der Lehrling 
in der Freiheit eine Menge Zeit mit Nebenarbeiten in der 
Familie des Meisters verzettelt, die mit seinem eigent¬ 
lichen Berufe nichts zu thun haben. 

In der Strafanstalt konzentriert sich seine ganze 
Tätigkeit und Aufmerksamkeit auf sein Handwerk, er 
kann es daher bei einer geschickten Leitung des Werk¬ 
meisters in demselben soweit bringen, dass er auf dem 
Begonnenen in der Freiheit weiterbauen kann. 

Dieser Handwerksunterricht muss daher auch so 
beschaffen sein, dass er der Wirklichkeit entspricht, also 


Digitized by 


Google 



— 235 


nicht Schul- sondern Werkstattsunterricht ist und seine 
Produkte einen wirklichen Verkehrswert besitzen. 

Ist nun bei der zunehmenden Verrohung der Jugend 
und der erschreckenden Vermehrung der jugendlichen 
Verbrecher, die bei mangelnder Besserung eine konstante 
Rückfallsziffer geben, die Ueberzeugung unabweisbar, dass 
durch Erziehung zur Besserung geschritten werden müsse, 
so kann der Kostenpunkt auch kein Hemmnis bilden. 

Es werden daher Gefangenhäuser für Jugendliche, 
mit entsprechenden Grundkomplexen und den nötigen 
Arbeitsbetrieben eingerichtet und hier Einwände von Ge¬ 
werbetreibenden im Hinblicke auf den grossen, der All¬ 
gemeinheit und nicht bloss den Sträflingen zugute kommen¬ 
den Endzweck zurückgewiesen werden müssen. 

Die Art der Verwertung der Produkte ist nach der 
Fassung der 3. Frage nicht zu besprechen, und gelange 
ich darnach auf Grund der vorstehenden Ausführungen zu 
folgenden 


Konklusionen: 

1. Jeder jugendliche Gefangene muss in den Elemen¬ 
ten des Volksschulunterrichts unterwiesen werden; 

2. Jugendliche, ländlicher Abstammung, werden in 
allen landwirtschaftlichen Arbeitszweigen und ein¬ 
schlägigen damit zusammenhängenden Handfertig¬ 
keiten beschäftigt und unterrichtet; 

3. Alle übrigen Jugendlichen männlichen Geschlechts 
lernen ein einfaches, in sich abgeschlossenes 
überall gangbares Handwerk, jene weiblichen Ge¬ 
schlechtes Kochen und alle weiblichen Hand¬ 
arbeiten. 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Wie ist die Beschäftigung der jugend¬ 
lichen Gefangenen zu gestalten, wenn aus 
derselben für diese ein dauernder Nutzen 
nach der Entlassung entspringen soll? 

Von Anton Marcovich, k. k. Oberdirektor der Strafanstalt Graz, 
k. und k. Oberleutnant a. D. 


Der Endzweck der Bestrafung jugendlicher Verbrecher 
soll unbedingt die Besserung sein. Dieselbe kann aber 
nur durch entsprechend geregelte Institutionen angebahnt 
werden, welche ganz verschiedenartig vom bisherigen 
Systeme und vor allem verschieden vom bisherigen Straf¬ 
vollzüge gestaltet sein müssen; denn die Zahl der jugend¬ 
lichen Verbrecher zeigt in den meisten Staaten eine 
beständige Zunahme. 

Deshalb beschäftigt man sich auch in Oesterreich in 
neuerer Zeit mit dieser Frage wieder intensiver, nachdem 
dieselbe im laufenden Jahre (1902) sowohl im Herrenhause 
als auch im Abgeordnetenhause in Diskussion gezogen 
worden ist und der Budget-Ausschuss des Abgeordneten¬ 
hauses folgende Resolution gefasst hat: 

„Die Regierung wird aufgefordert nach Möglich¬ 
keit in sämtlichen Strafanstalten mit der Errichtung 
von Jugendabteilungen vorzugehen und zugleich 
tunlichst dafür Vorsorge zu treffen, dass auch 
jugendliche Sträflinge aus den Gerichtsgefängnissen 
in diese Abteilungen überstellt werden“. 

Infolge dessen hat das Justizministerium mit Ver¬ 
ordnung vom 9. Mai 1902 die Männerstrafanstalt in Göllers¬ 
dorf bei Wien ausschliesslich zum Strafvollzüge an jugend¬ 
lichen Verbrechern bestimmt und beschäftigt man sich 
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weiters mit der Frage, an allen Männerstrafanstalten 
Jugendabteilungen zu organisieren. 

Die Versuche, welche man in Oesterreich zwecks 
Besserung jugendlicher Verbrecher durch die Schaffung 
von zwei kleinen Jugendabteilungen x ) und zwar an den 
Männerstrafanstalten in Prag und Marburg seit dem Jahre 1889 
gemacht hat, waren schon zum Teile so gelungen, dass 
sie zum Ausbaue dieser Institution, wenn auch mit manchen 
Verbesserungen, dringend anregen mussten. 

Dass der Effekt des Strafvollzuges in diesen beiden 
Jugendabteilungen ein günstiger war, ist zum grossen 
Teile der erziehlichen Beschäftigung der Sträflinge zu 
danken; diesbezüglich verweise ich auf die Darlegungen 
in meinem Buche: „Das Gefängniswesen in Oesterreich“. 

Unter dem Worte „Beschäftigung“ verstehe ich jedoch 
nicht nur die von den Gefangenen zu leistende physische 


*) Es werden in dieselben nach speziellen Nonnen für gewählte 
jugendliche Verbrecher vom 14. Lebensjahre an zur Strafverbüssung 
eingeliefert, welche die über sie verhängte Freiheitsstrafe vor Zurück¬ 
legung des 24. Lebensjahres beenden. 

In die Männerstrafanstalt Göllersdorf sind, und zwar ohne 
Unterschied des Glaubensbekenntnisses, die von den Gerichtshöfen 
in Niederösterreich, Oberösfcerreich und Salzburg, von dem Landes¬ 
gerichte in Innsbruck und von dem Kreisgerichte in Feldkirch weg'en 
Verbrechens zu einer mindestens sechsmonatlichen Kerkerstrafe ersten 
oder zweiten Grades Verurteilten, welche zur Zeit der Einlieferung 
in die Strafanstalt das 20. Lebensjahr noch nicht zurückgelegt haben, 
einzuliefern. 

Ausgenommen von der Abgabe in die Männerstrafanstalt in 
Göllersdorf sind Verurteilte, welche wegen politischer Verbrechen 
eine Strafe zu verbüssen haben. 

Die in der Männerstrafanstalt in Göllersdorf angehaltenen Sträf¬ 
linge sind nach zurückgelegtem 24. Lebensjahre zur Verbüssung des 
Strafrestes in die Männerstrafanstalt in Stein, soferne sie aber evan¬ 
gelischen Glaubensbekenntnisses sind, in die Männerstrafanstalt in 
Graz zu übersetzen. 

In der Männerstrafanstalt in Göllersdorf angehaltene Sträflinge, 
welche ihre urteilsmässige Strafe binnen längstens sechs Monaten nach 
zurückgelegtem 24. Lebensjahre vollenden, können auch nach Zurück- 
legung des 24. Lebensjahres bis zum Strafende in der Männerstraf¬ 
anstalt in Göllersdorf belassen werden. 
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Arbeit, sondern die ganze Tagesordnung, welche der Indi¬ 
vidualität der Gefangenen möglichst angepasst sein muss. 

Die Erziehungsmethode wird sich nach der Kultur¬ 
stufe, auf der sich die Bevölkerung der einzelnen Länder 
befindet, richten müssen, gewiss aber wird überall ein 
entsprechender Unterricht und eine entsprechende Arbeits¬ 
schulung der jugendlichen Gefangenen die Hauptsache 
bleiben. 

Der Schulunterricht x ) ist um so mehr von Bedeutung, 
weil aus den Berichten beinahe sämtlicher Strafanstalten 
hervorgeht, dass der weitaus grösste Teil der jugendlichen 
Sträflinge nur mangelhafte, ja ein Teil derselben fast gar 
keine Schulkenntnisse besitzt, wofür der Grund vielleicht 
auch darin liegen mag, dass der Strom der Zeit das ober¬ 
flächlich Erlernte hinwegschwemmte, weshalb es ein¬ 
leuchtend ist, dass die Schulen eine wichtige Stelle im 
Strafvollzüge der jugendlichen Gefangenen einzunehmen 
haben, wiewohl so manche Gutachten der ausgedehnten 
Gefängnis-Litteratur sich dahin aussprechen, dass die Straf¬ 
anstalt keine Unterrichtsanstalt ist und die physische 
Arbeit, für welche der grösste Teil der Gefangenen das 
Rezept verloren hat, die Hauptsache bleibe. 

*) Schulbildung und Verbrechertum. Die vielfach erörterte 
Frage über die Beziehung der Schulbildung zum Verbrechertum ist 
von der pädagogischen Gesellschaft in Preussen statistisch untersucht 
worden. In den östlichen Provinzen, wo die Schulpflicht nicht streng 
befolgt wird, zeigt sich eine viel grössere Verbrecherzahl jährlich, 
als in den westlichen Gegenden. Es kommen auf 100 000 Einwohner 
in Westpreussen 1926 Verbrecher, in Posen 1783, in Ostpreussen 1673, 
in Oberschlesien 1605, in Pommern 1385, hingegen in Westfalen 1035, 
Hessen-Nassau 1006, Rheinland 964 Hohenzollern 751. Im gleichen 
Verhältnisse ist auch eine Abnahme der Verbrechen gegen Staat, 
Religion und öffentliche Ordnung zu verzeichnen. Davon entfallen 
auf 100 000 Einwohner in Westpreussen 489, in Posen 322, in Pommern 
265, in Oberschlesien 250, in Ostpreussen 236, hingegen in Westfalen 
178, in Hannover und Sachsen 170, Rheinland 160, Hohenzollern 103. 
Bemerkenswert ist, dass seit 1890 auch in den Ostprovinzen ein 
stetiger Rückgang der Verbrechen, und zwar mit der Ausgestaltung 
der Schulen, zu konstatieren ist. 
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Wenn diese Ansicht bezüglich der Gewohnheits- und 
unverbesserlichen Verbrecher zutrifft, weil die Erfahrung 
zeigt, dass da der gemeinschaftliche Schulunterricht in 
Rücksicht auf den Besserungszweck zum mindesten beinahe 
fruchtlos, in vieler Beziehung aber geradezu Schaden 
verursachend ist, so ist derselbe für die jugendlichen 
Gefangenen als Hauptfaktor der Erziehung unbedingt not¬ 
wendig. Soll durch ihn jedoch der erwünschte Zweck 
der Besserung der jugendlichen Gefangenen gefördert 
werden, so muss er den speziellen Bedürfnissen der Schüler 
angepasst sein. 

Prüft man die in die Strafanstalt eingelieferten jugend¬ 
lichen Sträflinge auf ihr Wissen, so ist es gar oft er¬ 
schreckend, zu erfahren, wie gänzlich erfolglos der in der 
Volksschule genossene Unterricht bei vielen gewesen ist, 
da von den Eingelieferten ein grosser Teil kaum die Frage 
befriedigend beantwortet, warum er die Kirche besucht, 
warum er den Katechismus gelernt habe; das Wissen aus 
den realen Fächern beschränkt sich meist auf notdürftiges 
Lesen, Schreiben und Rechnen. 

Betrachtet man die Herkunft der jugendlichen Ge¬ 
fangenen näher, so zeigt es sich, dass der überwiegend 
grössere Teil derselben aus den unteren Volksschichten 
stammt, dass also die meisten Verbrechen infolge Mangels 
an intellektueller und moralischer Bildung verübt werden. 
Schlechte häusliche Erziehung, Ungunst der Verhältnisse 
und des Schicksals, verfinstern Geist und Gemüt, führen 
zur Verrohung und Abstumpfung, zum Verbrechen. 

Mit diesem Teile wird sich auch die Schule für die 
jugendlichen Gefangenen vorwiegend beschäftigen und 
von dem Prinzipe, dass die Gefangenen nicht nur zu 
unterrichten, sondern auch zu erziehen sind, leiten lassen 
müssen. 

Beschränkt sich nun der Schulunterricht in der Straf¬ 
anstalt abermals nur auf das trockene Auswendiglernen 
des Katechismus, auf den Lehrplan der Volksschule 
bezüglich des Lesens, Schreibens und Rechnens, ohne den 
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Bedürfnissen der Gefangenen und ihres Berufes angepasst 
zu sein, so ist es schade um die neuerlich verloren ge¬ 
gangene Zeit! 

Was die Lehrfächer anbelangt, gebührt dem Religions¬ 
unterrichte die erste Stelle, doch wird auch da für die 
Erfüllung seines Zweckes niemals, wie gesagt, .der Lehr¬ 
stoff der Volksschule allein genügen, sondern der Religions¬ 
unterricht wird ebenso wie die Predigt, das Schwer¬ 
gewicht in eine auf Besserung des Gefallenen abzielende 
Erziehungsmethode verlegen müssen. Die Moral und die 
Willenskraft des Individuums soll gehoben und gefestigt 
werden, denn Unmoralität und Willensschwäche führen 
zum Verbrechen. 

Was den Unterricht in den realen Fächern anbetrifft, 
so muss getrachtet werden, dem Sträflinge Interesse für 
das zu Lernende einzuflössen. Dies kann nur dann er¬ 
reicht werden, wenn der Lehrstoff in enger Beziehung 
zum praktischen Leben steht. Erkennt der Sträflings¬ 
schüler, dass das, was er lernt, für sein Fortkommen nach 
überstandener Strafe vorteilhaft und nutzbringend sei, 
dann wird er auch Lerneifer und Lernfreude an den Tag 
legen und unbewusst sein Herz und Gemüt besseren 
Regungen zugänglich machen. 

Der Seelsorger wie der Lehrer muss aber ein Mann 
von Herz und Gemüt sein, tiefe Menschenkenntnis und 
reiche Lebenserfahrung besitzen, ausserdem aber ein gründ¬ 
licher Kenner des Gefängniswesens sein, wenn er seine 
Aufgabe voll und ganz erfüllen soll. 

Wie und in welcher Ausdehnung der Lehrplan an 
den Schulen für jugendliche Sträflinge zu verfassen ist, 
Avird von der Qualität des Materiales der jugendlichen 
Gefangenen abhängen und enthalte ich mich daher einer 
näheren Besprechung dieser Frage, doch finde ich es an 
dieser Stelle angezeigt, zu betonen, dass die jugendlichen 
Gefangenen auch den Turnunterricht insoweit gemessen 
sollen, dass sie die militärischen Gelenksübungen, Kopf- 
und Körperwendungen, das Marschieren und die Auf- 
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märsche nach militärischem Kommando lernen, wodurch 
sie an pünktlichen, militärischen Gehorsam gewöhnt und 
gleichzeitig für den militärischen Dienst vorbereitet werden. 

Die jugendlichen Gefangenen durch Vorträge des 
Hausarztes mit der Gesundheitslehre und durch Belehrungen 
seitens Fachkundiger mit den allerwichtigsten, in das 
praktische Leben greifenden Pflichten und Rechten des 
Staatsbürgers vertraut zu machen, ihr Interesse für die 
Heldengeschichte vaterländischer Regimenter zu wecken, 
ihre Vaterlandsliebe zu heben, wäre gewiss sehr nutz¬ 
bringend. 

Von hervorragendster Wichtigkeit wäre aber, die 
Jugendlichen zur Sparsamkeit zu erziehen. In Oesterreich 
könnte für jeden derselben ein Einlagebuch der Postspar¬ 
kasse beschafft werden, und wären über den Zweck und 
Nutzen dieser Einrichtung eingehende und anregende Be¬ 
lehrungen zu erteilen. Gar bald würde sich vielleicht ein 
Wetteifer im Sparen einstellen. 

Was die Heranziehung der jugendlichen Gefangenen 
zur Arbeit anbelangt, sei es, je nach den Bedürfnissen, zu 
gewerblicher oder landwirtschaftlicher Arbeit, so soll die¬ 
selbe derart gestaltet sein, dass sie als ein Unterricht des 
Arbeitenden zu gelten hat und nicht das Motiv zu einer 
finanziellen Verwertung der jugendlichen Arbeitskräfte 
bilde. 

An dieser Stelle sei bemerkt, dass die der land¬ 
wirtschaftlichen Bevölkerung angehörigen Sträflinge ihrem 
Berufe nicht durch Hinleitung auf andere Erwerbsgebiete 
entzogen, sondern im Gegenteile für den vorteilhaften Be¬ 
trieb desselben theoretisch und praktisch gründlich ge¬ 
schult werden sollen, damit Lust und Liebe für denselben 
neu belebt werde, da sich in der Landwirtschaft ohnehin 
der Mangel an genügenden Arbeitskräften immer mehr 
und mehr fühlbar macht, und da ein erst in der Strafan¬ 
stalt handwerksmässig in Verwendung gestandener Bauern- 
knecht doch meistens nur ein minderer Professionist sein 
wird, der sodann in den Städten das Proletariat vermehrt. 
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Der theoretische und praktische Unterricht (die 
Arbeitsschulung der Gefangenen) werden gegenseitig im 
engen Kontakte stehen müssen, das Geometralzeichnen, 
die Verfassung von Kostenüberschlägen und dergleichen 
wird zu lehren sein, damit die Schüler nicht nur die 
mechanische Arbeit, sondern auch zu berechnen und 
ordentlich zu wirtschaften verstehen. Arbeiten mit denen 
sich der Entlassene in der Freiheit sein Brod nicht ver¬ 
dienen könnte, wie das Kleben von Papiersäckchen, 
Diiten, etc. sind von der Beschäftigung der Jugendlichen 
auszuschliessen. 

Das täglich zu leistende Arbeitspensum soll so be¬ 
messen sein, dass es der Gefangene nur mit Anstrengung 
seiner Kräfte bewältigen kann, um ihn auf diese Weise 
an intensive Arbeit zu gewöhnen. 

Die Tagesordnung soll so gestaltet sein, dass der 
Gefangene (mit Ausnahme der vorgeschriebenen Ruhe¬ 
pausen) den ganzen Tag, sei es geistig, sei es physisch, 
ununterbrochen beschäftigt ist, wodurch er keine Zeit 
gewinnen soll, bösen Gedanken nachgehen zu können. 

Die Sonn- und Feiertage wären durch Gottesdienst, 
durch Lektüre guter Bücher, durch Ausarbeitung von 
Schulaufgaben und dergleichen auszufüllen. 

Schliesslich sei noch eines besonderen Erziehungs¬ 
mittels, das ist des Kirchengesanges, erwähnt. In jeder 
Strafanstalt wäre auf die Schaffung eines guten Sänger¬ 
chores, welcher den Kirchengesang zu besorgen hat, Be¬ 
dacht zu nehmen, denn, während das gemeinschaftliche, 
gedankenlose Absingen von Messliedern nach alter Weiber¬ 
art, ich könnte sagen entweihend wirkt und Gelegenheit 
zu gegenseitigen Besprechungen bietet, erhebt ein schöner, 
weihevoller Chorgesang das Herz zur Andacht. 

Dies sind im allgemeinen meine Vorschläge, nach 
welchen die Beschäftigung der jugendlichen Gefangenen 
zu gestalten wäre, wobei ich voraussetze, dass mit dem 
Systeme der zu kurzen sowie der zu langen Freiheits¬ 
strafen (gegen Jugendliche) ein für allemal gebrochen 
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wird, — die Strafdauer soll sich in den Grenzen von 
mindestens einem Jahre bis höchstens fünf Jahren be¬ 
wegen, — und dass alle jugendlichen Delinquenten, über 
welche eine Freiheitsstrafe verhängt werden muss, in 
speziell für Jugendliche bestimmte aber auch „entsprechend“ 
eingerichtete Anstalten zur Strafverbüssung abgegeben 
werden. 

Die Gefangenen müssten bei Nacht und während 
jeder freien Zeit unbedingt in strenger Einzelhaft ange¬ 
halten werden und dürften niemals mit unverbesserlichen 
oder solchen Elementen in Berührung kommen, deren 
sittliche Beschaffenheit einen verderblichen Einfluss auf 
die jugendlichen Mitsträflinge besorgen lässt. 

Soll also nach dem Vorgesagten aus der Beschäf¬ 
tigung der jugendlichen Gefangenen für diese ein dauern¬ 
der Nutzen nach der Entlassung entspringen, so muss 
dieselbe so gestaltet sein, dass sie 

1. aus einem zielbewussten und zweckentsprechenden 
Schulunterrichte und 

2. aus einer richtigen Arbeitsverwendung der Ge¬ 
fangenen besteht. 

Bemerkung. Um jedoch eine geregelte Durchführung des 
Angestrebten zu ermöglichen, müsste in allen Staaten eine Zentral¬ 
stelle zur einheitlichen Leitung des Gefängnis wesens geschaffen 
werden. 

Nicht zu vergessen ist, dass von allen wegen Verbrechen und 
Vergehen Abgestraften, 99% den unbemittelten Volksschichten an¬ 
gehören. Daher ist eine entsprechende Fürsorge für das Fortkommen 
der aus der Strafhaft Entlassenen unerlässlich. 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Wie ist die Beschäftigung der jugend¬ 
lichen Gefangenen zu gestalten, wenn aus 
derselben ein dauernder Nutzen nach der 
Entlassung entspringen soll? 

Von Abteilungsinspektor Freundan der kgl. Strafanstalt Zwickau i.S. 

Die Zahl der jugendlichen Verbrecher steigert sich 
fortgesetzt in erheblichem Masse. Nach den Mitteilungen 
der neuesten Kriminalstatistik des deutschen Reiches besteht 
der zehnte Teil der gesamten Verbrecherwelt gegenwärtig 
aus Jugendlichen im Alter von 12—18 Jahren; und zwar 
ist deren Zahl innerhalb der letzten zehn Jahre von 36 790 
auf 47512, also um 29% gestiegen. 

Diese Zahlen reden eine ernste Sprache und mahnen 
dringend zur Abhilfe. 

Massnahmen, wie die Abänderung der gesetzlichen Be¬ 
stimmungen über Strafmündigkeit und die Strafvollstreckung 
an Jugendlichen, sowie eine allgemeine Durchführung der 
Zwangserziehung für sittlich gefährdete Kinder, mögen als 
vorbeugende Massregeln nach dieser Richtung hin von 
Wichtigkeit sein; für bereits dem Strafhause verfallene 
jugendliche Personen kommt darnach zunächst die Art 
des Strafvollzugs in Betracht. 

Dass auf diesem Gebiete schon alles geschehen sei, 
kann nach den eingangs erwähnten Erscheinungen nicht 
behauptet werden. 

Kleinere Gerichtsgefängnisse sind infolge ihrer zuweilen 
veralteten und mangelhaften Einrichtungen und des meist 
unzulänglichen Beamtenpersonals wegen zur sachgemässen 
und erfolgreichen Behandlung jugendlicher Verbrecher 
nicht geeignet. 
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Jedoch auch die unter günstigeren Verhältnissen 
arbeitenden Strafanstalten für Jugendliche dürfen nichts 
unversucht lassen, was etwa für die Eindämmung des 
jugendlichen Verbrechertums, dieser Treibhaussaat für 
Zuchthäuser und Gefängnisse, bessere Erfolge verspräche. 

Für Wandlung auf diesem Gebiete sind natürlich alle 
Faktoren des Strafvollzugs wichtig. Eine hervorragende 
Rolle spielt aber in dieser Beziehung die Beschäftigung der 
jugendlichen Gefangenen während der Strafverbüssung. 

Aus diesem Grunde erscheint die Aufnahme der Frage: 
Wie ist die Beschäftigung der jugendlichen 
Gefangenen zu gestalten, wenn aus derselben 
ein dauernder Nutzen nach der Entlassung 
entspringen soll? in die Tagesordnung für die nächste 
Versammlung deutscher Strafanstaltsbeamter als sehr zeit- 
gemäss. 

Bei näherer Beleuchtung dieser Frage fällt zunächst 
ins Auge, dass dieselbe von der „Beschäftigung“ der Jugend¬ 
lichen spricht. Nach meiner Meinung ist dabei nicht nur 
an die Arbeit, sondern auch an die Beschäftigung der 
jugendlichen Rechtsbrecher in der arbeitsfreien Zeit zu 
denken. Ja, es dürfte hierbei auch der jugendlichen Sträf¬ 
lingen zu erteilende Unterricht in Betracht kommen, da 
dieser nicht, wie in Strafanstalten für Erwachsene, neben 
der Arbeit herzugehen, sondern bei Jugendlichen einen 
wesentlichen Teil der Beschäftigung zu bilden hat. 

Der mit der Beschäftigung jugendlicher Gefangener 
für die Zukunft beabsichtigte Nutzen erstreckt sich in 
erster Linie auf deren eigene Persönlichkeit. Wie jede 
Massregel des Strafvollzugs, soll auch die Beschäftigung 
erziehend und sittlich bessernd wirken. Jede Beschäftigung 
soll also die Gefangenen dahin beeinflussen, dass es 
womöglich bei allen mit der erstmaligen Bestrafung sein 
Bewenden habe, dass die jungen Leute, mit besseren 
Lebensanschauungen ausgerüstet, als brauchbare Glieder 
der Menschheit in die Freiheit zurückkehren und vor dem 
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traurigen Schicksale, dem Gewohnheitsverbrechertume zu 
verfallen, bewahrt bleiben. 

Wird dieser Erfolg durch den Strafvollzug erreicht, 
so wird der von der Beschäftigung jugendlicher Gefangener 
erwartete Nutzen andererseits aber auch der menschlichen 
Gesellschaft im allgemeinen zu gute kommen. Die Zahl der 
jugendlichen Sträflinge wird sich allmählich vermindern; 
die durch den sittlichen Verfall jugendlicher Personen für 
die Allgemeinheit in Verlust geratene Arbeitskraft wird 
erhalten werden, und die Zahl derer, die nach den jetzigen 
Erfahrungen aus diesen Kreisen später der dauernden 
Fürsorge in öffentlichen Anstalten anheimfallen, wird bald 
in rückläufiger Bewegung sein. 

Die Erreichung dieses hohen und edlen Zieles sittlicher 
Beeinflussung der Gefangenen durch die Beschäftigung ist 
aber nur dann möglich, wenn dieselbe auch nach der 
praktischen Seite hin in allen Teilen ihren Zweck erfüllt. 

Der Hauptanteil fällt hierbei natürlich 
der Arbeit zu. 

Wir fragen deshalb: Wie ist dieselbe zu gestalten, 
wenn aus ihr der gewünschte Nutzen entspringen soll? 

Ich meine, jede Arbeit muss womöglich geeignet sein, 
den Gefangenen mit einer Summe von Kenntnissen und 
Fertigkeiten auszustatten, die beim künftigen Broterwerb 
Verwendung finden können. Deshalb wird es sich empfehlen, 
solche Gefangene, die bei ihrer Einlieferung in die Straf¬ 
anstalt die Berufswahl bereits hinter sich haben, sofern 
sich die Füglichkeit bietet und wichtigere Gründe nicht 
dagegen sprechen, in dem bereits ergriffenen Berufe weiter 
zu beschäftigen. Für die Uebrigen wird es sich darum 
handeln, sie unter Berücksichtigung ihrer ganzen Eigenart 
und Strafzeit einer Arbeit zuzuweisen, die entscheidend 
oder doch vorbereitend für eine spätere Berufswahl zu 
werden vermag und so wenigstens den Grund zu geordneten 
Lebens Verhältnissen zu legen geeignet ist. Mit wirklichem 
Erfolge wird das freilich nur geschehen können, wenn die 
zur Lehre nötige Anleitung auch die rechte ist, wenn der 
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Gefangene durch ihren Einfluss dauernde, angestrengte 
Tätigkeit nicht mehr als eine Last, sondern als seinen 
Lebenszweck ansieht, wenn das Streben nach vorwärts 
täglich wächst und die ganze Willensrichtung des Lernenden 
so geleitet wird, dass derselbe schliesslich nach erfolgter 
Befreiung vom Arbeitszwange des Strafhauses aus freier 
Entschliessung zu dauernder nützlicher Beschäftigung sich 
aufschwingt und am liebsten dem einmal ergriffenen Berufe 
auch ohngeachtet von mancherlei Mängeln und Beschwerden 
für alle Zeit treu bleibt. 

Einige Schwierigkeiten erwachsen bei der Auswahl 
der Arbeitszweige, wenn diese den gewünschten Zwecken 
dienstbar gemacht werden sollen, durch die Strafdauer 
und Haftart. 

Da kurzzeitige Strafen auch an jugendlichen Per¬ 
sonen — vergl. hierzu § 11 der Grundsätze — falls nicht 
unabweisbare Gründe dagegen sprechen, in Einzelhaft 
vollstreckt werden möchten, so werden für kurzzeitige 
Isolirgefangene Arbeiten zu wählen sein, die neben ihrer 
Eignung für die Zelle in der Lehrzeit nicht fortgesetzte 
Anleitung und Ueberwachung beanspruchen und trotzdem 
doch Erfolg hinsichtlich der Leistungen versprechen. 

Als solche würden etwa zu bezeichnen sein: Die 
Anfertigung von Tüten, Beuteln, Briefumschlägen und 
sonstigen einfachen Buchbinderarbeiten, wie Schreibheften, 
Kartons, Schachteln und dergl. für Knaben, während für 
in Zellenhaft gehaltene Mädchen weibliche Handarbeiten, 
wie Stricken, Nähen, Ausbessern in erster Linie in Frage 
kommen. Für beide Geschlechter gleichgut geeignet sind 
im Bedarfsfälle etwa noch Flechtereien aus Stroh, Schilf 
oder Rohr, die Herstellung künstlicher Blumen, das Aus¬ 
lesen von Gemüse, Drogen, Gewürze u. s. w. 

Im Interesse der langzeitigen Knaben empfiehlt sich 
die Aufnahme von Handwerken unter die Arbeiten des 
Strafhauses. Handwerk hat noch immer goldenen Boden, 
und die Zuführung der jungen Burschen zu einem solchen 
wird denselben auch zur Erlangung eines geeigneten Unter- 
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kommens nach Entlassung aus der Strafanstalt wesentliche 
Dienste leisten. Bei Auswahl der Handwerke würden 
natürlich nur die einfacheren in Frage kommen können, 
wie ebenso die landesüblichen Verhältnisse und die Be¬ 
friedigung der Anstaltsbedürfnisse nach Möglichkeit zu 
berücksichtigen wären. 

Für die wenigen jugendlichen Mädchen mit längerer 
Strafzeit dürften die oben für ihre kurzzeitigen Genossinnen 
genannten Arbeiten in der Regel wohl genügen. Wenn 
nicht, so würde man vielleicht auf die Anfertigung von 
Stickereien, Posamenten und ähnliche Arbeiten zurückkom¬ 
men können. Ob aus erziehlichen und praktischen Gründen 
nicht auch deren Einführung in die für sie als spätere 
Hausfrauen wichtigen Geschäfte anzustreben sein dürfte, 
wird vorläufig wohl nur auf Grund der in der einzelnen 
Anstalt obwaltenden Verhältnisse entschieden werden 
können. 

Gefangene, die ihrer Individualität und Begabung 
nach bei Zuweisung zu schwierigeren Arbeiten von vorn¬ 
herein einen annehmbaren Erfolg nicht versprechen, 
werden am besten zu einfachen Handarbeiten, wie Waschen, 
Scheuern, Fegen, Gemüseputzen, Holzspalten u. s. w. ver¬ 
wendet werden. Auch damit kann unter Umständen eine 
zweckentsprechende Fürsorge für deren Zukunft verbunden 
sein, sodass die Betreffenden später auf Grund dieser An¬ 
leitung ehrlich ihr Brot als Dienstboten, Handarbeiter oder 
Taglöhner zu finden vermögen. 

In Rücksicht auf die körperliche Entwickelung und 
Gesundheit langzeitiger Jugendlicher sowie in erziehlicher 
und volkswirtschaftlicher Hinsicht sind weiter von hoher 
Bedeutung Garten- und Feldarbeiten. 

Aus pädagogischen Gründen möchte den Ersteren 
der Vorzug gegeben werden, namentlich wenn deren Be¬ 
trieb ausschliesslich in den Händen der Anstalt liegt. 
Bei Verdingung jugendlicher Gefangener an Landwirte 
dürfte deshalb mit grosser Vorsicht zu verfahren sein, 
weil der Verkehr mit sittlich oft mindestens nicht höher 
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stehenden Knechten, Mägden und Tagelöhnern einen 
etwaigen günstigen Erfolg des Strafvollzuges nur zu leicht 
wieder vernichten kann. Am geeignetsten für unsere 
Zwecke werden diejenigen landwirtschaftlichen Betriebe 
sein, deren Oberleitung zugleich in. die Hände des Vor¬ 
standes der Strafanstalt gelegt werden kann. Umfäng¬ 
lichere Landwirtschaften, die auch eine grösstmöglichste 
Ausnutzung der Grundstücke im Interesse des Anlage¬ 
kapitals erfordern, können, weil sie dabei naturgemäss des 
Oefteren die Interessen des Strafvollzuges durchkreuzen 
müssen, zur Einführung nicht empfohlen werden. 

Ob im Interesse des Strafzweckes ausser den land- ‘ 
wirtschaftlichen auch die übrigen Arbeiten von der Anstalt 
in eigener Regie betrieben werden möchten, darüber 
dürfte sich eine allgemein gütige Norm nicht ohne weiteres 
aufstellen lassen. 

Wenn nun auch gerade die Arbeit dazu dienen kann 
und soll, den Gefangenen die Strafe als schweres Uebel 
empfinden zu lassen, so darf das bei Jugendlichen doch 
nur unter der gehörigen Rücksichtnahme auf deren Ge¬ 
sundheit und die Bestimmungen der Gewerbeordnung über 
Art und Dauer der Beschäftigung minderjähriger Arbeiter 
geschehen. 

Auf den von der Arbeit erwarteten Nutzen wird aber 
nur dann mit einiger Sicherheit gehofft werden können, 
wenn tiefere Menschenkenntnis und das rechte Verständ¬ 
nis für alle einschlägigen Umstände dem Anstaltsvorstande 
es ermöglichen, die Arbeitsverhältnisse entsprechend zu 
ordnen und jeden Gefangenen von Anfang an an den 
rechten Platz zu stellen, damit öfterer Arbeitswechsel nicht 
von Haus aus jeden Erfolg illusorisch macht und die Ge¬ 
fangenen statt zu Fleiss und Ausdauer zu Trägheit und 
Veränderungsliebe erzieht. Ein zweckmässig geschultes 
Aufsichtspersonal muss den Anstaltsvorstand in der Aus¬ 
führung seiner diesbezüglichen Masnahmen tatkräftig 
unterstützen können. In beiden Fällen dürfte darum die 
ursprüngliche berufliche Vorbildung der Beamten von 
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grösserer Wichtigkeit sein, als etwa die Anzahl militä¬ 
rischer Dienstjahre. 

Neben der Arbeit spielt zur Erreichung 
der angeführten Zwecke nach meinem Dafür¬ 
halten auch dieBeschäftigung der jugend¬ 
lichen Sträflinge in der arbeitsfreien Zeit 
eine wichtige Rolle. 

Wie ist diese zu gestalten, damit auch sie einen 
dauernden Nutzen habe? 

In Frage kommt hierbei die den jugendlichen Straf¬ 
gefangenen an Werk-, Sonn- und Feiertagen zur Ruhe und 
Erholung überlassene Zeit. 

Wenn diese Freistunden an Werktagen etwa noch 
verwendet werden zu der sogenannten Bewegung im 
Freien, so muss das als in jeder Beziehung unzulänglich 
bezeichnet werden Abgesehen davon, dass durch dieses 
geistlose, rein mechanische Spazieren in den Anstaltshöfen 
unerlaubten Verkehr und heimlichen Thorheiten viel Raum 
geschaffen und üblem Einfluss ein neuer Weg gebahnt 
wird, genügt diese Art Abwechslung von Arbeit und Ruhe 
aus gesundheitlichen Gründen jugendlichen, im besten 
Wachstume befindlichen Körpern nicht. Dieselben haben 
entweder bei schweren Arbeiten, wie in Garten und Land¬ 
wirtschaft, für diese Stunden völlige Ruhe in ihren Aufent¬ 
haltsräumen oder bei den Beschäftigungen, die geringere 
körperliche Anstrengung erfordern, einen systematisch 
geregelten Ausgleich für Mangel und Ueberschuss an 
Kraft nötig. In diesem Falle würden von kundiger Hand 
geleitete und überwachte Leibesübungen, wie sie zu dem 
Ernste des Strafhauses passen, das eben auch die körper¬ 
liche Entwickelung jugendlicher Gefangener im Auge zu 
behalten hat, als geeigneter Ersatz zu gelten haben. 

Wenn diese Freistunden an den Sonn- und Feiertagen 
weiter mit dem Lesen sorgfältig ausgewählter Bücher oder 
mit der Anfertigung etwaiger Schulaufgaben ausgefüllt 
werden, so ist das für die jungen Leute gewiss von Wert; 
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allein zur vorbildlichen Beeinflussung für deren spätere 
Sonntagshaltung in der Freiheit reichen diese Beschäf¬ 
tigungen nicht aus. Zu solch sittlicher Förderung der 
jungen Burschen und Mädchen ist es vielmehr notwendig, 
diesen schon während ihres Aufenthaltes in der Strafan¬ 
stalt zu zeigen, dass wohlgesittete Jünglinge und Jung¬ 
frauen nicht nötig haben, ihre Unterhaltung an den Tagen 
des Herrn bei Karte und Kanne oder in dem wüsten 
Treiben der Schankstätten und Tanzsäle zu suchen. Die 
Anleitung der Knaben zur Herstellung von Handfertigkeits¬ 
arbeiten, wie sie später auch daheim ausgeführt werden 
können, z. B. im Modellieren, Pappen, Laubsägen oder 
Schnitzen, die Fortbildung der Mädchen in der Anfertigung 
besserer Handarbeiten — alles möglichst aus eigenen 
Mitteln und zur eigenen Verfügung, wie etw'a zu Geschen¬ 
ken für Angehörige — dürften als für diese Zwecke ge¬ 
eignete Beschäftigungen bezeichnet werden können. Macht 
sich, wie an den Wintertagen oder bei ungünstiger Witte¬ 
rung noch weitere Beschäftigung nötig, dann dürften Vor¬ 
träge über passende Themen und Vorlesungen oder die 
Pflege des Gesanges wohl am Platze sein. Jedenfalls be¬ 
darf aber eine nach Masgabe der Verhältnisse tunlichst 
zweckmässige Ausnutzung der Freizeiten für die Ge¬ 
fangenen, insbesondere für die Jugendlichen der sorg¬ 
fältigsten Erwägung. 

Da die meisten der jugendlichen Gefangenen noch 
schulpflichtig sind im Sinne des Schulgesetzes, in der 
Freiheit also entweder die Volksschule oder, wofern eine 
solche bereits obligatorisch ist, die Fortbildungsschule zu 
besuchen haben würden, so gehört nach meiner 
Meinung zu deren Beschäftigung während 
ihrer Strafverbüssung auch derihnen während 
dieser Zeit zu gewährende Unterricht. 

Wie dieser zu gestalten ist, damit auch aus ihm ein 
dauernder Nutzen entspringt, mag zum Schlüsse noch in 
Kürze gesagt sein. 
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Zunächst besteht nach dem oben über die Schul- 
pflichtigkeit der jugendlichen Gefangenen Gesagten ein 
Zweifel über die Berechtigung und Notwendigkeit des 
Unterrichtes nicht. 

Wie bereits im Eingänge erwähnt, bildet der Unter¬ 
richt nach meiner Ansicht sogar einen wesentlichen Teil 
der Beschäftigung für jugendliche Strafgefangene, sodass 
die dazu nötige Zeit in die tägliche Arbeitszeit mit 
einzurechnen ist. 

Für die Gestaltung desselben haben die diesbezüg¬ 
lichen Bestimmungen des Schulgesetzes zu gelten. 

Andererseits ist nicht zu verkennen, dass der Straf¬ 
anstaltsunterricht nach seinem besonderen Zwecke auch 
eine besondere Eigenart hat. Er soll sich vor allem 
davor hüten, auf einseitige Verstandesbildung, der heut¬ 
zutage von seiten der Volksschule leider meist zu grosser 
Wert beigemessen wird, den Hauptnachdruck zu legen. 
Im Strafanstaltsunterrichte, vornehmlich bei Jugendlichen, 
an denen Schularbeit am ehesten noch gute Früchte bringt, 
ist und bleibt die Hauptsache: Die Pflege wahrer Reli¬ 
giosität, die Vermittelung des richtigen Verständnisses für 
Recht und Unrecht, die Förderung des Wohlgefallens an 
allem Edlen und Schönen, die wahre Charakterbildung; 
denn nicht Witz und Geistesschärfe — wohl aber die Ge¬ 
sinnung macht den Mann und das Weib! 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


A) Wie ist die Gesundenkost für Gefangene nach 
den bisher gemachten Erfahrungen einzu¬ 
richten, beziehungsweise in welchem Verhält¬ 
nis sind verdauliches Eiweiss, Fett, Kohlen¬ 
hydrate zur Erhaltung ihrer Gesundheit und 
Arbeitskraft mit den Nahrungsmitteln zu 
reichen, dabei aber über das unumgängliche 
Notwendige nicht hinauszugehen? 

B) Ist das Mittagsgericht in Suppe und feste 
Speisen zu trennen? 

C) Lässt sich eine Verminderung der Kostreichung 
an Zuchthausgefangene im Verhältnis zu Ge¬ 
fangenen anderer Art rechtfertigen? 

D) Welche Erfahrungen sind mit der Verwendung 
von Margarine gemacht worden? 

Von Ober justizrat Schwan einer, Vorstand des K. W. Landes¬ 
gefängnisses Schwäb. Hall. 
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Kr ohne, Entwurf zu einem Verpflegungs-Etat für Straf¬ 
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kunde XVIII S. 251 ff.) 

Bär, Gutachten für den internationalen Kongress (Blätter für 
Gefängniskunde XVIII S. 309 ff.) 
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Andreä, Wie soll die Verköstigung der Gefangenen sein? 
(Gutachten für die Frankfurter Vereins Versammlung 
Blätter für Gefängniskunde XXI S. 233 ff.) 

Verhandlungen der Frankfurter Versammlung des Vereins 
deutscher Strafanstaltsbeamten (blätter für Gefängnis¬ 
kunde XXII S. 11 ff) 

Bär, Der Einfluss der Gesundheitspflege auf die Sterblichkeit 
(Blätter für Gefängniskunde XVI S. 1 ff.) 

Kost-Tarif für die unter dem preuss. Ministerium des Innern 
stehenden Strafanstalten (Blätter f. Gefängniskunde XXIII 
S. 65 ff.) 

Ferner : 

Blätter für Gefängniskunde: 

Band IV S. 99 ff. 

„ XI S. 93 ff. 

„ XVIII S. 96 (Versammlung des Schweiz. Vereins). 

„ XVIII S. 350 ff. (Krauss die Ernährung der Sträflinge). 

„ XXVII S. 349 (v. Sichart). 

„ XXXII S. 243 (Clement). 

„ XXXV S. 53 (v. Engelberg). 


Die Ernährung der Gefangenen ist gewiss eine der 
wichtigsten Fragen unseres Berufs; es dürfte daher allen 
Berufsgenossen willkommen erscheinen, w^enn sie nach 
17jähriger Pause wieder einmal auf die Tagesordnung 
unserer Vereinsversammlung gesetzt wird. Zwar sollte 
man meinen: nach den gründlichen Untersuchungen und 
Veröffentlichungen von Voit und Schuster in den 
Jahren 1875 und 1877, nach der ausgiebigen Behandlung, 
welche die Ernährungsfrage in den Blättern für Gefängnis¬ 
kunde namentlich durch Bär, Krohne und Andreä, 
wie in der Frankfurter Vereinsversammlung im Jahre 1886 
erfahren hat, sei es überflüssig, wieder auf sie zurück¬ 
zukommen, besonders wenn man erwägt, dass in allen 
civilisierten Staaten in den Hausordnungen der Straf¬ 
anstalten und in den auf diesen Hausordnungen gegründeten 
Kosttarifen die wissenschaftlichen Ergebnisse der Nahrungs¬ 
mittel-Chemie und die Erfahrungen der Gefängnisbehörden 
gebührende Berücksichtigung gefunden haben. Allein in 


Digitized by Google 



— 255 — 


allen seitherigen Veröffentlichungen unseres Vereins und 
in allen wissenschaftlichen Abhandlungen über unsere 
Frage ist hervorgehoben, dass die wissenschaftliche Unter¬ 
suchung über die Ernährung der Gefangenen noch nicht 
abgeschlossen sei, dass diese Frage überhaupt nicht im 
Laboratorium allein, sondern durch die Erfahrung des 
praktischen Lebens gelöst werden könne. So dürfte es 
schon aus diesem Grunde am Platze sein, über die Er¬ 
fahrungen, die wir in unseren Strafanstalten in den letzten 
17 Jahren in Absicht auf die Ernährung der Gefangenen 
gemacht haben, auszutauschen. Aber auch im Hinblick 
auf die öffentliche Meinung und die Ansichten, die man 
über unsere Frage ausserhalb der Gefängnismauern äussern 
hört, dürfte eine öffentliche Besprechung dieses hygienisch 
volkswirtschaftlich und finanziell so wichtigen Themas 
erwünscht sein. Merkwürdig! während man auf der einen 
Seite nach der Ansicht mancher Aerzte und Hygieniker 
immer noch nicht genug thut in der Sorgfalt bei Ver¬ 
pflegung der Gefangenen, hört man Land auf Land ab 
laute Rufe: „Die Gefangenen haben es zu gut! sie werden 
viel besser genährt, als der freie Mann im Volke, der im 
Schweisse seines Angesichtes sein kärgliches Brod essen 
muss. Kein Wunder, dass so viele rückfällig werden; 
sie haben es zu gut bei Euch, deshalb kommen sie so 
bald wieder ! u —. Mögen unsere Verhandlungen dazu 
beitragen, auf beiden Seiten Aufklärung und Beruhigung 
zu schaffen! Mögen sie namentlich auch die erwünschte 
Uebereinstimmung zwischen den Aerzten und Physiologen 
einerseits und den Verwaltungsbeamten andererseits herbei¬ 
führen ! 

Und so will ich denn versuchen, in diesem kurzen 
Gutachten die vom Vereins-Ausschuss gestellten Fragen 
vom Standpunkt der Gefängnis-Verwaltungs-Beamten aus, 
auf Grund meiner nunmehr 14jährigen Gefängnis-Erfahrung 
zu beantworten, die Ausführungen über die chemisch¬ 
physiologische und ärztliche Seite der ganzen Frage dem 
ärztlichen Gutachten überlassend. 
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Es sind 4 Fragen gestellt. 

Zu Frage A. 

Schon in der Form dieser Frage ist auf das Ergebnis 
der Frankfurter Versammlung v. J. 1886 hingewiesen. 

Die Leitsätze, auf die man sich damals einigte, 
lauteten: 

1. Die Kost für die Gefangenen soll das Notwendigste 
enthalten, das ausreicht, um den Bestand des Körpers ohne 
bleibende Schädigung desselben sicher zu stellen. 

2. Die Kost für die Gefangenen ist nach der Menge 
der einzelnen Bestandteile, nach dem Verhältnis derselben 
zu einander und in der Zubereitung derselben so ein¬ 
zurichten, dass die Speisen die Ausgaben des Körpers 
decken und möglichst vollständig von dem Organismus 
durch die Verdauung ausgenützt und verwertet werden. 

3. Die Beköstigung hat auch die Individualität (Alter, 
Körpergewicht), insbesondere aber auf die Arbeitsleistung 
der Gefangenen Rücksicht zu nehmen. 

4. Gefangenen, welche durch die Einflüsse der Haft 
in ihren Konstitutionen erheblich geschädigt werden, ist 
vorübergehend eine besondere, den Bedürfnissen ent¬ 
sprechende Kost zu gewähren. 

Leitsatz 1 hat heute noch seine volle Geltung; er ist 
auch in die bundesrätlichen Strafvollzugs-Grundsätze auf¬ 
genommen worden: „es muss das Notwendigste an 
Nahrung gegeben werden“, und: „der Körper soll keine 
bleibende Schädigung durch die Haft erfahren.“ Man darf 
auch noch heute gegenüber dem Vorwurf: „die Gefangenen 
haben es zu gut“ die Worte Bär’s 1 ) hervorheben: „Es 
kann nur von Gerechtigkeit, höchstens von Billigkeit und 
schwerlich jemals von Humanität die Rede sein, wenn von 
der staatlichen Verwaltung dasjenige Mass der Fürsorge 
bei der Vollstreckung der Freiheitsstrafe verlangt wird, 
das notwendig ist, um nicht diese in der Wahrscheinlich¬ 
keit in Todesstrafe zu verwandeln, dieses Minimum von 

') Bl. f. Gefängnisk. XVI S. 1 ff. 
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sanitärer Fürsorge — und ein Mehr wird nie verlangt — 
ist wahrlich kein Uebermass von Humanität“, und an 
Mittermaier 1 ) erinnern, der ausführt: „Möchten jene 
Männer, welche so oft die sogenannte Humanität gegen 
die Sträflinge beklagen, nicht vergessen, dass der Staat 
verpflichtet ist, den Sträflingen wenigstens so viel Gesund¬ 
heit und Kraft zu erhalten, dass sie nach ihrer Entlassung 
aus der Anstalt imstande sind, wie andere freie Menschen 
ihr Brot durch Arbeit ehrlich zu verdienen.“ 

Und wenn bei den Klagen über übertriebene Huma¬ 
nität immer Vergleiche mit der Ernährung des freien 
„armen Mannes“ beigefügt werden und behauptet wird, 
der Gefangene habe es besser, als der freie „arme Mann“, 
so muss auch heute wieder entgegnet werden, was Bär 2 ) 
in seinem Gutachten für den internationalen Gefängnis- 
Kongress ausführt: „es ist in der Tat bedauerlich, dass 
viele Leute in der Freiheit sich mit einer noch schlechteren 
Kost begnügen müssen, als sie dem Gefangenen verabreicht 
wird. Allein wollte man die Gefangenenkost nach diesem 
Gesichtspunkt einrichten, so könnte man sie mit demselben 
Recht vielleicht ganz hungern lassen. Denn es giebt viele 
brave Menschen, die sich nicht sättigen können. Anderer¬ 
seits darf man das Leben eines Gefangenen mit dem eines 
freien Arbeiters nicht vergleichen. Letzterer hat Bewegung 
in der freien Luft und leidet daher weniger an Verdau¬ 
ungsstörungen, so dass er selbst schwerere schlechte Kost 
ertragen kann. Auch hat der freie Arbeiter viel Abwechs¬ 
lung in seiner Kost und gewohnte Genussmittel. Die Ge¬ 
fangenschaft hat so viele gesundheitsschädliche Momente 
und ist eine so naturwidrige Lebensweise, dass sie mit 
dem Leben in der Freiheit gar nicht verglichen werden 
kann und darauf muss bei der Beköstigung der Gefangenen 
Rücksicht genommen werden. Die Gefängniskost hat trotz 
der Aufbesserung nichts Verlockendes. Rationelle Bekös- 


*) Bl. f. Gefängnisk. XVI S. 89. 

2 ) Bl. f. Gefängnisk. XVIII S. 309. 
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tigung ist eine Forderung nicht der übertriebenen Humanität 
und falscher Sentimentalität, sondern der einfachsten Billig¬ 
keit und der reinsten Gerechtigkeit. u 

Wenn also bei der Ernährung des Gefangenen als 
oberster Grundsatz gilt: sie muss nach Menge und Be¬ 
schaffenheit so eingerichtet werden, dass sie seine Ge¬ 
sundheit und Arbeitsfähigkeit zu erhalten imstande ist, 
so gilt auch heute noch: es ist nur das Notwendigste 
hiezu zu reichen. Der Ernst des Strafvollzugs und die 
Rücksicht auf den Steuerzahler verlangt es, dass nirgends 
ein Uebermass in der Gefängnis-Beköstigung herrschen 
darf und dass das anzustrebende Ziel auf einfachste und 
möglichst billige Weise erreicht wird Daraus aber, dass 
der Staat verpflichtet ist, dem Gefangenen das zur Er¬ 
haltung seiner Gesundheit und Arbeitsfähigkeit Notwendigste 
in der Nahrung zu reichen, folgt, dass er sich dabei nicht 
auf die sogenannten Extra-Genussmittel, welche sich der 
Gefangene nach der vom Staat aufgestellten Hausordnung 
aus eigenen Mitteln, bezw. von seiner Arbeits-Prämie an¬ 
schaff en kann, verlassen darf. Die vom Staat ex officio 
zu reichende Nahrung muss soviel Nährstoff enthalten, 
dass die Gesundheit des Gefangenen nicht Not leidet. Die 
Extra-Genussmittel gehen nebenher als Belohnung für be¬ 
sonderen Fleiss und Wohlverhalten. Aber auch sie dürfen 
im Interesse des Ernstes des Strafvollzugs keine Schleckereien 
und keine für den Körper ganz unnötige Dinge, wie Tabak, 
enthalten; Alkohol ist, wenn überhaupt, nur in ganz ge¬ 
ringen Mengen und nicht täglich, zu gestatten. — 

Was ist nun aber das für die Erhaltung des Körpers 
Notwendige? Diese Frage hat die Versammlung vom 
Jahre 1886 nur im Allgemeinen beantwortet, wenn sie in 
den Leitsätzen hervorgehoben hat, dass die Speisen so 
einzurichten seien, dass sie die Ausgaben des Körpers 
decken und möglichst vollständig durch die Verdauung 
ausgenützt werden, und ferner Individualisierung der 
Nahrung nach Alter, Arbeit und Körperbeschaffenheit des 
Gefangenen als Haupterfordernis bezeichnet hat Die dies- 
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malige Versammlung soll sieh genauer darüber aussprechen, 
in welchem Verhältnis verdauliches Eiweiss, Fett und 
Kohlenhydrate mit den Nahrungsmitteln nach den bis¬ 
herigen Erfahrungen zu reichen seien. 

Bekanntlich ist die Frage nach der Zusammensetzung 
der Gefängniskost erst durch die Versammlung des deutschen 
Vereins für öffentliche Gesundheitspflege in München im 
September 1875 in Fluss gekommen und es ist das Verdienst 
Voits, die Fehler und Mängel der damaligen, beinahe 
ausschliesslich vegetabilischen Gefängnisbeköstigung auf¬ 
gedeckt zu haben. Von da ab wurde die Frage von 
Männern der Wissenschaft und der Praxis vielfach in 
Wort und Schrift behandelt. Von grundlegender Be¬ 
deutung waren namentlich die Veröffentlichungen von 
Professor Dr. Voit in Verbindung mit Dr. Förster und 
Dr. A. Schuster. 1 ) 

Voit verlangt, „dass ein tüchtig arbeitender Ge¬ 
fangener nicht weniger an den einzelnen Nahrungsstoffen 
aufnehmen darf, als ein mittlerer Arbeiter; er hat soviel 
Eiweiss nötig, um seine Organe auf einem Stand zu erhalten, 
dass er einer entsprechenden Muskelanstrengung fähig ist 
und er muss soviel sauerstoffreie Stoffe einführen, damit 
er an Fett nicht einbüsst“. Im Mittel müsse er demnach 
bekommen: 118 gr Eiweiss, 56gr Fett, 500gr Kohlen¬ 
hydrate. Für nicht arbeitende Gefangene gilt nach 
Voit als niederster Satz: 85 gr Eiweiss, 30 gr Fett, 
300 gr Kohlenhydrate. Die Untersuchungen der Kost 
und der jäces in verschiedenen Strafanstalten ergab, dass 
die Gefängniskost viel zu wenig Eiweiss und Fett enthalte 
und dass von dem in der Vegetation enthaltenen Eiweiss 
ein grosser Teil unverdaut durch den Darm wieder ab¬ 
gegeben werde. Von jetzt ab beschäftigte man sich überall 
lebhaft mit der Untersuchung der Gefängniskost und es 
ist namentlich das Verdienst Krohne s, dass die wissen¬ 
schaftlichen Ergebnisse in Taten umgesetzt worden sind. 


l ) Untersuchung der Kost in einigen öffentlichen Anstalten. 
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Kr ohne hat in Band XVIII unserer Vereinsblätter seinen 
Entwurf zu einem Verpflegungsetat für Strafanstalten nach 
Voit’s Grundsätzen veröffentlicht; er hebt als Fehler der 
seitherigen Kost hervor: 1. zu viel Kohlenhydrate, 2. Ei- 
weiss wird vorzugsweise in Vegetabilien verabfolgt, so 
dass ein grosser Teil nicht ausgenützt wird. Die Menge 
animalischen Eiweisses ist im Verhältnis zum vegetabilischen 
viel zu gering, 3. zu wenig Fett. — Kohlenhydrate und 
vegetabilisches Eiweiss ist also zu vermindern, Fett und 
animalisches Eiweiss zu vermehren; insbesondere ist die 
Kartoffelmenge zu vermindern; die Speisen sind besser zu 
würzen und mehr zu fetten, wobei billigstes, aber gesundes, 
Fett zu verwenden ist. Magerkäse und besonders Häringe 
werden empfohlen. Wenn Vegetabilien in richtiger Mischung 
mit Animalien gegeben werden, erhöht sich die Ausnutz¬ 
barkeit des vegetabilischen Eiweisses. Nach diesen Grund¬ 
sätzen entwarf Kr ohne seinen Kosttarif, der im Jahre 
1882 in einigen preussischen Strafanstalten eingeführt 
wurde. Dieser Kosttarif gibt: 100 gr Eiweiss, 50 gr 
Fett, 553 gr Kohlenhydrate. Der Gehalt in ani¬ 
malischem Eiweiss beträgt 19,6 % gegen 7,6 % früher. 
Diese Zahlen werden als Minimum bezeichnet für mittlere 
Arbeit; bei erhöhter Arbeitsleistung wird Zusatz verlangt. 
Es wird hervorgehoben: Diese Kost bleibe allerdings hinter 
den Voit’schen Forderungen zurück, die neue Kost sei 
aber nährfähiger geworden dadurch, dass Animalien und 
Vegetabilien richtig gemischt seien (es werden bei dieser 
Kost wöchentlich 2X100 gr Fleisch und 2x50 gr Käse 
gegeben). — Dr. Andreä, der damalige Anstaltsarzt in 
Wehlheiden, berichtete über die Erfolge dieser Beköstigung 
nach 2 Jahren günstig: Die Gefangenen zeigen gutes Aus¬ 
sehen, nehmen an Gewicht nicht ab; der Bedarf an Leber¬ 
tran sei auf 4 Kilo im Jahr bei 450 Mann (gegen 44 Kilo 
bei 135 Mann nach alter Verpflegung) zurückgegangen. 
Er hebt noch besonders hervor, dass auf die Zubereitung 
der Speisen in Absicht auf Verdaulichkeit des Eiweisses 
sehr viel ankomme und empfiehlt namentlich das Brechen 
der Hülsenfrüchte. 
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Bär 1 ) hat sich in seinem Gutachten für den inter¬ 
nationalen Kongress im allgemeinen den Voit'sehen 
Forderungen angeschlossen. Auch er hebt hervor: bei 
einer rationellen Verpflegung soll man das Eiweiss in 
möglichst günstiger Gestalt in animalischen Nahrungsmitteln 
(Fleisch, Käse, Milch) geben und soll auch bei arbeitenden 
Personen nicht über 500 gr Stärkmehl hinausgehen. Auch 
Bär verlangt Sorgfalt in der Zubereitung der Speisen, 
genügende Abwechslung und Würze, nicht Alles in Brei¬ 
form und sorgfältige Individualisierung nach Arbeit und 
Körperbeschaffenheit der Gefangenen. — 

Das Gutachten für die Frankfurter Versammlung 
bearbeitete Dr. Andreä. Er berechnet für die Kost, 2 ) 
wie sie in Moabit damals gegeben wurde: 

a) für mittlere Arbeit: 112gr Eiweiss (darun¬ 
ter 93,31 gr animalisches Eiweiss); 47,10gr 
Fett, 559,64gr Kohlenhydrate. 

b) für schwere Arbeit: 125 gr Brotzulage, 
also: 94,81 gr verdauliches Eiweiss; 47,17gr 
Fett, 621,515gr Kohlenhydrate. 

Dies sei vollkommen genügend; nur ausnahmsweise 
bei allerschwerster Arbeit noch eine weitere Brotzulage 
bis 750 gr und 10 gr Fett erforderlich. Dabei stellt Andreä 
nachfolgende, auch heute noch gütigen Sätze auf: 

1. Die Gefangenen-Verpflegung ist derjenigen der 
niederen, arbeitenden Volksklassen möglichst ähn¬ 
lich zu gestalten; es darf nur das zur Erhaltung 
des Körpers auf dem Bestand notwendige gereicht 
werden. 

2. Für möglichst geringen Preis ist möglichst grosse 
Menge von Nährwerten zu beschaffen. 

3. Provinziellen Eigentümlichkeiten ist Rechnung zu 
tragen. 

4. Vom Eiweiss soll mindestens 20% animalisch sein. 


*) Bl. f. Gefängnisk. XVIII S. 309 ff. 

2 ) Bl. f. Gefängnisk. Band XI. 

Blätter für Gefängniskunde. XXXVII. 
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5. Alle Tage möglichst gleichviel Nährwerte. 

6. Kochen der Speisen im Wasserbad ; die Speisen 
sind genügend zu würzen. 

7. Nicht alles in breiigem Zustand. 

8. Beim Brod ist auf Landsitte Rücksicht zu nehmen; 
Brodsorten mit viel Kleie sind zu vermeiden. 

9. Gehörige Abwechslung; nichts zweimal in der 
Woche. 

10. Die Gefangenen sind zum Kauen anzuhalten. 

Den Krohne’schen Speisetarif erklärt Andreä für 
norddeutsche Gefängnisse geeignet; doch sollte der Eiweiss¬ 
gehalt durch eine Käsezugabe (100 gr pro Woche) erhöht 
werden. — Bei der Frankfurter Versammlung, bei der 
man zu den schon angeführten Leitsätzen gelangte, war 
Bär Referent und betonte dabei nachdrücklich, wie not¬ 
wendig die richtige Mischung von vegetabilischer und 
animalischer Kost sei; er halte mit V o i t 3x60 gr Fleisch 
in der Woche für sehr wünschenswert. Sehr viel komme 
auf die richtige Zusammenstellung der Speisen an (Fleisch 
mit Kartoffel, Fleisch mit Reis, Reis mit Milch etc.; falsch 
dagegen: Erbsen mit Fleisch). — Was im besonderen den 
Eiweissgehalt der Speisen betrifft, so ist unbestritten, 
dass bei einer Nahrung, bei der die Vegetabilien zu sehr 
vorherrschen, sehr viel Eiweiss unausgenützt aus dem 
Körper wieder abgeht. (Bär berechnet bei Mais: 19 %, 
bei Reis: 20,4%? bei Kartoffel: 32%, bei Schwarzbrot: 32%) 
Schuster hat in Gefängnissen mit vorwiegend vegeta¬ 
bilischer x ) Kost gefunden, dass 25 % des Eiweissgehalts 
im Körper nicht aufgenommen worden sind, während bei 
gewöhnlicher gemischter Kost nur 13 % ungenützt ab¬ 
gehen, so dass an den verlangten 118 gr Eiweiss nur 103gr 
verdaulich sind. Schuster weist darauf hin, dass auch 
Vegetabilien durch richtige Behandlung (Herstellung von 
Gebäck aus Mehl, Zersprengen der Cellulose-Hülsen auf 
mechanischem Weg) ebenso wie Fleisch erschöpft werden 


0 Voit S. 156. 
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können. V o i t *) hebt hervor, dass das in den Teigwaren 
(Nudeln, Riebelen, Makaroni) und im Reis enthaltene 
Eiweiss als dem animalischen gleichwertig gerechnet 
werden können —König, der bei mittlerer Arbeit 120gr 
Eiweiss, 60gr Fett, und 500gr Kohlenhydrate ver¬ 
langt, berechnet, dass bei gemischter Nahrung ausgenützt 
werden: Eiweiss 85 %? Fett 92%? Kohlenhydrate 95% 
und verlangt daher für einen mittleren Arbeiter an aus¬ 
nützbaren Nährstoffen: 102 gr Eiweiss, 55gr Fett, 
475 gr Kohlenhydrate. 

Das ist in gedrängter Kürze das, was Wissenschaft 
und Praxis über rationelle Gefangenen-Ernährung bis zur 
Frankfurter Versammlung zu Tage gefördert hatte. Seit¬ 
her finden sich in der Fach-Litteratur keine weiteren Ver¬ 
öffentlichungen, die wesentlich Neues beigebracht hätten. 
Es ist anzunehmen, dass man sich seither bei Aufstellung 
neuer Hausordnungen und Kosttarife diese Ergebnisse der 
wissenschaftlichen Forschung und die Erfahrungen der 
Praxis zu Nutzen gemacht hat. 

In wiefern dies in Württemberg geschehen ist und 
wie im besonderen in der unter meiner Leitung stehenden 
Anstalt die Ernährung der Gefangenen gehandhabt wird, 
und welche Erfahrungen wir damit gemacht haben, soll 
im folgenden kurz geschildert werden. 

In Württemberg wurden im Anschluss an die bundes- 
rätlichen Grundsätze im Jahre 1899 neue Hausordnungen 
für die Strafanstalten erlassen, durch welche auch die Kost, 
namentlich in Absicht auf Fett und Eiweiss-Gehalt nam¬ 
haft verbessert worden ist. Nach diesen neuen Be¬ 
stimmungen erhalten die Gefangenen, und zwar Zuchthaus¬ 
und Gefängnis-Gefangene in gleicher Weise: 

1. als Morgenspeise: 4mal wöchentlich eine aus je 
125 gr Schwarzbrot bereitete, aus 0,5 Liter bestehende 
Wassersuppe; 3mal wöchentlich 0,65 Liter Milchkaffee, 


*) Holtzendorff II S. 174. 
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aus 5 gr gebräuntem Kaffee und 0,1 Liter Milch, nebst 125 gr 
Schwarzbrot. 

2. Als Mittagskost: eine 0,85 Liter betragende Portion 
Ruinford-Suppe, oder eine Mehlspeise mit Brühe, Salat, 
gekochtes Obst, Gemüse mit einer Zutat von Mehlspeise 
und Kartoffeln; ferner an den Sonn- und Festtagen, sowie 
ausserdem je 1 mal in der Woche je 125gr Fleisch (Roh¬ 
gewicht). Den einzelnen Anstalts-Verwaltungen ist über¬ 
lassen, statt der 1 maligen werktäglichen Fleischspeise zu 
125 gr wöchentlich 2 Fleischportionen (billigere Sorte) zu 
75 gr zu verabreichen. Auch ist einmal in 2 Wochen die 
Verabreichung von billigen Fischen oder Gekröse, Lunge, 
Herz, Leber und dergl. zulässig. Neben einzelnen der 
aufgeführten Gerichte kann eine Suppe (aus Gries, Gerste, 
Nudeln, Kartoffeln, Reis, Hafer etc.), gegeben werden. 

3. Als Abendkost: 5 mal wöchentlich Wassersuppe (wie 
morgens), 2 mal wöchentlich 0,5 Liter Einbrenn-, Kartoffel-, 
Linsen- oder Erbsensuppe; ausserdem 1 mal wöchentlich 
neben der Wassersuppe 50 gr Käse oder 10 gr Butter. Ferner 
erhält der Gefangene täglich 500 gr Schwarzbrot. 

Dies die Durchschnitts-Beköstigung. — Bei schwerer 
Arbeit können 250gr Zulag-Brot gegeben werden. Bei 
besonders schwerer Arbeit kann eine grössere Portion 
Morgen- und Abendspeise und w r ofern dies nach Ansicht 
des Hausarztes zur Erhaltung der Gesundheit des betr. 
Gefangenen nötig ist, eine mässige Quantität Milch, Obst¬ 
most oder Bier verabreicht werden. Es ist also eine 
dreifache Abstufung zum Zweck der Individualisierung der 
Kost möglich. — Ausserdem giebt es sogenannte Mittel- 
Kost für Gefangene, bei welchen der Hausarzt einen zeit¬ 
weiligen Wechsel gegenüber der gewöhnlichen Kost für 
geboten erachtet, insbesondere für kränkliche und schwäch¬ 
liche Gefangene. Diese erhalten statt der Morgensuppe 
0,5 Liter warme Milch und 125 gr Weiss- oder Schwarz¬ 
brot und statt der Mittagskost eine gleiche Menge Milch 
und Brot oder eine leichte Suppe und die Brot-Ration in 
Weissbrot. In besonderen Fällen darf auf Antrag des 
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Hausarztes eine Fleischbrühsuppe mit einer Fleischzulage 
von 125 gr gewährt werden. Letzteres aber nur dann, 
wenn der objektive Nachweis einer körperlichen Störung 
vorliegt. — Für Kranke giebt es ausserdem Krankenkost 
in 4facher Abstufung. Der Vollständigkeit halber sollen 
auch die Bestimmungen über die zulässigen Genussmittel 
für Gefängnis-Gefangene (bis zum Betrag von 20 Pfennig 
per Tag) aufgeführt werden: sie bestehen in J / 2 Liter Bier 
oder Obstmost an Sonn- und Festtagen und ausserdem 
für die Gefangenen der I. Sitten-Klasse noch 2 mal, für 
die Gefangenen der II. Sitten-Klasse 1 mal in der Woche. 
Ferner sind zulässig: für die Gefangenen I. Klasse täglich, 
für die Gefangenen II. Klasse an Sonn- und Festtagen und 
ausserdem 2 mal in der Woche Milch (bis zu 1 Liter im 
Tag), Brot, Obst, Butter, Käse, Speck, Eier, Kümmel. Also 
nur einfache, aber sehr nahrhafte Dinge! — Ich will nun 
schildern, wie sich auf Grund dieser Bestimmungen die Kost 
in unserer Anstalt gestaltet, indem ich Kost von vier be¬ 
liebig ausgewählten Wochen in ihren Bestandteilen darlege: 



I. Woche 

: (28. Juli bis 3. August). 



Morgens: 

Mittags: 

Abends: 

Montag*: 

Wassersuppe 

Erbsen 

Wassersuppe 

Dienstag: 

Kaffee 

Sauerkraut mit Fleisch 


Mittwoch: 

Wassersuppe 

Saure Linsen mit Spatzen 

Gebr. Suppe 

Donnerstag: 

Kaffee 

Kartoffelgemüse m. Fleisch 

Wassersuppe 

Freitag: 

Wassersuppe 

Reis in der Fleischbrühe 

Erbsensuppe 

Samstag: 

V 

Rumfordsuppe 

Wassersuppe 
mit Käse 

Sonntag: 

Kaffee 

Nudeln mit Fleisch 

Wassersuppe 


II. Woche: 11.-18. August. 



Morgens: 

Mittags: 

Abends: 

Montag: 

Wassersuppe 

Ruinford suppe 

Wassersuppe 

Dienstag: 

Kaffee 

Saure Linsen mit Fleisch 

„ 

Mittwoch: 

Wassersuppe 

Welschkornbrei (Mais) 

Erbsensuppe 

Donnerstag: 

» 

Reis mit Fleisch 

Wassersuppe 

Freitag: 
(Festtag) 

Kaffee 

Riebel mit Ochsenfleisch 

Kartoffelsuppe 

Samstag: 

Wassersuppe 

Saure Spatzen 

W assersuppe 
mit Käse 

Sonntag: 

Kaffee 

Nudeln mit Ochsenfleisch 

Wassersuppe* 
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III. Woche: 18.—24. August. 

Morgens: Mittags: Abends: 

Montag: Wassersuppe Erbsen Wassersuppe 

Dienstag: Kaffee Saure Linsen mit Fleisch „ 

Mittwoch: Wassersuppe Grünes Gemüse mit Spatzen Gebr. Suppe 

Donnerstag: Kaffee Hafergrütze mit Fleisch Wassersuppe 

Freitag: Wassersuppe Rumfordsuppe Erbsensuppe 

Samstag: „ Gelbe Rüben mit Spatzen Wassersuppe 

mit Käse 

Sonntag: Kaffee Riebeln mit Fleisch Wassersuppe 

IV. Woche: 22.-28. September. 

Morgens: Mittags: Abends: 

Montag: Wassersuppe Rumfordsuppe Wassersuppe 

Dienstag: Kaffee Erbsen mit Fleisch „ 

Mittwoch: Wassersuppe Gelbe Rüben mit Spatzen Erbsensuppe 

Donnerstag: Kaffee Kartoffelgemüsem.Rindfl. Wassersuppe 

Freitag: Wassersuppe Grünes Gemüsem. Spatzen Kartoffelsuppe 

Samstag: „ Reis mit Milch Wassersuppe 

mit Käse 

Sonntag: Kaffee Nudeln mit Fleisch Wassersuppe 

Anmerkung. Die Rumfordsuppe enthält 36 Gramm Fleisch 
pro Portion. 

Dazu täglich 500 gr Brot. 

Diese Kost enthält folgende Nährwerte: 1 ) 

I. Woche. 


Nahrungsmittel 

Eiweiss 

Fett 

Kohlenhydrate 

5178 gr Schwarzbrot (trocken 
und in Suppe) 

559 2 gr 

67,3 gr 

2992,5 gr 

Schmalz. 

— 

192 „ 

— 

0,3 Liter = 370 gr Milch . . 

15,1 , 

14,4 „ 

15,5 „ 

475 gr Erbsen. 

1068 „ 

11,8 „ 

276,4 „ 

155 „ Linsen. 

40,3 „ 

3,1 „ 

85,2 „ 

110 „ Reis. 

8,2 „ 

3,3 „ 

85,9 „ 

70 „ Gerste. 

7,0 „ 

1,2 „ 

51,4 „ 

125 „ Nudeln. 

10,2 „ 

0,3 „ 

93,8 „ 

386 „ Mehl. 

45,5 „ 

4,6 „ 

284,0 „ 

311 „ Fleisch. 

65,3 „ 

15,8 „ 

— 

50 „ Käse. 

13,0 „ 

15,0 „ 

— 

670 „ Kartoffel. 

13,0 „ 

2,0 , 

146,0 „ 


883 6 gr 

330,8 gr 

4030,7 gr 

ist auf den Tag: 

126,2 gr 

47,2 gr 

. 575,8 gr 


*) Berechnet nach der Tabelle bei Holtzendorff II S. 187. 
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II. Woche. 


Nahrungsmittel 

Eiweiss 

Fett 

Kohlenhydrate 

5243 gr Brot ....... 

566,2 gr 

68,1 gr 

3030,4 gr 

Schmelz. 

— 

192,0 „ 

— 

0,42 Liter Milch. 

17,2 „ 

16,3 „ 

17,6 „ 

175 g’r Erbsen . 

39,3 „ 

4,3 „ 

101,8 „ 

230 „ Linsen . 

59,8 „ 

4,6 „ 

126,5 „ 

110 „ Reis . 

8,2 „ 

3,3 „ 

85,9 „ 

70 „ Gerste. 

7,0 „ 

1,2 „ 

51,4 „ 

125 „ Nudeln. 

10,2 „ 

0,3 „ 

93,8 „ 

232 „ Mehl. 

27,3 „ 

3,7 „ 

166,8 „ 

436 „ Fleisch. 

91,5 „ 

21,8 „ 

— 

456 „ Kartoffel. 

9,0 „ 

1,3 „ 

99,4 „ 

50 „ Käse. 

13,0 „ 

15,0 „ 

— 

140 „ Weischkorn . . . 

15,4 „ 

9,8 „ 

94,6 , 

130 „ Riebele. 

10,6 „ 

0,3 . 

97,6 „ 


874,7 gr 

342 gr 

3965,8 gr 

ist auf den Tag: 

124,9 gr 

48,8 gr 

566,5 gr 


III. Woche. 


Nahrungsmittel 

Eiweiss 

Fett 

Kohlenhydrate 

5148 gr Brot. 

555,9 gr 

66,9 gr 

2975,5 gr 

Schmalz. 

192,0 „ 

— 

0,3 Liter Milch. 

15,1 „ 

14,4 „ 

15,5 „ 

445 gr Erbsen . . . . . . 

100,1 „ 

11,1 „ 

258,9 „ 

230 „ Bohnen ..... 

56,3 „ 

4,6 „ 

127,8 „ 

70 „ Gerste. 

7,0 „ 

1,2 „ 

51,4 „ 

380 „ gelbe Rüben . . . 

5,7 „ 

0,7 „ 

12,5 , 

100 „ Hafergrütze .... 

15,4 „ 

6,6 „ 

70,4 „ 

430 m Mehl. 

47,3 „ 

6,8 „ 

309,6 „ 

311 „ Fleisch. 

65,3 „ 

15,8 „ 

— 

130 „ Riebele. 

10,6 „ 

0,3 „ 

97,6 „ 

840 „ Gemüse. 

12,5 „ 

2,5 „ 

59 6 „ 

476 „ Kartoffel. 

9,5 „ 

1,4 „ 

103,7 „ 

50 „ Käse. 

13,0 „ 

15,0 „ 

— 


913,7 gr 

339,3 gr 

4082,5 gr 

ist auf den Tag: 

130,5 gr 

48,4 gr 

583,2 gr 
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. IV. Woche. 


Nahrungsmittel 

Eiweiss 

Fett 

Kohlenhydrate 

5243 gr Brot ... 

566,2 gr 

68,1 gr 

3030,4 gr 

Schmalz. 

— 

192,0 „ 

— 

0,42 Liter Milch. 

D,2 „ 

16,3 „ 

. 17,6 „ 

440 gr Erbsen. 

99,0 „ 

n,o „ 

256,0 „ 

110 „ Reis.. 

»,2 „ 

3,3 „ 

85,9 „ 

70 „ Gerste. 

7,0 „ 

1,2 „ 

51,4 „ 

125 „ Nudeln. 

10,2 „ 

0,3 „ 

93,8 „ 

380 „ gelbe Rüben . . . 

„ 

0,7 „ 

12,5 „ 

840 „ grünes Gemüse . . 

12,5 „ 

2,5 „ 

59,6 „ 

400 „ Mehl. 

47,2 „ 

6,4 

290,0 „ 

311 „ Fleisch. 

65,3 „ 

15,8 , 

— 

200 „ Kartoffel. 

4,0 „ 

0,6 „ 

43,6 „ 

50 „ Käse. 

13,0 n 

15,0 „ 

. — 

zusammen: 

855,5 gr 

333,2 gr 

3940,8 gr 

ist auf den Tag: 

122,2 gr 

47,6 gr 

562,9 gr 

Zusammenstellung: 



Eiweiss 

Fett 

Kohlenhydrate 

I. Woche, auf 1 Tag 

126,2 gr 

47,2 gr 

575,8 gr 

G» » uv» 

124,9 „ 

48,8 „ 

566,5 „ 

Gl- » V V T> 

130,5 „ 

48,4 „ 

583,2 „ 

IV 

x * • » n n v> 

122,2 „ 

47,6 „ 

562,9 „ 


503,8 gr 

192,0 gr 

2288,4 gr 

Tagesdurchschnitt: 

125,9 gr 

48,0 gr 

572,1 gr 


Bezüglich des Fettgehaltes ist zu bemerken, dass auch 
die Knochen ausgesotten werden und dass täglich circa 
l J 2 Liter Fleisch- und Knochenbrühe auf den Mann kommt. 
Dadurch dürfen pro Tag weitere 3 gr Fett berechnet wer¬ 
den, so dass im ganzen 51 gr Fett pro Tag auf den Mann 
kommen. 

Wir geben also bei Durchschnittsarbeit: 


Bei schwerer Arbeit: 

250 gr Brotzulage = 

Eiweiss 

125,9 gr 
27,0 „ 

Fett 

51 gr 

3,2 „ 

Kohlenhydrate 

572,1 gr 
144,5 „ 

also bei schwerer Arbeit = 
Bei schwerster Arbeit 

152,9 gr 

54,2 gr 

716,6 gr 

noch 0,5 Liter Milch = 

20,5 gr 

19,5 gr 

21,0 gr 

also bei schwerster Arbeit = 

173,4 gr 

73,7 gr 

787,6 gr 
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Was nun das Verhältnis des verdaulichen zum un¬ 
verdaulichen Eiweiss betrifft, so ist anzuführen, dass wir 
die Hülsenfrüchte zerquetschen, so dass das in ihnen ent¬ 
haltene Eiweiss möglichst ausgenützt wird. Mit Rücksicht 
darauf und auf die zweckmässige Mischung von Animalien 
und Vegetabilien (durchschnittlich wöchentlich 342 gr Fleisch 
auf 4 Tage (mit der Rumfordsuppe) verteilt 50 gr Käse 
und 0,3 Liter Milch) und auf die reichlichen Gaben von 
Teigwaren wird man auf unsere Kost die oben angeführten 
Schuster’schen Zahlen anwenden dürfen. Darnach wären 
13 % des Eiweisses unverdaulich = 16,5 gr; es bleiben also 
bei der Durchschnittskost 109,4 gr verdauliches Ei¬ 
weiss übrig (bei schwerer Arbeit 133,1 gr Eiweiss, 
bei schwerster Arbeit 150,9 gr Eiweiss). 

Nach der Berechnung von König würde Unsere 
Durchschnittskost an Nährstoffen enthalten: 

106,9 gr Eiweiss, 46,9 gr Fett, 543,4 Kohlenhydrate. 

Diese Zahlen übertreffen an Eiweiss und Fettgehalt 
die von Andreä gebilligten, oben angeführten Moabit’- 
schen Zahlen und sind an Kohlenhydraten diesen so 
ziemlich gleich. Auch den Anforderungen von V o i t, 
Bär und König entspricht unsere Kost in Ansicht auf 
Eiweiss, nicht ganz aber an Fett und Kohlenhydraten. 
Bezüglich des Fetts ist nun aber zu bemerken, dass bei 
uns in Schwaben überhaupt nicht so fett gegessen wird, 
wie in Norddeutschland und in Bayern, und bezüglich der 
Kohlenhydrate, dass der schwäbische Magen mehr an 
Gemüse und Mehlspeisen (Spatzen) gewöhnt ist, als der 
norddeutsche und auch der bayrische. Gegen Seefische 
besteht bei unsern Leuten eine unüberwindliche Abneigung, 
so dass wir mit dieser Speise, so nahrhaft sie sonst wäre, 
nicht kommen können. Dass auf die Würze der Speisen 
die nötige Sorgfalt verwendet wird, soll noch besonders 
hervorgehoben werden. 

Mit der geschilderten Art der Beköstigung haben wir 
nur durchaus gute Erfahrungen gemacht; wir hatten z. B. 
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im Jahre 1901 auf 100 Mann nur 1,3 Kranke; die Mortalitäts¬ 
ziffer unserer Anstalt betrug: 0,39 %; im ganzen Land: 
ebenfalls 0,39 (einschliesslich der Invalidenanstalt). Auch 
ist anzuführen, dass bei der letzten Rekrutenmusterung die 
Musterungskommission hervorhob, dass unsere Gefangenen 
alle in sehr gutem Ernährungszustand seien. Die sogenannte 
Mittelkost für kränkliche und schwächliche Gefangene 
wurde in 898 Portionen (Gesamtzahl der Kostportionen 
144631) verabreicht (0,5 %); Mittelkost mit Fleisch musste 
nur in 46 Portionen gegeben werden. Brot- und Milch¬ 
zulage mit Rücksicht auf Arbeit und Körperbeschaffenheit 
erhalten täglich von 388 Mann ca. 90 Mann, und zwar 
hauptsächlich die im Freien mit schwerer Steinbrucharbeit 
beschäftigten Gefangenen, die ausserdem täglich ] / 2 Liter 
Obstmost erhalten. 

Wie aus der oben aufgeführten Kosttabelle ersichtlich 
ist, machen wir in unserer Anstalt von der Erlaubnis, die 
Fleischrationen auf 3 Tage verteilen zu dürfen, Gebrauch 
und zwar wird die grosse Portion in Ochsenfleisch, die 
beiden kleinen in Rindfleisch, das aber in seiner Beschaffen¬ 
heit dem Ochsenfleisch wenig nachsteht, gegeben. Dies 
hat sich sehr bewährt: der Gefangene hat so 3 Tage in 
der Woche etwas zum Kauen, wodurch die Einspeichelung 
der Speisen und damit die Verdauung befördert wird; auch 
steht uns dadurch die ganze Woche Fleischbrühe zur 
Kostbereitung zur Verfügung. Die durch diese Verteilung 
der Fleischrationen herbeigeführten Mehrkosten sind im 
Vergleich zu diesen Vorteilen nicht bedeutend. Um auf 
den Kostenpunkt näher einzugehen, so kam bei uns im 
Jahre 1901 die Morgens-, Mittags- und Abendkost für den 
Mann auf 21,2 Pfennig, dazu kommen 500 gr Brot = 7,6 
Pfennig, sonach kostet die Beköstigung eines Durchschnitts¬ 
arbeiters 28,7 Pfennig pro Tag; bei schwerer Arbeit 
mit 250 gr Brotzulage erhöht sie sich um 3,8 Pfennig, 
also auf 32,5 Pfennig und bei schwerster Arbeit mit 
Most und Milchzulage um 12,5 Pfennig also auf 48 
Pfennig. 


Digitized by v^ooQle 



271 


Nach dem Ausgeführten dürfte wohl der Schluss 
gerechtfertigt sein: für unsere württembergischen 
Verhältnisse soll die Nahrung eines mit Durch¬ 
schnittsarbeit beschäftigten Gefangenen 106 bis 
110 gr verdauliches Eiweiss, 51 gr Fett und ca. 550 gr 
Kohlenhydrate enthalten. Zahlen, die für ganz 
Deutschland massgebend wären, lassen sich wohl nicht 
aufstellen; dazu sind die einzelnen Stammeseigentümlich¬ 
keiten zu verschieden; grosse Abweichungen werden sich 
aber auch nicht ergeben: Der Gehalt an verdaulichem 
Eiweiss wird sich überall zwischen 100 und llOgr, 
der an Fett zwischen 50 und 56 gr und der an 
Kohlenhydraten zwischen 500 und 570 gr für den 
Durchschnittsarbeiter zu bewegen.haben. 

Es wäre lehrreich, wenn bis zur Stuttgarter Ver¬ 
sammlung recht viele der Herren Kollegen die Kost ihrer 
Anstalten nach Massgabe der Tabelle bei Ho Itzen¬ 
dorf f II. S. 187 prüfen würden. Ich wäre bereit, die 
Resultate dieser Untersuchungen zusammenzustellen; wir 
bekämen dadurch einen Gesamtüberblick über den gegen¬ 
wärtigen Stand der Gefangenen Verpflegung in ganz 
Deutschland. 

Die Frage B ist schon durch das zu Frage A Aus¬ 
geführte in bejahendem Sinne beantwortet. Von allen 
Sachverständigen wird hervorgehoben, wie darauf zu sehen 
sei, dass nicht alle Speisen in Breiform gegeben werden. 
Ich weise besonders auf das hin, was Bär 1 ) in dieser 
Richtung sagt: „Durch das Beissen, Kauen und Zerkleinern 
einer festen durch Gewürz und sonstige Zubereitung an¬ 
genehm duftenden und schmeckenden Speise werden alle 
für die Verdauung tätigen Organe angeregt, Speichel und 
Magensaft werden in grösserer Menge abgesondert, der 
Verdauungskanal zu vermehrter Tätigkeit angeregt und 
somit die Nahrungsmittel leichter und schneller verdaut“. 
Bär führt dann weiter aus, wie durch Reichung von festen 


') Die Gefängnisse S. 136. 
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Speisen die bekannte Erscheinung des Abgegessenseins 
bei den Gefangenen leichter vermieden wird. Man wird 
daher verlangen müssen, dass die Fleischportionen dem 
Gefangenen bei der Mittagsspeise in fester Form gereicht 
werde. Ich habe schon oben darauf hingewiesen, wie 
wünschenswert es ist, die Fleischrationen auf möglichst 
viele Tage in der Woche zu verteilen. 

Zu Frage C. Durch das zu Frage A Ausgeführte 
ist die Frage C schon verneint. Wenn dem Gefangenen 
nur das zur Erhaltung des Lebens und der Gesundheit 
Notwendige gegeben werden und nicht darüber hinaus¬ 
gegangen werden soll, so gilt das für den Zuchthaus¬ 
gefangenen so gut, wie für den Gefängnis- und Haft- 
gefangenen“. 1 ) v. Sichart sagt mit Recht: „Die Frank¬ 
furter Sätze bleiben in Geltung. Es darf zur Ver¬ 
schärfung der Strafe im Interesse der Humanität nicht 
unter das Bedürfnis herab, aber ebensowenig im In¬ 
teresse des Strafernstes zur Erleichterung der Gefängnis¬ 
strafe darüber hinausgegangen werden. Wollen wir gleich¬ 
wohl auf einer Differenz zwischen Zuchthaus und Gefängnis 
in Bezug auf Beköstigung bestehen, so erübrigt lediglich 
zu gunsten der leichteren Gefängnisstrafe eine Erhöhung 
des Masses der Extra-Genussmittel eintreten zu lassen“. 
Bei uns in Württemberg lauten denn auch die Vorschriften 
für die Beköstigung der Zuchthausgefangenen wörtlich 
ebenso, wie die bezüglich der Gefängnisgefangenen; nur 
in Ansicht auf die Extra-Genussmittel besteht ein Unter¬ 
schied: im Zuchthaus giebt es keinen Alkohol und der 
tägliche Höchstbetrag der Genussmittel ist im Zuchthaus 
auf 15 Pfennig (gegen 20 Pfennig im Gefängnis) festgesetzt. 

Es erübrigt noch zu untersuchen, ob nicht etwa für die 
in den kleinen Gefängnissen untergebrachten kurzzeitigen 
Gefangenen eine geringere als die oben bei Frage A näher 
beschriebene Kost gereicht werden kann. Meines Erachtens 
richtet sioh die Beantwortung dieser Frage lediglich danach: 

') Bl. f. Gefängnisk. XXVII S. 349. 
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ob in. diesen kleinen Gefängnissen gearbeitet wird oder 
nicht. Für nichtarbeitende Gefangene ist, wie oben ge¬ 
zeigt wurde, eine geringere Menge von Eiweiss, Fett und 
Kohlenhydraten zur Erhaltung der Gesundheit erforderlich, 
während die arbeitenden Gefangenen der amtsgerichtlichen 
Gefängnisse — um solche handelt es sich wohl in der 
Hauptsache — in der Kost im Wesentlichen nicht schlechter 
gestellt werden können als die in den Centralgefängnissen 
untergebrachten, für welche die unter A geschilderte Kost 
als die das zur Erhaltung der Gesundheit Notwendigste 
Enthaltende bezeichnet worden ist. Bei uns in Württem¬ 
berg ist denn auch die Kost in den amtsgerichtlichen 
Gefängnissen, in denen gearbeitet wird,. im Wesentlichen 
dieselbe, wie in den Centralgefängnissen, nur dass sie 
bezüglich der Morgen- und Abendspeisen nicht so viel 
Abwechslung zulässt; auch lässt sie bezüglich der Arbeit 
nur eine Abstufung zu (250 gr Brotzulage); wohl mit 
Recht, da besonders schwere Arbeit, wie z. B. Steinbruch¬ 
arbeit in den amtsgerichtlichen Gefängnissen nicht vor¬ 
kommt. Gerade mit Rücksicht darauf, dass die Insassen 
der amtsgerichtlichen Gefängnisse unmöglich so streng zur 
Arbeit herangezogen werden können, wie die der Central¬ 
gefängnisse, ist, wie ich schon bei der Nürnberger Ver¬ 
sammlung anzuführen Gelegenheit hatte, bei uns in 
Württemberg durch eine Bestimmung des Polizeistraf¬ 
gesetzbuches die Möglichkeit gegeben, die sogenannte 
qualifizierte Haft in einer Centralstrafanstalt (für Männer: 
Hall) vollstrecken zu können, wenn die erkannte Strafe 
4 Wochen übersteigt. Bei uns in Hall werden die „quali¬ 
fizierten Häftlinge“ zu strengster Arbeit im Steinbruch 
herangezogen; deshalb fürchten sie Hall wie das Feuer. 
Denn nichts ist den Stromern verhasster, als strenge 
Arbeit, auch wenn er dabei die volle Verpflegung eines 
Gefängnisgefangenen hat. Denn das ist wohl selbst¬ 
verständlich, dass der „qualifizierte Häftling“, wenn er 
streng arbeiten muss, auch nach denselben Grundsätzen 
genährt werden muss, wie der Gefängnisgefangene. Nach 
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meinen Beobachtungen und langjährigen Erfahrungen, ist 
es vom erzieherischen Standpunkt aus viel zweckmässiger, 
den faulen Stromer bei normaler Verpflegung mit strengster 
Arbeit während seiner Haftzeit zu beschäftigen, als ihn 
im kleinen Gefängnis bei leichter Arbeit, die für ihn ein 
Spiel ist, und bei schmaler Kost sitzen zu lassen. Aus 
den paar Tagen schmaler Kost macht er sich gar nichts: 
kann er sich doch nach seiner baldigen Entlassung in 
der goldenen Freiheit wieder schadlos halten! Aber die 
Schwielen, die die harte Arbeit an seinen Händen hinter¬ 
lassen hat, vermindert er nicht so bald! Aber auch vom 
finanziellen Standpunkt aus ist diese Art des Strafvollzugs 
zweckmässiger; für den im Steinbruch beschäftigten Stromer 
nimmt die Anstaltskasse mehr ein, als seine Verpflegung 
kostet, während der im kleinen Gefängnis Kaffeebohnen 
verlesende Gefangene auch bei schmaler Kost mehr Auf¬ 
wand bereitet, als seine Arbeit einträgt! 

Zu Frage D. In unserer Anstalt werden alle Speisen 
mit einer Mischung von 1 / 3 Schweineschmalz und 3 / 3 Cocos- 
nussbutter gefettet. Das Schweineschmalz lassen wir 
selbst aus und verwenden dazu 1 / 3 Nierenfett und 2 / 8 Speck. 
Von diesem Schmalz kostet uns das Kilo zur Zeit 1 Mk. 
45 Pf. 1 Kilo Cocosnussbutter (bezogen von Johann Martin 
Wizemann in Obertürkheim) kostet 92 Pf., sonach kostet 
das Kilo der Mischung 1 Mk. 05 Pf. Von dieser Mischung 
berechnen wir bei 400 Gefangenen durchschnittlich im 
Monat 330 Kilo. Ich habe nun auch mit Margarine, be¬ 
zogen von den süddeutschen Margarine-Werken, Fritz 
Schmidt in Durlach einen Monat lang Proben angestellt. 
Im Fettgehalt und Geschmack kam die Margarine (Marke: 
Alt- Baden Durlach) unserer Schmalz-Mischung gleich, 
jedenfalls war sie nicht besser. Die Margarine kostet aber 
1 Mk. 50 Pf. per Kilo, also 45 Pf. mehr, als unser Fett; das 
tut auf den Monat: 148 Mk. 50 Pf. mehr und auf das Jahr 
1782 Mk. mehr! Bei anderen Anstalten, die vorher nur 
Butter und Schweineschmalz verwendet hatten, stellt sich 
die Rechnung günstiger. Die Direktion des Grossh. bad. 
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Männerzuchthauses Bruchsal teilt mir z. B. mit, dass sie 
an Margarine ca. x j b weniger brauche, als von seitheriger 
Butter-Schweineschmalz, da Margarine fetter sei und rechnet 
bei einem Preis von 1 Mk. 40 Pf. per Kilo für Margarine 
in 8 Monaten eine Ersparniss von 362 Mk. 97 Pf. aus. — 
Das Zellengefängnis Heilbronn verwendet zur Schmelzung 
der Morgen- und Abendkost Margarine (bezogen von 
Frankfurt zu 1 Mk 30 Pf.); zur Mittagskost Schweine¬ 
schmalz; vorher hatte diese Strafanstalt zur Morgen- und 
Abendkost Cocosnussbutter verwendet; von Margarine 
brauche man weniger, als von Cocosnussbutter. Der 
Mehraufwand für Margarine berechnet sich auf 100 Ge¬ 
fangene im Monat auf 16 Mk. 50 Pf.; dagegen sei die 
Qualität besser. — So viel ist sicher: Margarine ist der 
reinen Cocosnussbutter an Geschmack und Qualität vor¬ 
zuziehen; eine richtige Mischung von Schweineschmalz 
und Cocosnussbutter kommt aber nach unseren Erfahrungen 
der Margarine an Geschmack und Qualität gleich und ist 
zugleich wesentlich billiger! — 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Hat sich die Altersgrenze, welche 
das Reichsstrafgesetzbuch für die Straf¬ 
mündigkeit festgesetzt hat, bewährt, 
oder empfiehlt sich bei einer Reform 
des Strafgesetzbuches ein Hinauf¬ 
rücken derselben? 

Von Anton Marcovich, k. k Oberdirektor der Männerstrafanstalt 
in Graz, k. und k. Oberleutnant a. D. 


Die Altersgrenze, welche das Reichsstrafgesetzbuch 
für die Strafmündigkeit festsetzt, hat sich nicht bewährt, 
weshalb man in weitgehenden Kreisen mit den Bestim¬ 
mungen des § 55 R.-St.-G.-B. nicht zufrieden ist und seit 
Jahren schon auf eine Reform desselben, durch Hinauf¬ 
rücken der Strafmündigkeit hinarbeitet. 

Der Grund dieser Reformbewegung liegt in der Be¬ 
sorgnis, welche durch die Verschlimmerung der Kriminali¬ 
tätsverhältnisse hervorgerufen wurde. Das Reformstreben 
aber richtet sich nicht allein gegen § 55 R.-Str.-G.-B., son¬ 
dern gegen die Strafgesetzgebung überhaupt und gegen 
die Unvollkommenheit des Systems der Freiheitsstrafen. 

Es ist Tatsache, dass die Kriminalität im allgemeinen 
stetig zunimmt, dass die Zahl der Rückfälle unverhältnis¬ 
mässig anwächst und dass speziell an einem grossen Teile 
der Jugendlichen der Strafvollzug nicht nur wirkungslos 
vorübergeht, sondern geradezu verderbliche Früchte trägt. 
Die deutsche Reichskriminalstatistik liefert hiefür untrügliche 
Beweise. Es wurden beispielsweise in den Jahren 1882 
bis 1897 wegen Verbrechen und Vergehen verurteilt: 
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Im Jahre 

Gesamtzahl 

Erwachsene 

Jugendliche 

1882 

329,968 

299,249 

30,719 

1883 

330,128 

300,162 

29,966 

1884 

345,977 

314,635 

31,342 

1885 

343,087 

312,383 

30,704 

1886 

353,000 

321,487 

31,513 

1887 

356,860 

323,747 

33,113 

1888 

350,663 

317,596 

33,067 

1889 

369,644 

332,854 

36,790 

1890 

381,450 

340,447 

41,003 

1891 

391,064 

348,752 

42,312 

1892 

422,327 

375,831 

46,496 

1893 

430,403 

386,627 

43,776 

1894 

446,110 

400,556 

45,554 

1895 

454,211 

409,827 

44,384 

1896 

456,999 

412,787 

44,212 

1897 

463,580 

418,329 

45,251 

Summe: 

6,225,471 

5,615,269 

610,202 

Prozente: 

— 

90,20 

9,80 


Somit weist das Jahr 1897: 133,512, also 40 % mehr 
Bestrafungen gegenüber dem Jahre 1882 auf während die 
Bevölkerung in diesem Zeitraum nur um 15 % gestiegen ist. 

Bei den Erwachsenen betragen die Mehrbestrafungen 
219080 oder 73 %, bei den Jugendlichen 15 285 oder 50 %. 

Auf 100 000 Personen der gleichaltrigen Zivil¬ 
bevölkerung kommen durchschnittlich 1264 Erwachsene 
und 644 Jugendliche. 

Im Jahre 1882 befanden sich unter 329 968 Verurteilten 
82 395 Rückfällige, also 25%. Im Jahre 1897 erhöhte 
sich der Rückfall auf 39 %. Der Rückfall der Erwachsenen 
beträgt beiläufig 50%, und hat die Hälfte.der¬ 
selben ihre erste Straftat im jugendlichen Alter 
begangen. Der Rückfall der Jugendlichen, innerhalb 
der Zeit vom vollendeten zwölften bis zum vollendeten 
achtzehnten Lebensjahre betrug im Jahre 1891 ungefähr 
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16 % und stieg bis zum Jahre 1894 auf 18 °/ 0 , somit durch¬ 
schnittlich um 0,5 % per Jahr. 

Nach diesem statistischen Materiale zu schliessen, 
besitzt das Strafgesetz jene prävenierende Kraft nicht, um 
durch die Strafdrohung die Bevölkerung von der Verübung 
deliktisc.her Handlungen abzuhalten. Der Strafvollzug ist 
nicht imstande den Rückfall hintanzuhalten, hat sich also 
in dieser Beziehung als ohnmächtig erwiesen, dies speziell 
auch gegenüber den jugendlichen Delinquenten. 

In Oesterreich sind, wie dies auch Seine Excellenz 
der Handelsminister a. D. Herr Reichstagsabgeordneter 
Dr. Baernreither gelegentlich seiner im Abgeordneten¬ 
hause im Monate Mai 1902 gehaltenen Rede kundgetan, 
diese Verhältnisse ebenfalls nicht befriedigend, ja in Bezug 
auf die Jugendlichen sogar sehr ungünstig. 

Im Laufe von zehn Jahren (1888 bis 1897) wurden 
50195 Jugendliche wegen begangener Verbrechen ver¬ 
urteilt. Von diesen kamen nur 20112 in die Strafanstalten, 
doch wurden nur 1200 derselben eines entsprechenden 
Strafvollzugs in Jugendabteilungen teilhaftig. 30 083 jugend¬ 
liche Verbrecher und 3175 wegen begangener Vergehen 
verurteilte Jugendliche, verbrachten ihre Strafzeit bei den 
Gerichten, wo eine Absonderung der Jugendlichen ebenso 
wie jene der Untersuchungshäftlinge sehr unvollkommen 
oder gar nicht durchgeführt werden kann, und der Straf¬ 
vollzug sich in jener bekannten Lage, wie ihn die Gemein¬ 
schaftshaft bietet, befindet. 

Nach dem Vorgesagten drängt sich uns die Frage 
auf, wo ausserdem die Gründe für die zunehmende 
Kriminalität zu suchen sind. In erster Linie gewiss in 
den sozialen Verhältnissen. Da ist es vor allem die zu¬ 
nehmende Armut, welche eine hauptsächliche Ursache für 
die Zunahme der Verbrechen bildet. 

Diese Behauptung erscheint dadurch bekräftigt, dass 
beispielsweise von den in Oesterreich innerhalb der letzten 
zehn Jahre wegen Verbrechen und Vergehen gestraften 
351100 Personen 300 000 arm, 49 000 im Besitze nur 
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weniger Mittel und bloss 2100 vermögend gewesen sind! 
Der Armut ist es aber versagt, in ihren Kreisen für ent¬ 
sprechende Erziehung und Gesittung der Kinder zu sorgen, 
und gerade aus diesen Kreisen rekrutiert sich das Gros 
der Delinquenten. 

Die Keime des Verbrechertums liegen also in der 
mangelhaften Erziehung, in zunehmender Verwahrlosung 
und Verrohung, im Mangel an Gesittung, ja in der um 
sieh greifenden Entsittung. Aus diesen Gründen hat der 
Gesetzgeber seine vollste Aufmerksamkeit der Jugend 
zuzuwenden und gerade aus diesen Gründen ist es not¬ 
wendig, die Strafmündigkeit hinauf zu rücken, weil diese 
dermalen auf ein Alter festgesetzt ist, welches noch der 
Erziehung x ) dringend bedarf. Wo aber Erziehung not¬ 
wendig, dort ist Kerkerstrafe nicht am Platze! 

Die zweckentsprechendste Bestimmung der Straf¬ 
mündigkeit ist jedoch eines der schwierigsten kriminal¬ 
politischen Probleme bezüglich der strafrechtlichen Behand¬ 
lung der jugendlichen Delinquenten, wenn man bedenkt, 
dass sich gerade bei denselben im Alter bis zu zwanzig 
Jahren, in der Veranlagung von Altersgenossen grosse, ja 
gewaltige Kontraste sowohl in Beziehung auf die körper¬ 
liche als auch geistige und sittliche Entwicklung zeigen. 

Dieses Problem kann seine Lösung nur darin finden, 
dass der Gesetzgeber für die Strafmündigkeit nicht nur 
ein Alter wählt, welches den Verhältnissen möglichst ent¬ 
spricht, sondern auch für das der Strafunmündigkeit noch 
nahe Alter jene zweckdienlichen, strafrechtlichen Normen 
schafft, welche es dem Ermessen des Richters anheim¬ 
stellen, ob auf Strafe, oder subsidiär auf staatlich geregelte 
und überwachte Zwangserziehung zu erkennen ist. 


x ) In England wird auf dem Gebiete der Zwangserziehung seit 
Ende des 18. Jahrhunderts von Vereinen, Kommunen und Graf¬ 
schaften eine bewunderungswürdige Tätigkeit entfaltet. Die Wirkung 
ist, wie Excellenz Bärenreither hervorhob, eine einzig dastehende. 
England ist das einzige Land, welches statistisch nachweisen kann, 
dass die Kriminalität der Jugendlichen entschieden in Abnahme 
ist und damit natürlich auch die Kriminalität überhaupt. 
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Selbstverständlich kann die Bestimmung der Straf¬ 
mündigkeit nicht mit der geistigen, noch weniger aber mit 
der sittlichen Reife in Verbindung gebracht werden (sittlich 
reife Menschen begehen keine Verbrechen, etwa mit Aus¬ 
nahme von Affektverbrechen), sondern' nur in Anbetracht 
der Zweckmässigkeitsgründe vom sozialen Standpunkte 
aus erfolgen. 

Als die natürlichste Grenze der Straf¬ 
mündigkeit wäre das vierzehnte Lebensjahr 
zu bezeichnen. Dieses erscheint mir dem zwölfjährigen 
Kinde gegenüber, nicht nur wegen der vorgeschritteneren 
Entwicklung, sondern auch und in hervorragendem Masse 
deshalb passend, weil die Kinder mit diesem Jahre die 
Volksschule, ja oft die Familie verlassen und ins Leben 
treten, woselbst sie, den Kampf um’s Dasein aufnehmend, 
mitunter gar bald gänzlich selbständig werden. 

Kinder im Alter von 12 oder 13 Jahren schon in 
Gefängnisse einzusperren, halte ich für unrichtig. 

Im strafunmündigen Alter, dessen äusserste Grenze 
bis zum vollendeten 14. Lebensjahre reichen sollte, wäre 
gegen Delinquenten im Bedarfsfälle durch Zwangserziehung 
vorzugehen, ohne dass die Massnahmen einen Charakter 
von Kerker- oder Gefängnisstrafen annehmen dürften. 

In Oesterreich wird, laut der am 22. Mai 1902 im 
Abgeordnetenhause abgegebenen Erklärung des Regierungs¬ 
vertreters, das Justizministerium sobald als möglich einen 
wissenschaftlich vollkommenen Strafgesetzentwurf dem 
Parlamente vorlegen. Mit demselben kommen die Fragen 
des Strafvollzuges, der Aenderung der Strafprozessordnung 
und der Strafmündigkeit in’s Rollen. 1 ) 

Was die Frage der Fürsorgeerziehung betrifft, hat 
das Justizministerium den Entschluss gefasst, die Bewegung 
zu gunsten der Fürsorgeerziehung, des Kinderschutzes u. s. w. 
aufs Kräftigste zu unterstützen. 

L ) Das K. K. Justizministerium hat folgende Verordnung vom 
25. November 1902, betreffend di© Begnadigung verurteilter 
Jugendlicher erlassen: 
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Unter der grossen Zahl der Jugendlichen, die durch Aus¬ 
schreitungen der verschiedensten Art gegen die bestehenden Straf¬ 
gesetze verstossen, befinden sich viele, welche weniger aus Verderbt¬ 
heit der Gesinnung als infolge Unbesonnenheit, Verführung und 
Mangel an Reife handeln. Manche unter ihnen haben zwar jene 
Altersgrenze erreicht, die sie nach dem Gesetze verantwortlich macht, 
sie sind aber in ihrer seelischen Entwicklung zurückgeblieben, so 
dass sie entweder die Tragweite ihrer Handlungen nicht zu erfassen 
vermögen oder aber noch nicht die nötige Willenskraft erlangt 
haben, um augenblicklichen Regungen Widerstand zu leisten. 

Bei vielen dieser straffällig gewordenen Jugendlichen bedarf 
es weder einer Zwangserziehung noch aber des Vollzuges der ver¬ 
wirkten Strafe, um sie von weiteren gesetzwidrigen Handlungen ab¬ 
zuhalten. Das gegen sie durchgeführte Strafverfahren, der Urteils¬ 
spruch genügt als ernste und eindringliche Mahnung zur Umkehr. 
Bei solchen Jugendlichen erweist sich oft der Vollzug einer Freiheits¬ 
strafe als eine Härte, die infolge des damit verbundenen Makels, in¬ 
folge des tiefen, nachhaltenden Eindruckes auf ein jugendliches 
Gemüt eine Wirkung üben kann, deren Vermeidung zu den Auf¬ 
gaben einer vom Geiste der Menschlichkeit getragenen Strafrechts¬ 
pflege gehört. 

Seine k. und k. Apostolische Majestät haben in Ausübung des 
Gnadenrechtes mit Allerhöchster Entschliessung vom 24. November 1902 
das Justizministerium ermächtigt, die Gerichte anzuweisen, in allen 
berücksichtigenswerten Fällen von Verurteilungen Jugendlicher im 
Sinne der §§ 2 und 411 St.-P.-O. Gnadenanträge zu stellen. 

Hiebei ist von folgenden Grundsätzen auszugehen: 

1. In erster Linie sind jene Unmündigen im Alter von 10 
bis 14 Jahren zu berücksichtigen, die auf Grund der Bestimmung 
des § 269 a St.-G. wegen an sich verbrecherischer Handlungen von 
den Gerichten zu bestrafen sind, bei denen jedoch nach den Um¬ 
ständen des Falles weder der Vollzug der gemäss § 270 St.-G. aus¬ 
zusprechenden Verschliessung noch die Abgabe in eine Besserungs¬ 
anstalt gemäss § 8 des Gesetzes vom 24. Mai 1885, R.-G.-Bl. No. 89, 
dem Strafreehtszwecke förderlich erscheint. Zurückgebliebene körper¬ 
liche und geistige Entwicklung, auf das jugendliche Alter zurück¬ 
zuführende Beweggründe zur Tat, Reue, ausreichende häusliche Zucht 
werden genügende Anhaltspunkte dafür geben, ob der Verurteilte 
des gnadenweisen Erlasses der Strafe würdig erscheint. 

2. Als nächste Altersstufe kommt jene vom 14. bis zum 
vollendeten 16. Lebensjahr in Betracht. In der Regel ist daran fest¬ 
zuhalten, dass der Verurteilte noch nicht gerichtlich vor¬ 
bestraft sein und dass die ausgesprochene und nachzusehende 
Strafe 3 Monate Freiheitsstrafe oder 500 Kronen Geldstrafe nicht über¬ 
schreiten darf. 


Digitized by Google 



282 — 


Nur in Ausnahmsfällen, wenn eine Vorbestrafung ganz gering¬ 
fügiger Natur war, ist von der Voraussetzung der Unbescholtenheit 
abzugehen, allgemein ist aber zu beachten, dass es nicht bloss auf 
die formelle Tatsache des Mangels einer Vorstrafe, sondern vorzüg¬ 
lich auf eine vorausgegangene sittliche und ehrliche Lebensführung 
ankommt. 

Das Gericht muss aus den Umständen des Falles die Ueber- 
zeugung erlangt haben, dass es im gegebenen Falle des Strafvoll¬ 
zuges nicht bedarf. Die Art und Schwere der strafbaren Handlung, 
ihre Nebenumstände, ihre Beweggründe, das der Tat folgende Ver¬ 
halten des Täters werden einer sorgfältigen Prüfung zu unterziehen sein. 

3. Unter den unter 2 bezeichneten Voraussetzungen können 
auch Jugendliche im Alter von 16. bis zum vollendeten 18. Jahre 
der gnadenweisen Strafnachsicht empfohlen werden, wenn sie infolge 
zurückgebliebener Entwicklung in Bezug auf Verstand und Willens¬ 
kraft, Jugendlichen der erwähnten Altersstufen gleichzuachten sind. 

4. Das Verfahren richtet sich im allgemeinen nach den im 

§ 411 St.-P.-O. gegebenen Vorschriften. Es ist jedoch ein Gnaden¬ 
gesuch des Verurteilten nicht abzuwarten, das Gericht hat vielmehr 
entweder sofort anlässlich der Urteilsfällung öder aber nach der¬ 
selben von amtswegen bei Vorhandensein der Voraussetzungen Be¬ 
schluss über die Frage zu fassen, ob die gnadenweise Nachsicht der 
ausgesprochenen Strafe zu beantragen sei. Soweit dies ohne Ver¬ 
zögerung des Verfahrens möglich ist, sind die gesetzlichen Vertreter 
des verurteilten Jugendlichen einzuvernehmen und zur Aeusserung 
aufzufordern. Jedenfalls sind jene Umstände festzustellen, die zur 
Stellung des Gnadenantrages Anlass geben. *- • 

Da es sich hier um die Durchführung von Weisungen handelt, 
die in Ausübung des in Art. 13 des Staatsgrundgesetzes über die 
richterliche Gewalt vom 21. Dezember 1867, R.-G.-Bl. No. 144, vor¬ 
gesehenen Gnadenrechtes ergehen, so ist in jedem Falle der Stellung* 
eines Gnadenantrages dieser Art mit dem Strafvollzüge inne- 
z u h a 11 e n. 

Fälle von Untersuchungshaft während des Verfahrens über den 
Gnadenantrag sind der Natur der Sache nach kaum denkbar. Keines¬ 
falls darf die Rücksicht auf die Ungewissheit des Strafvollzuges eine 
durch die Fürsorge für das Wohl des Jugendlichen gebotene Ver¬ 
änderung des Aufenthaltsortes hindern. Es wird in diesem Falle 
regelmässig genügen, wenn sich das Urteilsgericht Kenntnis von 
dem jeweiligen Aufenthaltsorte verschafft. 

5. Findet das Urteilsgericht einen Gnadenantrag im Sinne der 
vorstehenden Bestimmungen zu stellen, so ist mit der Abgabe der 
vorgeschriebenen Strafkarte an das Strafregisteramt bis zur Er¬ 
ledigung des Gnadenantrages innezuhalten. 
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Tritt sodann die gnadenweise Strafnachsicht ein, so ist in 
Spalte 18 der Strafkarte dieser Umstand deutlich ersichtlich zu 
machen und die Strafkarte an das Registeramt abzugeben. 

Die genaue Befolgung dieser Vorschrift ist wesentlich, weil 
hiedurch die Gerichte in die Lage kommen, in Fällen neuerlicher 
Straffälligkeit eines begnadigten Jugendlichen von diesem für die 
Strafbemessung bedeutsamen Umstande Kenntnis zu erlangen. 

6. In besonders rücksichtswerten auf öffentliche Anklage zu 
verfolgenden Fällen bleibt es den Gerichten, beziehungsweise den 
Staatsanwälten unbenommen, die Akten des Strafverfahrens im 
Sinne des § 2 St.-P.-O.. Absatz 4, vorzulegen. Jeder gerichtlichen 
Vorlage hat die Anhörung der Staatsanwaltschaft vorauszugehen. 

Unberührt bleiben hiedurch die Vorschriften über die Behand¬ 
lung von Gnadengesuchen, insbesonders von solchen, die nur 
eine teilweise Strafnachsicht oder eine Strafumwandlung zum Gegen¬ 
stand haben. 

7. Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Kundmachung 
in Kraft und erstreckt sich auch auf Strafurteile, die vor diesem 
Zeitpunkte ergangen, jedoch noch nicht vollstreckt sind. 

Koerber m. p. 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Hat sich die Altersgrenze, welche das 
R.-Str.-G.-B. für die Strafmündigkeit fest¬ 
gesetzthatbewährt, oder empfiehlt sich 
bei einer Reform des Str.-G.-B. ein Hinauf¬ 
rücken derselben? 

Von Oberjustizrat Dr. Mayer, Schwäb. Gmünd. 


I. 

Vor der Herrschaft des im ganzen Reiche am 1. Januar 
1872 in Kraft getretenen und zur Zeit geltenden Straf¬ 
gesetzbuches für den Norddeutschen Bund vom 31. Mai 1870 
kannten die preussischen und bayrischen Strafgesetze den 
unbedingten Ausschluss strafrechtlicher Verfolgung 
einer jugendlichen Person lediglich auf Grund der Tat¬ 
sache , dass dieselbe bei Begehung der Handlung ein 
bestimmtes Lebensalter noch nicht erreicht hat, überhaupt 
nicht. Vielmehr bestimmten sie nur, ebenso wie der fran¬ 
zösische code. pdnal, Freisprechung oder Straflosigkeit einer 
zur Zeit der Tat noch nicht 16 Jahre alten Person, falls 
sie ohne Unterscheidungsvermögen (discernement) gehandelt 
oder ihr die zur Unterscheidung der Strafbarkeit der Tat 
erforderliche Ausbildung gefehlt hat. Dagegen hatten die 
Strafgesetze der übrigen Bundesstaaten ein Lebensalter 
unbedingter Strafunmündigkeit festgesetzt, innerhalb dessen 
dem Täter unter keinen Umständen gesetzwidrige Hand¬ 
lungen zur Strafe zugerechnet werden können und zwar 
hatten als Ende dieser Lebensperiode Württemberg das 
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zurückgelegte 10., Baden, Hessen, Lübeck, Mecklenburg, 
Oldenburg, Hannover, die Thüringen’schen Staaten das 12., 
Sachsen, Braunschweig, Nassau, Hamburg das 14. Lebens¬ 
jahr aufgestellt. Aus Anlass der Bearbeitung des Str.-G.-B. 
für den Norddeutschen Bund hat die preussische kgl. wissen¬ 
schaftliche Deputation für das Medizinalwesen sich dahin 
ausgesprochen, dass die äusserlichen Eigenschaften des 
Kindesalters bis zum vollendeten 12. Jahre vorzuherrschen 
pflegen, dass Personen unter diesem Alter ohne Ausnahme 
für zurechnungsunfähig zu erachten seien, dass das 
Charakteristische der Adolescenz nicht vor dem Zeitraum 
vom 12. bis 16. Jahr, zumeist selbst erst im 18. Jahr aus¬ 
geprägt erscheine, indem in dieser Altersperiode das Leben 
selbst je mehr und mehr mit der Forderung an das 
Individuum herantrete, seine Handlungen nicht ferner nur 
von sinnlichen Eindrücken abhängig zu machen, sondern 
nach Sitte und Recht einzurichten. Werde — fährt die 
Deputation fort — dieser Trieb nach Erkennen und Wissen 
zweckmässig durch Erziehung und Unterricht gelehrt und 
geleitet, so werde hiemit diejenige Ausbildung der Ver¬ 
standeskräfte erzielt, welche der wachsenden Tätigkeit 
der Vernunft als Grundlage diene. Demgemäss müsse zwar 
bei den Individuen dieser Altersstufe das Vermögen, die 
Gesetzwidrigkeit einer Handlung einzusehen und die Frei¬ 
heit des Willens zur Ausübung oder Unterlassung derselben, 
d. h. die Zurechnungsfähigkeit im Allgemeinen voraus¬ 
gesetzt werden, es erfordere jedoch die Individualität der 
Jugend grosse Vorsicht für die gesetzliche Anwendung 
dieser Voraussetzung, so dass selbst in den Fällen, wo die 
Zurechnungsfähigkeit jugendlicher Individuen nicht aus¬ 
geschlossen werden könne, doch das Vorhandensein des 
Unterscheidungsvermögens in Frage kommen müsse. Es 
habe daher bei Personen, welche das 12., aber noch nicht 
das 16. bis 18. Lebensjahr vollendet haben, in jedem ein¬ 
zelnen Falle das richterliche Ermessen darüber einzutreten, 
ob dieselben für zurechnungsfähig zu erachten seien 
oder nicht. 
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Unter dem Einfluss dieses Gutachtens gelangten in 
das geltende deutsche Strafgesetzbuch folgende zwei grund¬ 
sätzliche Normen zum Schutze jugendlicher Personen: 
„Wer bei Begehung der Handlung das 12. Lebensjahr 
nicht vollendet hat, kann wegen derselben nicht straf¬ 
rechtlich verfolgt werden“. (Unbedingte Strafunmündigkeit.) 
Ein An geschuldigter, welcher zu einer Zeit, als er das 12., 
aber nicht das 18. Lebensjahr vollendet hatte, eine straf- 
1 bare Handlung begangen hat, ist freizusprechen, wenn er 
bei Begehung derselben die zur Erkenntnis ihrer Straf¬ 
barkeit erforderliche Einsicht nicht besass. (Relative 
Strafmündigkeit.) 

Aus der ausländischen Gesetzgebung mag noch an¬ 
geführt werden, dass die unbedingte Strafunmündigkeit in 
Newyork bis zum 7., in Italien und Mexiko bis zum 9., in 
Oesterreich, Dänemark, den Niederlanden, Russland, Bul¬ 
garien bis zum 10., in Norwegen und im Schweizerischen 
Entwurf bis zum 14. Jahre reicht. 


II. 

Während diese Schutzbestimmungen des deutschen 
Str.-G.-B. zu Gunsten jugendlicher Personen nunmehr seit 
über 30 Jahren im Reiche gelten, ergiebt die deutsche 
Kriminalstatistik seither, besonders auffallend aber seit 
1889, eine das Wachstum der Bevölkerung überschiessende 
konstante Zunahme der Verurteilungen Jugendlicher wegen 
Verbrechen und Vergehen, parallel der absoluten Zunahme 
der Kriminalität der Erwachsenen. Hiebei ist übrigens zur 
Rückführung der Besorgnisse auf ihr richtiges Mass her¬ 
vorzuheben, dass die Kriminalität der Jugendlichen sich 
fast ohne Schwanken immer noch um die Hälfte kleiner 
hält, als diejenigen der Erwachsenen, wie das Verhältnis 
der Zahl der Verurteilten zur Kopfzahl der im gleichen 
Lebensalter stehenden Bevölkerung beweist. Im Hinblick 
auf diese immerhin ungünstigen Verhältnisse und unter dem 
Einfluss der soziologischen und sozialpolitischen Richtung 
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der Gegenwart hat man in Wort und Schrift lebhaft nach 
Mitteln der Abhilfe gesucht. Insbesondere hat die Internat, 
kriminalistische Vereinigung 1890 in Bern zwar den Ein¬ 
fluss geographischer und ethnographischer Verhältnisse in 
der hier abgehandelten Frage anerkannt, aber die Er- • 
Streckung der unbedingten Strafunmündigkeit jedenfalls bis 
zum 14. Jahr und hinsichtlich der Jugendlichen über dem 
14. Jahre den Ersatz der Frage nach dem Unterscheidungs¬ 
vermögen durch eine solche nach der Notwendigkeit 
öffentlicher Erziehung als Leitsätze aufgestellt. 

Die deutsche Landesgruppe dieser Vereinigung hat hierauf 
1893 in Berlin die Frage, nach -welcher Richtung hin eine 
Umgestaltung der über die Behandlung jugendlicher Ver¬ 
brecher im Str.-G.-B. gegebenen Bestimmungen wünschens¬ 
wert sei, dahin beantwortet, es sei das Ende der unbedingten 
Strafunmündigkeit vom 12. auf das vollendete 14. Lebens¬ 
jahr hinaufzurücken, es sei ferner die Vorschrift zu be¬ 
seitigen, der zufolge die Verurteilung einer Person, welche 
diese Grenze überschritten, aber das 18. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat, davon abhängig ist, ob die Person bei 
Begehung der Handlung die zur Erkenntnis ihrer Straf¬ 
barkeit erforderliche Einsicht (discernement) besass und es 
sei endlich die richterliche Machtbefugnis dahin zu erweitern, 
dass im Falle der Verurteilung einer jugendlichen Person 
wegen einer zwischen dem 14. und 18. Jahr begangenen 
Handlung auf staatlich überwachte Erziehung neben oder 
anstatt einer Freiheitsstrafe erkannt werden könne. 

Für die Hinaufrückung der Grenze der unbedingten 
Strafmündigkeit wird geltend gemacht, strafrechtliche Ver¬ 
folgung sei erst dann gerechtfertigt, wenn der Täter die¬ 
jenige Reife erlangt habe, welche ihn befähige, sein Handeln 
nach sittlichen Beweggründen zu bestimmen, diese Reife 
trete aber nicht schon mit dem 12., sondern regelmässig 
und namentlich bei den hier hauptsächlich in Frage kom¬ 
menden Volksschichten erst nach Ablauf der Schulzeit, 
also nicht vor Vollendung des 14. Lebensjahres ein. Auch 
seien öffentliche Gerichtsverhandlungen gegen Kinder unter 
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14 Jahren und der Vollzug von Freiheitsstrafen an den¬ 
selben ein erfahrungmässig von den nachteiligsten Folgen 
begleiteter Uebelstand. Werde aber zur Beendigung der 
Strafunmündigkeit sittliche Reife an Stelle der zur Er- 
• kenntnis der Strafbarkeit der Tat erforderlichen Einsicht, 
also Zurücklegung- des 14. anstatt des 12. Lebensjahres 
verlangt, so falle die Notwendigkeit der Bestimmung einer 
Altersperiode der relativen, auf die bezeichnete Einsicht 
verstellten Strafmündigkeit zwischen dem 14. und 18. Jahr 
' weg, denn diese Einsicht sei nach zurückgelegtem 14. Lebens¬ 
jahr regelmässig vorhanden. In den Ausnahmefällen, in 
welchen dies nicht der Fall sei, liege eben die allgemeine, 
nicht auf das jugendliche Alter beschränkte Unzurechnungs¬ 
fähigkeit auf Grund des Ausschlusses der freien Willens¬ 
bestimmung durch abnorme Geisteszustände vor. 

Andere Stimmen haben sich für Strafunmündigkeit 
bis zum zurückgelegten 16. Lebensjahr erhoben. Am 
weitesten geht der Vorschlag, die Altersgrenzen von 12 und 
18 Jahren auf 14 und 21 Jahre derart zu erweitern, dass 
bis zum vollendeten 14. Lebensjahr (bei Begehung der Tat) 
jede strafrechtliche Verfolgung unterbleibt und an ihre 
Stelle staatlich überwachte Erziehung (Fürsorgeerziehung) 
tritt, während zwischen dem 14. und 21. Jahre der Richter 
völlig frei und unter Wegfall der Feststellung der zur Er¬ 
kenntnis der Strafbarkeit der Handlung erforderlichen Ein¬ 
sicht prüfen solle, ob Strafe oder Fürsorgeerziehung einzu¬ 
treten habe. Letztere sei stets zu wählen, falls Besserung 
durch Erziehung noch zu erwarten sei. 

Umgekehrt fehlt es in der Litteratur auch nicht an 
Ausführungen dahin, es sei das Alter der unbedingten 
Strafunmündigkeit einzuschränken, z. B. seine Grenze auf 
das 10. Jahr herabzusetzen. Da ich jedoch als feststehend 
voraussetze, es werde mit Aussicht auf Gehör bei der 
Reform des Strafgesetzbuchs nur um die Frage der Bei¬ 
behaltung oder der Hinaufrückung der geltenden Alters¬ 
grenze gestritten, so wird im folgenden die Frage der 
Herabrückung unerörtert bleiben. 
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III. 


Von den auch den Verfasser dieses Gutachtens unter 
sich zählenden Verteidigern des bestehenden Rechts wird 
seine Aufrechterhaltung etwa durch folgendes begründet: 

Es ist auf der einen Seite eine Uebertreibung des 
Schutzes jugendlicher Personen vor strafrechtlicher Ver¬ 
folgung, wenn die unbedingte Strafunmündigkeit insolange 
erstreckt wird, als gemeinhin der her an wachsen de Mensch 
die Fähigkeit, sein Handeln nach sittlichen Beweggründen 
zu bestimmen, der sittlichen Reife entbehrt. Zunächst 
würde hiezu auch die Grenze des 14. Jahres bei Weitem 
nicht ausreichen, denn diese Fähigkeit ist durchschnittlich 
viel höher hinauf noch in der Entwicklungsbildung begriffen. 
Ueberhaupt ist der unbestimmte, objektiver, durch den 
Richter feststellbarer Merkmale entbehrende, dem subjek¬ 
tiven Ermessen daher zu grosser Spielraum gewährende 
Begriff der sittlichen Reife als Kriterium der Strafmündig¬ 
keit ungeeignet. Entscheidend ist der Grad der psychischen 
Erstarkung im allgemeinen, welche am Intellekt zwar nicht 
ausschliesslich, aber am untrüglichsten gemessen werden 
kann. Warum hiezu der dem Strafrichter durch die Natur 
der Sache gelieferte Massstab des Vorhandenseins derjenigen 
Einsicht, welche zur Erkenntnis der Strafbarkeit einer 
Tat befähigt, nicht sollte verwendet werden können, lässt 
sich nicht einsehen. Dass diese Einsicht bei Zurücklegung 
des 12. Lebensjahres sich eingestellt haben kann, durch¬ 
schnittlich sich auch eingestellt hat, wird auch von den 
Freunden der Hinaufrückung anerkannt. Es liegt also 
kein Grund vor, die unbedingte Strafunmündigkeit über 
dieses Alter hinaus zu erstrecken. Der unbedingte Aus¬ 
schluss strafrechtlicher Verfolgung 12—14 jähriger Ge¬ 
wohnheitsdiebe, bösartiger Brandstifter und dergl. würde 
vom allgemeinen Rechtsbewusstsein nicht verstanden und 
würde sich mit den berechtigten Klagen über die wach¬ 
sende Frühreife des jugendlichen Verbrechertums, nament¬ 
lich in den Grossstädten in seltsamen Widerspruch setzen. 
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Den Missständen, welche unbestreitbar mit Strafprozessen 
und dem Vollzug der Freiheitsstrafen, besonders der kurz¬ 
zeitigen, gegen Täter dieses Alters verbunden sind, ist 
nicht durch Ausdehnung der Strafunmündigkeit, sondern 
nötigenfalls durch andere Mittel abzuhelfen. Hierher 
gehören unter Anderem Einschränkung der Oeffentlichkeit 
der Hauptverhandlung gegen jugendliche Angeklagte, Ein¬ 
führung der bedingten Verurteilung oder bedingten Be¬ 
gnadigung, etwa auch Durchbrechung des Legalitätsprin¬ 
zips der Anklage zu Gunsten Jugendlicher unter 14 oder 
16 Jahren derart, dass es in das Ermessen der mit genauer 
Dienstanweisung hiefür zu versehenden Anklagebehörde 
gestellt würde, entweder öffentliche Klage gegen Beschul¬ 
digte dieses Alters zu erheben oder sie dem Vormund¬ 
schaftsgericht zur Einleitung von Erziehungsmassregeln zu 
überweisen. 

Auf der anderen Seite aber würde in der Beseitigung 
einer vom Ende der unbedingten Strafmündigkeit bis zum 
zurückgelegten 18. Lebensjahr reichenden Uebergangszeit 
eine Verkennung der natürlichen Bedingungen der Adoles- 
cenz, insbesondere der Schwankungen liegen, unter welchen 
in diesem Lebensalter nach der Verschiedenheit der In¬ 
dividuen die Entwicklung erfolgt. Es muss daher bei 
Tätern dieses Alters, wenn Unrecht ausgeschlossen sein 
soll, besonders untersucht und festgestellt werden, Ob die 
psychische Ausbildung bis zu dem die strafrechtliche Zu¬ 
rechnung bedingenden Grad der Einsicht vorgeschritten ist, 
welcher zur Erkenntnis der Strafbarkeit der Tat befähigt, 
während ohne Weiteres als Erfahrungstatsache feststeht, 
dass der nicht etwa unter krankhafter Störung der Geistes¬ 
tätigkeit leidende Erwachsene diesen Grad der Einsicht 
erlangt hat. Sollte vom Str.-G.-B. das massgebende Krite¬ 
rium je zu einseitig in die intellektuelle Sphäre verlegt sein, 
so könnte es sich wohl um Erweiterung desselben, nicht 
aber um Gleichstellung dieses noch schutzbedürftigen 
Alters mit den Erwachsenen durch Aufhebung der Rechts¬ 
einrichtung der bedingten Strafmündigkeit handeln. 
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Uebrigens darf noch auf die dem Strafrecht symmetrische 
Bestimmung des Bürgerlichen Gesetzbuches hingewiesen 
werden, welche vorschreibt, dass eine Person zwischen 7 
und 18 Jahren für den einem Anderen zugefügten Schaden 
nicht verantwortlich ist, wenn sie bei Begehung der schä¬ 
digenden Handlung nicht die zur Erkenntnis der Verant¬ 
wortlichkeit erforderliche Einsicht hatte. 

IV. 


“ Wie schon angedeutet wurde, stimme ich im Streite 
der in Vorstehendem dargestellten Meinungen im Anschluss 
an das bestehende Recht für Beendigung der unbedingten 
Strafunmündigkeit durch Zurücklegung schon des 12. Jahres 
und für die Erhaltung der vom Ende der unbedingten 
Strafunmündigkeit bis zum 18. Jahre reichenden Zwischen¬ 
stufe, innerhalb welcher die Zurechnung von der Er¬ 
reichung eines bestimmten Grades der psychischen Aus¬ 
bildung abhängt. Zur Entschiedenheit dieser meiner Ueber- 
zeugung bin ich viel weniger durch die Abwägung der in 
der Litteratur und von fachwissenscbaftlichen Vereinigungen 
für und wider geltend gemachten Gründe oder durch meine 
Erfahrungen in der richterlichen Laufbahn, als vielmehr 
durch vieljähriges Zusammenleben mit dem lebendigen 
Material der Frage gelangt. Solcher steter Verkehr ergibt 
sich mir seit 14 Jahren bei der Leitung der württem- 
bergischen Strafanstalt Gotteszell, welche neben Zuchthaus¬ 
und Gefängnisabteilung eine Abteilung für jugendliche 
Gefangene enthält, in welcher sämtliche in Württemberg 
gegen weibliche jugendliche Personen zu vollziehenden 
Gefängnisstrafen über 4 Wochen verbüsst werden. Hiezu 
kommen die mir dankenswerter Weise zur Benützung 
überlassenen Beobachtungen des Direktors des württem- 
bergischen Zellengefängnisses Heilbronn in der bisher damit 
verbundenen Abteilung für männliche, unter denselben 
Umständen verurteilte Jugendliche. Endlich gewährt mir 
Gelegenheit zur Kenntnis krimineller Jugendlicher der mir 
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erteilte Auftrag, die staatliche Aufsicht über zwei An¬ 
stalten zur Nacherziehung entlassener Strafgefangener als 
Regierungskommissär auszuüben. 

Wie stellt sich nun die Beschaffenheit der wegen 
einer zwischen zurückgelegtem 12. und 14. Lebensjahr 
begangenen Tat Verurteilten, also derjenigen Personen dar, 
für welche unbedingte Strafunmündigkeit im Hinblick auf 
die Reform des Str.-G-.-B. so vielfach verlangt wird? Be¬ 
trachten wir zur Beantwortung dieser Frage näher 56 in 
den Jahren 1895/99 eingelieferte männliche Verurteilte 
unter 14 Jahren, welche keineswegs etwa zu unserem 
Zwecke ausgewählt wurden, sondern sich deshalb besonders 
zu dieser Untersuchung eignen, weil ihre Entwicklung 
nach der Strafverbüssung von der Strafanstalt im Auge 
behalten werden konnte. Sie repräsentieren etwa Yiä der 
in dieser Zeit nach Heilbronn eingelieferten jugendlichen 
Täter überhaupt (unter 18 Jahren) und verteilen sich auf 
folgende Kategorien von Verbrechen und Vergehen (im 
Falle der Konkurrenz die schwerere Art gezählt): 


Schwerer Diebstahl.24 

Einfacher Diebstahl.17 

Diebstahl im Rückfall.2 

Gewinnsüchtige Urkundenfälschung . . 3 

Verbrechen wider die Sittlichkeit ... 3 

Gefährliche Körperverletzung .... 2 

Raub.2 


Brandstiftung, Betrug, Unterschlagung je 1. 

Vor Begehung der Tat hatten von ihnen gerichtliche 
Strafen erlitten: 

1 Gefangener 3 
9 Gefangene 2 
5 Gefangene 1 
und zwar waren vorbestraft: 

zweimal wegen derselben Art von Verbrechen 
und Vergehen 5 Gefangene 
einmal wegen derselben Art von Verbrechen 
und Vergehen 4 Gefangene 
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zweimal wegen verwandter Uebertretungen 
(Mundraub im Verhältnis zum Diebstahl) 1 Gefangener 
' zweimal wegen anderer Delikte 2 Gefangene. 

Die nunmehrige Verurteilung umfasste bei diesen 
56 Tätern zusammen 88 Verbrechen und 83 Vergehen, 
also durchschnittlich auf den Kopf berechnet 3 Delikte 
und ergab im Durchschnitt eine Strafdauer von 3 7* Monaten. 
Bei 32 Tätern handelte es sich um ideale oder reale 
Konkurrenz von Verbrechen und Vergehen und zwar 
konkurrierten bei: 

1 Gefangenen 19 Delikte 
1 „ 16 „ 

1 „ 14 „ 

1 , 12 „ 

1 n 9 „ 

4 « 5 „ 

7 4 „ 

7 » 3 „ 

9 » ' 2 „ 

Dagegen handelte es sich nur bei 14 Tätern bloss 
um in Delikt. Uebrigens war dasselbe häufig ein fort¬ 
gesetztes. 

Vor der Einlieferung oder nach der Entlassung waren 
von diesen 56, acht Zöglinge einer Rettungsanstalt. In 
7 Fällen entwichen sie aus derselben. 

Von diesen 56 1895/99 Eingelieferten waren schon 
bis 1. Mai 1899 rückffällig geworden: 

1 Gefangener 3 mal, 

4 Gefangene 2 mal, 

1 Gefangener 1 mal. 

Der Rückfall geschah in 7 Fällen wieder durch Häu¬ 
fung von Verbrechen und Vergehen. 

An den Tatbeständen der Delikte fallen auf: 

Bei der Brandstiftung: ein 23 000—24000 Mark be¬ 
tragender Schaden. Bei den Körperverletzungen mittels 
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des Messers: Roheit und Verwilderung des Täters, welche 
darin an den gewerbsmässigen Verbrecher erinnern z. B. 
die Aeusserung gegenüber dem Verletzten unmittelbar 
nach dem Stich: „Gelt, Bürschle, das war elegant“. Beim 
Raub: die den Zeugen sich auf drängende Vergleichung 
des Angriffes des jugendlichen Räubers mit den Geberden 
eines wilden Tieres. Beim Diebstahl: Die Höhe der ent¬ 
wendeten Geldbeträge bis 300 Mk., die einförmige Wieder¬ 
kehr des Motives der Genusssucht und die Energie in der 
Niederwerfung der Schranken ihrer Befriedigung, z. B. 
während des Strafverfahrens wegen Diebstahls abermaliger 
Diebstahl von Geld zur Sicherung der Anschaffung von 
Genussmitteln während des in Aussicht stehenden Aufent¬ 
haltes in der Strafanstalt. 

Die vom 1. April 1890 bis 1902 in die Jugendabtei¬ 
lung der Strafanstalt Gotteszell eingelieferten weiblichen 
52 Verurteilten unter 14 Jahren, welche etwa y 9 der 
in dieser Zeit in diese Abteilung eingelieferten jugendlichen 
Täterinnen überhaupt (unter 18 Jahren) repräsentieren, 
verteilen sich auf folgende Kategorieen von Verbrechen 
und Vergehen (gleichfalls im Falle der Konkurrenz die 


schwerere Art gezählt): 

schwerer Diebstahl . . . . . .18 

einfacher „ ...... 14 

Brandstiftung .6 

Gewinnsüchtige Urkundenfälschung 4 

Betrug.4 

Unterschlagung.2 

Mord. 2 

Beibringung von Gift.1 


Verbrechen wider die Sittlichkeit 1. 

Vor Begehung der Tat hatten gerichtliöhe Strafen 
erlitten: 

1 Gefangener 2 
10 Gefangene 1 
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und zwar waren vorbestraft: einmal wegen derselben Art 
von Verbrechen und Vergehen 9 Gefangene, einmal wegen 
verwandter Uebertretungen (Felddiebstahl im Verhältnis 
zum gemeinen Diebstahl) 1 Gefangener, zweimal wegen 
anderer Delikte 1 Gefangener. 

Die nunmehrige Verurteilung umfasste bei diesen 52 
Täterinnen zusammen 51 Verbrechen und 161 Vergehen, 
also durchschnittlich auf den Kopf berechnet rund 4 Delikte 
und ergab im Durchschnitt eine Strafdauer von rund 6 
Monaten. Bei 37 Täterinnen handelte es sich um reale 
oder ideale Konkurrenz von Verbrechen und Vergehen 
und zwar konkurrierten: 

bei 1 Gefangenen 27 Delikte 
„2 „ 14 

n 2 „ 13 „ 

„2 „ 12 „ 

n 3 » 6 B 



Dagegen handelte es sich nur bei 15 Täterinnen um 
1 Delikt, welches übrigens häufig ein fortgesetztes war. 

Von diesen 52 in den Jahren 1890—1902 Eingeliefer¬ 
ten sind innerhalb dieser Zeit als rückfällig in dieselbe 
Strafanstalt wieder eingeliefert worden: 6 und zwar 5 der¬ 
selben 2 mal, eine einmal. Der Rückfall geschah in 6 Fällen 
wieder durch Häufung von Verbrechen und Vergehen. 

An den Tatbeständen der Delikte fallen auf: 

Bei den Verbrechen des Mordes und der Beibringung 
von Gift: das Motiv der als Kindermädchen verwendeten 
Täterinnen, sich ihren Dienst durch Beseitigung eines der 
anvertrauten Kinder zu erleichtern oder — in einem 
andern Fall — das wegen Heimwehs drückende Dienst¬ 
verhältnis zur Auflösung zu bringen, die bei Ausführung 
der Tat zum Vorschein gekommene Grausamkeit, z. B. in 
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einem der Fälle Veranlassung des Kindes, die ihm in den 
Mund gelegten Steck- und Nähnadeln zu verschlucken 
und das zähe Festhalten am verbrecherischen Entschluss 
bis zu der erst nach mehrfachen Versuchen gelungenen 
Vollendung. 

Bei den Brandstiftungen: Das Motiv der unversöhn¬ 
lichen Rache für eine vermeintliche, jedenfalls höchst 
unbedeutende Zurücksetzung, z. B. für das Ausbleiben 
eines erwarteten Marktgeschenkes oder der Unzufrieden¬ 
heit der Täterin mit ihrer Lage in dem niedergebrannten 
Hause, die Mehrzahl der von einer Täterin in Brand 
gesetzten Gebäude (in einem Fall 4) und die hohen Be¬ 
träge des erwachsenen Schadens z. B. 17 000, 16000 Mk. 
Bei den Delikten der gewinnsüchtigen Urkundenfälschung, 
des Diebstahls, der Unterschlagung, des Betrugs, das bis 
zur Einförmigkeit wiederkehrende Motiv der Sucht der 
Täterinnen nach Gold- und Silberschmuck, schönen Kleidern, 
Pelz-, Parfümerie-, Galanterie - Waren, Nippsachen und 
Naschwerk, die ungemein hohe Zahl der durch raffinierte 
Ausführung an das gewerbsmässige Verbrechertum er¬ 
innernden Taschendiebstähle, endlich die grossen Beträge 
der gestohlenen Gelder, vielfach 100—300 Mark. 

Die Mittel, mit welchen die Gelegenheit zur Verübung 
der Tat herbeigeführt oder die ihr entgegenstehenden 
Hindernisse beseitigt werden, sind fast ausnahmslos die 
List und die Lüge. Mitunter hebt der Richter eine staunens¬ 
werte Gewandtheit der Täterin bei ihrer Verteidigung 
hervor. 


Diese Reihen von Tatsachen sind allerdings nur 
dem württembergischen Strafvollzug entnommen und 
stellen daher einen verhältnismässig kleinen Ausschnitt der 
deutschen Kriminalität Jugendlicher des zu unserer Frage 
interessierenden Alters dar; sie wiederholen sich jedoch 
im übrigen Deutschland, teilweise in verstärktem Masse. 
Sie zeigen, dass die kriminelle Jugend von heute im Alter 
von 12—14 Jahren, voran die weibliche, keine halbe Arbeit 
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macht, sondern mit Wucht und unter Häufung von Ver¬ 
brechen und Vergehen bei ihrem ersten Erscheinen auf 
dem Boden der Kriminalität auftritt, dass diese 12 bis 
14jährigen Verurteilten vielfach im Verbrechen dieselbe 
gefährliche Bösartigkeit, stählerne Energie und gänzliche 
Skrupellosigkeit erkennen lassen, wie die erwachsenen 
sog. Zustands- und gewerbsmässigen Verbrecher und dass 
sie, namentlich die männlichen, meist nach der Seite der 
hoffnungslosen Rückfälligkeit auswachsen. 

Nach der psychologischen Richtung können die Er¬ 
gebnisse meiner Beobachtung des Verhältnisses, in welchem 
der heranwachsende Mensch zum strafbaren Unrecht steht, 
in Folgendem zusammengefasst werden, wobei ich bemerke, 
dass ich hinsichtlich des Kindesalters Mangels eigenen 
Beobachtungsmateriales mir teilweise die anschauliche 
Ausdrucks weise zweier namhafter Kriminalpsychologen der 
Gegenwart angeeignet habe. 

Die bevorzugte Stellung des Kindes, welche auf der 
natürlichen und notwendigen Versorgung durch die Er¬ 
wachsenen beruht, bewirkt, dass dasselbe vielmehr Egoist 
ist, als der Erwachsene und dass ihm durch diesen Egois¬ 
mus und Subjektivismus die Grenze verdunkelt wird, 
jenseits welcher ihm nicht mehr, als Anderen, erlaubt ist. 
Hinsichtlich einer Handlung vor die Unterscheidung zwischen 
Gut und Böse gestellt, urteilt das Kind schon sehr früh 
richtig, aber nur insoweit die Handlung keine Beziehung 
zu seinem Ich hat. Ist letzteres der Fall, so zeigt das 
Kind auffallende Befangenheit, Schiefe des Urteils und 
Unfähigkeit, sich auf den objektiven Standpunkt zu stellen. 
Das Kind, welches weiss, dass man etwas nicht tun darf, 
weiss damit noch nicht von selbst, dass es dies nicht tun 
darf. Diese Gebundenheit macht mit zunehmender Ent¬ 
wicklung der richtigen Vorstellung von der auch auf das 
Ich sich beziehenden Geltung des Rechts- und Sittengesetzes 
und dem Begreifen des kriminellen Charakters der straf¬ 
baren Handlung Platz. Ebendamit erscheint das Individuum 
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auch mit den Hemmungsvorstellungen der üblen Folgen 
der Betätigung des kriminellen Wollens, also mit dem 
Vorrat von Elementen der Erkenntnis ausgerüstet, 
welcher zum Wählen befähigt. (Die Frage, ob diese 
Wahl indeterminiert oder ob, wodurch und inwieweit sie 
determiniert sei, gehört nicht hierher, sondern in die 
Erörterungen über die Begründung des Rechts, zu strafen.) 
Dass diese Entwicklung bei Zurücklegung des 12. Jahres 
erreicht sein kann, wird von Niemand bestritten werden, 
der Gelegenheit hat, in stetem persönlichen Verkehr mit 
Verurteilten des 13. Lebensjahres nach dem Vorhandensein 
der hierher gehörigen Vorstellungen zu forschen. Dagegen 
sind allerdings die von Elementen des Gefühles gelieferten 
Hemmungen, ethisches Gefühl, Gewissen, welche weniger 
leicht versagen, als die hemmenden Kräfte der Erkenntnis, 
bei denjenigen Tätern dieses Alters, welche später zum 
unverbesserlichen Rückfälligen auswachsen, regelmässig 
nur in verkümmerten Ansätzen vorhanden oder in der 
Entwicklung zurückgeblieben. Es wäre aber ein Unding, 
als Voraussetzung der strafrechtlichen Verfolgung die 
Erstarkung eines Bewusstseinselementes zu verlangen, 
dessen Verkümmerung und Stumpfheit die kriminelle Veran¬ 
lagung gerade in erster Linie ausmacht. Will man den 
kriminellen Täter vor dem Strafrichter insolange bewahren, 
als „la Muette“ (bezeichnendes Wort der Pariser Ver¬ 
brechersprache für „Gewissen“) gar nicht, oder nur ge¬ 
brochen zu sprechen gelernt hat, so haben, von den 
Jugendlichen abgesehen, auch 40—50 Prozent der er¬ 
wachsenen Delinquenten und zwar gerade die gefähr¬ 
lichsten unter ihnen den begründeten Anspruch, von 
der Strafjustiz verschont zu werden. Diese Gründe 
scheinen mir dafür zu sprechen, dass bei einer Reform 
des Strafrechts das Kriterium für den Eintritt der Straf¬ 
mündigkeit, wie bisher, der Psychologie der Erkenntnis 
zu entnehmen sei. Geschieht dies, so verbietet sich eben- 
damit der unbedingte Ausschluss der Strafmündigkeit über 
das 12. Jahr hinaus. 


Digitized by Google 



299 


Nun verläuft aber die beschriebene Entwicklung nicht 
in allen Fällen in der gleichen Zeit, sondern wird durch 
ererbte oder erworbene Schädlichkeiten vielfach ungünstig 
beeinflusst und verzögert. Dahin gehören hemmende 
Naturanlage, der Druck der Leben sverhältnisse der unehe¬ 
lich Geborenen, Verwahrlosung der Pflege, Erziehung und 
Schulbildung, liebe- und freudeleere Kindheit, rohe unsitt¬ 
liche Umgebung, materielle Not und andere schwierige, 
die Entwicklung störende Existenzbedingungen, so bunt 
verschieden, als das Menschenschicksal selbst. Diese Ver¬ 
schiedenheit der Gewichte, welche einzeln oder meist in 
komplizierter Häufung vielfach auf der Entwicklung des 
Individuums retardierend lasten und die hiedurch ver¬ 
ursachten erheblichen Differenzen der von der Ausbildung 
jugendlicher Personen beanspruchten Zeitdauer scheinen 
mir die Aufrechterhaltung einer Stufe der bedingten 
Strafmündigkeit auch dann zu fordern, wenn je die Straf¬ 
unmündigkeit bis zum zurückgelegten 14. Lebensjahr er¬ 
weitert werden sollte. Weiter gebietet dies die Rücksicht 
auf die Schwierigkeiten, welche der Einsicht Jugendlicher 
der Tatbestand einzelner Delikte noch in einem Lebens¬ 
alter bereiten kann, in welchem das Verständnis des 
kriminellen Charakters anderer strafbarer Handlungen 
längst erschlossen ist. In der Tat sind die Fälle zur 
Zeit nicht allzu selten, in welchem der Richter Thäter 
über 14 Jahren freispricht, weil die Entwicklung ihrer 
Einsicht zum Verständnis der Strafbarkeit der in Frage 
kommenden Handlung noch nicht zureicht. Mit vollem 
Recht begegnet man in den modernen Erörterungen der 
Grundfragen des Strafrechts häufig dem Verlangen, dass 
die Strafrechtspflege mehr und mehr idiographisch und 
individualisierend arbeite. Im Lichte dieser Forderung 
erschiene es als ein Rückschritt, falls nach dem künftigen 
Str.-G.-B. die durch Natur und Leben bewirkte Verschie¬ 
denheit des Tempo’s der jugendlichen Entwicklung ausser 
Betracht zu bleiben hätte, vielmehr ohne Ausnahme als 
feststehend anzunehmen wäre, es sei der Uebergang von 
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der unbedingten Strafunmündigkeit in die unbedingte Straf¬ 
mündigkeit um Mitternacht nach Zurücklegung des 14ten 
Lebensjahres erfolgt. 


V. 

Der Hinweis auf die Fürsorge- (Zwangs-) Erziehung 
und der Vorschlag, den Richter zu ermächtigen, im Falle 
der Verurteilung einer strafmündigen, aber bei Begehung 
der Tat noch nicht 18 (oder 21 Jahre) alten Person neben 
der Freiheitsstrafe auf Zulässigkeit der Zwangserziehung 
oder an Stelle einer verwirkten Freiheitsstrafe auf 
Zwangserziehung zu erkennen, scheinen mir nicht geeignet, 
die Bedenken gegen die Erstreckung der Strafunmündigkeit 
bis zum 14. Jahr und gegen die Beseitigung der bis zum 
18. Jahr reichenden Bedingtheit der Strafmündigkeit zu 
zerstreuen. Das Rechtsbewusstsein der breiten Masse des 
deutschen Volkes, namentlich auch der durch die Straftat 
Verletzten erblickt zur Zeit noch immer in der Strafe zu¬ 
nächst die Vergeltung und Sühne der strafbaren Handlung 
und würde dem Spruche des Strafrichters, es sei der Täter 
einer solchen schuldig und deshalb (nicht zu einem 
Uebel, sondern) zur Wohltat der Fürsorgeerziehung zu 
verurteilen, ohne Verständnis gegenüberstehen. Dazu 
kommt, dass die Schuldigsprechung eines hiefür noch 
nicht hinreichend entwickelten Jugendlichen ein Unrecht 
unter allen Umständen, also auch dann wäre, wenn das 
Urteil von Strafe absehen und sich auf die Anordnung 
der Zwangserziehung beschränken würde. Was aber die 
Erwirkung der letzteren neben der Strafe betrifft, so 
bieten das Bürgerliche Gesetzbuch, das Einführungsgesetz 
zu demselben und die auf Grund der Reichsgesetze er¬ 
lassenen oder noch zu erlassenden Landesgesetze in den 
geeigneten Fällen hiefür eine ausreichende Handhabe. 
Jedenfalls sind die Erfahrungen abzuwarten, welche mit 
der Anwendung dieser Gesetze gemacht werden, bevor 
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darüber befunden werden kann, ob ein Bedürfnis vorliegt, 
im Str.-G.-B. die Tatsache der Verurteilung als Rechts¬ 
grund für die Zulässigkeit der Zwangserziehung aufzu¬ 
stellen. 

Weiter erscheint vom praktischen Standpunkt aus 
betrachtet der Ersatz der Freiheitsstrafe durch die Zwangs¬ 
erziehung von verschwindendem Belang. Es wird der Satz, 
dass die Vollstreckung der Urteile der Strafjustiz nötigen¬ 
falls durch Zwang durchzuführen ist, als ein Postulat der 
Rechtsordnung nicht weiter zu erörtern sein. Nun ent¬ 
laufen aber, wie die Statistik zeigt, den Erziehungs- und 
Rettungsanstalten diejenigen Zöglinge am häufigsten, deren 
Defekte nach der kriminellen Laufbahn deuten. Also wird 
von den durch Spruch des Strafrichters der Fürsorge¬ 
erziehung überantworteten Verurteilten ebenso im Interesse 
des Ansehens der Strafjustiz als des Schutzes der Gesell¬ 
schaft vor den Elementen, deren hohe Gefährlichkeit oben 
dargestellt wurde, die Beharrung in der Erziehungsanstalt 
zu erzwingen sein. Die hiefür erforderlichen Einrichtungen, 
z. B. Wächter, Gitter und Mauern verbieten sich selbst¬ 
verständlich in solchen Anstalten, welche zur Aufnahme 
auch anderer Korrigenden bestimmt sind. Auch um die 
letzteren nicht zu kompromittieren und in dem zu ihrem 
weiteren Fortkommen nötigen Kredit zu gefährden, wäre 
solche Vereinigung zu vermeiden. Darum ist unumgäng¬ 
liche Folge der Reform Bestimmung und Einrichtung 
von Erziehungshäusern ausschliesslich für die durch 
Kriminalurteil eingewiesenen Jugendlichen. Solche An¬ 
stalten aber, für welche überdies in den kleineren Staaten 
die zur Lebensfähigkeit erforderliche Zahl von Insassen 
gar nicht vorhanden wäre, würde den bei den Strafanstalten 
bestehenden Abteilungen für jugendliche Gefangenen 
gleichen wie ein Ei dem andern, so dass die Neuerung 
zwar auf dem Papier, aber nicht in den realen Ein¬ 
richtungen zur Erscheinung käme. 

Endlich darf man sich die Leistungen der Jugend¬ 
abteilungen der Strafanstalten des Staates nicht als so 
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minderwertig und diejenigen der staatlich überwachten 
Besserungs- und Rettungshäuser nicht als so ideal vor¬ 
stellen, dass zu der Reform aus dem Gesichtspunkt der 
Vergleichung der Beschaffenheit beider Arten von Anstalten 
geschritten werden müsste. 


VI. 


Mein aus diesen Erwägungen geschöpftes Gutachten 
geht dahin, es habe sich die Festsetzung der Alters¬ 
grenzen der Strafmündigkeit und im Wesentlichen auch 
die Normierung ihrer Voraussetzungen in dem zur Zeit 
geltenden 4eutschen Strafgesetzbuch bewährt und es 
empfehle sich daher eine Erstreckung des Lebensalters der 
Strafunmündigkeit bei der Reform dieses Gesetzes nieht. 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Hat sich die Altersgrenze, welche das 
Strafgesetzbuch für die Strafmündigkeit 
festsetzt, bewährt oder empfiehlt sich bei 
einer Reform des Strafgesetzbuchs ein 
Hinaufrücken derselben? 

Von Direktor Dr. Gennat. 


1 . 

Mannigfach und vielgestaltig sind in der Gesetzgebung 
des Reiches und seiner Gliedstaaten die Abstufungen nach 
dem Lebensalter. Sie gehören theils dem öffentlichen, 
teils dem Privat- und sowohl dem Straf- als dem bürger¬ 
lichen Rechte an. Mit ihrer Erreichung sind entweder 
gewisse Rechtswirkungen von selbst verknüpft oder werden 
rechtliche Möglichkeiten oder Befugnisse erworben. Die 
folgende Zusammenstellung dürfte, wenigstens hinsichtlich 
der Altersgrenzen, Anspruch auf Vollständigkeit haben. 
Es wird vorgeschrieben die Vollendung des 

6. Jahres 1 ) 

7. Jahres 2 ) 

- 12. Jahres 3 ) 

13. Jahres 4 ) 

*) Zwangserziehungsgesetz für Preussen vom 13. März 1878 § 1, 
für Hamburg vom 6. April 1887 § 1 Ziff. 1, § 4. 

2 ) B. G.-B. § 104 Ziff. 1, § 106. 

3 ) Str.-G.-B. § 55 Abs. 1, § 56 Abs. 1, § 57 Abs. 1, Gew.-Ordn. 
§ 135 Abs. 1, Verordn, vom 3. Februar 1886 zur Gew.-Ordn. I. 

4 ) Verordn, vom 31. Mai 1897 zur Gew.-Ordn. § 2 Abs. 1. 
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14. Jahres 1 ) 

16. Jahres 2 ) 

17. Jahres 3 ) 

18. Jahres 4 ) 

20. Jahres 5 ) 

21. Jahres 6 ) 

24. Jahres 7 ) 

25. Jahres 8 ) 
27. Jahres 9 ) 
30. Jahres 10 ) 


*) Str.-G.-B. § 176 Abs. 1 Ziff. 3, Gew.-Ordn. §42b Abs. 5, § 60 b 
Abs. 3, § 135 Abs. 2, § 136, § 148 Abs. 1 Ziff. 7b, 7c, Verordnungen 
zur Gew.-Ordn. vom 3. Februar 1886 I, II, vom 1. Februar 1895 I 
Abs. 1, vom 31. Mai 1897 § 2 Abs. 2, Hamburgisches Zwangserziehungs¬ 
gesetz § 11 Abs. 2. 

2 ) Str.-G.-B. § 182 Abs. 1, B. G.-B. § 1303 Abs. 1, § 2229 Abs. 2, 
Str.-Pr.-O. § 56 Ziff. 1, C.-Pr.-O. § 393 Abs. 1, Ziff. 1, Gew.-Ordn. § 107 
Abs. 1, § 135 Abs. 4, § 136, Verordnungen z. Gew.-Ordn. v. 3. Februar 
1886 II, v. 31. Mai 1897 § 2 Abs. 3, § 4 Abs. 2, 4, § 6 Abs. 1, Zwangs¬ 
erziehungsgesetz für Preussen § 10 Abs. 1 Ziff. 1, für Hamburg § 8 
Ziff. 3, § 11 Abs. 1. 

3 ) Wehrpflichtgesetz vom 11. Februar 1888 Art. II, § 24 Abs. 1. 

4 ) Str.-G.-B. § 56 Abs 1, § 57 Abs. 1, § 173 Abs. 4, § 362 Abs. 3 
Satz 2, B. G.-B. § 3 Abs. 1, § 1303 Abs. 1, Reichsbeamtengesetz vom 
31. März 1873 § 48 Abs. 1, preuss. Verfassung vom 31. Januar 1850 
Art. 54 Abs. 1, hamburgisches Zwangserziehungsgesetz § 11 Abs. 2. 

5 ) Str.-G.-B. § 56 Abs. 2, Wehrpflichtgesetz Art. I, Art. II § 3 
Abs. 2, hamburgisches Zwangserziehungsgesetz § 11 Abs. 4. 

6 ) B. G.-B. § 2, § 1305 Abs. 1, preuss. Pensionsgesetz v. 27. März 
1876 § 16. 

7 ) Preussische Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891 § 46 
Abs. 1 Ziff. 3, preussische Kirchengemeinde- und Sytiodalordnung vom 
10. September 1873 § 34 Abs. 2. 

8 ) Gew.-Ordn. § 57 a Ziff. 1, Reichstagswahlgesetz vom 31. Mai 
1869 §§ 1, 4, Gewerbegerichtsgesetz vom 29. Juli 1890 § 13 Abs. 1, 
Verfassung Preussens Art. 70 Abs. 1, Hamburgs vom 15. Okt. 1879 
Art. 31 Ziff. 1, hamburgisches Disziplinär- und Pensionsgesetz vom 
7. Januar 1874 § 57, Verfassung der evangelisch-lutherischen Kirche 
Hamburgs vom 1. Januar 1883 § 18 Abs. 1, 2. 

9 ) Wehrpflichtgesetz Art. I. 

10 ) Gerichtsverfassungsgesetz § 33 Ziff. 1, § 85 Absatz 2, § 113 
Abs. 2, Gewerbegerichtsgesetz § 10 Absatz 1, Verfassung Preussens 
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31. Jahres 1 ) 

32. Jahres 2 ) 

35. Jahres 3 ) 

39. Jahres 4 ) 

45. Jahres 5 ) 

50. Jahres 6 ) 

60. Jahres 7 ) 

65. Jahres 8 ) 

70. Jahres 9 ) 

Während hinsichtlich der zahlreichen übrigen Alters¬ 
stufen kaum etwas bemerkt wird, hat sich um die §§ 55 
bis 57 Str.-G.-B. im ganzen, wie insbesondere wegen der 
Bemessung des Strafmündigkeitsalters ein lebhafter Streit 
der Meinungen entsponnen. Neben solchen, die in den 
gesetzlichen Bestimmungen das Richtige finden, giebt es 
andere, die entweder die Strafarten oder Strafmasse be¬ 
mängeln oder von der zur Erkenntnis der Strafbarkeit 
erforderlichen Einsicht nichts wissen wollen oder Alters¬ 
grenzen beseitigen möchten oder zwölf Jahre oder achtzehn 
Jahre oder zwanzig Jahre oder zwei dieser Zeitmasse oder 

Art. 74, Hamburgs Art. 72, preussische Kirchengemeindeordnung § 35 
Abs. 2, § 61 Abs. 5, preussische Generalsynodalordnung vom 20. Juni 
1876 § 3 Abs. 3. 

0 B. G.-B. § 14 Abs. 1. 

2 ) Wehrpflichtgesetz Art. I, Art. II § 14. 

3 ) Gerichtsverfassungsgesetz § 127 Abs. 2, hamburgisches Pen¬ 
sionsgesetz § 32 Abs. 1, §§ 33, 34. 

4 ) Wehrpflichtgesetz Art. I, Art. II § 3 Abs. 1, § 24 Abs. 2. 

6 ) Wehrpflichtgesetz Art. II § 24 Abs. 1. 

6 ) B. G.-B. § 1744. 

7 ) B. G.-B. § 1706 Abs. 1 Ziff. 2, Militärpensionsgesetz v. 27. Juni 
1871 § 27 Abs. 1, preuss. Landgemeindeordnung § 65 Abs. 2 Ziff. 3, 
hamburgische Verfassung Art. 10 Abs. 3, Art. 84, hamburgisches Ver- 
'waltungsgesetz vom 2. November 1896 § 6 Ziff. 5. 

8 ) Gerichtsverfassungsgesetz § 35 Ziff. 5, § 85 Abs. 2, preussisches 
Pensionsgesetz § 30 Abs. 1. 

9 ) B. G.-B. § 14 Abs. 2, Invaliditäts- und Altersversicherungs- 
gesetz v. 22. Juni 1889 § 9 Abs. 4, hamburgische Verfassung Art. 10 
Absatz 4. 
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alle sei es für zu niedrig, sei es für zu hoch, sei es für 
teils zu niedrig,, teils zu hoch erklären oder gleichzeitig 
eine oder mehrere als zutreffend, die sonstigen als falsch 
ansehen. 1 ) 

Hier soll, da das Thema dazu keinen Anlass bietet, 
die Frage der Bestrafung Jugendlicher nicht im vollen 
Umfange aufgerollt werden. Es geht stillschweigend davon 
aus, dass es ein Alter der Strafmündigkeit geben müsse, 
scheidet dessen etwaige Herabsetzung aus und fragt nur 
nach einem möglichen Hinaufrücken. Eine Verneinung 
lässt also alles beim Alten. 

Zweifelhaft bleibt immerhin eins. An sich strafmündig 
ist freilich jetzt nach Vollendung des 12. Lebensjahres 
jeder. Er ist es aber im Alter bis zu 18 Jahren nur be¬ 
dingt, nämlich, wenn er die nötige Einsicht besitzt. Ausser¬ 
dem kommen andere Strafarten und Strafmasse gegen ihn 
zur Anwendung. Es giebt mithin eine besondere Straf¬ 
mündigkeit der Jugendlichen mit einer zeitlichen Begrenz¬ 
ung auch nach oben. Dass letztere von der Fragestellung 
nicht mitumfasst werde, möchte ich ohne Weiteres nicht 
annehmen. 

Sei dem aber, wie ihm wolle. Eine Bejahung der 
Frage auch nur im engeren Rahmen leitet von selbst zu 
Folgerungen über und der Gutachter kann weiterer Prüfung 
nach der Richtung nicht entraten, welche Einwirkung die 

J ) Vergl. aus der reichhaltigen Litteratur: Bozi, Die natür¬ 
lichen Grundlagen des Strafrechtes S. 90. Zucker, Schuld und 
Strafe jugendlicher Verbrecher S. 76, 77, 79, 100, 101. Ferriani, 
Minderjährige Verbrecher S. 414, 430. Seuffert, Die Bewegung im 
Strafrechte S. 69, 70. Fuchs, Gefangenenschutzthätigkeit S. 85. 
Hart mann, Der jugendliche Verbrecher S. 19. Bruck, Neudeutsch¬ 
land und seine Pioniere S. 17 Anm. 1. Höfling, Sächsisch^anhal- 
tische Gefängnisgesellschaft Bd. 9 S. 62—65. Wey mann, Jahrbücher 
für Kriminalpölitik Bd. 1 S. 281. Wittich, Reform des Strafrechtes 
S. 83. Hamm, Rheinisch-westfälische Gefängnisgesellschaft Bd. 65 
S. 135—136. Wach, Blätter f. Gefängnisk. Bd. 36 S. 12. Burkard, 
das. S. 76 u. 77. Appelius, Behandlung jugendlicher Verbrecher 
S. 201, 223, 226, 233. 
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Ersetzung des 12. Jahres durch ein höheres auf die Fest¬ 
setzung der sonstigen Alterstufen in den §§ 55—57 haben 
kann oder haben soll. 


2 . 

Ob es eine völlige Strafunmündigkeit geben soll, wenn 
ja, bis zu welchem Alter, wird in den älteren deutschen 
Strafgesetzbüchern, 1 ) wie in den geltenden des Auslandes 2 ) 
sehr verschieden beantwortet. Das Reichsstrafgesetzbuch 
hat seinen Bestimmungen ein Gutachten der höchsten 
preussischen Medizinalbehörde zu Grunde gelegt. Diese 
Körperschaft mag vom ärztlich-technischen Standpunkte 
aus — und nur ihn zu vertreten war sie berufen — Recht 
gehabt haben und behalten, ein Fehler des Gesetzgebers 
aber war es, wenn er anderen Erwägungen sich verschloss 
oder nicht genügenden Raum gab. Denn es kommt nicht 
allein und nicht einmal in erster Reihe auf den Grad der 
Verstandesreife an, vielmehr verlangt — schon unter 
medizinischem Gesichtspunkte — die körperliche Entwick¬ 
lung gleiche, das Mass sittlicher und religiöser Bildung 
aber vermehrte Beachtung. Die Angelegenheit ist eine 
allgemeine, juridische und soziale. Sie berührt wohl das 
Gebiet ärztlicher Forschung, liegt aber zum grösseren 
Teil anderswo. 

Unrichtig in dieser Allgemeinheit ist zunächst die 
Behauptung, Begriffe und Tatbestände des Strafrechtes 
seien so viel einfacher, als die des Civilrechtes, dass das 
schutzbedürftige Alter dort niedriger gesetzt werden könne 
als hier, noch unrichtiger der daraus gezogene Schluss, 
dass der Unterschied so gross sein dürfe, als er tatsäch¬ 
lich ist. 


*) Hamm a. a. 0. S. 132—134. Streng, Nord westdeutscher 
Gefängnisverein Bd. 16 S. 12. 

*) Föhring, Nordwestdeutscher Gefängnisverein Bd. 5 S. 97 
bis 103. Streng a. a. 0. S. 13. Fuchs a. a. 0. S. 171, 175, 177. 
Zucker a. a. 0. S. 111. Blätter Gefängniskunde Bd. 31 S. 67. 
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Wird es mit der Feststellung der zur Erkenntnis der 
Strafbarkeit erforderlichen Einsicht nicht scharf genommen, 
so ist das eben so vom Uebel, als wenn Mangels jener 
Einsicht viele Freisprechungen erfolgen. 

Kinder in früher Jugend vor Gericht zu stellen, ist 
entschieden fehlerhaft. Entweder werden sie verschüch¬ 
tert, wenn nicht sogar verängstigt sein und darum in 
vielleicht gerade wichtigen Dingen keine oder verkehrte 
Antwort geben oder es schmeichelt ihrer Eitelkeit, wenn 
sie inne werden, dass sie den Mittelpunkt einer Art Haupt- 
und Staatsaktion bilden. Nun gerät womöglich ihr Name 
in die Zeitungsberichte über Gerichtsverhandlungen. Viel¬ 
leicht finden sie ihn selbst, vielleicht hören sie davon. 
Die Besseren werden scheu, verschlossen und misstrauisch, 
weil sie fürchten, jedermann wisse von ihnen, die Schlech¬ 
teren fühlen sich geehrt und werden von Ihresgleichen 
bewundert, wenn nicht beneidet. 

Nicht minder sind Kinder tunlichst mit Freiheits¬ 
strafen zu verschonen. Bei kurzen, namentlich nach 
Tagen bemessenen, entgeht ihnen der Ernst des Gefäng¬ 
nisses, ja empfinden sie sogar Annehmlichkeiten, lange 
äussern ihre Schädlichkeiten für Körper und Geist in ver¬ 
stärktem Masse. 

Das vollendete 12. Lebensjahr spielt in der Gesetz¬ 
gebung eine recht vereinzelte, dafür aber um so wichtigere 
Rolle, die indessen das Verständnis breiter Volksschichten 
nicht gefunden hat und schwerlich finden wird. Dem Ver¬ 
ständnisse würde entgegengekommen und über dem eine 
Verminderung der zahlreichen Altersstufen herbeigeführt 
werden, wenn die Strafmündigkeit mit dem vollendeten 
14. Lebensjahr begönne. Kinder zwischen 12 und 14 Jahren 
gehören, wie man in den verschiedensten Kreisen ver¬ 
nehmen kann, unter die Zucht des Hauses und der Schule 
oder in anderweite Erziehung, aber nicht vor Gericht und 
in das Gefängnis. Dem liegt ein unzweifelhaft richtiges, 
wenn auch oft bloss instinktives Gefühl zu Grunde. Für 
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solche Kinder gewinnen die obigen Betrachtungen erhöhte 
Bedeutung. 

Wie nur natürlich, pflegen bei sonst gleichen Um¬ 
ständen die Strafen um so kleiner auszufallen, je jünger 
die Angeklagten sind. 

Des ferneren ist es höchst unerwünscht und uner¬ 
freulich, dass und wenn unter Schulkindern gerichtlich, 
insonderheit mit Freiheitsentziehung Bestrafte sich befinden. 
Es liegt nahe, dass sie entweder verhöhnt oder verachtet 
werden und aus solcher Veranlassung schon frühzeitig die 
Menschen, den Staat und die Gesetze hassen lernen oder 
schlechten Einfluss üben, indem sie durch Erzählungen 
die Furcht vor dem Gefängnisse verflüchtigen oder sich 
den Anstrich von Helden geben. 

Mit dem vollendeten 14. Lebensjahre beginnt in 
unseren Breiten die Geschlechtsreife und endet fast im 
ganzen Deutschland die Schulzeit Gleichzeitig findet der 
Regel nach die Einsegnung statt. Knaben und Mädchen 
gehen in Dienst oder Lehre und überkommen bürgerliche 
und kirchliche Rechte und Pflichten. Endlich gewährt 
das Str.-G.-B. Kindern unter 14 Jahren gegen bestimmte 
Verbrechen erweiterten Schutz, 1 ) macht also von dieser 
Altersgrenze schon Gebrauch, sodasssie ihm nichts Neues ist. 

Alles das weist mit geradezu zwingender Gewalt 
darauf hin, dass das Strafmündigkeitsalter auf das vollendete 
14. Lebensjahr hinaufzusetzen ist. 

Dafür haben sich denn auch die meisten der vorher 
angezogenen Schriftsteller ausgesprochen. 

Ferner sind entsprechende Beschlüsse ergangen seitens 
der Rheinisch-westfälischen Gefängnisgesellschaft 1868, 1893, 
1895 und 1900 2 ) und der deutschen Landesgruppe der 
Internationalen Kriminalistischen Vereinigung 1893. 3 ) 

Die Gefängnisgeselischaft für Sachsen und Anhalt hat 
1893 wenigstens mittelbar zu erkennen gegeben, dass sie 


A ) § 176 Abs. 1 Ziff. 3. 

2 ) v. Rohden, Geschichte dieser Gesellschaft S. 51, 52, 81, 97. 

3 ) Blätter f. Gefängnisk. Bd. 28 S. 65—72, Fuchs a. a. 0. S. 150. 
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die Hinaufschiebung wünsche, 1 ) während sich der Nord¬ 
westdeutsche Gefängnis verein 1886 nicht zu einigen ver¬ 
mochte. 2 ) 

Schliesslich wird das Erstrebte im Entwürfe eines 
gemeinsamen schweizerischen Strafgesetzbuches vorgesehen 
und ist beispielshalber bereits Rechtens in Oesterreich, 
Schweden und einigen Kantonen der Schweiz. 

Ich gewärtige den Einwurf, unter den 12—14jährigen 
gebe es schon so ausgeprägte Bösewichter, dass bei ihnen 
nur das Gefängnis helfen könne. Aber auch noch nicht 
12 Jahre alte sind manchmal auf das Höchste entartet. 
Eine mit nachdrücklichem Ernste und ruhiger Strenge 
erfolgende Zwangserziehung ist durchaus dazu angetan, 
sich in entscheidender Weise fühlbar zu machen. 

Der Strafvollzug ist im Allgemeinen ein Stück Er¬ 
ziehung und bemüht sich, es Jugendlichen gegenüber noch 
besonders zu sein. Er kann aber die Erziehung als solche 
nicht ersetzen, weil dem die Einrichtungen des Gefängnisses, 
mögen sie sich auch noch so sehr anzupassen suchen, 3 ) 
entgegenstehen und er darf sie nicht ersetzen, da er 
sonst nicht mehr Verwirklichung einer Freiheitsstrafe wäre. 
Je jünger der Mensch, desto erziehungsbedürftiger ist er 
und die Beendigung der Erziehung bei und mit durch¬ 
schnittlich dem vollendeten 14. Lebensjahre ist schon eine ge¬ 
nugsam frühe. Wer jugendliche Gefangene unter den Händen 
hat, wird oft vom Mitleide gerührt werden, der Menschheit 
ganzer Jammer aber fasst ihn an, wenn er noch nicht 
halbwüchsige Schulbuben oder -mädchen hinter Mauern 
und Gitter, Tür und Riegel einschliessen und mit dem 
Brandmale des Gesessenhabens behaftet gehen lassen muss. 

Ueber das 14. Lebensjahr hinauszugreifen, etwa auf 
das 16. oder gar 18., schösse über das Ziel 4 ) und lässt sich 

1 ) Bd. 9 S. 93. 

2 ) Bd. 16 S. 48. 

8 ) z. B. Grundsätze des Bund$srates § 18 Abs. 2. 

4 ) Siehe auch Wey mann a. a. 0. S. 281, 282. Burkardt 
a. a. 0. S. 88, 89. . 
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während alles zu Gunsten jenes spricht, nur unzulänglich 
begründen. Allein der Umstand, dass der Zeitraum bis 
zum Ende der Zwangserziehung, selbst wenn dies auf das 
vollendete 21. Lebensjahr verlegt wird — Abschnitt 3a — 
zu kurz ist, macht weiterreichende Forderungen zu nichte. 
Man denke an den Fall, dass ein Mensch von 17y 2 Jahren 
mordete. Er käme 2y 2 , beziehungsweise 3 l j 2 Jahre in 
Zwangserziehung. 


3. 

a) Die Zwangserziehung bis zum vollendeten 21. Jahre 
auszudehnen, ist eine ziemlich selbstverständliche, 
noch mehr aber notwendige Folge der Heraufsetzung 
des Strafmündigkeitsalters. Andernfalls schrumpft 
sie zeitlich über Gebühr, nämlich von acht auf sechs 
Jahre, ein Selbst bei der Weitererstreckung verliert 
sie ein Jahr. Ohnehin ist es ein unleidlicher Wider¬ 
spruch, dass die Landesgesetze auf Grund des § 56 
Abs. 2 an das vollendete 20. Jahr gebunden sind, in 
Bezug auf § 55 Abs. 2 und selbst bei blosser Ver¬ 
wahrlosung aber freie Hand haben*) und für derartige 
Fälle denn auch wohl ein höheres Alter, und zwar 
gerade das 21. Jahr, festsetzen. Dies Jahr ist ferner 
das der Volljährigkeit und regelmässig der Ehe¬ 
mündigkeit. 

Ganz unabweisbar ist jene Massregel, wenn der 
Vorschlag zu b durchgeht, da sonst, wenn ein An¬ 
geklagter von mehr als 20, aber weniger als 21 Jahren 
mangelnder Einsicht wegen freigesprochen würde, 
gerichtliche Strafe nicht eintreten dürfte und Zwangs¬ 
erziehung nicht Platz greifen könnte. 

b) Wird die untere Altersgrenze der beschränkten Straf¬ 
mündigkeit erhöht, so braucht die obere deshalb allein 
noch nicht weitergesetzt zu werden. Immerhin besteht 


x ) Auch für das Reichsrecht gilt im Fall des § 362 Abs. 3 Satz 2 
die in § 56 Abs. 2 gezogene Grenze nicht, zumal selbst über 20 Jahre 
alte Personen zur Zwangserziehung überwiesen werden können, der 
von Reichswegen keinerlei zeitliche Schranke gesetzt ist. 
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eine Beziehung zwischen beiden, namentlich insofern 
die Spannung nicht zu klein sein darf. Sie beträgt 
jetzt sechs Jahre und würde auf vier zurückgehen, 
während sie durch meinen Antrag wenig verändert, 
aber allerdings im Gegensätze zur Zwangserziehung 
um ein Jahr nicht verkürzt, sondern verlängert wird. 
Hiezu kommt die geforderte Abänderung des § 56 
Abs. 2 und die Stellung des 21. Lebensjahres im 
Rechtsleben überhaupt. Bei dem durchschnittlichen 
Stande der Schulkenntnisse und der intellektuellen, 
religiösen und sittlichen Bildung der 18—21 Jährigen, 
gerade unter den Straffälligen, und in Anbetracht der 
äusseren Umstände und Verhältnisse, unter denen sie 
vielfach, ja wohl überwiegend aufgewachsen sind, 
erscheint es auch innerlich gerechtfertigt, die erforder¬ 
liche Einsicht nicht schon schlechthin mit Vollendung 
des 18. Jahres zu unterstellen, sondern die volle 
Verantwortlichkeit später; und zwar zusammen mit 
der zivilrechtlichen Mündigkeit, eintreten zu lassen. 

Zugegeben, dass in den Jahren zwischen 18 
und 21 das Unterscheidungsvermögen weit eher be¬ 
steht, als in den früheren, so fragt sich doch, ob die 
Art, wie so junge Leute jetzt bestraft werden oder 
einerseits wenigstens bestraft werden können, anderer¬ 
seits geradewegs bestraft werden müssen, die richtige 
ist. 19 und 20jährige Zuchthaussträflinge sind keine 
Seltenheit, aber eine desto traurigere Erscheinung. 
Vielleicht traf sie das Zuchthaus nur, weil es keine 
andere Strafe für ihre Tat giebt. 1 ) Niemand wird 
behaupten wollen, dass überall da, wo nur Zuchthaus 
angedroht ist, niemals eine andere Strafe geboten 
sein könnte, und Niemand wird bestreiten, dass an 
anderen Stellen ausschliesslich Zuchthaus mehr am 
Platze wäre. Der Makel des Zuchthauses ist schwer 


*) Das Strafgesetzbuch bietet dafür Beispiele genug. Als typisch 
für das Obige kann vorzugsweise § 260 dienen. 
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zu tilgen und sollte Minderjährigen um ihrer Zukunft 
willen nicht aufgeheftet werden dürfen. 

Männer werden ausserdem vom Kriegsdienste 
ausgeschlossen, in dessen harter, aber Leib und Seele 
stärkender und stählender Schule gar Mancher zurecht¬ 
gebracht wird. Andererseits sind mir Fälle bekannt, 
in denen die Bestrafung mit Zuchthaus absichtlich 
erwirkt wurde, um nicht dienen zu müssen. Das 
eine wie das andere wird besser vermieden. Die 
Folge meines Vorschlages wäre also im Wesentlichen 
eine angemessenere Art der Bestrafung. 1 ) 

Da der Beginn der vollen Strafmündigkeit mit 
dem Endpunkte der Zwangserziehung zusammenfallen 
soll, so kann es sich allerdings ereignen, dass für die 
letztere nicht mehr recht Kaum ist, z. B. wenn Jemand 
wegen Mangels der Einsicht mit 20 1 /., Jahren freige¬ 
sprochen wird. Diese und ähnliche Möglichkeiten sind 
aber recht entfernt und stiften vorkommenden Falls er¬ 
heblich weniger Schaden, als gegenwärtig geschieht, 
c) Nach § 362 Abs. 3 Satz 2 Str.-G.-B. dürfen Frauens¬ 
personen unter 18 Jahren wegen Unzucht im Arbeits¬ 
hause nicht untergebracht, wohl aber kann Zwangs¬ 
erziehung verfügt werden. Sinngemäss und folgerichtig 
hat auch hier das vollendete 21. Jahr an die Stelle 
des 18. zu treten. 


4. 

Hiernach gebe ich das Gutachten dahin ab, dass in 
dem § 55 Abs. 1, § 56 Abs. 1, § 57 Abs. 1 und § 362 
Abs. 3 Satz 2 des Str.-G.-B. an Stelle der Zahl 12 die 
Zahl 14 und an Stelle der Zahl 18 und 20 die Zahl 21 zu 
setzen sind. 

l ) Insoweit übereinstimmend Höfling a. a. 0. S. 62, wenn er 
auch hinsichtlich der Einsicht in die Strafbarkeit nichts geändert 
wissen will. Das giebt dann eine neue Stufe vom vollendeten 18. bis 
zum vollendeten 21. Jahre. 
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Gutachten . 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Hat sich das jetzige Strafensystem 
auf Grund praktischer Erfahrungen 
von Strafvollzugsbeamten bewährt? Ver¬ 
neinendenfalls, welche Vorschläge für 
ein neuesSystem können auf Grund sol¬ 
cher Erfahrungen aufgestellt werden? 

Von I. Staatsanwalt Junghanns in Konstanz. 


Als ich im Frühsommer v. Js. dem Herausgeber dieser 
Blätter die Abgabe eines Vorgutachtens über obige Frage 
zusagte, wusste ich nicht, durch welche Fülle von Berufs¬ 
arbeiten und Abhaltungen anderer Art meine freie Zeit bis 
bis heute beschränkt sein werde. Ich hätte es sonst nicht 
gewagt, mich der Bearbeitung eines derart wichtigen Themas 
zu unterziehen und würde es trotz meiner Zusage auch 
jetzt nicht wagen, hätte mir der Vorsitzende unseres Aus¬ 
schusses, als ich ihn bat, mich meines Versprechens zu 
entbinden, nicht im Voraus für die Kürze meines Aufsatzes 
Absolution erteilt. Diese Kürze entschuldigt sich vielleicht 
weiter noch dadurch, dass das Thema schon so mannig¬ 
fach auch in diesen Blättern erörtert worden ist. Wer 
eine nähere Begründung des grössten Teils meiner Vor¬ 
schläge wünscht, den verweise ich auf S i c h a r t’s Aufsatz 
„Ein Beitrag zur Revision des Strafgesetzbuchs für das 
deutsche Reich“ in Band 21 der Zeitschrift für die gesamte 
Strafrechtspflege. An ihn habe ich mich in der Haupt¬ 
sache angeschlossen; meine abweichenden Anschauungen 
habe ich in meiner Kritik jenes Aufsatzes in Band 35 der 
„Blätter für Gefängniskunde“ S. 495 ff. näher ausgeführt. 
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Und nun zur Sache selbst! 

Die gestellte Frage beantworte ich schlankweg mit 
„nein!“ 

Vor allem hat sich das jetzige Strafsystem deshalb 
nicht bewährt, weil es in ganz abstrakter Weise fast nur 
das Delikt an sich, den Verbrecher als solchen so gut wie 
gar nicht berücksichtigt. Darauf immer und immer wieder 
hingewiesen zu haben, ist das gar nicht genug zu schätzende 
Verdienst der sogen, positiven Schule. „Auf den gewaltigen 
Unterschied, welcher zwischen besserungsfähigen und 
besserungswilligen Gelegenheits- und Affektsverbrechern 
einerseits und unverbesserlichen Rückfalls- und Gewohn¬ 
heitsverbrechern andererseits besteht, nimmt unser Straf¬ 
gesetzbuch in der Hauptsache keine Rücksicht“. (Sichart, 
Blätter f. Gefängnisk. Bd. 27 S. 197.) 

So lange daher das Gesetz ohne zwischen diesen 
beiden Kategorieen zu unterscheiden, beide, lediglich 
unter Berücksichtigung der Verschiedenheit der verletzten 
Rechtsgüter in die Zuchthäuser und Gefängnisse verweist 
— abgesehen von den Spezialbestimmungen für Rückfall 
bei Diebstahl und Betrug, die aber infolge der bei der Zu¬ 
billigung mildernder Umstände herrschenden Gerichtspraxis 
den Fehler nur wenig verbessern — ist ein rationeller 
Strafvollzug unmöglich. 

Die Klassifizierung des Reichsstrafgesetzbuches nach 
Verbrechen und Vergehen muss daher verschwinden. 

Die Uebertretungen gehören überhaupt nicht hierher: 
sie gehören in ein besonderes Polizeistrafgesetzbuch. Damit 
hat auch die Haft als besondere Strafart im eigentlichen 
Strafgesetzbuch zu fallen, wobei allerdings einzelne bisher 
als Uebertretungen behandelte Reate, wie später zu er¬ 
örtern, als Vergehen zu behandeln wären. Die Ueber- 
tretung ist nicht, wie das Verbrechen oder Vergehen, beides 
im bisherigen Sinne gemeint, eine Verletzung eines Rechts¬ 
guts, sondern sie besteht ihrem Wesen nach nur in der 
Verletzung eines polizeilichen Ge- oder Verbots. Sie erfordert 
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daher zu ihrem Begriff weder Vorsatz noch Fahrlässigkeit 
im technischen Sinn, sondern nur den objektiv vorhandenen 
Ungehorsam. Sie fordert nicht von der Verletzung von 
Rechtsgütern, unter allen Umständen — von Antragsdelikten 
als den Ausnahmen ist hier abzusehen — die Repression, 
sondern sie macht sie nur zulässig. In den meisten Fällen 
wird eine Verwarnung genügen; die Strafe steht erst in 
zweiter Linie, d. h. mit anderen Worten: diejenige Behörde, 
welcher die Verfolgung der Uebertretungen zusteht, soll 
das Opportunitäts-, nicht das Legalitätsprinzip befolgen. 

Vergl. die Ausführungen von Werner Rosenberg in 
der Zeitschrift für die gesamte Strafrechtspflege Band 22 
S. 31 ff. 

Deswegen sollte ihre Ahndung auch nicht der Staats¬ 
anwaltschaft und dem Richter, sondern der Polizeibehörde 
obliegen, vorbehaltlich selbstredend des Rechts, im Einzel¬ 
falle richterliche Entscheidung zu verlangen. 

Aber auch darin hat sich unser System nicht bewährt, 
dass es bei den einzelnen Delikten das Strafmass innerhalb 
des gesetzlichen Strafrahmens völlig in das richterliche 
Ermessen gestellt hat: deshalb die ungeheuerliche Ver¬ 
schiedenheit in der Strafausmessung bei den einzelnen Ge¬ 
richten, oft sogar bei verschiedenen Kammern des gleichen 
Gerichtshofs, ein Umstand, der nur zu geeignet ist, das 
Rechtsgefühl des Volks aufs Tiefste zu erschüttern. 

Das jetzige System hat ferner zur Folge das Ueber- 
wiegen der kurzzeitigen Freiheitsstrafen. Ueber die Schäden, 
die das mit sich führt, ist schon so viel auch in diesen 
Blättern geschrieben worden, dass ich mich füglich darauf 
beschränken kann, auf die einschlägigen Aufsätze, ins¬ 
besondere auf diejenigen von v. Engelberg und Gennat 
in Band 27, 5. u. 6. Heft hinzuweisen. Besonders schädlich 
wirken die kurzzeitigen Freiheitsstrafen auf Jugendliche, 
wie denn überhaupt unser bisheriges System sich der 
Kriminalität der Jugendlichen gegenüber als machtlos, 
wenn nicht als fördernd erwiesen hat. 
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Allgemein anerkannt ist die Unzulänglichkeit unserer 
gesetzlichen Bestimmungen gegenüber dem Gewohnheits¬ 
verbrechertum, obschon man sich gerade hier von Ueber- 
treibungen hüten muss. Ich sage „Uebertreibungen“, weil 
man häufig allein die statistischen Zahlen massgebend sein 
lässt, ohne zu bedenken, dass die viel genauer gewordene 
Führung der Strafregister es heute viel mehr als früher 
ermöglicht, den Rückfall festzustellen. Allein immerhin ist 
eine energischere Repression des G ewolmheitsverbrechertums 
dringend zu erstreben und insbesondere auch die völlig 
grundlose Einschränkung des gesetzlichen Rückfallsbegriffs 
auf Diebstahl und Betrug aufzuheben. 

In engem Zusammenhang mit den Schäden der kurz¬ 
zeitigen Freiheitsstrafen steht unsere Machtlosigkeit in 
der Bekämpfung der Roheitsdelikte und des Bettler- und 
Stromertums. 

Endlich möchte ich noch darauf hin weisen, dass von 
den wenigen Bestimmungen, welche das Strafgesetzbuch 
über den Strafvollzug enthält, mehrere so ziemlich allge¬ 
mein als ungeeignet gelten und nur infolge eines dem 
Wortlaut des Gesetzes gegenüber immerhin etwas bedenk¬ 
lichen Praxis noch einigermassen erträglich sind. 

So müsste der Arbeitszwang, soll nicht das Gefängnis 
eine Schule des Miissiggangs sein, entgegen der Fassung 
des § 16 Abs. 2 allgemein obligatorisch werden, so ist die 
Beschränkung der Einzelhaft auf die Dauer von 3 Jahren, 
falls der Gefangene einer Verlängerung nicht zustimmt, 
zweifellos als unpraktisch anzusehen. 

Ich komme zum positiven Teil meiner Aufgabe. Hier 
frägt es sich zuerst, ob es überhaupt schon an der Zeit 
ist, bestimmte Vorschläge zu machen. Birkenmeyer hat 
in einem Vortrag in der juristischen Gesellschaft in München 
am 22. II. 01 den Satz ausgesprochen: „Ein Strafgesetz¬ 
geber muss sich vor allem entscheiden, welche Strafrechts¬ 
theorie er seinem Gesetz zu Grunde legen will“. Demnach 
wäre eine definitive Entscheidung in dem Streit der Straf- 
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rechtstheorieen, insbesondere in dem Kampf zwischen 
klassischer und positiver Schule abzuwarten, mit anderen 
Worten die Revision des Strafgesetzbuches überhaupt auf 
unbestimmte Zeit zu vertagen. Allein der gleiche Birken¬ 
meyer hat in der Zeitschrift für die gesamte Strafrechts¬ 
pflege Bd. 16 S. 97 gesagt: 

„Die aus dem Gesichtspunkt gerechter Vergeltung be¬ 
stimmte und entsprechend vollzogene Strafe wird ganz von 
selbst auch abschrecken, sichern und bessern“. Hier scheint 
mir der Gesichtspunkt gegeben zu sein, von dem aus beide 
Schulen, ohne ihren grundsätzlichen Standpunkt aufzugeben, 
an einer Umarbeitung des Strafgesetzbuchs mitwirken 
können. Dass dies wohl möglich sei, hat ja auch Kahl 
in einem von v. Liszt gebilligten Aufsatz in No. 13 der 
deutschen Juristenzeitung von 1902 ausgeführt 

Weit ernster wiegt für mich ein anderes Bedenken. 
Gennat sagt in Band 35 dieser Blätter S. 345: „Obwohl 
unsere Zeit zur Gesetzgebung weit weniger Beruf hat als 
die v. Savigny’s, ist sie um so tätiger“. So lange die Un¬ 
art unserer politischen Parteien, die Gesetzgebung in erster 
Linie vom Gesichtspunkt der Wahlstrategie zu betrachten, 
nicht aufhört, — und eine Besserung ist hier schwerlich in 
absehbarer Zeit zu erwarten — erscheint es überhaupt 
bedenklich, den Reichstag mit einer so bedeutenden Arbeit, 
wie es die Revision des Strafgesetzbuchs ist, zu befassen, 
beim Strafgesetzbuch um so bedenklicher, als sich in 
Materien des Strafrechts, anders als wie z. B. beim Bürger¬ 
lichen Gesetzbuch, jeder als sachverständig ansieht. 

Ich will mich aber über dies Bedenken hinwegsetzen, 
zumal die Ventilierung der Frage schon jetzt immerhin die 
Bedeutung einer Vorbereitung für die Zukunft hat. 

Ich komme dann auf Grund dessen, was ich über die 
Mängel des jetzigen Systems entwickelt habe, zu folgenden 


Vorschlägen: 

I. Die bisherige Dreiteilung in Verbrechen, Vergehen 
und Uebertretungen hat wegzufallen. Die Uebertretungen 
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sind in ein besonderes Polizeistrafgesetzbuch zu verweisen. 
An Stelle der Einteilung der Delikte hat zu treten eine 
Einteilung der Strafen und zwar in Besserungs-, zu¬ 
gleich Abschreckungs- und in Sicherungsstrafen. In 
letztere gehört ausser der Todesstrafe, die in den bisherigen 
Fällen beizubehalten ist, die Zuchthausstrafe und die 
später zu erörternde Nebenstrafe des Arbeitshauses. 
Die Zuchthausstrafe hat sich ausser in den Fällen, wo sie 
jetzt als lebenslängliche angedroht ist, zu beschränken auf 
wiederholt Rückfällige, bei denen eine Besserung aus¬ 
geschlossen ist. Besserungsstrafen sind der Verweis, die 
Geldstrafe, die in weit grösseren Rahmen anzuwenden ist, 
als bisher, die Festungshaft, die Gefängnisstrafe. — Von 
den Nebenstrafen, ausser dem Arbeitshaus, sehe ich hier ab. 

Der Verweis ist nicht auf Jugendliche zu beschränken, 
sondern auf besonders leichte Fälle einzelner Delikte, z. B. 
des Hausfriedensbruchs, der unerlaubten Ausspielung, auch 
bei Erwachsenen auszudehnen. 

Dis Geldstrafe bis etwa zur Höhe von 300 Mark ist 
im Fall der Unbeibringlichkeit nicht in Gefängnisstrafe, 
sondern in Zwangsarbeit ohne weitere Freiheitsentziehung 
umzuwandeln. Die Festungshaft hat ausser den bisherigen 
Fällen auch bei den Beleidigungen an Stelle der Haft und 
bei allen Fahrlässigkeitsdelikten alternativ neben der bis¬ 
herigen Gefängnisstrafe einzutreten. 

Bei der Gefängnisstrafe ist der Arbeitszwang innerhalb 
der Anstalt obligatorisch zu machen, und da unmöglich 
alle Anstalten einen den besonderen Fähigkeiten und Ver¬ 
hältnissen des Gefangenen entsprechende Beschäftigung 
ermöglichen, hat der § 16 Abs. 2 künftig zu lauten: 

„Die zu Gefängnisstrafen Verurteilten sind in einer 
Gefangenenanstalt zu den eingeführten Arbeiten anzu¬ 
halten; dabei ist, soweit möglich, auf ihre Fähigkeiten 
und Verhältnisse Rücksicht zu nehmen“. 

Da nach meinen Vorschlägen die Gefängnisstrafe in 
einer grossen Anzahl von Fällen an Stelle der Zuchthaus- 
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strafe tritt, ist natürlich auch Abs. 1 des § 16 dahin abzu¬ 
ändern, dass das Höchstmass der Gefängnisstrafe 15 Jahre 
beträgt. 

Die Gefängnisstrafe ist grundsätzlich, d. h. soweit dies 
nicht die besonderen, namentlich gesundheitlichen Verhält¬ 
nisse des einzelnen Gefangenen anders erfordern, in Einzel¬ 
haft zu vollziehen. Die Beschränkung des § 22 Abs. 2 hat 
wegzufallen. 

II. Bei kurzzeitigen Gefängnisstrafen, d. h. solchen bis 
zu 3 Monaten, soll das Gericht auf Zulässigkeit von 
Strafschärfungen dann erkennen können, wenn das Delikt auf 
eine besondere Roheit des Täters schliessen lässt oder seinen 
Ursprung in einer Neigung zum Müssiggang hat. 

Als Strafschärfungen sind anzusehen eine Tag um 
Tag eintretende Beschränkung der Kost auf Wasser und 
Brod und die ebenso eintretende Entziehung der weichen 
Lagerstätte. 

III. Schulpflichtige Kinder gehören überhaupt nicht 
in eine Strafanstalt; wenn sie delinquieren, hat im Falle, 
wo Schulstrafen nicht genügen, sondern ein schärferes Ein¬ 
greifen erforderlich ist. die Zwangserziehung einzutreten. 

§ 55 Abs. 1 Str.-G.-B. ist daher dahin abzuändern, 
dass im Hinblick auf dem im grössten Teil Deutschlands 
bestehenden Termin der Schulentlassung das strafmündige 
Alter vom 12. auf das 14. Jahr hinaufgesetzt wird. 

Im übrigen ist für Jugendliche das Institut der be¬ 
ding ten Verurteilung durch Gesetz, im übrigen 
nach den im allgemeinen für die bisherige bedingte Be¬ 
gnadigung geltenden Grundsätzen einzuführen. 

Nur ist der Ausspruch Sache der Gerichte, 
während der spätere Eintritt der Vollstreckung wegen 
schlechter Führung, zu deren Begriff nicht notwendig ein 
zweite Verurteilung gehört, unbedenklich ebenso wie der 
Widerruf der vorläufigen Entlassung der obersten Justiz¬ 
aufsichtsbehörde überlassen werden kann. 
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IV. Die Uebertretungen des bisherigen x4bsatz 1 des 
§ 361 Str.-G.-B. sowie die Tierquälerei sind unter den mit 
Besserungsstrafen zu ahndenden Delikten aufzunehmen 
unter Erhöhung des Strafmaximums auf 1 Jahr. An Stelle 
des § 362 hat für Bettel etc. eine Bestimmung zu treten, 
welche im Anschluss an den Stoss'sehen Entwurf zu 
lauten hat, wie folgt: 

„Gegen die wegen Vergehens gegen den § . ... Ver¬ 
urteilten sowie gegen Personen, gegen die wegen eines 
anderen Vergehens auf eine Gefängnisstrafe von über 
drei Monaten erkannt und deren Vergehen auf Ar¬ 
beitsscheu zurückzuführen ist, kann das Gericht neben 
der eigentlichen Strafe eine Zwangserziehung zur 
Arbeit in besonderen Anstalten bis zu drei Jahren 
verfügen. Der Vorstand der Anstalt kann die Ent¬ 
lassung schon vor Ablauf des festgesetzten Maximal - 
termins anordnen, wenn er die Ueberzeugung ge¬ 
wonnen hat, dass der Verurteilte künftig einen ge¬ 
ordneten und arbeitsamen Lebenswandel führen werde“. 

\ 

V. Nach Vorgang des früheren bairischen Strafge¬ 
setzbuchs und jetzt des Stoss'sehen Entwurfs ist in den 
allgemeinen Teil des Strafgesetzbuch ein Paragraph über 
Strafzumessungsgründe einzusetzen. 

VI. Unter diese ist der Rückfall als allgemeiner 
Strafschärfungsgrund aufzunehmen, etwa in der Art, dass 
die Strafe bei mindestens drittmaliger Verletzung des 
gleichen Strafgesetzes — von dem Vorliegen besonderer 
Strafmilderungsgründe abgesehen — mindestens ein Viertel 
des Höchstbetrages erreichen muss und bis auf das an¬ 
derthalbfache des letzteren erhöht werden kann. Eine den 
§ 245 des Str.-G.-B. entsprechende Bestimmung ist dabei 
allgemein zu erlassen. 

Bei Diebstahl, Hehlerei, Betrug, Raub,' Erpressung, 
Sittlichkeitsvergehen, gemeingefährlichen Vergehen, bei den 
Körperverletzungen im Sinne der §§ 223a bis 227 ein¬ 
schliesslich Vergehen gegen § 229, bei Todtschlag, Kinds- 
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mord und Abtreibung, sowie bei den bisherigen Ueber- 
tretungen des § 361 Str.-G.-B. tritt bei Rückfälligen an 
Stelle der Gefängnisstrafe Zuchthausstrafe von gleicher 
Dauer. Die Zubilligung mildernder Umstände ist unzu¬ 
lässig, wenn die zu verurteilende Person bereits eine Zucht¬ 
hausstrafe verbüsst hat. 

Analog dem bisherigen § 370 Ziff. 5 Str.-G.-B. sind 
aber Bestimmungen zu erlassen, wonach bei Diebstahl, 
Betrug, Unterschlagung und Bettel, wenn die Objekte der 
Tat lediglich Nahrungsgenuss und Feuerungsmittel zum 
augenblicklichen Gebrauch sind, eine Besserungs- oder 
Sicherungsstrafe überhaupt nicht eintritt, sondern die Tat 
alsdann als Uebertretung polizeilich zu ahnden ist. Es ist 
nicht einzusehen, warum eine Person, die das sechste Mal 
ein Stück Brod stiehlt, um es sofort zu verzehren, 
besser behandelt werden soll, als eine, die zum sechsten 
Mal ein Stück Brod zur Stillung des Hungers erbettelt. 

VII. Endlich ist gegen den nach Ziff. VI. mit Zucht¬ 
haus zu bestrafenden Rückfälligen in Anlehnung an die 
Bestimmungen des Stoss’schen und Norwegischen Ent¬ 
wurfs noch folgendes festzusetzen: 

„Gegen Rückfällige Verbrecher der bezeiebneten 
Art kann, wenn sie innerhalb 5 Jahren nach der letzten 
Strafvörbüssung ein neues Verbrechen der bezeich- 
neten Art begehen und der Richter der Ueberzeugung 
ist, dass sie auch nach Verbüssung der neuen Strafe 
wieder derartige Verbrechen begehen werden, neben 
der Zuchthausstrafe auch auf Zulässigkeit zu einer 
vom Gericht in ihrem Höchstmass je nach den Um¬ 
ständen auch auf Lebenszeit zu bestimmenden, in einer 
Arbeitsanstalt zu verbringenden Sicherungshaft erkannt 
werden. 

Das Stattfinden dieser Haft wird nach Verbüssung 
der Zuchthausstrafe durch die Strafvollzugsbehörde, 
die Dauer durch den Vorstand der Arbeitsanstalt be¬ 
stimmt. Jeweils nach Ablauf eines Jahres hat eine 
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weitere Entscheidung stattzufinden, ob die Verwahrung 
fortzudauern habe, oder der Verbrecher probeweise zu 
entlassen sei. In jedem Fall, auch wenn die vom Rich¬ 
ter für zulässig erkannte Verwahrung überhaupt nicht 
eingetreten ist, muss der entlassene Verbrecher während 
der ganzen vom Richter bestimmten Zeit durch die 
Schutzvereine für entlassene Strafgefangene geeignet 
überwacht werden. Macht er sich eines Vergehens im 
Sinne des Str.-G.-B. schuldig, oder führt er einen unge¬ 
ordneten Lebenswandel, so ist er in die Anstalt zurück¬ 
zuverbringen, ohne dass die in der Freiheit zugebrachte 
Zeit auf die Dauer der Verwahrung angerechnet wird“. 

VIII. Ich habe einige Aenderungen angedeutet, die 
meine Vorschläge, abgesehen von den Paragraphen, 
welche direkt durch sie berührt werden, im allgemeinen 
und speziellen Teil des Str.-G.-B. im Gefolge haben werden; 
alle anzuführen, läge ausserhalb des Rahmens dieser Be¬ 
sprechung. 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Hat sich das jetzige Strafen System 
auf Grund praktischer Erfahrungen von 
Strafvollzugsbeamten bewährt? Ver- 
neinendenfalls, welche Vorschläge für 
ein neues System können auf Grund 
solcher Erfahrungen gemacht werden? 

Von Anstaltsdirektor Regierungsrat Ross 1113% Hoheneck. 


Nicht ohne einiges Zagen bin ich an die Bearbeitung 
der vorstehenden Frage gegangen. 

Wäre eine wissenschaftliche Behandlung der gestellten 
Aufgabe, eine gelehrte Abhandlung, ja nur ein Eingehen 
auf den in Betracht kommenden Stoff in seinem vollen 
Umfange verlangt worden, ich hätte meine Mitwirkung 
versagen müssen. 

Rechtsgeschichtliche und rechtsphilosophische Erörter¬ 
ungen haben Männer geliefert, denen ich nicht genugsam 
bin, ihnen die Riemen ihrer Schuhe zu lösen. Und was 
die vollerschöpfende Behandlung des Stoffes anlangt, so 
bitte ich bei Mängeln und Lücken eingedenk bleiben zu 
wollen, dass mir als Direktor einer Männergefängnis¬ 
strafanstalt mit hohem Bestände und starker Personal¬ 
bewegung die Mussestunden nur knapp zugemessen sind. 

Ich habe mich lediglich auf den praktischen Stand¬ 
punkt gestellt und schreibe auf Grund von Erfahrungen, 
die ich Gelegenheit hatte, in 34jährigem Dienste an fünf 
verschiedenen vaterländischen Anstalten zu sammeln. 

Bezugnahme auf die einschlägige Litteratur, etwa in 
Form zahlreicher Fussnoten, ist unterlassen worden. 
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Bei den Lesern der Blätter für Gefängniskunde und 
den Teilnehmern an den Vereinsversammlungen darf sie 
als bekannt vorausgesetzt werden. Ebenso habe ich auf 
Beibringung statistischen Materials verzichtet. 

Wenn ich die mir gewordenen Andeutungen recht 
verstanden habe, so sollte versucht werden, vom Stand¬ 
punkte des Praktikers aus, Vorschläge zu machen, welche 
bei der Neubearbeitung des Strafgesetzbuches eine Richt¬ 
schnur geben könnten und dass es sich mehr darum handle, 
Leitsätze aufzustellen, die dann vielleicht nicht minder 
brauchbares Material und Anregung bieten würden, als 
lange Abhandlungen, wie sie sich mehr für einen Kreis 
von Lesern oder Zuhörern empfehlen, die dem behandelten 
Gebiete fern stehen. 

Wie schon erwähnt, kann und soll hier ein Beitrag 
zu dem alten Streite über Wesen und Zweck der Strafe 
nicht gegeben werden. 

Gewissermassen als ein Bekenntnis stelle ich als 
Forderung auf: Die Strafe muss zunächst ein Uebel sein, 
welches demjenigen, der die Rechtsordnung verletzt hat, 
nach Massgabe seiner Verschuldung zugefügt wird. 

Das Abschreckende im Strafvollzüge muss hervor¬ 
treten bei kurzzeitigen Strafen, die möglichst intensiv zu 
gestalten sind, zu Beginn jeder Strafe und allen Brutalitäts¬ 
verbrechen gegenüber. 

Wenn diese Massnahmen dazu dienen sollen, den 
Verbrecher von der Wiederholung seiner Uebeltat abzu¬ 
halten, so ist doch andererseits im Interesse des Staates 
und der menschlichen Gesellschaft, sowie im Interesse des 
Verbrechers selbst, anzustreben, auf den Letzteren derart 
einzuwirken, dass sich eine Sinnesänderung bei ihm anbahnt. 
Diese Einwirkung hat zu geschehen in gehöriger Berück¬ 
sichtigung der körperlichen, geistigen, gemütlichen und 
sittlichen Veranlagung des Verurteilten. Da insbesonders 
die Wirkungen längerer Freiheitsstrafen auf Geist, Körper 
und Gemüt sehr ungleich, ja unberechenbar sind, muss 
dem Strafvollzüge möglichster Spielraum gelassen werden, 
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um den mit der Strafe verbundenen Zweck bei den ein¬ 
zelnen Persönlichkeiten zur Geltung zu bringen. Dabei 
wird immer Bedacht darauf zu nehmen sein, dass, wenn 
zwar Abschreckungs- und Besserungszweck beim Straf¬ 
vollzüge nebeneinander gehen sollen, man nicht den Einen 
auf Kosten des Anderen zu befördern glaubt, dass man 
nicht in falscher Auffassung der Humanitätspflicht und im 
vermeintlichen Interesse des Besserungszweckes den 
Charakter der Strafe als eines empfindlichen Uebels ver¬ 
wische und dadurch den Abschreckungszweck vollständig 
zunichte mache. Kurz, es wird sich auch in Zukunft wie 
bisher darum handeln, den Strafvollzug im Sinne einer 
verständigen Humanität zu gestalten. 

Nun zur Beantwortung der an die Spitze dieses Auf¬ 
satzes gestellten Frage selbst. 

Sollen wir sie verneinen? Sollen wir mit Mittelstädt 
in seiner viel umstrittenen Schrift „Gegen die Freiheits¬ 
strafe“ sagen: „Wir befinden uns auf falschen Wegen; 
wir laufen Gefahr, uns planlos immer ausschliesslicher in 
ein System von Strafmitteln einzuspinnen, welches nach 
einer schweren Vergeudung stofflicher wie geistiger Volks¬ 
kräfte und nach einer trostlosen Verödung der sittlichen 
Aufgaben des Staates notwendig scheitern muss u , — sollen 
wir uns seinem Spott auf den Besserungszweck der Strafe 
anschliessen, „dass die Strafe dazu da sein könnte, den 
Bestraften zum eigenen oder gemeinen Besten in Ge¬ 
sinnung, Willen, Einsicht und Charakter zu heben, dass 
der Staat hierzu irgend Anlass, Beruf, Befugnis habe, dass 
das das Letzte gewesen sei, vrorauf man in aller Rechts¬ 
geschichte habe verfallen können und dass diese grosse 
Entdeckung zu machen, den letzten hundert Jahren moderner 
Civilisation Vorbehalten geblieben sei“. 

Sollen wir sein absprechendes Urteil über die zur 
Verfügung stehenden Bessferungsmittel, die Isolierung und 
die Arbeit zu dem unseren machen? 

Sollen auch wir, wie er am Schlüsse des Kapitels, in 
dem er die Stellung der Lehrer, Geistlichen und Gefängnis- 
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beamten mit beissendem Spotte behandelt, „für die ge¬ 
samte moralische Leistungsfähigkeit landesüblicher Straf¬ 
erziehung nicht mehr als ein Achselzucken übrig haben ?“ 

Sollen wir mit ihm einstimmen in den Ruf nach 
Prügel, nach Hunger, nach harter Sklavenarbeit, in die 
Forderung, den Abschreckungszweck wieder voll und er¬ 
barmungslos und allein als Strafzweck aufzustellen! ? Mit 
Nichten! Da wollen wir uns gegenüber dem öden Ver¬ 
neinen und dem Verzweifeln, wie es aus der Mittelstädt’schen 
Schrift uns angrinst, lieber den Vorwurf des „unverwüst¬ 
lichen Optimismus“ zuziehen und es mit der in dieser 
Schrift freilich eigenartig anmutenden Forderung halten: 

„Was den Armen und Elenden, den Ausgestossenen 
und Gefallenen zumeist fehlt, das ist warmherzige Menschen¬ 
liebe und schützender Menschenverkehr“. 

Wenn wir uns sonach der Mittelstädt’schen Bankerott- 
Erklärung nicht anzuschliessen brauchen, zu einem Ohn¬ 
machtsbekenntnis kein Anlass vorhanden ist, so hiesse es 
doch, sich in eine trügerische und gefährliche Selbst¬ 
täuschung wiegen, wenn wir schönfärbend in Abrede stellen 
wollten, dass Strafrecht und Strafvollzug der Reformen 
und der Verbesserung bedürfen. 

Einen Stillstand soll es auf diesem wichtigen Gebiete 
des staatlichen Lebens so wenig geben wie bei irgend 
einem anderen. 

Ehe ich mich zur Besprechung der Reformen wende 
und Vorschläge eröffne, möge es gestattet sein, die Frage 
kurz zu streifen, ob Aenderungen in der Gesetzgebung 
oder in der Einrichtung des Strafvollzuges eine solche 
Wirkung üben können, dass Viele, die noch kein Ver¬ 
brechen begangen haben, vor einem solchen in Rücksicht 
auf die harte Strafe, die ihrer in Beziehung auf die Zeit¬ 
dauer und nach der besonderen Strenge des Vollzuges 
harrt, sich davor scheuen, beziehentlich andere, die schon 
mit dem Strafhause Bekanntschaft gemacht haben, abge- 
halten werden, dahin zurückzukehren? 

Digitized by Google 9 * 



328 


Namhafte Autoritäten auf dem Gebiete des Strafrechtes 
haben nicht nur in den von ihnen herausgegebenen Schriften, 
sondern auch bei sonst gebotenem Anlass, in Versamm¬ 
lungen von Gefängnisbeamten und wenn sich dazu die 
Füglichkeit bot, in den Parlamenten, darauf hingewiesen, 
dass es nicht sowohl die Strafe als die Wahrscheinlichkeit 
der Entdeckung und Habhaftwerdung des Täters ist, welche 
vorzugsweise abschreckende Wirkung äussere. 

Ein Rückblick auf jene Zeiten, wo dem Verbrecher, 
dem schädlichen Mann, erfinderischer Geist viel Pein, 
Marter und Qual zufügte, wo Galgen, Rad und Beil fleissig 
in Bewegung gesetzt wurden, wo in den Strafanstalten 
Hunger und Prügel täglich in Anwendung kamen, bestätigt 
die Richtigkeit des angeführten Satzes. 

Trotz Allem, — die Strafanstalten waren überfüllt 
und die Verbrechen, insbesondere die schweren, häuften 
sich zum Teil unter grauenhafter Ausführung. 

Die öffentliche Meinung freilich, wie sie in der Presse, 
in politischen oder sonst zu dem eigenen Zwecke der Ab¬ 
rechnung mit den Ergebnissen des Strafvollzuges und den 
Einrichtungen der Strafanstalten berufenen Versammlungen 
zum Ausdruck kommt, sie urteilt anders. 

Kommt* da irgendwo in den deutschen Landen ein 
Verbrecher vor, oder häufen sich solche, bei denen das 
Grauenhafteste, Unsittlichste im Verbrecher ausschäumt 
oder es mehrt sich, wenn wie es beispielsweise in Sachsen 
mit der Einführung des Reichsstrafgesetzbuches, welches 
die Androhungen der Zuchthausstrafe im Gegensätze zu 
dem Sächsischen Gesetzbuche erheblich vermehrte, der 
Fall war, die Zahl der Zuchthausgefangenen, so ist man, 
oberflächlich im Urteil, rasch damit fertig: „An dem Allen 
ist der Strafvollzug schuld.“ 

Man giebt auch gleich das Rezept, damit es besser 
werde, dazu: Hunger, schwere Arbeit, Prügel! 

Als wenn die Forderung Hunger und schwere Arbeit 
sich vereinigen Hesse! 
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Prügel, — als wenn nicht früher in den Strafanstalten 
genug geprügelt worden wäre! 

Wenn dagegen ein Rückgang der schweren Ver¬ 
brechen, nach der Zahl der im Zuchthause untergebrachten 
Gefangenen gerechnet, festzustellen ist, dann wird dieses 
günstige Ergebnis nicht dem Strafvollzüge, auch zum Teil 
nicht gutgeschrieben, .sondern es kommt auf Rechnung der 
gesteigerten Bildung und des wirtschaftlichen Aufschwunges. 

Bei dem Hinweise auf die Bildung der Zeit muss ich 
immer des Schriftwortes gedenken: „Es ist besser, wenig 
Weisheit aber viel Gottesfurcht, als viel Weisheit und keine 
Gottesfurcht.“ 

Das habe ich manchem auf seine Bildung noch im 
Strafhause pochenden und damit prahlenden Kinde dieser 
Zeit gesagt, wenn es bei der Frage nach seiner Stellung 
zur Kirche und wie es mit dem Kirchenbesuche gehalten 
werde, eine die volle Geringschätzung darüber enthaltende 
Antwort gab. 

Trotz aller Bildung, allen Firnisses doch in der Sträf¬ 
lingsjacke! 

Etwas mehr Zurückhaltung von der Seite, welche 
gern damit prunkt, wie herrlich weit wir's doch gebracht 
haben, dürfte schon im Hinblick auf die sich immer 
steigernde Zahl der jugendlichen Verbrecher nicht unan¬ 
gebracht sein. 

Ohne alle Wirkung werden aber andererseits weder 
die Strafgesetzgebung noch der Strafvollzug bleiben, und 
die helfende Hand werden sie beide mit in dem Kampfe 
gegen das Verbrechertum bieten können. 

Die eigentliche Heilung der Volksschäden und die 
Reinigung des Bodens von den bösen Elementen, auf dem 
die Verbrechen emporwachsen, kommt anderen Faktoren zu. 

Wenn immer, um die Erfolglosigkeit der Bestrebungen 
des Strafvollzuges zu beweisen, auf die grosse Zahl der 
Rückfälligen hingewiesen wird, so vergisst man doch der¬ 
jenigen zu erwähnen, die bemüht sind, nach der ersten 
Bestrafung ihren Fehltritt durch einen einwandfreien 
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Wandel vergessen zu machen, und die Zahl derer, welche, 
mögen auch die Beweggründe hier und da vielleicht auch 
oft in sittlicher Beziehung nicht hoch zu bewerten sein, 
doch sich vorwurfsfrei halten entzieht sich überhaupt der 
Kenntnis. 

Schnell fertig mit dem Urteile, wie über den Straf¬ 
vollzug, so ist es die öffentliche Meinung auch bezüglich 
der Tätigkeit der Gefängnisbeamten und besonders derer, 
die dabei in leitender und verantwortlicher Stellung sich 
befinden. 

Die Lasten, Mühen und Sorgen eines Strafanstalts¬ 
beamten sind in einem Sendschreiben des Kommissions¬ 
rats Burehardt in Sonnenburg an einen, der es werden 
will, so treffend geschildert, dass ich mir nicht versagen 
kann, die betreffende Stelle hierher zu setzen: 

Fuehslin, die Einzelhaft: 

„Kein Stand ist, der so viele Urteile und Kenner¬ 
schaften von aussen her über sich hervorriefe, und keiner, 
der so viele Zerwürfnisse in seinem Innern nährte, als 
der eines Strafanstalts-Vorstehers. Sind Sie strenge, so 
werden Sie dem Vorwurf der Unmenschlichkeit, sind Sie 
menschlich und nachsichtig, dem der unzeitigen Milde an 
den Störern der öffentlichen Sicherheit nicht entgehen; 
halten Sie aber die Mittelstrasse, so müssen Sie darauf ge¬ 
fasst sein, den einen wie den andern auf sich zu laden. 
Die beständige Fehde mit Ihren verwilderten Zuchtbe¬ 
fohlenen und mit Ihren Subalternen wird Sie nie zur 
Ruhe kommen lassen“. 

Wenn der Brief mit dem Satze schliesst: 

„Der misslichste Kampf aber, aus welchem Sie nie 
als Sieger und selten als Begnadigter hervorgehen können, 
steht Ihnen häufig mit den Ansichten Ihrer höheren Vor¬ 
gesetzten bevor , u so ist diese Behauptung überall da, wo 
ein hochherziger Mann an der Spitze steht, der bei idealer 
Auffassung der ihm gestellten Aufgabe, wissenschaftlicher 
Behandlung der Sache, chevaleresker der Person, seines 
Amtes waltet, nicht zutreffend. 
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Angriffen und Missdeutungen gegenüber wird auch 
hier der rechte Mann den wahren Trost in einer solchen 
Pflichterfüllung suchen, mit der er vor Gott, seinem Ge¬ 
wissen und seinen Vorgesetzten bestehen kann. 

Während die Angriffe auf den Strafvollzug fortdauern, 
während der Streit um den Zweck und das Wesen der 
Strafe anhält, geht der Menschenstrom in die Gefängnisse 
und Strafhäuser weiter. 

Es ist nun gewiss nicht gleichgültig, was die Tausende, 
welche jährlich wieder von dort zurückkommen, gesehen 
und gehört haben, wie die Strafe an ihnen vollstreckt 
worden ist, ob und welche Wirkung sie hinterlassen hat. 

Wenn es nun erfahrungsmässig feststeht, dass die 
Zu- und Abnahme verbrecherischer Handlungen, sowie 
die Rückfälligkeit meist durch andere Faktoren bedingt 
werden, so erwächst doch gegenüber den anhaltenden und 
immer wiederkehrenden Klagen die Verpflichtung, den 
Strafvollzug darauf hin zu prüfen, ob er nicht in einer 
den Zeit- und sonstigen Verhältnissen entsprechenden 
Weise derartig auszugestalten sei, dass er an seinem Teile 
mit in den Kampf gegen das Verbrechertum ein treten und 
so viel an ihm ist, mit dazu beitragen kann, dass günstigere 
Ergebnisse erzielt werden können 

Ich komme nun bezüglich der zu eröffnenden Vor¬ 
schläge zunächst zu den Strafarten, halte mich dabei an 
die Unterscheidungen des Reichs-Strafgesetzbuches und 
beginne mit der Haft, deren Höchstbetrag auf sechs 
Wochen festgesetzt ist, während der Mindestbetrag ein 
Tag ist. 

Die Strafe der Haft besteht in einfacher Freiheits¬ 
entziehung. 

Ein gewisser Arbeitszwang kann nur bei den Indivi¬ 
duen angewandt werden, welche wegen der im § 361, 
unter 3—8 aufgeführten Uebertretungen verurteilt sind. 

Sieht man sich nun die in den §§ 360—370 des Straf¬ 
gesetzbuches aufgeführten, mit Haft bedrohten Uebertre¬ 
tungen an, so lässt sich der Gedanke nicht von der Hand 
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weisen, dass die unterschiedlose Vollziehung dieser Straf¬ 
art, die doch auch als ein Uebel ihrem Wesen nach em¬ 
pfunden werden soll, dem Billigkeits- und Gerechtigkeits¬ 
gefühle nicht entspricht. 

Es bedarf dabei nur des Hinweises auf die nach 
§ 361 unter 3—8 verurteilten Individuen, die abgesehen von 
der Nötigung zur Arbeit, welche aber Mangels an geeig¬ 
neter Beschäftigung oft gar nicht geübt werden kann, 
ferner auf die Fälle, 

unter 11., § 360, Erregung ungebührlichen, 
die Ruhe störenden Lärms, Verübung groben Un¬ 
fugs, unter 13., boshafte Tierquälerei oder rohe 
Misshandlung von Tieren, unter 7., § 366, Werfen 
von Steinen oder anderen harten Körpern oder 
Unrat auf Menscheu, Pferde oder andere Zug- oder 
Lasttiere, gegen fremde Häuser, Gebäude oder Ein¬ 
schliessungen, oder in Gärten oder eingeschlossene 
Räume, unter 7., § 367, Verkauf verfälschter oder 
verdorbener Getränke oder Esswaren, insbesonders 
trichinenhaltigen Fleisches, unter 8., Legen von 
Selbstgeschossen, Schlageisen oder Fussangeln an 
bewohnten oder von Menschen besuchten Orten, 
Schiessen mit Feuergewehr oder anderem Schiess¬ 
werkzeuge und Abbrennen von Feuerwerkskörpern, 
unter 10., Benutzung von Waffen bei einer Schlä¬ 
gerei oder bei einem Angriff, unter 11., § 368, Un¬ 
befugtes Ausnehmen von Eiern oder Jungen jagd¬ 
baren Feldwildes oder von Singvögeln. 

Bei den Uebertretungen in dem § 361 unter 3—8 
handelt es sich um Vagabunden, rohe Säufer, bei den 
übrigen in Vorstehendem herausgehobenem um Persönlich¬ 
keiten, bei denen entweder Roheit, Gemeinheit oder Nieder¬ 
tracht den Beweggrund zur Uebertretung bildeten. 

Sie verbüssen aber mit dem nicht nur äusserlicli 
wohlanständigen, sondern auch sonst in sittlicher Beziehung 
auf höherer Stufe stehenden Manne, der irgend einer 
polizeilichen Anordnung zuwiderhandelte,' dieselbe Strafe, 
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teilen mit ihm dasselbe Haftlokal. Hier Wandel zu schaffen, 
dürfte als eine Forderung der Gerechtigkeit bezeichnet 
werden können. 

Mein Vorschlag geht dahin: 

Die Haftstrafe wird tunlichst in Einzelhaft vollstreckt. 

Bei Haftstrafen, die erkannt worden sind auf Grund 
der §§ 361 unter 3—8, 360 unter 11, 366 unter 7, 367 unter 7, 
unter 8, unter 10, § 368 unter 11, tritt Schärfung durch 
Kostschmälerung, Entziehung des Bettlagers oder Ver¬ 
dunkelung der Zelle dergestalt ein, dass auf einen Straftag 
ein Rasttag fällt. 

Auf die Strafschärfungen, wenn es sich bei Verurteilung 
zu Haft in den vorbezeichneten Fällen handelt, ist aus¬ 
drücklich zu erkennen. 

Wenn kurzzeitige Haft und Gefängnisstrafen intensiv 
gestaltet werden sollen, der Ernst der Strafe fühlbar 
gemacht und der Abschreckungszweck, um den es sich 
hier allein handeln kann, auch voll zur Geltung kommen 
soll, so wird das nur geschehen, wenn derartige Strafen, 
dafern nicht in einzelnen Fällen aus Gesundheitsrücksichten 
Ausnahmen einzutreten haben, in Einzelhaft und unter 
Hinzunahme von Schärfungen, bei denen der durch Kost¬ 
schmälerung beziehentlich der Verbindung sämtlicher der 
Vorzug zu geben ist, verbüsst werden. 

Ich komme nun zur Gefängnisstrafe. 

Wäre es möglich, die kleinen Gefängnisse, in denen 
ein geordneter Strafvollzug nicht ausführbar ist, weil es 
dort meist an allen Voraussetzungen dazu fehlt, wobei, 
wie die Verhältnisse liegen, Niemandem ein Vorwurf 
gemacht werden soll, zu beseitigen, so würde das sicher¬ 
lich als ein wesentlicher Fortschritt zu bezeichnen sein, 
ist doch die Behandlung, welche die zu kurzzeitigen, 
häufig das erste Mal verurteilten Gefangenen erfahren, 
nicht nur von Bedeutung für die Wirksamkeit der eigent¬ 
lichen Strafanstalten, sondern überhaupt ein bedeutsames 
Moment in dem Kampfe, den der Strafvollzug mit gegen 
das Verbrechertum führen soll. 
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Wenn die Strafanstalten, die Zuchthäuser gern als 
Hochschulen für das Verbrechertum bezeichnet werden, 
so trifft diese Bezeichnung mit noch grösserem Rechte auf 
die in den kleinen Gefängnissen untergebrachten Ver¬ 
urteilten zu, wo, unterschiedlos zusammengetan, ohne stete 
Aufsicht und ohne Beschäftigung, oft schlimme Dinge ge¬ 
schehen, böse Früchte gezeitigt werden. 

Da aber an ein Verschwinden der kleinen Gerichts¬ 
gefängnisse, insofern darin Haft- und Gefängnisstrafen ver- 
büsst werden sollen, in absehbarer Zeit aus finanziellen 
oder Gründen anderer Art nicht wohl gedacht werden 
kann, wird es sich nun, um den unleugbar vorhandenen 
Uebelständen nach Möglichkeit zu begegnen, empfehlen, 
darauf hinzuwirken und die Forderung immer wieder zu 
erheben, dass die Füglichkeit, um die drei Monate nicht 
übersteigenden Strafen in Einzelhaft verbüsst werden 
können, tunlichst bald geschaffen werde. 

Was die in dem führenden Bundesstaate in den unter 
dem Königlichen Ministerium der Justiz stehenden Ge¬ 
fängnisse, die hier wesentlich in Betracht kommen, anlangt, 
so giebt es deren, wie aus dem 36. Bande der Blätter für 
Gefängniskunde zu ersehen ist, 1039, welche zur Aufnahme 
von Untersuchungsgefangenen sowie zur Vollstreckung von 
Haft- und Gefängnisstrafen dienen. Diese Anstalten können 
etwa 60 % ihrer Belegfähigkeit und Durchschnittsbelegung 
in Einzelhaft verwahren, etwa 40% müssen demnach in 
gemeinsamer Haft untergebracht werden. 

Aehnliche Verhältnisse werden auch in den übrigen 
deutschen Staaten obwalten; mindestens dürfte keiner, 
auch dort, wo sie günstiger liegen, in der Lage sein, der 
Forderung, wenn sie einen gesetzlichen Ausdruck finden 
sollte, dass alle kurzzeitigen Strafen — bis zu 3 Monaten — 
in Einzelhaft zu verbüssen sind, sofort zu entsprechen. 
Es ist also noch genug zu tun und hier ist mit der Reform 
zu beginnen. Es handelt sich hier in vielen Fällen um 
Neulinge, die den ersten Schritt auf dem Wege des Ver¬ 
brechens getan haben, denen die Strafe in ihrem ganzen 
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Ernste entgegen treten muss. Das wird in diesen Fällen 
nur die Einzelhaft vermögen, und die Wirkung wird 
wesentlich verstärkt werden, wenn zur Einzelhaft noch 
eine Verschärfung der Strafe durch Kostschmälerung, 
Entziehung des Bettlagers und Verdunkelung der Zelle 
tritt, etwa nach zwei Straftagen ein Rasttag und bis zur 
Dauer von 3 Wochen andauernd. 

Die Behandlung der wegen politischer oder Press¬ 
vergehens Verurteilten wird durch besonderes Regulativ 
geregelt. 

Es ist selbstverständlich, dass mit der Strafschärfung 
nicht begonnen, beziehentlich mit ihr ausgesetzt wird, 
wenn dies in den gesundheitlichen Verhältnissen des Ge¬ 
fangenen, worüber der Gefängnisarzt zu hören ist, seine 
Begründung findet. 

Wenn es nun bei kurzzeitigen Freiheitsstrafen un¬ 
bedenklich erscheinen kann, das abschreckende Moment 
dabei durch gewisse Strafschärfungen, insbesondere durch 
Kostschmälerung, zum Ausdruck zu bringen, so liegt die 
Sache doch anders, sowie es sich um längere Freiheits¬ 
strafen handelt. 

Es kommen hier zuviel andere und gewichtige Ein¬ 
flüsse in Frage, als dass es angängig wäre, die längere 
Freiheitsstrafe noch weiter durch Hinzufügung von Straf¬ 
schärfungen zu belasten. 

Nur in dem Falle könnte vielleicht, um das mit hier 
abzumachen, an eine Verschärfung in irgend einer Form 
gedacht werden, wenn Verbrechen begangen werden in 
der ausgesprochenen Absicht, wieder ins Strafhaus zu 
kommen. 

Diese Fälle werden in der Regel von der Presse be¬ 
sonders breitgetreten und als ein anscheinend nicht wider¬ 
legbarer Beweis von der Wirkungslosigkeit des Strafvoll¬ 
zuges hingestellt. 

Bei der Beurteilung solcher Fälle, die, nebenbei be¬ 
merkt, gar nicht in einer Bedenken erregenden Häufigkeit 
Vorkommen, ist aber, zumal, wenn ein so schwer wiegendes. 
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abfälliges Urteil, wie dies gewöhnlich zu hören ist, darauf 
gegründet werden soll, Vorsicht besonders nötig. 

Entweder handelt es sich dabei um die durch die 
veränderten Wirtschafts- und Produktionsverhältnisse jetzt 
öfter als früher zeitweilig eintretende Erwerbslosigkeit und 
um so drückenden Notstand, dass der Betreffende in seiner 
Haltlosigkeit schliesslich keinen andern Ausweg mehr zu 
finden vermeint, wenn auch dabei zugegeben werden 
muss, dass hier und da an dem Niedergange Einzelne 
selbst die Schuld tragen, oder es kommen Leute in Be¬ 
tracht, bei denen in einem seit Jahren geführten zucht- 
und gottlosen Leben alle besseren Regungen, Arbeits¬ 
freudigkeit und Willenskraft zu* Grunde gegangen sind, 
oder es sind dies Individuen, die als die Stiefkinder des 
Glückes, auf der Nachtseite des Lebens geboren, unter 
entsittlichenden Einflüssen aufgewachsen, wenn sie viel¬ 
leicht die Eltern frühzeitig verloren, überall umhergestossen, 
Allen im Wege, nach solch freudlosem und leidvollem 
Dasein, im Zuchthause die nie gekannte Ruhe und Ord¬ 
nung finden, das Straf haus als Asyl von des Lebens Stürmen 
ansehen und wenn sie einmal bei dessen Fleischtöpfen ge¬ 
sessen haben, ihnen eine freundliche Erinnerung bewahren 
und wieder dahin zurückkehren. 

Man könnte ja hier ähnlich wie bei den kurzzeitigen 
Strafen eine Schärfung eintreten lassen, die zu bestimmen 
am besten der Anstaltsverwaltung überlassen bleibt. 

Mehr als einen vorübergehenden Schreck wird man 
sich freilich nicht versprechen dürfen. Die beiden letzt¬ 
genannten Kategorien sind zu sehr an Entbehrungen jeder 
Art gewöhnt, und dass die Schärfung in Bezug auf die 
Zeitdauer eine begrenzte ist, wissen sie ohnehin. 

Sie trösten sich wohl des Sprüchleins: „Duck dich 
Hans’l, lass übergahn, Unwetter will seinen Willen han u , 
halten still und — schütteln sich dann. 

Ich komme nun zum Strafvollzüge, wie er in den 
Landes-Straf- sowie grösseren Gefangenanstalten geordnet 
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ist und nehme dabei an, dass alle Strafzeiten über drei 
Monate in diesen Anstalten zur Verbüssung gelangen. 

Man vergleicht mit Vorliebe die Tätigkeit des Straf¬ 
vollzugsbeamten mit der des Arztes und fordert, dass wie 
dieser jeden Patienten nach seiner Eigenart behandle, auch 
der erstere dies tun solle. 


Wenn der Vergleich zutrifft, ist auch die daran ge¬ 
knüpfte Forderung berechtigt. 

Dann muss den Instituten, welchen die Behandlung 
der sittlich gefallenen Menschen obliegt, alles zur Ver¬ 
fügung stehen, was nach dem dermaligen Standpunkte der 
Erfahrungen dabei in Frage kommt, also zunächst die Haft¬ 
formen anlangend, Einzelhaft, Kollektivhaft, die Füglich¬ 
keit, die Gefangenen mit Arbeiten bei Garten- und Feld¬ 
wirtschaft zu beschäftigen und was die industriellen Arbeiten 
betrifft, so muss möglichste Vielseitigkeit der Arbeitszweige 
vorhanden sein, um bei der Arbeitsverteilung tunlichst 
Rücksicht auf die geistige, körperliche und sittliche Ver¬ 
anlagung der Verurteilten nehmen zu können. 

Ich komme nun zur Besprechung der Gemeinschafts¬ 
haft, deren ausschliesslicher Anwendung, um das gleich 
hier mit abzutun, wohl von Niemandem mehr das Wort 
geredet wird. 

In dankenswerter Weise enthält § 15 der Grundsätze 
die Zusicherung, dass auf die allmähliche Durchführung des 
Grundsatzes, die Gefangenen während der Nacht tunlichst 
von einander getrennt zu halten, insbesondere bei Neu¬ 
bauten und umfassenden Umbauten Bedacht genommen 
werden wird. 


Im nächstfolgenden Paragraph findet sich eine weitere 
Vorschrift bezüglich der Absonderung einiger Gefangenen- 
Kategorien in der gemeinsamen Haft, wobei zu beachten 
sein wird, dass eine Berücksichtigung der Gefangenen, die 
sich noch im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte be¬ 
finden, zur Voraussetzung hat, eine möglichst eingehende 
Individualisierung auch bei der Strafausmessung, da der 
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Besitz oder Nichtbesitz der bürgerlichen Ehrenrechte nach 
den Erfahrungen keinesfalls allenthalben ein sicher zu¬ 
treffendes Urteil für die einem Gefangenen innewohnende 
gute oder ehrlose Gesinnung ist. 

Wie schon gesagt, kann von einer ausschliesslichen 
Anwendung der Gemeinschaftshaft nicht mehr die Rede 
sein, ebensowenig aber von einer unterschiedlosen Kollekti v¬ 
haft bei dem die Zellen- und Gemeinschaftshaft in sich 
vereinigenden Systeme. 

Hinzuzutreten hat hier eine auf dem Grundsätze der 
Individualisierung beruhende Klassifizierung der Gefangenen, 
ein als Förderungsmittel eigener Besserungswilligkeit 
dienendes Disziplinarklassensystem. 

Der gemeinsamen Haft würden zuzuweisen sein zu¬ 
nächst diejenigen, bei denen von Anfang herein feststeht, 
dass sie für die Einzelhaft nicht geeignet sind, sodann die, 
bei denen es sich nach kürzerer oder längerer Zeit heraus- 
stellt, dass sie ohne »Schaden für ihre Gesundheit nicht in 
der Einzelhaft belassen werden können, an dritter Stelle, 
die zur Betätigung gefasster guter Vorsätze der Zelle zu 
entnehmenden Gefangenen und schliesslich diejenigen, bei 
denen sich ergiebt, dass sie unbedenklich sofort der gemein¬ 
samen Haft überwiesen werden können. 

Wer lange in kleinen Orten, sei es in der Stadt oder 
auf dem Lande, gelebt hat, hat Gelegenheit, auch in die 
Verhältnisse jener Schichten, deren Angehörigen das Haupt¬ 
kontigent der Strafanstaltsbevölkerung bilden, Einblicke zu 
gewinnen und diese Leute auch nach ihrer ganzen Charakter¬ 
anlage kennen zu lernen. 

Es befindet sich darunter eine nicht geringe Anzahl, 
die, wenn nicht im einzelnen Falle besonders erschwerende 
Umstände bei dem Vergehen oder Verbrechen mit in Frage 
stehen, unbedenklich der gemeinsamen Haft überwiesen 
werden können und auch aus dieser dann, vernünftige 
Organisation vorausgesetzt, nicht ohne Nutzen wieder in’s 
Leben zurückkehren werden. 
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Ich komme nun zur Einzelhaft und enthalte mich 
dabei einer Hervorhebung ihrer unleugbaren Vorzüge 
ebensowohl wie einer Bezeichnung der ihr anhaftenden 
Schwächen und stelle lediglich in Anerkennung der Be¬ 
deutung, welche ihr beim Strafvollzüge zweifellos zu- 
kommt, fest: 

Die Einzelhaft ist bei richtiger Auffassung und An¬ 
wendung als ein notwendiger und wesentlicher Bestandteil 
bei der Vollstreckung der Freiheitstrafe anzuerkennen. Sie 
wird bei verständiger Handhabung und in gehöriger Be¬ 
rücksichtigung der Eigenart der Isolierten segensreich 
wirken. 

Der Einzelhaft werden, übrigens immer in Berück¬ 
sichtigung der im § 11 der Grundsätze darüber gegebenen 
Bestimmung, zuzuweisen sein, zunächst diejenigen, bei 
denen es sich darum handelt, sie in Bezug auf ihr wahres 
Wesen einer längeren Beobachtung zu unterstellen, die¬ 
jenigen, von denen übler Einfluss in der gemeinsamen 
Haft zu erwarten ist, die der Flucht oder der Begehung 
von Gewalttat Verdächtigen, die auf Grund ärztlichen 
Gutachtens abgesondert werden müssen, diejenigen, deren 
frühere Lebensverhältnisse derartige waren, dass ihnen 
der Zwang, in der Kollektivhaft mit so verschiedenen 
Elementen zusammen zu leben, als eine nicht zu recht¬ 
fertigende Verschärfung der Strafe erscheinen müsste, end¬ 
lich diejenigen, bei denen eine günstige Einwirkung und 
heilsame Folgen von der Zellenhaft zu erwarten sind und 
schliesslich diejenigen, bei denen sich eine Versetzung aus 
der Kollektivhaft nötig macht. 

Die Dauer der Zellenhaft gesetzlich festzusetzen, 
kann bei der unendlichen Verschiedenheit der Wirkung 
der Zellenhaft, die sie ausübt, nicht als rätlich empfohlen 
werden. Der Arzt, um bei dem schon einmal erwähnten 
Vergleiche zu bleiben, verordnet ja seine Medikamente 
auch nicht mit Angabe der Zeitdauer, sondern er wechselt 
damit, je nachdem die Wirkungen auf den Patienten sich 
zeigen. 
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Das progressive Haftsystem. 

Der in diesem Haftsystem liegende glückliche Ge¬ 
danke der Mitwirkung der Gefangenen bei der über sie 
verhängten Freiheitsstrafe, sie aus dem Zustande völliger 
Unfreiheit, unter hartem Druck und straffster Zucht all¬ 
mählich zu immer grösserer Betätigung wieder gewonnener 
Willensstärke unter Nachlassen des anfänglich geübten 
Druckes, zu erziehen, bedarf der Ausgestaltung, wobei 
den vaterländischen Verhältnissen und der deutschen Eigen¬ 
art entsprechende Rechnung zu tragen ist. 


Die vorläufige Entlassung. 


Die Beurlaubung geeigneter Strafgefangener zum 
Behufe der Bewährung in bedingt gewährter Freiheit ist 
eine höchst schätzbare Einrichtung, welche durch Siche¬ 
rung der erstrebten Besserungserfolge die Wirksamkeit 
eines rationellen Strafvollzuges zum Abschluss bringt. 

Das wird sie aber nur dann vermögen, wenn in 
richtiger Erkenntnis der ganzen Einrichtung und ihrer 
Beweggründe, aus denen heraus sie geschaffen ist, die 
einzelnen Fälle eine tunlichst eingehende Behandlung 
erfahren. 

Die gute Aufführung, wie sie der § 23 des Straf¬ 
gesetzbuches fordert, darf nicht allein ausschlaggebend 
sein. 

In den wegen vorläufiger Entlassung Gefangener an 
das Königliche Justizministerium zu erstattenden Berichten 
haben sich in Sachsen nach den hierüber bestehenden Vor¬ 
schriften die Anstaltsdirektionen über das Vorhandensein 
"der nachstehenden Voraussetzungen auszusprechen: 

a) dass der Gefangene in der Anstalt sich gut ge¬ 
führt hat, 

b) dass der Gefangene Beweise der Besserung ge¬ 
geben hat, so dass er mit Hoffnung auf gesetz- 
mässige Lebensweise und auf das Wiedergewinnen 
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des Vertrauens seiner Umgebung beurlaubt werden 
kann, 

c) dass der Gefangene ein ausreichendes und seine 
guten Vorsätze unterstützendes Arbeitsunter¬ 
kommen gefunden hat. 

Wenn freilich die Möglichkeit, dass der Gefangene 
während der Strafzeit Beweise von Besserung geben könne, 
mit dem Schlagwort „Zuchthausfrömmigkeit“ und dem 
Hinweise auf vorgekommene Täuschungen, in Abrede 
gestellt wird, so verwirft man damit den, wie erwähnt, in 
dem progressiven Haftsystem liegenden glücklichen und 
nachahmungswerten Gedanken der Mitwirkung des Ge¬ 
fangenen, sowie die darauf gegründeten Einrichtungen. 

Täuschungen werden immer Vorkommen, die Gefängnis¬ 
beamten mögen eine Vorbildung genossen haben, welche 
sie wollen. 

Aber eben so gut, wie ein lebenserfahrener, menschen¬ 
kundiger Gefängnisbeamter, der treu und fleissig seines 
Amtes waltet, beispielsweise beim Lesen der Briefe, die 
von Gefangenen geschrieben worden sind, die Heuchel¬ 
briefe recht wohl von denen zu unterscheiden wissen wird, 
die den wahren Herzenszustand zum Ausdruck bringen, 
ebenso wird er auch, wenn es sich darum handelt, einem 
Gefangenen die Vergünstigung der bedingten Entlassung 
zuteil werden zu lassen, bei der Beurteilung aller dabei 
in Betracht zu ziehenden Verhältnisse nicht so leicht einer 
Täuschung unterliegen, und dies um so weniger, als ja in 
solchen Fällen nicht nur das Gutachten eines Beamten, 
sondern das aller derer gehört wird, die den Gefangenen 
näher zu beobachten Gelegenheit hatten. 

Einrichtungen zu treffen, die geeignet sind, um solchen 
Verurteilten Gelegenheit zu geben, das Mass ihrer wieder 
gewonnenen Charakterfestigkeit in gewährter grösserer 
Freiheit in der Bewegung, Zuteilung von Vertrauens¬ 
posten u. s. w. zu betätigen, ist in jeder Strafanstalt möglich. 

Nicht minder wichtig ist bei der Entscheidung, wenn 
es sich um Beurlaubung eines Gefangenen handelt, die 

Blätter für Gefängniskunde. XXXVII. 10 
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Frage nach dem Vorhandensein eines geeigneten, die guten 
Vorsätze unterstützenden Unterkommens. Es wird der 
Ermittlung eines solchen bei uns in Sachsen tunlichster 
Vorschub geleistet und um auch hierbei nicht Täuschungen 
ausgesetzt zu sein, die Beglaubigung der Unterschrift des 
Arbeitgebers durch die zuständige Polizeibehörde ver¬ 
langt, um das Verantwortlichkeitsgefühl des Dienstherrn 
zu stärken. 

Die vorläufige Entlassung, welche seiner Zeit auf 
Anordnung Sr. Majestät des Königs Johann in Sachsen 
eingeführt und dann durch die Bemühungen des hoch¬ 
verdienten Generalstaatsanwalts Dr. v. Schwarze in das 
Strafgesetzbuch aufgenommen worden ist, hat in Sachsen, 
wie wiederholt anerkannt worden ist, günstige Ergebnisse 
geliefert, sodass ihre Beibehaltung im Interesse eines 
rationellen, individualisierenden Strafvollzuges erwünscht 
ist, da sie bei verständiger, ihr Wesen erfassender Hand¬ 
habung auch segensreich wirken wird. 

Ich komme nun zu einer kurzen Besprechung der 


Deportation. 

Sie hat in Deutschland und unter den deutschen Straf¬ 
anstaltsbeamten noch nicht viel Anhänger und hat meist 
auf den Versammlungen, wo sie zur Sprache gebracht wurde, 
wie aut Gefängnis-Kongressen und Juristentagen eine ab¬ 
fällige Behandlung erfahren. 

Und doch bietet sie, besonders in der Zuweisung zu 
einer die Sehnen straffenden, die Muskeln spannenden, der 
Erschliessung unkultivierter Länderstrecken dienenden 
Arbeit, wozu noch der Kampf mit den Elementen, mit der 
.Natur, den Witterungsbilden und mancherlei Ungemach, 
wie es jeder Tag mit sich führt, kommen, darin so wert¬ 
volle Momente, wie wir sie beim Strafvollzüge in den 
heimischen Anstalten der Natur der Sache nach nicht 
haben können. Es ist hier mehr rauhe Lebenswirklichkeit, 
aus der der Verurteilte kommt, die dann nach der Ent¬ 
lassung wieder auf ihn wartet. 
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Wenn von den Gegnern der Deportation immer auf 
die anderwärts damit gemachten üblen Erfahrungen hin¬ 
gewiesen wird, so ist dem gegenüber einzuhalten, dass 
diese Missgriffe zu einem guten Teile verschuldet waren 
durch nicht genügend sorgfältige Auswahl der zu Ver¬ 
schickenden, durch die nicht gehörig vorbereiteten Trans¬ 
porte und durch ungünstige klimatische Verhältnisse der 
Strafkolonie. 

Bei einem mit der Deportation von Gefangenen anzu¬ 
stellenden Versuche würden die Erfahrungen, die von 
anderen Staaten dabei gemacht worden sind, auszunutzen, 
die dort begangenen Fehler zu vermeiden sein. 

Aber dabei habe es auch sein Bewenden, keine 
sklavische Nachahmung. 

Als wir mit der Arbeiterversicherungs- Gesetzgebung 
den Kampf aufnahmen mit den unerfreulichen, betrübenden 
Begleiterscheinungen, wie sie besonders für die arbeitende 
Klasse bei herannahendem Alter, bei Unfall, längerer 
Krankheit, Invalidität auftreten und damit verbunden sind, 
hatten wir auch kein Muster. Gewiss, der Arbeiter- 
versicherungs-Gesetzgebung haften Mängel an; das teilt 
sie mit jedem Menschen werke; sie ist auch noch des Aus¬ 
baues und der weiteren Entwickelung bedürftig. 

Daran wird, wie dem aufmerksamen Beobachter 
bekannt, unablässig gearbeitet. 

Und trotz der unleugbar vorhandenen Mängel und 
der noch der Beseitigung harrenden Unvollkommenheiten, 
ist es keine Ueberhebung, von einer weltgeschichtlichen 
Bedeutung der Arbeiterversicherungsgesetzgebung zu reden, 
wie es in No. 138 der Leipziger Zeitung vom 18. Juni 1898 
geschah. 

Und wie diese gewaltige Einrichtung, die in sich 
begreift den Kampf gegen allerlei Nöte und in sich schliesst 
die Milderung und am Ende, wenn es keine Verhetzten 
mehr geben wird, Ausgleichung der sozialen Gegensätze, 
soweit es auf dieser dunklen Erde überhaupt möglich 
ist, schaffen wird, ohne Vorbild und unter zu Grunde- 
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legung der deutschen Art und heimischen Verhältnisse, so 
ist es auch mit jener, je nach dem Stande ob Feind oder 
Freund, bewunderten, geneideten oder gefürchteten Ein¬ 
richtung, unserer grossartigen Wehrverfassung der Fall 
gewesen. 

Auch hier war die deutsche Sonderart zum Heile des 
Vaterlandes massgebend. 

Und so meinen wir, wie es bei der Schaffung und 
Ausgestaltung dieses Kampfesmittels, des einen gegen die 
mancherlei Not des Daseins — der Arbeiterversicherungs- 
Gesetzgebung — und des anderen gegen den äusseren 
Feind, — der Wehrverfassung gehalten worden ist, so 
möge es auch sein, wenn unter die vorhandenen Zucht- 
und Kampfesmittel gegen den inneren Feind, das Ver¬ 
brechertum, auch ein bisher noch nicht erprobtes, die 
Deportation, aufgenommen werden soll. 

Ich enthalte mich dabei des näheren Eingehens auf 
die unerlässlichen Voraussetzungen einer sorgfältigen Aus¬ 
wahl der zu Verschickenden, einer umsichtigen Ausführung 
der Transporte, einer richtigen Wahl der Strafkolonie nach 
ihren klimatischen Verhältnissen und beschränke mich auf 
den Vorschlag: 

Da die Deportation den einzelnen Strafzwecken in 
derselben Weise zu genügen vermag, wie die übrigen 
Freiheitsstrafen, ist ihre Aufnahme unter die letzteren 
empfehlenswert. 

Die der Deportation eigenen wertvollen, für die Er¬ 
reichung des Straf Zweckes bedeutsamen Momente, finden 
sich auch noch bei einer anderen Einrichtung, nämlich 
bei den Arbeitskolonien im Mutterlande. Es liegen hierfür 
aus unseren beiden grossen Nachbarstaaten, aus Preussen 
und Oesterreich günstige Erfahrungen vor, welche beweisen, 
dass die Verwendung Gefangener bei Landeskulturarbeiten 
in disziplineller, sittlicher und gesundheitlicher Hinsicht 
überall da sich empfiehlt, wo es die Verhältnisse irgend 
gestatten. 
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Vorbedingung ist auch hier umsichtige Organisation 
des Unternehmens und sorgfältige Auswahl der Gefangenen. 

Bei dieser Einrichtung sowohl wie bei der Deportation 
wird es möglich sein, das seelendiätische Wort, dass Leib 
und Seele durch erschütternden Wechsel von Frost und 
Hitze, Lust und Qual gehärtet und gestählt werden, zu 
betätigen. 

Ein kurzes Wort über die 

Grösse der Anstalten. 

Nach einer früher erhobenen Forderung sollte eine 
Strafanstalt, das Prinzip der Individualisierung vorausgesetzt, 
nicht mehr als 300 Köpfe Bestand haben. 

Man ist später auf 400 und 600 hinauf gegangen. 

Es ist unbedenklich, eine weitere Erhöhung des Be¬ 
standes anzunehmen, wenn dies aus Betriebs- und Ver¬ 
waltungsrücksichten besonderer Art wünschenswert er¬ 
scheint oder beim Neubau von Anstalten sonst günstige Ver¬ 
hältnisse in Bezug auf Landerwerb ausgenutzt werden sollen. 

Voraussetzung ist dabei, dass dem Anstalts-Direktor 
ausser tüchtigen Geistlichen und Lehrern noch gut durch¬ 
gebildete Beamte in Gestalt von Anstaltsinspektoren zur 
Verfügung stehen, die in verschiedenen Punkten ständige 
Vertreter des Anstaltsvorstandes, diesen dadurch von einer 
Menge Detailarbeit entlasten, wodurch für die Oberleitung 
der Anstalt in sehr förderlicher Weise ein entsprechender 
Zeitgewinn entsteht. 

Bei einer auf der Grundlage des gemischten Systems 
erbauten Anstalt würden wir rechnen, dass die eine Hälfte 
der Gefangenen in einsamer Haft, die andere in Gemein¬ 
schaftshaft gehalten wird. 

Die Strafvollstreckung an jugendlichen Gefangenen. 

Von erwachsenen Gefangenen sind sie stets gesondert 
zu halten; am besten werden sie in eigenen, lediglich für 
sie bestimmten Anstalten untergebracht. 
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Neben strenger Zucht, anstrengender, natürlich dem 
Kräftezustande des Einzelnen angepasster Arbeit, hat hier 
hauptsächlich erziehliche Einwirkung und religiöse Unter¬ 
weisung, noch mehr wie bei dem Strafvollzüge an Er¬ 
wachsenen eine auf Kenntnis der Individualität sich 
gründende Nacherziehung zu treten. 

Im Anschluss hieran ein Wort über die Zwangs¬ 
erziehung Minderjähriger. 

Die Erkenntnis, dass es als eine der vornehmsten 
Aufgaben des Staates zu betrachten sei, der Verrohung 
schon in ihren Anfängen entgegenzutreten, die gefährdete 
Jugend aus der verderblichen Umgebung, in der sie sich 
befindet, herauszureissen und gegen die ihr innewohnenden 
schlimmen Neigungen anzukämpfen, indem man sie einer 
geregelten, seelisch wie körperlich auf sie einwirkenden 
Erziehung unterwirft, bricht sich, wie die Begründung zu 
dem Entwürfe eines Gesetzes über die Erziehung Minder¬ 
jähriger und die auf den Landtagen daran geknüpften Ver¬ 
handlungen beweisen, immer mehr Bahn. 

Zu wünschen bleibt dabei, dass, w T enn diese soziale 
Fürsorge für die Zukunft unseres Volkes, w T ie sie dadurch 
zum Ausdruck kommt, auch den beabsichtigten Erfolg 
haben soll, insbesonders die Unterbringung von Kindern 
verbrecherischer Eltern, möglichst zeitig erfolgt, ehe noch 
die schlimmen Eindrücke der Umgebung Zeit gewinnen, 
in der kindlichen Seele zu haften. 

Wie die Anstalten, in denen diese sittlich gefährdeten 
Kinder untergebracht werden sollen, einzurichten sind, ob 
daselbst mehr der militärische Zuschnitt vorherrschen soll, 
oder ob sich die Familien- und Gruppeneinteilung empfiehlt, 
kann hier unerörtert bleiben. 

Hier wie dort kommt es darauf an, dass von tüchtigen 
Beamten die bei keiner Organisation zu entbehrenden Er¬ 
ziehungsmittel, als religiöse Beeinflussung, guter Schul¬ 
unterricht, mannigfaltige Arbeit, Gewöhnung an Ordnung, 
Wohlanständigkeit und vor Allem an Gehorsam, gereicht 
werden. Finden sich Familien, deren Verhältnisse so liegen 
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dass eine sichere und zuverlässige Bewahrung eines sittlich 
gefährdeten Kindes daselbst gewährleistet ist, so wird sich 
diese Art der Unterbringung besonders empfehlen. 

Die Arbeit in den Anstalten und in den Familien wird 
zumeist nicht ohne Segen bleiben und manches Kind, das 
sonst dem Gewohnheits-Verbrechertum zufallen würde, ge¬ 
rettet werden. 

Damit ist der Uebergang zu den eigentlichen Feinden 
der Rechtsordnung und der menschlichen Gesellschaft ge¬ 
geben. 

Wenn hier nicht der Kampf von den dazu berufenen 
Faktoren mit aller Macht aufgenommen wird, so werden 
auch die hohen, Besorgnis erregenden Rückfallsziffern 
nicht verschwinden, die Klagen und Vorwürfe über Mängel 
und Erfolglosigkeit des Strafvollzuges nicht aufhören. 

Der Vorschlag, die Klasse von Verbrechern, die man 
gewöhnlich als Gewohnheitsverbrecher bezeichnet und die 
vorwiegend den rückfälligen Eigentumsverbrechern zuzu¬ 
zählen sind, möglichst bezw. am Besten auf Lebenszeit 
nach Verbüssung der zuerkannten Strafe in besonderen 
Zwangsarbeitsanstalten unterzubringen, ist schon zu wieder¬ 
holten Malen gemacht worden. 

Seine Ausführung würde allerdings im Laufe der Zeit 
in wirksamer Weise unter den Gewohnheitsverbrechern 
aufzuräumen imstande sein und würde den Hauptvorzug 
mit haben, dass der verbrecherische Nachwuchs sich eben¬ 
falls mit abmindern würde. 

Ist dieser Weg lebenslänglicher Einsperrung nicht 
gangbar, so würde an die Prüfung heranzutreten sein, ob 
die den Gerichten zur Verfügung stehenden Strafbefugnisse 
als ausreichend zu erachten sind oder ob zur Sicherung 
den Gewohnheitsverbrechern gegenüber höhere Strafen fest¬ 
zusetzen sein möchten. 

Nun fehlt es aber in Bezug auf die hier in Frage 
stehenden Verbrecher-Kategorien durchaus nicht an aus¬ 
reichenden Strafbefugnissen. 
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Wohl aber ist die Erfahrung zu machen gewesen, 
dass die in dem gewohnheitsmässigen Hange zum Verbrechen 
liegende Gemeingefährlichkeit nicht immer die entsprechende 
Berücksichtigung findet und von der Füglichkeit, harte 
Strafen in solchen Fällen zu erkennen, kein ausreichender 
Gebrauch seitens der Richter gemacht wird. 

Es könnte sonst nicht Vorkommen, dass den Gefängnis¬ 
strafanstalten immer und immer wieder eine nicht geringe 
Zahl von Individuen zugeführt wird, denen, vielfach zum 
Teil mit Zuchthaus vorbestraft, bei ihrer gewohnheits¬ 
mässigen verbrecherischen Tätigkeit die Wohltat mildernder 
Umstände zuteil wird. 

So ist vor Kurzem der mir unterstellten Anstalt ein 
Mann, 50 Jahre alt, zur Verbüssung einer Gefängnisstrafe 
von 8 Monaten, zugeführt worden, der bereits 28 Jahre 
8 Monate Zuchthausstrafe verbüsst hat. 

Er war insgesamt zehn Mal im Zuchthause zu Wald¬ 
heim definiert gewesen, dort am 24. September 1902 wieder 
entlassen worden und hatte drei Wochen nachher, in straf¬ 
barem Rückfalle aus einer offenen Hausflur ein Fahrrad 
gestohlen. 

Die Einlieferungsschriften geben an der Stelle, welche 
die Vergehung behandelt, als Beweggrund an: Hang zu 
Diebereien. 

Die Fälle lassen sich leicht mehren. 

Dafern der wiederholt eröffnete Vorschlag, Gewohn¬ 
heitsverbrecher auf Lebenszeit nach Verbüssung der Strafe 
unterzubringen, nicht Aussicht auf Verwirklichung haben 
sollte, wird zur wirksameren Abwehr und Sicherung eine 
Bestimmung zu schaffen sein, wonach der Richter bei Rück¬ 
fällen an ein bestimmtes Strafmass gebunden ist, welches, 
um den beabsichtigten Erfolg tunlichst zu erreichen, Ge¬ 
wohnheitsverbrechern gegenüber möglichst hoch zu be¬ 
messen ist. 

In engem Zusammenhänge mit den gegen das Ge¬ 
wohnheitsverbrechertum zu ergreifenden Massnahmen steht 
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der Kampf gegen die professionsmässigen Bettler und 
Landstreicher. 

Hier gilt es Verminderung der kurzzeitigen Haft- 
und Gefängnisstrafen und dafür längere Detention in den 
Arbeitshäusern, aber nicht nur auf 3 oder 6 Monate, 
sondern auf die nach dem Gesetze zulässig längste Zeit, 
deren Erhöhung von 2 auf 5 Jahre in Erwägung zu ziehen 
sein würde. 

Das wird die Landstrassen von dem wüsten, zucht- 
und gottlos dahinlebenden Gesindel, auf dessen Konto so 
manches, zum Teil unentdeckte Verbrechen zu setzen ist, 
etwas säubern. 

Mildernde Umstände, um dies hier mit anzuschliessen, 
sind, wenn es sich bei der Strafausmessung handelt, 
insoweit Gewohnheitsverbrecher und notorische Vagabunden 
in Frage kommen, nicht anzunehmen. Bei den Ersteren 
kann insbesonders nicht die Geringfügigkeit des Objektes, 
oder der Umstand, dass es sich um einen Gelegenheits¬ 
diebstahl handelt, oder alsbaldiger Ersatz, woran der 
Dieb meist gar kein Verdienst hat, oder dass er in dem 
Werte des entwendeten Gegenstandes eine Täuschung 
erfahren hat, in Frage kommen. Es ist die dem Gemein¬ 
wohl gefährliche verbrecherische Neigung zu treffen und 
bei den meist dem Trünke ergebenen Vagabunden soll 
Trunkenheit, in der sie sich in den unflätigsten Ausdrücken 
gegen die Organe der Staatsgewalt ergehen, nicht als 
Milderungsgrund gelten. 

Es würde die Bestrebungen, wie sie unter der Mit¬ 
wirkung der Regierungen über die Bekämpfung des über¬ 
triebenen Alkoholgenusses allenthalben hervortreten, gewiss 
unterstützen, wenn Trunkenheit überhaupt nicht mehr als 
mildernde Umstände angesehen und deshalb eine Aende- 
rung des Strafgesetzbuches nach dieser Richtung hin in 
die Wege geleitet würde. 

Zur Zeit kommt es noch vor und mutet eigenartig 
an, dass in demselben Blatte, welches eine Aufzählung 
aller der Massnahmen enthält, die zur Bekämpfung über- 
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triebenen Alkoholgenusses getroffen werden, wie das Ver¬ 
bot an Gastwirte, Schankwirte und Branntweinhändler, an 
Personen unter 16 Jahren Branntwein zu verabfolgen, an 
Betrunkene und notorische Trunkenbolde geistige Getränke 
zu geben, das weitere Verbot, Branntwein in den frühen 
Morgenstunden auszuschänken und zu verkaufen, sowie 
die Empfehlung an die Staatsbehörden, alle die von Privaten 
ausgehenden Bestrebungen zur Bekämpfung der Trunk¬ 
sucht tunlichst zu fördern, Belehrung in den Volksschulen, 
Vorträge in den höheren Schulen, an diese Aufzählung 
sich der Bericht einer Gerichtsverhandlung schliesst, 
welcher bei Bekanntgabe der Strafe für ein Roheits- oder 
Sittlichkeitsverbrechen die Angabe enthält, dass bei der 
Strafabmessung mildernde Umstände angenommen worden 
seien, weil der Verurteilte sich zur Zeit der Tat in einem, 
durch übermässigen Genuss von Alkohol herbeigeführten 
Zustande grosser Erregung befunden habe. 

Von mildernden Umständen, die in zahlreichen Para¬ 
graphen des Strafgesetzbuches Erwähnung finden, an Er¬ 
schwerungsgründe zu denken, liegt nahe. 

So sucht man vergeblich im Strafgesetzbuche die 
Bestimmung, dass als Erschwerungsgrund gilt, wenn das 
Verbrechen an einem Sonn- oder Feiertage begangen 
worden ist. 

Es ist bekannt, wie ein grosser Teil der Bevölkerung, 
insbesondere der jungen, von allen schützenden Beziehungen 
losgelösten Leute, ihre Sonn- und Festtage verbringt, wie 
viel Vergehen und Verbrechen auf Sonn- und Feiertage 
entfallen. 

Und hauptsächlich betrifft dies Roheitsvergehen aller 
Art in Gestalt von Körperverletzung, Sittlichkeitsverbrechen, 
Widerstand, Beleidigung von Beamten u. s. w. 

Hier einen Erschwerungsgrund zu schaffen, dass als 
solcher gilt, wenn das Verbrechen an einem Sonn- oder 
Feiertage begangen wird, dürfte angebracht sein. 

Ob solchenfalls eine angemessene Erhöhung der 
Freiheitsstrafe eintreten soll, oder ob bei an solchen 
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Tagen begangenen Vergehen und Verbrechen Neben¬ 
umstände, die sonst als mildernde Umstände in die Wag¬ 
schale fallen würden, dann keine Beachtung finden, oder 
ob eine der Strafschärfungen, wie sie der seinerzeitige 
Entwurf gegen die Unsittlichkeit vorsah, einzutreten haben 
würde, kann unerörtert werden. 

Es kommt im vorliegenden Falle darauf an, dass 
zum Ausdruck gelangt: „Wenn du Sonn- und Feiertags 
sündigst, wirst du strenger gestraft“. 

Ob die Aufnahme eines Erschwerungsgrundes für 
Sonntags-Verbrechen und -Vergehen die beabsichtigte 
Wirkung haben, erziehlich einwirken würde?! 

Ich denke hierbei an das Institut der mildernden 
Umstände, welches beispielsweise für das Königreich Bayern 
völlig neu war, dessen Strafgesetz vom Jahre 1861, das 
dem Reichsstrafgesetzbuche im Jahre 1872 weichen musste, 
davon nichts enthielt. 

Jedermann weiss, wie diese Einrichtung sich in der 
Praxis gestaltet hat, wie die Anwendung eine ausser¬ 
ordentliche Vielseitigkeit zeigt und wie rasch Kenntnis 
davon und Verständnis in gewisse Schichten gelangt sind. 

Man erinnert sich des Bildes in den fliegenden Blättern, 
wo sich der Naz und der Seppel in eine Schänke ver¬ 
fügen, um sich „mildernde Umstände“ anzusaufen. 

Versuchen wir es doch einmal zur Abwechslung nicht 
mit dem Ausbau der mildernden Umstände, sondern mit 
der Aufnahme eines Erschwerungsgrundes und sorgen wir 
dafür, dass auch dieser bald einen Platz in der Vorstellung 
der Menge erhält. 

Nahe der Frage nach der Schaffung eines Erschwerungs¬ 
grundes liegt die andere, ob nicht bei gewissen Delikten, 
wie Roheitsverbrechen aller Art, Beleidigungen u. s. w. 
Strafschärfungen eintreten möchten? 

Ich nehme keinen Anstand, sie zu bejahen, unter der 
Einschränkung, dass sie nur bei kurzzeitigen Strafen, die 
wie schon einmal erwähnt, möglichst intensiv gestaltet 
werden müssen, einzutreten haben. 
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Bei längeren Freiheitsstrafen kommen, wie ebenfalls 
schon betont, andere Momente in Frage, die in ihrer 
Gewichtigkeit gesetzlich bestimmte Strafschärfungen nicht 
Tätlich erscheinen lassen. 

In einzelnen dazu veranlagten Fällen wird, wo es 
nötig ist, ein verständig geleiteter Strafvollzug hier schon 
selbst in der Lage sein, das Erforderliche, um die Strafe 
empfindlich zu machen, eintreten zu lassen. 

Welcher Art die bei kurzzeitigen Strafen und gewissen 
Vergehen einzuführenden Schärfungen sein sollen, kann 
füglich unerörtert bleiben; es wird nur der Aufstellung 
der Forderung bedürfen, dass sie in näher zu bezeichnen¬ 
den Fällen einzutreten haben. 

Im Jahre 1891, als die durch den Heinze’schen 
Mordprozess an’s Licht getretenen Abscheulichkeiten die 
Empörung überall gross war, wurde allenthalben im Lande 
das Verlangen nach Wiedereinführung der körperlichen 
Züchtigung für Roheitsverbrechen laut. 

Was die Beleidigungen anlangt, so würde die Forderung, 
hier mit höheren Strafen einzusetzen, gewiss auf Zustimmung 
zu rechnen haben. 

Die zur Zeit dafür festgesetzten Strafen erscheinen 
gegenüber dem Unheil, welches der Ehrabschneider an¬ 
richtet, durch dessen üble Nachrede Lebensglück und 
Seelenfrieden zerstört oder vernichtet werden, zu gering, 
umsomehr, als dabei stets Beweggründe gemeinster Art 
mitspielen. 

Zudem geschehen die Angriffe zumeist feiger Weise 
aus dem Hinterhalte und es ist bekanntlich meist mit 
grossen Schwierigkeiten verbunden, den Verleumder zur 
Rechenschaft zu ziehen und ihn, das gilt hier mit vollem 
Rechte, der wohlverdienten Strafe zuzuführen, die nur 
freilich zumeist keine angemessene Sühne in sich schliesst 
und das Letzte um so weniger, wenn der Angriff auf die 
Ehre durch die Presse begangen wird, also eine grosse 
Vervielfältigung findet. 
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Mag in weiten Schichten der Bevölkerung die Gesund¬ 
heit als bestes Gut gepriesen werden, mag Viele ein 
Eingriff in ihre Vermögensrechte besonders empfindlich 
treffen, für den ehrliebenden Mann bedeutet ein Angriff 
auf seine persönliche Ehre oder die seines Hauses, seiner 
Familie, einen Griff an’s Herz, einen Stoss in’s Herz. Zur 
Zeit trägt die Art der Sühne dem nicht Rechnung. 

Ich kann mich zur Begründung dieser Behauptung 
auf den Erlass des preussischen Herrn Justizministers vom 
16. November 1897 berufen, gerichtet an die Staatsanwalt¬ 
schaften auf Grund eines Beschlusses des Reichstages vom 
21. April 1896, wonach die verbündeten Regierungen zu 
ersuchen waren, mit allen zu Gebote stehenden Mitteln 
4em mit den Strafgesetzen in Widerspruch stehenden 
Duellwesen mit Entschiedenheit entgegenzutreten. 

In dem genannten Erlasse ist im Eingänge zunächst 
bemerkt, dass die in letzter Zeit häufig vorgekommenen 
Duelle mit teilweise tötlichem Ausgange in der Bevölkerung 
eine tiefgehende Erregung hervorgerufen hätten und dass 
vielfach das Verlangen nach einer Verschärfung der den 
Zweikampf betreffenden Strafgesetze laut geworden sei. 

Der Vorwurf ungenügender Ahndung, so fährt der 
Erlass fort, trifft jedoch, soweit er berechtigt ist, weniger 
das geltende Gesetz, als dessen Handhabung. 

Nach einer Aufzählung der den Zweikampf betreffen¬ 
den Gesetze und der darin enthaltenen Strafandrohungen, 
welche im Höchstmasse, je nach der Sachlage bis zu 5 
und 15 Jahren steigen, heisst es weiter: Von den Gerichten 
wird in den weitaus meisten Fällen nur auf die zulässigen 
Mindeststrafen erkannt. Erhebliche Ueberschreitungen der 
Letzteren kämen nur vereinzelt vor, Fälle, in denen die 
Höchststrafen verhängt worden seien, seien nicht bekannt 
geworden. 

Es könne nicht bezweifelt werden, dass diese milde 
Praxis zur Vermehrung der Duelle beigetragen habe. 

Nachdem sich ergeben habe, dass diese milde Auf¬ 
fassung nicht mehr durch das öffentliche Rechtsbewusstsein 
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getragen werde, sei von den verbündeten Regierungen die 
Erklärung abgegeben worden, den Gesetzen auf dem 
Gebiete des Duellwesens in allen Kreisen der Bevölkerung 
Achtung und Befolgung zu sichern, und dass Mittel gesucht 
werden müssten, solche Sicherung wirksamer als bisher 
zu erreichen. 

Für die Beamten der Staatsanwaltschaft erwachse 
hieraus die Pflicht, bei noch vorkommenden Uebertretungen 
der Duellgesetze auf eine nachdrückliche Anwendung der 
letzteren hinzuwirken. 

Nachdem der Erlass die für die Anwendung niedriger 
Strafen angeführten Gründe erwähnt, fährt er fort: 

In engem Zusammenhänge mit dem Umsichgreifen des 
Duellwesens steht die Frage, ob die bestehenden Ein¬ 
richtungen genügen, gegen Ehrverletzungen einen wirk¬ 
samen Schutz im Wege des gerichtlichen Verfahrens zu 
gewähren. 

Auch diese Frage ist bei den Verhandlungen im Reichs¬ 
tage erörtert und von den Vertretern fast aller Parteien 
vereint worden. 

Die Strafandrohungen des Strafgesetzbuches bleiben 
in ihrer Höhe, insbesonders was die Geldstrafen und Bussen 
anlangt, hinter denjenigen anderer Länder erheblich zurück. 
Von ihrer Anwendung gilt aber dasselbe, was oben von 
den Duellstrafen gesagt ist. 

Es kann nicht befremden, dass Jemand, der sich oder 
seine nächsten Angehörigen in der Ehre schwer gekränkt 
sieht, in der regelmässig erst nach Monaten erfolgenden 
Verurteilung des Beleidigers zu einer geringen Geldstrafe 
eine angemessene Sühne nicht erblickt. 

Der Erlass rügt weiter die über die Absicht des Gesetz¬ 
gebers vielfach weit hinausgehende Praxis, den Wahrheits¬ 
beweis bei Beleidigungen nicht nur für die behauptete 
korrekte Tatsache, sondern auch für andere, damit nicht 
zusammenhängende Tatumstände aus dem Vorleben des 
Beleidigten zuzulassen, welche etwa zur Entschuldigung 
des Beleidigers dienen können, wodurch nicht selten der 
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Beleidigte in die Lage versetzt werde, seine ganze Ver¬ 
gangenheit einer peinlichen Untersuchung nach irgend 
welchen ihm zum Vorwurfe gereichenden Handlungen unter¬ 
zogen zu sehen. 

Während ferner von dem Beleidiger billigerweise ver¬ 
langt werden könne, dass er für die von ihm behaupteten 
oder verbreiteten Tatsachen den sofort bereiten Beweis 
zur Hand habe, seien die Fälle keineswegs vereinzelt, in 
denen mit Erfolg der Versuch unternommen werde, erst 
das Strafverfahren zur Herbeischaffung der dem Beleidiger 
gar nicht bekannt gewesenen oder nicht zu seiner Ver¬ 
fügung stehenden Beweismittel zu benutzen. 

Dem Berufe der Staatsanwaltschaft entspreche es, 
innerhalb ihres Wirkungskreises solchen Missbräuchen nach¬ 
träglich entgegenzutreten und dahin zu wirken, dass Be¬ 
leidigungen nach Massgabe ihrer Schwere eine rasche und 
empfindliche Sühne finden. 

Soweit der Erlass. 

Für den Zweck dieser Zeilen ist daraus zu entnehmen, 
dass auch bei der Verhängung von Strafen gegen die Duell¬ 
gesetze, die Richter keinen Gebrauch von der ihnen zu¬ 
stehenden Befugnis, auf harte Strafen zu erkennen, machen, 
sondern sich auch hier in der Nähe des angedrohten 
Mindestmasses halten. 

Es geht ferner daraus hervor, dass die gegenwärtigen 
Strafandrohungen, wenn es sich um Ehrverletzungen handelt, 
in ihrer Höhe nicht genügen, um einen wirksamen Schutz 
zu gewähren, woraus sich die weitere Folgerung giebt, 
bei Neubearbeitung des Strafgesetzbuches darauf ent¬ 
sprechende Rücksicht zu nehmen und die Strafandrohungen 
um so höher zu normieren, als es sich um ein besonders 
hoch bewertetes Gut handelt. 

Endlich aber ist die Annahme nicht ungerechtfertigt, 
dass das Strafensystem in der Hauptsache bei Ausführungen 
von Reformen in einzelnen Punkten den zu stellenden An¬ 
forderungen entspricht, wenn, den Vollzug der Freiheits¬ 
strafen anlangend, die kurzzeitigen in den gegebenen 


Digitized by 


Google 



— 356 — 


Fällen durch Einführung von Schärfungen intensiver ge¬ 
staltet werden und, was nicht minder wichtig, die Richter 
von der Füglichkeit, den Gewohnheitsverbrechern gegen¬ 
über auf möglichst hohe Freiheitsstrafen zu erkennen, auch 
ausgiebigen Gebrauch machen. Ist nach den bisherigen 
Erfahrungen über die geübte Praxis der Strafgerichte dazu 
nicht viel Aussicht, so wird der andere Weg, gesetzlich 
festgelegter und tunlichst hoch bemessener Strafmasse bei 
Gewohnheitsverbrechen, zu beschreiten sein. 

Die beängstigenden Rückfallsziffern werden ver¬ 
schwinden, wenn der bisherigen Gepflogenheit der Zu¬ 
erkennung kurzer Zuchthausstrafen bei gleichen Vergehen, 
untermischt mit kurzen Gefängnisstrafen, sowie es sich um 
Gewohnheitsverbrecher handelt, durch Einführung erhöhter 
Rückfallsstrafen, zu deren Anwendung die Richter gesetz¬ 
lich genötigt sind, ein Riegel vorgeschoben wird. 

Auch dem Strafvollzüge, der der Natur der Sache 
nach vielfach rückfälligen, zu verhältnismässig kurzen 
Freiheitsstrafen verurteilten Verbrecher, so gut wie wirkungs¬ 
losbleibt, wirdeine solche Gestaltung wie die vorgeschlagene, 
zu Gute kommen, und so mancher Vorwurf, der eigentlich 
schon jetzt billigerweise nicht auf sein Konto gesetzt werden 
konnte, wird dann verstummen. 

Ein anderer Punkt, an welchem ebenfalls die bessernde 
Hand zu legen nötig erscheinen dürfte, betrifft die 


Strafmündigkeitsgrenze. 

Nach dem deutschen Reichsstrafgesetzbuche beginnt 
die kriminelle Strafmündigkeit mit dem 12. Lebensjahre. 

Ist nun aber die sittliche und geistige Ausbildung 
eines Kindes bis zum 12. Lebensjahre soweit gefördert, so- 
dass daran die folgenschwere Strafmündigkeit geknüpft 
werden kann? 

Es wird gewiss Verhältnisse geben, welche den Ein¬ 
tritt der zur Erkenntnis der strafbaren Handlung erforder¬ 
lichen Einsicht beschleunigen oder auch verzögern, wobei 
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es nur des Hinweises auf die gewitzten Grossstadtkinder 
bedarf, die sich schon in ihrer äusseren Haltung und in 
ihrer Art zu sprechen und zu urteilen, von der Art der in 
weltfernen Dörfern aufwachsenden Jungen und Mädchen 
unterscheiden. 

Aber im allgemeinen wird man doch gut tun, sich 
bezüglich der kriminellen Strafmündigkeit an die Dauer 
des Volksschulunterrichts zu halten, der in den deutschen 
protestantischen Ländern bis zum vollendeten 14., in den 
katholischen teilweise bis zum vollendeten 13. Lebensjahre 
währt. 

An diese Festsetzung der Altersgrenze, die doch 
sicherlich auf Grundlagen, Erfahrungen und den zuständigen 
Urteilen von bewährten Fachleuten beruht, hat man sich 
auch in dem Gesetzentwurf über die Beschäftigung von 
Kindern in gewerblichen Betrieben ausserhalb der Fabriken 
gehalten und hat sich bei dem Verbot gewisser Be¬ 
schäftigungen leiten lassen von der Rücksicht auf den 
jugendlichen Organismus, dass dieser nicht in seiner Ent¬ 
wickelung gehemmt oder geschädigt werde und dass nicht 
in sittlicher Hinsicht Beschädigungen eintreten. 

Von diesen Gesichtspunkten sollte auch eine künftige 
Bestimmung des Strafgesetzbuches ausgehen und die Alters¬ 
grenze für die Strafmündigkeit auf das 14. Lebensjahr 
hinaufrücken. 

Kinder gehören nicht vor Gericht; sie gehören auch 
nicht in die Gefängnisse. 

Handelt es sich um ein sonst gut geartetes Kind aus 
geordneten Familien Verhältnissen, gleichviel welchem Stande 
die Eltern angehören, das, vielleicht verführt, einmal einen 
schlimmen Streich ausführt, der es, wenn die Voraussetz¬ 
ungen der Gesetzes-Paragraphen bei ihm zutreffen, ins 
Gefängnis führt, welche Schädigung in köperlicher und 
sittlicher Beziehung kann dies im Gefolge haben, wozu noch 
tritt der nicht wegzutilgende, im späteren Leben überall 
hindernd auftretende Makel der gerichtlichen Bestrafung! 

Blätter für Gefängniskunde. XXXVII. H 
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Kommt aber ein Kind in Betracht, welches, in ver¬ 
wahrlosten Verhältnissen lebend, zum Betteln oder Stehlen 
an gehalten wird, Schläge erhält, wenn es nichts mit heim 
bringt, so verliert hier eine erkannte Freiheitsstrafe nicht 
nur jeden Schrecken, sondern sie wird, zumal ohne 
Schärfung vollzogen, ein Anreiz. 

Hier findet solches Kind, was ihm zu Hause nicht 
geboten ist, Ordnung, Reinlichkeit, eine richtige Lager¬ 
stätte, zu den geordneten Zeiten schmackhaftes Essen, 
dazu ernste, wohl auch freundliche Zusprache, auch ein 
gutes Buch zum Lesen, bei rauher Witterung Schutz vor 
deren Unbilden. 

Die Scheu vor der Strafe wird um so weniger haften, 
wenn sie etwa noch in Gemeinschaft mit anderen verbüsst 
worden ist und die Erzählungen solcher aus dem Gefängnis 
zurückgekehrten Kinder können in manches bisher unver¬ 
dorbene Gemüt den Keim verbrecherischen Triebes legen. 

Es möchte hier Wandel geschaffen und eine Bestim¬ 
mung geschaffen werden, welche die Altersgrenze für die 
Strafmündigkeit auf das 14. Lebensjahr hinaufrückt. 

Begehen Kinder eine Gesetzwidrigkeit, bei welcher 
nach dem jetzigen Rechte eine Freiheitsstrafe einzutreten 
haben würde, so wird die Ahndung der Schule oder dem 
Hause oder beiden zugleich überlassen. 

Reicht nach der Art des Vergehens eine solche dis¬ 
ziplinarische Massregelung nicht aus, dann treten die Be¬ 
stimmungen der Zwangserziehung in Kraft. 

Nur angedeutet möge hier sein, ob nicht in einem 
neuen Reichsstrafgesetzbuche der Begriff der kriminel- 
listischen Zurechnungsfähigkeit auf der einen Seite in An¬ 
lehnung an die Dauer der Schulpflicht, andererseits bis zu 
dem Zeitpunkte, mit welchem der Staat die Ableistung der 
Wehrpflicht von der männlichen Jugend fordert, ausgedehnt 
werden könnte, so dass der § 57 dann lauten würde: 

„Wenn ein Angeschuldigter, welcher zu einer 
Zeit, als er das vierzehnte, aber nicht das zwan¬ 
zigste Lebensjahr vollendet hatte, eine strafbare 
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Handlung begangen hat, bei Begehung derselben 
die zur Erkenntnis ihrer Strafbarkeit erforderliche 
Einsicht besass, u. s. w. u 

Die Frage ist wohl berechtigt, ob die jugendliche 
Person, wenn sie heute das 18. Lebensjahr vollendet hat 
und sich morgen eine Handlung zu Schulden kommen lässt, 
die mit dem Tode, lebenslänglicher oder langwieriger Frei¬ 
heitsstrafe bedroht ist, eine so in geistiger wie sittlicher 
Beziehung andere geworden ist, dass es gerechtfertigt 
scheint, sie mit der vollen Schwere des Gesetzes zu treffen? 

Mit der Einstellung in die Armee treten an den jungen 
Mann Pflichten heran und werden, zumal in ernsten, be¬ 
wegten Zeiten, Anforderungen gestellt, wie es in dem bis¬ 
herigen Verhältnis, mag er bis dahin Schüler einer höheren 
Bildungsanstalt oder als Gehilfe in einem Gewerbegeschäfte 
oder als Arbeiter tätig gewesen sein, nicht im Entferntesten 
der Fall war. 

Nun könnte ja der Einwand erhoben werden, dass da 
jedes Kind schulpflichtig ist, darin eine gewisse Berechtig¬ 
ung liege, die Altersgrenze der strafrechtlichen Verfolg¬ 
barkeit auf das 13. bezw. 14. Lebensjahr, zu welchem Zeit¬ 
punkte das Ziel der Volksschule als erreicht angesehen 
wird, festzusetzen, während andererseits nicht jeder Soldat 
werde, von dem weiblichen Geschlecht, was hier nicht in 
Betracht komme, ganz zu schweigen. 

Es ist dem entgegenzuhalten, dass, sowie hier nicht 
jeder seiner Wehrpflicht genügen kann, bei der Schulpflicht 
auch nicht jeder das Ziel, welches sich die Volksschule 
in Bezug auf religiöse, sittliche und geistige Ausbildung 
setzt, erreicht und so manche ihr Leben lang als minder¬ 
wertig gelten. 

Die Anlehnung an zwei so hochbedeutsame Ein¬ 
richtungen, wie die allgemeine Schul- und die allgemeine 
Wehrpflicht würde aber bei der vorgeschlagenen Aenderung 
der Altersgrenze nach den beiden Seiten hin das Element 
des Willkürlichen aus der Bestimmung hinwegnehmen und 
dem Entwickelungsgange, wie er sich noch vom 18. bis 
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20. Lebensjahre vollzieht, gebührend Rechnung tragen; 
für das weibliche Geschlecht eine Ausnahme zu machen, 
liegt kein Grund vor. 

Von der Behandlung der Frage der Strafmündigkeit 
bis zu der über den 

bedingten Strafaufschub 

überzugehen liegt um so mehr nahe, als nach den Grund¬ 
sätzen, welche die Regierungen derjenigen Bundesstaaten, 
in denen Vorschriften über die Bewilligung bedingten Straf¬ 
aufschubes zu Gunsten gewisser Personen bestehen, ver¬ 
einbart haben, unter 1. bemerkt ist, dass von dem bedingten 
Strafaufschübe vorzugsweise zu Gunsten solcher Ver¬ 
urteilter Gebrauch gemacht werden soll, die bei Begehung 
das 18. Lebensjahr nicht vollendet hatten. 

Mit der bedingten Verurteilung werden moralische 
und soziale Ziele angestrebt, sodass deren Aufnahme, gleich 
wie es mit der vorläufigen Entlassung geschehen ist, im 
Strafgesetzbuche erwünscht ist. Diese Wirksamkeit hängt 
in erster Linie davon ab, dass sie in allen den Fällen und 
gegenüber den Personen angewendet wird, wo Grund zu 
der Annahme vorliegt, dass der Straferlass von besonderer 
Einwirkung ist. Wenn ich bei Besprechung der einzelnen 
Strafarten bemerkt habe, dass ich mich an die Einteilung 
des Reichsstrafgesetzbuches halte, so will ich dabei sogleich 
anschliessen, dass ich nicht zu den Anhängern des zwei¬ 
gliedrigen Strafensystems, wofür ja viel und gewiss auch 
berechtliche Gründe ins Feld geführt werden, gehöre, 
sondern der Meinung bin, dass es Tätlich erscheint, die 
Zuchthausstrafe, mit der im Rechtsbewusstsein des Volkes 
und in der öffentlichen Meinung der Charakter der schwersten 
Strafe entehrenden Charakters verbunden wird, bestehen 
zu lassen. 

Dagegen würde es aus Gründen der Billigkeit und 
Gerechtigkeit sich empfehlen, wenn unter den zu Zuchthaus¬ 
strafe Verurteilten eine Sonderung vorgenommen würde, 
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sodass entweder räumlich getrennt in derselben Anstalt, 
oder in besonderen Anstalten untergebracht würden: 

1. Alle die noch in jugendlichem Alter stehenden, 
d. h. Solche, die in Berücksichtigung der jetzigen 
Altersgrenze des § 57, das 21. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, oder wenn die Altersgrenze 
bezüglich der Strafmündigkeit hinaufgeschoben 
wird, die, welche bei der Verurteilung das 25. Lebens¬ 
jahr noch nicht erreicht haben, 

2. die, welche noch keinerlei Vorstrafen erlitten haben, 

3. die Verbrecher aus Leidenschaft, 

4. die von den Militärgerichten Eingelieferten, 

5. diejenigen, denen die bürgerlichen Ehrenrechte 
nicht aberkannt sind. 

Diese Kategorien würden, je nach den Grössen- und 
sonstigen Verhältnissen des einzelnen Landes in gesonderten 
Anstalten, oder wenn mit den Gewohnheitsverbrechern in 
einer Anstalt vereinigt, doch von diesen getrennt zu 
halten sein. 

Eine ähnliche Unterscheidung würde, je nach den 
Beweggründen beim Vergehen und ob diese einer unehren¬ 
haften und gemeinen Gesinnung entspringen, bei den zu 
Gefängnisstrafe Verurteilten zu machen sein. 

Die Frage, ob auch für den Fall der Begründung 
eines merkbaren Unterschiedes im Strafgesetzbuche es 
möglich sei, diesen auch bei dem Vollzüge der beiden 
Strafen in erkennbarer oder empfindlicher Weise zum 
Ausdruck zu bringen, ist zu verneinen. 

Es kämen dabei, wollte man wirklich den Versuch 
machen, abgesehen von den, je nach der Straftat mehr 
oder weniger zu gewährenden Vergünstigungen in Frage, 
die Disziplin, die Arbeit und die Beköstigung. 

Die Disziplin soll aber in allen Strafhäusern eine 
strenge sein; es würde nicht angängig sein, zumal bei der 
Bevölkerung der Gefängnisstrafanstalten, hier ein milderes 
Regiment zu führen. 
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Die Arbeit. — Gearbeitet werden soll in allen den 
Anstalten, in denen Freiheitsstrafen vollzogen werden, 
möglichst viel, möglichst fleissig! 

Die Zuteilung zur Beschäftigung soll unter gehöriger 
Berücksichtigung der Persönlichkeit des Gefangenen 
erfolgen. 

Die Arbeit, eines der wirksamsten Erziehungsmittel, 
darf keine Strafarbeit sein, die erbittert und die Bestrebungen 
des Strafvollzuges beeinträchtigt, den Erfolg in Frage 
stellt. 

Die Beköstigung. — Den Gefangenen soll in der 
Regel nur das gewährt werden, was zur Erhaltung der Ge¬ 
sundheit des Lebens und ihrer Arbeitsfähigkeit notwendig ist. 

Unter dieses Mindestmass würde man also im Zucht¬ 
hause, sollen nicht ernste Schädigungen entstehen, nicht 
herabgehen können. 

Um einen Unterschied zwischen den beiden Strafen, 
Zuchthaus und Gefängnis hier zu machen, sodass in letz¬ 
terem die Kost eine bessere oder reichlichere sei, würde 
nicht ohne Bedenken sein und könnte unter Umständen 
den gewiss nicht beabsichtigten Erfolg einer Sehnsucht 
nach den Fleischtöpfen des Gefängnisses hervorrufen und 
dem ohnehin nur schwer zu bekämpfenden Urteile, dass 
die Gefangenen es zu gut hätten, neue Nahrung zu¬ 
führen. 

Hierzu noch ein Wort über die Disziplin in den 
Strafanstalten. 

Ich knüpfe auch dabei wieder an den Vergleich 
bezüglich der Tätigkeit des Arztes und des Strafvollzugs¬ 
beamten an. 

Jeder Fall soll nach seiner Eigenart behandelt werden 
und um dies tun zu können, müssen auch die zur Ver¬ 
fügung stehenden Mittel mancherlei Art sein, beginnend 
mit dem einfachen Verweise, übergehend zur Entziehung 
von Vergünstigungen, fortschreitend zur Einsperrung mit 
den zulässigen Schärfungen und schliesslich als schärfstes 
Strafmittel die körperliche Züchtigung, 
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Auf die möglichst häufige Anwendung dieses schärf¬ 
sten Strafmittels wird kein Gewicht zu legen sein. Im 
Gegenteil ist zu fordern, dass bei ihrer Zuerkennung mit 
der grössten Peinlichkeit in der Abwägung aller dabei in 
Betracht zu ziehenden Verhältnisse und Umstände ver¬ 
fahren wird und dass sie überhaupt auf die Fälle beschränkt 
bleibt, wo der Fall an sich oder die Persönlichkeit des 
Schuldigen, oder beide zusammen, eine ganz besondere 
Ahndung erheischen. 

Dass beim Vollzüge selbst alle Schutz- und Vorsichts- 
massregeln angewendet werden, um Gesundheitsschädigungen 
oder etwaige Willkür nach Möglichkeit auszuschliessen, 
ist eine selbstverständliche Forderung. 

Dass dieses Strafmittel auch in den Gefängnisstraf¬ 
anstalten zur Verfügung steht, ist höchst erwünscht. 

Schon die Füglichkeit der Androhung und die Mög¬ 
lichkeit der Vollstreckung wird sich heilsam erweisen. 

Für die aus den Grossstädten und den Mittelpunkten 
der Industrie kommende Brut, verhetzt, durchwühlt, zucht- 
und gottlos, immer geneigt, rasch zum Messer zu greifen, 
mit den unflätigsten Redensarten der Polizei und Allem 
was Autorität heisst gegenüber rasch zur Hand, muss es 
im Strafhause und zwar auch im Gefängnisse, und zwar 
gleich viel, ob die Ehrenrechte aberkannt sind oder nicht, 
ein Mittel geben, das diesen Individuen in empfindlichster, 
eindringlichster Weise gegebenenfalls zum Be wustsein 
bringt, dass sie sich an einem Orte befinden, an welchem 
eiserne Zucht herrscht und Aeusserungen von Unbot- 
mässigkeit und Roheit gebührende Ahndung finden. Wird 
der Stock nicht gebraucht, desto besser für den Direktor 
wie für den Gefangenen. 

Am Strafen und besonders an der Verhängung und 
Ausführung solcher Strafen, wie die körperliche Züchtigung 
es ist, hat ohnehin Niemand Freude. 

Aber, wie der Arzt zum Messer und zum Eisen greift, 
schneidet und brennt, so bedarf es auch für den Straf- 
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vollzugsbeamten eines Mittels, das noch immer in der 
Meinung des Volkes zu den drastisch wirkenden gehört. 

Als die Strafe der körperlichen Züchtigung unter 
gewissen Beschränkungen in Sachsen auch in den Männer- 
Gefängnisstrafanstalten zulässig war, hat die den Landes-, 
Straf- und Korrektionsanstalten Vorgesetzte Oberbehörde, 
das Königliche Ministerium des Innern, ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass die Anwendung dieses schwersten Straf¬ 
übels auf besonders schwere Fälle beschränkt bleiben 
solle, weil sonst, wie es in rechter Würdigung und Er¬ 
kenntnis der Menschennatur weiter heisst, die Gefahr nahe 
liege, dass durch zu häufige Anwendung gerade des 
schwersten Strafmittels, leicht dessen Wirksamkeit im all¬ 
gemeinen beeinträchtigt werden könne. 

Insoweit die Disziplin überhaupt und die Art der 
Disziplinarstrafen, sowie ihre richtige Anwendung ein be¬ 
deutsames Moment beim Strafvollzüge bildet, wird dies 
wesentlich erhöht, wenn die Füglichkeit besteht, gegebenen 
Falles auch mit der Strafe der körperlichen Züchtigung 
einzugreifen. 

Ich wende mich nun zur 

Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 

beziehentlich zu der aus den Grundsätzen über Voll¬ 
ziehung gerichtlich erkannter Freiheitsstrafen in die 
Hausordnungen übergegangenen Bestimmung, dass die 
Gefängnissträflinge, soweit sie im Besitze der bürger¬ 
lichen Ehrenrechte sich befinden und zuvor weder eine 
Zuchthaus-, noch eine 2 Wochen übersteigende Gefängnis¬ 
strafe, noch eine geschärfte, auf Grund von § 361, 3—8 
des Strafgesetzbuches erkannte Haftstrafe verbüsst 
haben, nach Möglichkeit von Gefangenen anderer Art zu 
sondern sind. 

Soll der Verlust oder Besitz der bürgerlichen Ehren¬ 
rechte als Massstab für die fernere Behandlung des Ver¬ 
urteilten in der Strafanstalt gelten, sodass sogar damit 
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eine Absonderung von anderen Gefangenen verbunden ist, 
so hat dies zur Voraussetzung, dass von der Befugnis, 
überall, wo es nach den gesetzlichen Bestimmungen zu¬ 
lässig ist, auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte zu 
erkennen, ein Gebrauch gemacht werde, der davon Zeugnis 
ablegt, dass nicht nur die Tat bei dem Ausspruche der Strafe 
in’s Auge gefasst worden ist, sondern dass auch auf den Grad 
der sittlichen Schuld, die Ausführung bei der Tat, die Be¬ 
weggründe bei der Tat, die gesamte Persönlichkeit des An¬ 
geschuldigten, gebührend Rücksicht genommen wird. 

Hinzutreten muss weiter die Füglichkeit, auch bei 
anderen Vergehen, insbesondere bei Beleidigungen, auf 
Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte zu erkennen. 

Zwei Fälle aus der meiner Leitung unterstellten An¬ 
stalt, die sich leicht häufen lassen würden, mögen gegen¬ 
über gestellt sein. 

Ein Kaufmann N., wegen Beleidigung zu 6 Monaten 
Gefängnisstrafe verurteilt, nicht vorbestraft. 

Die Beleidigung war darin gefunden worden, dass N. 
einem früheren Geschäftsteilhaber und dessen Ehefrau, 
Monate hindurch in zahlreichen Fällen Briefsendungen mit 
der Post hatte zugehen lassen, welche mit Menschenkot 
bestrichene Zettel enthielten. 

Unter der Rubrik: Charakter und sittlicher Zustand 
war bemerkt: 

„Niedrige und gemeine Gesinnung“. 

Bei den Strafabmessungsgründen war angeführt: 

„Zu Ungunsten die grosse Niedrigkeit und Gemein¬ 
heit der Gesinnung“. 

Und doch konnte zu einer Aberkennung der bürger¬ 
lichen Ehrenrechte nicht gelangt werden, weil sie die Be¬ 
leidigungsparagraphen überhaupt nicht zulassen. 

Ein anderer besonders krasser Fall: 

Von Mitte April 1897 bis Februar 1900 hatte der 
Strumpfwirker N. 34 anonyme Briefe und Postkarten 
geschrieben, die von niederträchtigsten Verleumdungen und 
Beleidigungen strotzten. 
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Die Folge war, dass ein Verlöbnis sieh löste und der 
Vater des verleumdeten Mädchens durch die fortgesetzten 
Aufregungen schwer gelitten hatte. 

Strafe: 1 Jahr, 3 Monate, — Beleidigung nach §§ 185, 
186, 195, 74 Str -Q.-B. Ohne Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte. 

Charakter und sittlicher Zustand: 

„N. ist ein Mensch von aussergewöhnlich hämischer, 
niedriger Gesinnung“. 

Dem gegenüber: 

Ein Gemeindevorstand wegen Unterschlagung im Amte 
zu 2 Jahren Gefängnis verurteilt. 

Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte: 3 Jahre. 

Charakter und sittlicher Zustand: 

„Ist ernst und reuig, hat Ehrgefühl und gegen die 
Seinen Pflichtbewusstsein“. 

Unter den Strafabmessungsgründen waren zu seinen 
Gunsten angenommen, die bisherige Unbescholtenheit, die 
ungünstigen Vermögensverhältnisse, in welche er vor der 
Wahl zum Gemeinde Vorstand geraten war. 

Bei der Verurteilung wegen Beleidigung kann auf 
Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte zur Zeit nicht er¬ 
kannt werden; die Erfahrung lehrt aber andererseits, dass 
auch dort, wo dies zulässig und nach dem Vergehen, der 
Persönlichkeit des Angeschuldigten und seiner Vergangen¬ 
heit es am Platze wäre, die Aberkennung nicht erfolgt, 
sodass es zu Härten und Ungerechtigkeiten führen muss, 
wenn darauf, ob einem Gefangenen die bürgerlichen Ehren¬ 
rechte aberkannt sind oder nicht, ein solches Gewicht ge¬ 
legt wird, dass darauf eine gesonderte Behandlung sich 
gründet. 

Ich wende mich nun zu einer kurzen Besprechung 
der anderen Nebenstrafe, der 


Polizeiaufsicht. 


Sie hat den gewiss anerkennenswerten Zweck, den 
Verbrecher und die Gesellschaft möglichst vor einem Rück- 
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falle des Ersteren zu schützen, bewirkt aber erfahrungs- 
gemäss oft das Gegenteil davon, weil die Art, wie sie 
häufig von untergeordneten Organen ausgeübt wird, des 
verständnisvollen Eingehens auf die Einrichtung und ihre 
Aufgabe entbehrt. 

Sie ganz zu beseitigen, wie wohl auch verlangt wird, 
ist im Interesse der Sicherung der bürgerlichen Gesellschaft, 
zumal, wo es sich um gemeingefährliche Individuen handelt, 
auch nicht angängig. 

Man wird sich deshalb auf die Forderung zu be¬ 
schränken haben, dass die Polizeibehörden Alles vermeiden 
werden, was den Observaten zur Erlangung eines ehrlichen 
Unterkommens hinderlich sein könne. 

In geeigneten Fällen wird es sich auch zweckmässig 
erweisen und von günstiger Wirkung sein, wenn eine ent¬ 
sprechende Abkürzung bezüglich der Dauer der erkannten 
Polizeiaufsicht eintritt. 

Wenn in diesen Ausführungen die Gefängnisse und 
Strafanstalten, wie dies in der Natur des Themas liegt, 
häufiger Erwähnung und Besprechung gefunden haben, so 
gedenke ich nun zum Schluss noch der Schaffung von 

Trinkerheilanstalten und Trinkerasylen. 

Es bedarf hier keiner näheren Schilderung der ver¬ 
derblichen Folgen des Alkoholmissbrauches, die sich dabei 
für den Einzelnen und das Gesamtwohl ergeben. Wir und 
die Beamten der Irrenanstalten haben ja die Opfer täglich 
vor Augen. 

Zur Bekämpfung dieser Seuche wird neben anderen 
Massnahmen auch die Errichtung von Trinker-Heilanstalten 
und Asylen von Staatswegen in Erwägung zu ziehen sein 
mit der durch ein Gesetz festzulegenden Bestimmung, dass 
Trunksüchtige zur mehr- vielleicht zweijährigen Verwahrung 
daselbst verurteilt werden können. 

Es ist leicht begreiflich, dass die nur aus Privat¬ 
mitteln entstandenen und lediglich durck Wohltätigkeitssinn 
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und freiwillige Spenden fortbestehenden Heilstätten nicht 
in dem gewünschten Masse und Umfange ihre segensreiche 
Tätigkeit entwickeln können. 

Bei dem wesentlichen Interesse, welches der Staat 
daran hat, nach Möglichkeit zu verhüten, dass nicht Tausende 
sich durch Trunksucht in körperlicher, wirtschaftlicher und 
moralischer Hinsicht ruinieren und in dieses Elend nicht 
bloss die einzelnen Trunkfälligen, sondern auch Tausende 
von Familien mit hineingerissen werden, wird die Errichtung 
solcher Anstalten von Staatswegen sich empfehlen, oder 
dass grössere Verbände und städtische Gemeinden dazu 
ermutigt beziehungsweise genötigt werden. 

Wenn ich zu Beginn dieses Aufsatzes von den Vor¬ 
würfen gesprochen habe, die in Ansehung der sich immer 
häufenden Verbrechen und sich steigernden Bückfalls¬ 
zahlen, gegen den Strafvollzug erhoben werden, so wilL 
ich hier noch der Anschuldigungen gedenken, die sich 
gegen das Strafrecht richten. 

Von Anfang an zugegeben, dass auch dieses, wie der 
Strafvollzug, der bessernden Hand bedarf, so geht man 
doch dabei vielfach über das Mass der Berechtigung hinaus. 

Die, welche eine völlige Umgestaltung des Strafrechtes 
fordern, stellen dieses damit als völlig unbrauchbar hin, 
ohne aber für diese Behauptung den Beweis anzutreten, 
den zu führen sicherlich auch schwer sein würde. 

Weil dem so ist, macht man auch das Strafrecht, 
sowie den Strafvollzug für alle möglichen unliebsamen 
Erscheinungen des sozialen Lebens verantwortlich. 

Strafrecht und Strafvollzug werden, ich wiederhole 
dies, die Hand bieten können in dem Kampfe gegen das 
Verbrechertum, aber Heilung der beklagenswerten Schäden 
können sie nicht bewirken, solange der Geist, der solche 
Wirkung hervorbringt, in Gestalt von Ungehorsam, Un¬ 
glauben, Gottentfremdung, Unsittlichkeit, Verrohung aller 
Art fortlebt. Welche Mittel aber auch gegen das allerorten 
hereinbrechende Böse anzuwenden sein werden, immer doch 
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gegen sittliche Schäden nur sittlichende Zucht gründlich 
helfen kann. 

Das beste Mittel wird nach wie vor in einer Geist 
und Gemüt gleichmässig ausbildenden Erziehung liegen. 

Nun zum Schluss noch ein Wort über die Beamten 
am den Strafanstalten. 

Mögen die baulichen Einrichtungen noch so zweck¬ 
mässig, mag das zur Lösung der Aufgabe des Strafvollzuges 
dienende Gefängnisreglement noch so gut durchgearbeitet 
sein, das System, nach welchem die Strafe vollzogen wird, 
noch so gut durchdacht, die Hauptsache werden doch immer 
-die Beamten bleiben und der Geist, von dem sie durch¬ 
drungen sind. 

Das Herz macht den Strafvollzugsbeamten, sagte der 
Geheime Oberregierungsrat Dr. Kr oh ne auf der Ver¬ 
sammlung der deutschen Gruppe der internationalen Ver¬ 
einigung zu Heidelberg im Juni 1897 und knüpfte daran 
eine herzerquickliche Auffassung von den Eigenschaften 
und den Aufgaben der Strafvollzugsbeamten. 

Möge es unter diesen stets Männer geben, die ein 
Herz haben für ihre gefallenen Mitmenschen und die in 
dem täglichen Kampfe mit allerlei Herzensverkehrtheiten 
sich das allerbeste Gut, wenn Alles auch zerbricht, das 
warme Herz und den frischen Mut nicht rauben lassen 
und in des Lebens und des Berufes Sorg und Qual trotz 
-alledem und alledem treu halten die Lust am Ideal! 


Leitszätze beziehentlich Vorschläge. 

I. Die Strafe muss zunächst ein Uebel sein, welches 
demjenigen, der die Rechtsordnung verletzt hat, nach 
Massgabe seiner Verschuldung zugefügt wird. 

Das Abschreckende im Strafvollzüge muss hervor¬ 
treten bei kurzzeitigen Strafen, die möglichst intensiv 
zu gestalten sind, zum Beginn jeder Strafe und allen 
Brutalitäts verbrechen gegenüber. 
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Abschreckungs- und Besserungszweck sollen beim 
Strafvollzüge neben einandergehen. 

Es darf jedoch in falscher Auffassung der Huma¬ 
nitätspflicht und im vermeintlichen Interesse des 
Besserungszweckes der Charakter der Strafe als eines 
empfindlichen Uebels nicht verwischt und dadurch 
der Abschreckungszweck zunichte gemacht werden. 

Die fernere Ausgestaltung des Strafvollzuges hat 
wie bisher im Sinne einer verständigen Humanität 
zu erfolgen. 

2. Die Haftstrafe wird tunlichst in Einzelhaft vollstreckt. 

Bei Haftstrafen, die erkannt werden auf Grund 
der §§ 361 unter 3—8, 360 unter 11, 366 unter 7, 367 
unter 7, unter 8, unter 10, 368 unter 11 tritt Schär¬ 
fung durch Kostschmälerung, Entziehung des Bett¬ 
lagers und Verdunkelung der Zelle dergestalt ein, 
dass auf einen Straftag ein Rasttag folgt. 

Auf die Strafschärfungen, wenn es sich bei Ver¬ 
urteilung zu Haft in den obenverzeichneten Fällen 
handelt, ist ausdrücklich zu erkennen. 

Bei diesen Haft- und allen kurzzeitigen Gefängnis¬ 
strafen ist der Abschreckungszweck möglichst voll 
zur Geltung zu bringen. 

Das wird nur geschehen können, wenn diese Strafen 
unter Hinzutritt von Schärfungen in Einzelhaft ver- 
büsst werden. 

Gehörig begründete ärztliche Bedenken haben 
dabei entsprechende Berücksichtigung zu erfahren. 

3. Als kurzzeitige Gefängnisstrafen sind solche zu 
bezeichnen, welche 3 Monate nicht übersteigen. 

Wenn an, eine gänzliche Beseitigung der kleineren 
Gerichtsgefängnisse nicht gedacht werden kann, so 
ist doch Bedacht darauf zu nehmen, dass die in 
ihnen zur Vollstreckung gelangenden kurzzeitigen 
Strafen in Einzelhaft verbüsst werden können. 

Zur Einzelhaft hat bei Verbüssung der kurzzeitigen 
Gefängnisstrafen noch eine Verschärfung durch Kost- 
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Schmälerung, Entziehung des Bettlagers und Ver¬ 
dunklung der Zelle zu treten, in der Form, dass nach 
zwei Straftagen ein Basttag kommt und andauernd 
bis zur Dauer von drei Wochen. 

Die Behandlung der wegen politischer oder Press¬ 
vergehens Verurteilten wird durch besonderes Regulativ 
geregelt. 

4. Längere Freiheitsstrafen sind in der Regel nicht 
durch Hinzufügung von Strafschärfungen zu belasten. 

Auf Strafschärfungen bef der Verurteilung zu 
längeren Freiheitsstrafen ist nur dann zu erkennen, 
wenn es sich um Individuen handelt, die Verbrechen 
begangen haben, um wieder in’s Strafhaus zu kommen. 

5. Eine Strafanstalt kann die ihr gestellte Aufgabe, die 
Besserung der ihr anvertrauten Gefangenen anzu¬ 
streben, nur auf dem Wege tunlichster Individuali¬ 
sierung erreichen. 

Deshalb muss auch jede Strafanstalt Alles zu ge¬ 
währen in der Lage sein, was bei der Behandlung 
der Verurteilten in Frage kommt: Einzelhaft, gemein¬ 
same Haft, die Füglichkeit, die Gefangenen mit 
Arbeiten im Freien, bei Garten- und Feldwirtschaft, 
zu beschäftigen, sowie möglichste Vielseitigkeit bei 
den einzuführenden Arbeiten industrieller Art. 

6. Bei einem die Zellen- und Gemeinschaftshaft in sich 
vereinigendem System hat bei der letzteren hinzu¬ 
zutreten eine auf dem Grundsätze der Individualisie¬ 
rung beruhende Klassifizierung der Gefangenen, ein 
als Förderungsmittel eigener Besserungswilligkeit 
dienendes Disziplinarklassen-System. 

Während der Nacht werden die in gemeinsamer 
Haft gehaltenen Gefangenen, dafern nicht in einzelnen 
Fällen Anlass zu Ausnahmen geboten ist, isoliert. 

7. Die Einzelhaft ist bei richtiger Auffassung und An¬ 
wendung als ein notwendiger und wesentlicher Be¬ 
standteil bei der Vollstreckung der Freiheitsstrafe 
anzuerkennen. 
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Die Dauer der Zellenhaft gesetzlich festzulegen, 
kann bei ihrer unendlichen Verschiedenheit der 
Wirkung nicht als rätlich empfohlen werden. 

8 . Der in dem progressiven Haftsystem liegende glück¬ 
liche Gedanke der Mitwirkung des Gefangenen, bei 
der über ihn verhängten Freiheitsstrafe, ihn aus dem 
Zustande völliger Unfreiheit, unter hartem Druck 
und straffer Zucht allmählich zu immer grösserer 
Betätigung wieder gewonnener Willensstärke unter 
Nachlassen des anfänglichen Druckes, zu erziehen, 
bedarf der Ausgestaltung, wobei den vaterländischen 
Verhältnissen und der deutschen Eigenart entsprechende 
Rechnung zu tragen ist. 

■9. Die Beurlaubung — vorläufige Entlassung — geeig¬ 
neter Strafgefangener zum Behufe der Bewährung in 
bedingt gewährter Freiheit ist eine höchst schätzbare 
Einrichtung, welche durch Sicherung erstrebter Besse¬ 
rungserfolge die Wirksamkeit eines rationellen Straf¬ 
vollzuges zum Abschluss bringt. 

10. Die Deportation vermag der einzelnen Strafzwecken 
in derselben Weise zu genügen, wie die übrigen Frei¬ 
heitsstrafen. 

Ihre Aufnahme unter die Letzteren ist daher 
empfehlenswert. 

11. Die Gefangenen mit Landeskulturarbeiten zu be¬ 
schäftigen, empfiehlt sich überall da, wo es die Ver¬ 
hältnisse gestatten. 

Sie wird bei zweckmässiger Organisation des Unter¬ 
nehmens und sorgfältiger Auswahl der Gefangenen 
in disziplineller, sittlicher und gesundlicher Beziehung 
günstig wirken. 

12. Wird von der Forderung, dass eine Strafanstalt nicht 
mehr als einen Bestand von 600 Gefangenen haben 
soll, aus Betriebs- oder Verwaltungsrücksichten ab- 
gewichen, so ist dies unbedenklich, wenn in den auf 
der Grundlage des gemischten Systems erbauten An¬ 
stalten mindestens die Hälfte der Gefangenen in 
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Einzelhaft gehalten werden kann und wenn dem An- 
staltsvorstande ausser tüchtigen Geistlichen und 
Lehrern auch noch gut durchgebildete Beamte in 
Gestalt von Anstaltsinspektoren in entsprechender An¬ 
zahl zur Seite Stehern die in verschiedenen Angelegen¬ 
heiten ständige Vertreter des Direktors sind, welcher 
dadurch in für die Oberleitung der Anstalt förder¬ 
lichen Weise entlastet wird - 

13. Jugendliche Sträflinge sind von erwachsenen Ge¬ 
fangenen stets gesondert zu halten; am besten werden 
sie in eigenen, lediglich für sie bestimmten Anstalten 
untergebracht. 

Neben strenger Zucht, anstrengender, dem Kräfte¬ 
zustande des Einzelnen angepasster Arbeit, hat hier 
hauptsächlich erziehliche Einwirkung und religiöse 
Unterweisung, noch mehr wie bei dem Strafvollzüge 
an Erwachsenen, eine auf Kenntnis der Individualität 
sich gründende Nacherziehung zu treten. 

14. Der Verrohung der Jugend ist in ihren Anfängen ent¬ 
gegenzutreten. Gefährdete Kinder sind der verderb¬ 
lichen Umgebung, in der sie sich befinden, zu ent¬ 
nehmen Gegen die ihnen innewohnenden schlimmen 
Neigungen ist anzukämpfen, indem man sie einer ge¬ 
regelten, seelisch wie körperlich auf sie einwirkenden 
Erziehung unterwirft. 

Insbesondere hat die Unterbringung von Kindern 
verbrecherischer Eltern möglichst zeitig zu erfolgen, 
ehe noch die schlimmen Eindrücke der Umgebung 
Zeit gewonnen haben, in der kindlichen Seele zu 
haften. 

Die Unterbringung erfolgt in besonderen diesem 
Zwecke dienenden Anstalten oder in geeigneten 
Familien. 

15. Ist der Vorschlag, Gewohnheitsverbrecher nach Ver- 
büssung der ihnen zuerkannten Freiheitsstrafe dauernd 
oder möglichst lange in besonderen Zwangsarbeits¬ 
anstalten unterzubringen, nicht ausführbar, so empfiehlt 
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sich die Einführung gesetzlich festgelegter und mög¬ 
lichst hoher Strafmasse. 

Die Annahme mildernder Umstände entfällt bei Ge¬ 
wohnheitsverbrechern. 

16. Gewohnheitsmässige Bettler und Landstreicher sind 
unter Vermeidung der Zuerkennung von kurzzeitigen 
Gefängnis- und Haftstrafen zu längerer Unterbringung 
in den Arbeitshäusern auf die nach dem Gesetze zu¬ 
lässig längste Zeit, deren Erhöhung von 2 auf 5 Jahre 
empfehlenswert ist, zu verurteilen. 

Bei notorischen, nachweislich dem Trünke ergebenen 
Vagabunden, kommt Trunkenheit, falls sie in solcher 
ein Vergehen oder Verbrechen sich zu Schulden 
kommen lassen, nicht als mildernder Umstand in 
Betracht. 

17. Es würde erziehlich wirken und die Bestrebungen 
gegen den übermässigen Alkoholgenuss fördern, wenn 
bei der Beurteilung eines Verbrechens oder Vergehens, 
falls dieses im Zustande der Trunkenheit begangen 
worden ist, letztere nicht mehr als mildernder Um¬ 
stand behandelt wird. 

18. Als Erschwerungsgrund gilt, wenn ein Verbrechen 
oder Vergehen an einem Sonn- oder Feiertage be¬ 
gangen worden ist. 

19. Bei Roheitsverbrechen aller Art, Sittlichkeitsver¬ 
brechen, verleumderischer Beleidigung haben ent¬ 
sprechende Strafschärfungen einzutreten in diesen 
Fällen, insoweit die Strafen in den Landes - Straf¬ 
anstalten verbüsst werden, jedoch nur dann, wenn 
die Strafe 6 Monate nicht übersteigt. 

20. Die Strafen wegen Beleidigung haben in Rücksicht 
auf das wertvolle Gut, welches zu schützen ist, eine 
entsprechende Erhöhung zu erfahren. 

Ebenso ist dem Richter die Befugnis zuzugestehen, 
in den besonders schweren Fällen, auf den Verlust 
der Ehrenrechte auf Zeit zu erkennen. 
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21a. Sittliche und soziale Gründe sprechen dafür, die Alters¬ 
grenze auf das vollendete 14. Lebensjahr hinauf¬ 
zurücken. 

Bis dahin haben bei leichten Vergehen, die sonst 
strafrechtlicher Ahndung unterliegen, Schule und 
Familie ihre Disziplinargewalt auszuüben. 

Die Bestimmungen des Zwangserziehungsgesetzes 
treten ergänzend ein, wo ein Strafunmündiger oder 
ein wegen Mangel an Einsicht nicht gerichtlich zu 
bestrafender Strafmündiger sich eine so schwere Ver¬ 
fehlung hat zu Schulden kommen lassen, dass die 
Strafe, wie sie im Hause und durch die Schule voll¬ 
zogen werden kann, nicht als eine angemessene 
Ahndung überhaupt noch als eine für die sittliche 
Besserung des jugendlichen Verbrechers genügend 
wirksame angesehen werden kann. 

21b. Gründe innerer wie äusserer Natur sprechen dafür, 
die Schutzgrenze beim § 182 des Str.-G.-B. vom 16. 
auf das 18. Jahr hinaufzusetzen, sodass der Paragraph 
zu lauten hätte: 

„Wer ein unbescholtenes Mädchen, welches 
das 18. Lebensjahr nicht vollendet hat, zum 
Beischlafe verführt, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahre bestraft.“ 

22. Mit der bedingten Verurteilung werden moralische 
und soziale Ziele angestrebt, sodass deren Aufnahme 
im Strafgesetzbuche, ähnlich, wie es mit der vor¬ 
läufigen Entlassung geschehen, erwünscht ist. 

Die Wirksamkeit der bedingten Verurteilung hängt 
in erster Linie davon ab, dass sie in allen den Fällen 
und gegenüber den Personen angewendet wird, wo 
Grund zu der Annahme vorliegt, dass der Straferlass 
von bessernder Wirkung ist. 

23. Die Zuchthausstrafe, mit welcher im Rechtsbewusst¬ 
sein des Volkes und in der öffentlichen Meinung 
der Charakter der schwersten Strafe entehrenden 
Charakters verbunden wird, ist beizubehalten. 
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24. Gründe der Billigkeit und Gerechtigkeit sprechen 
gleichmässig dafür, unter den zu Zuchthausstrafe 
Verurteilten eine Sonderung dergestalt vorzunehmen, 
dass in gesonderten Anstalten oder in gesonderten 
Abteilungen, räumlich getrennt von den Gewohnheits¬ 
verbrechern , untergebracht werden, die noch in 
jugendlichem Alter stehenden, welche bei der Ver¬ 
urteilung das 21. beziehentlich 25. Lebensjahr nicht 
erreicht haben, die, welche noch keinerlei Vorstrafen 
erlitten haben, der Verbrecher aus Leidenschaft, die 
von den Militärgerichten Eingelieferten und die¬ 
jenigen, welchen die bürgerlichen Ehrenrechte nicht 
aberkannt sind. 

25. Eine ähnliche Unterscheidung und darauf sich grün¬ 
dende Absonderung, je nach den Beweggründen beim 
Vergehen und ob diese einer unehrenhaften und ge¬ 
meinen Gesinnung entspringen, ist bei den zu Ge¬ 
fängnisstrafe Verurteilten zu bewirken. 

26. Bei dem Vollzüge von Zuchthaus- und Gefängnisstrafe 
einen merkbaren Unterschied herzustellen, ist besonders 
in den Hauptpunkten, der Disziplin, der Arbeit und 
der Beköstigung praktisch nicht durchführbar. 

27. Die Disziplin in den Strafanstalten soll eine strenge 
sein. Bei Wahl und Abmessung der Strafe ist auf die 
Persönlichkeit der zu strafenden Gefangenen und die 
den Disziplinarfall begleitenden Umstände, sowie auf 
den Zweck der Aufrechterhaltung der Ordnung ent¬ 
sprechende Rücksicht zu nehmen. 

Die Anwendung des schwersten Strafübels, die 
körperliche Züchtigung, ist auf die Fälle zu be¬ 
schränken, in welchen eine besonders nachdrückliche 
Ahndung nach der Art der Vergehung und der Indi¬ 
vidualität des Gefangenen geboten erscheint und die 
übrigen Disziplinarstrafmittel entweder bereits erfolglos 
angewendet worden sind oder doch keinen entsprechen¬ 
den Erfolg erhoffen lassen. 
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Da Hoffnung mehr wirkt als Furcht, sind aus¬ 
gezeichneter Fleiss, tadelloses Verhalten und ernst¬ 
liches Streben nach sittlicher Besserung zu belohnen. 

28. Bei der Befugnis des Richters, neben jeder Zuchthaus¬ 
strafe und in gewissen, im Gesetz genannten Fällen 
auch neben der Gefängnisstrafe, auf den Verlust der 
Ehrenrechte auf Zeit zu erkennen, muss wie bei der 
Strafausmessung dergestalt individualisiert werden, 
dass nicht nur die Tat bei der Beurteilung der Sach¬ 
lage in’s Auge gefasst wird, sondern dass auch auf 
den Grad der sittlichen Schuld, die Ausführung bei 
der Tat, die Beweggründe dabei, überhaupt auf die 
gesamte Persönlichkeit des Angeschuldigten gebührend 
Rücksicht genommen wird und dies umsomehr, wenn 
der Umstand, ob ein Gefangener sich noch im Besitze 
der bürgerlichen Ehrenrechte befindet oder nicht, be¬ 
stimmend ist für eine besondere Behandlung während 
der Strafhaft. 

29. Bei der Polizeiaufsicht ist alles zu vermeiden, was 
den Observaten zur Erreichung eines ehrlichen Unter¬ 
kommens hinderlich sein kann. 

Abkürzung der Dauer der erkannten Polizeiaufsicht 
kann in geeigneten Fällen eintreten. 

30. Der Vollzug der korrektionellen Nachhaft (§ 362 
Str.-G.-B.) ist in allen den Fällen auszusetzen, in 
welchen sich die Nachhaft an die Verbüssung einer 
längeren kriminellen Strafe (mindestens 1 Jahr) an- 
schliesen würde, während welcher sich die betreffende 
Person nach dem Gutachten der Anstaltsverwaltung, 
welches zu fordern ist, gut geführt und Beweise von 
Besserung und Sinnesänderung abgegeben hat. 

Diese Bestimmung greift den Zuhältern gegenüber 
nicht Platz. 

31. Auf Errichtung von Trinkerheilanstalten und Asylen 
von seiten des Staates oder gewisser Verbände, bei 
denen im letzteren Falle dem Staate das Oberauf- 
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sichtsrecht gewahrt bleibt, ist Bedacht zu nehmen. 
Ein Trunksuchtsgesetz hat die Bestimmung zu ent¬ 
halten, dass der Richter ermächtigt ist, jede Person, 
die während des Kalenderjahres drei Mal wegen 
Trunkenheit vor Gericht kommt und schuldig befunden 
wird, auf 2 Jahre einem Trinker - Asyle zur Zwangs¬ 
behandlung zu überweisen. 

32. Strafrecht und Strafvollzug werden auch nach Aus¬ 
führung von Reformen nur die hilfreiche Hand in 
dem Kampfe gegen das Verbrechen bieten können. 

Den beklagenswerten Erscheinungen und Ursachen, 
welche zur Verbrechensvermehrung geführt haben, 
nach Möglichkeit vorzubeugen, wird nur sittlichender 
Zucht in der Familie und im Hause, sowie in der 
Schule gelingen. 

33. Zweckmässige bauliche Einrichtungen, sorgfältig aus¬ 
gearbeitete Hausordnungen und gute Organisation 
sind zwar für Erreichung der mit der Strafe ver¬ 
bundenen wichtigen Nebenzwecke sehr förderlich, die 
Hauptsache bleiben jedoch tüchtige, pflichttreue, von 
dem rechten Geiste und Verständnis für ihre Aufgaben 
erfüllte Beamte. 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Hat sich die Altersgrenze, welche 
das Reichsstrafgesetzbuch für die 
Strafmündigkeit festsetzt, bewährt 
oder empfiehlt sich bei einer Reform 
ein Hinaufrücken derselben? 

Von Generalstaatsanwalt Dr. Preetorius, Darmstadt. 


Die in § 55 des Str.-G.-B. festgesetzte Strafunmündig¬ 
keitsgrenze stützt sich wesentlich auf ein Gutachten der 
Kgl. preuss. wissenschaftlichen Deputation für das Me¬ 
dizinalwesen, das sich dahin aussprach, dass bis zum 12. 
Lebensjahre die Eigentümlichkeiten des Kindesalters vor¬ 
herrschten, dass der Mensch bis dahin nur von rein kind¬ 
lichen, egoistischen Treiben geleitet werde und sein Han¬ 
deln auch nur von solchen Gesichtspunkten aus zu betrach¬ 
ten pflege. Diese Erwägung, so zutreffend sie sein mag, 
fasst den Menschen im kindlichen Altersstadium gleichsam 
als Untersuchungsobjekt, losgelöst von den Verhältnissen, 
in denen er lebt, ins Auge, während die namentlich von 
der internationalen kriminalistischen Vereinigung ange¬ 
regte und seitdem vielfach erörterte Forderung der Er¬ 
streckung der Strafunmündigkeit bis zum vollendeten 14ten 
Lebensjahr x ) vornehmlich sozialpolitische und Zweck- 

l ) Vergl. u. a. Mitteil, der J. K. V. 1. Jahrg. S. 109 f.; 2. Jahr¬ 
gang S. 108 f.; 3. Jahrgang S. 335 f. — Felischin Goltd. Arch. 
Bd. 39, S. 275. — Zeitschr. f. d. ges. Strafrechtswissenschaft Bd. 12, 
S. 161 f.; Bd. 13, S. 741 f.; Bd. 16, S. 354 f. ; Bd. 21, S. 114 f. — 
Aschrott, Behandlg. der verwahrlosten u. verbrecherischen Jugend 
S. 22 f. — Stupecki, Lehre von den jugendl. Verbrechern. — 
A p p e 1 i u s, Behandlung jugendl. Verbrecher. — v. Liszt, Krimina¬ 
lität der Jugendlichen, im Jahresbericht der Rhein.-westfäl. Gefängnis- 
Gesellschaft für 1899/1900 (S. 118 f.) 
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mässigkeitsgründe ins Treffen führt. Solche Gründe sind 
übrigens vom Gesetzgeber nicht ganz ausser Betracht 
gelassen worden. In den Motiven zu § 53 des Entwurfs 
des Str.-G.-B. heisst es, „dass die an sich straffälligen 
Handlungen eines Menschen, im Kindesalter begangen, 
zunächst aus dem Einflüsse einer schlechten Erziehung 
herzuleiten und dass deshalb jugendliche Uebeltäter nicht 
vor den Strafrichter zu verweisen sind.“ Es kann nun 
nicht verabredet werden, dass die in § 55 des Str.-G.-B. 
beliebte Begrenzung mehr oder weniger willkürlich ist. 
Da die „zur Erkenntnis der Strafbarkeit erforderliche Ein¬ 
sicht“ (§ 56) für eine nicht geringe Anzahl von Straftaten 
elementaren Charakters auch bei Personen unter 12 Jahren 
unbedenklich vorausgesetzt werden kann — ich denke hier 
an Diebstahl, Körperverletzung, Totschlag, Mord, Sach¬ 
beschädigung u. a. —, so hätte man die bedingte Straf¬ 
mündigkeit füglich ebensogut mit dem 10. oder 11. Jahre 
beginnen lassen können. Ja, geht man von den mehr 
medizinischen Betrachtungen aus, die, wie Eingangs er¬ 
wähnt, der in § 55 getroffenen Begrenzung als Grundlage 
dienten, so ist streng genommen der code penal am logisch¬ 
sten vorgegangen, indem er von der Festsetzung eines 
strafunmündigen Alters überhaupt absieht, sondern bis zu 
einer bestimmten Altersgrenze die Verurteilung abhängig 
macht von der Entscheidung der Frage, ob der Beschul¬ 
digte avec discernement gehandelt hat. Freilich muss 
zugegeben werden, dass es praktisch wirklos ist, die Mög¬ 
lichkeit strafrechtlicher Verfolgung in thesi auch schon 
für das früheste Kindesalter vorzusehen, und dass das in 
Art. 66 des c. p. bestimmte vollendete 16. Lebensjahr als 
Beginn der unbedingten Strafmündigkeit nach unseren 
heutigen Anschauungen und Erfahrungen reichlich zu 
niedrig gegriffen ist. 

Nachdem die auf Erstreckung der Strafunmündigkeit 
bis zum vollendeten 14. Jahre abzielende Strömung- 
nahezu einmütigen Anklang gefunden, nachdem schon 
vor einigen Jahren auch das Reichsjustizamt sich zu 
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einer den Gegenstand berührenden Umfrage bei den 
Bundesregierungen veranlasst gesehen hat, nachdem 
inzwischen im Hinblick auf Art. 135 des Einführungs¬ 
gesetzes zum bürgerlichen Gesetzbuch und §§ 1666 u. 1838 
des letzteren das Zwangserziehungswesen in den deutschen 
Bundesstaaten neu geregelt worden ist und wirksame Hand¬ 
haben bietet zur Bekämpfung verbrecherischer Neigungen 
auch der straf unmündigen jugendlichen Personen, nachdem 
endlich gelegentlich der Landesversammlung der inter¬ 
nationalen kriminalistischen Vereinigung zu Bremen im 
April 1902 der Vertreter des Beichsjustizamts die er¬ 
freuliche Erklärung abgeben durfte, dass diese Behörde 
mit den Vorarbeiten zur Keform des Strafgesetzbuchs 
befasst sei, — nach alledem ist es wohl zeitgemäss, wenn 
auch der Verein der deutschen Strafanstaltsbeamten zu 
der Frage Stellung nimmt. 


I. 

Die Frage, ob sich die in § 55 des Str.-G -B. gesetzte 
Strafmündigkeitsgrenze bewährt hat, wird zunächst der 
erfahrene Strafanstaltsbeamte vom Gesichtspunkte des 
Strafvollzugs aus verneinen müssen. Ich will ganz davon 
absehen, dass zur Zeit die für den Strafvollzug an Jugend¬ 
lichen getroffenen Einrichtungen in manchen Bundesstaaten 
noch mancherlei zu wünschen übrig lassen, sondern ich 
behaupte geradezu, dass Kinder im Alter von 12 und 13 
Jahren fast durchweg ungeeignete Objekte unseres Straf¬ 
vollzugs sind. In jeder Strafanstalt oder Abteilung für 
Jugendliche sind sie nur in verschwindender Minderzahl 
vertreten (vergl. darüber meine nachfolgenden Bemerkungen 
unter IV.), so dass es entweder unmöglich oder wenigstens 
nicht leicht ist, aus ihnen eine besondere Gruppe zu bilden, 
die von den älteren Straf genossen getrennt gehalten wird. 
Solche Trennung erscheint aber aus später zu erörternden 
Gründen (s. unter III. 2.) um so notwendiger, als die über¬ 
wiegende Mehrzahl der jugendlichen Sträflinge sich aus 
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weit höheren Altersklassen (15—18 Jahre) zu rekrutieren 
pflegt. Man wird mir einwenden, dass für die Jugendlichen 
in erster Linie Einzelhaft geboten sei. Ich weiss nicht, 
ob die hessischen Jugendlichen von 12 und 13 Jahren an 
einer abnormen Intoleranz gegen Einzelhaft leiden. Tat¬ 
sächlich lehrt aber die hier gewonnene Erfahrung, dass 
Jugendliche dieses Alters durch die Einzelhaft, auch wenn 
sie sich in ihrer Dauer nur in ganz bescheidenen Grenzen 
hält, gemütlich in höchst unliebsamem Masse beeinflusst 
werden und deshalb bei ihnen die Einzelhaft meist nur 
als Disziplinarstrafmittel angewendet wird. Ueberdies ist 
die Einzelhaft bei Jugendlichen an und für sich mit Rück¬ 
sicht auf die Gefahr der Onanie bedenklich, und diese Ge¬ 
fahr liegt um so näher, je jünger das Individuum, je ge¬ 
ringeren Widerstand es also dem Anreiz entgegenzusetzen 
imstande ist. Der Vorsteher der Strafanstalt ist demnach 
gegenüber solchen Kindern in übler Lage: die Einzelhaft 
(ich denke hiebei natürlich nur an Einzelhaft bei Tag) 
verbietet sich in den meisten Fällen durch ihre Indivi¬ 
dualität von selbst, und die gemeinsame Haft mit Sträf¬ 
lingen höheren Lebensalters bringt UnZuträglichkeiten, 
deren Bedeutung kein Strafanstaltsbeamter von einiger Er¬ 
fahrung verkennt oder unterschätzt. Wenn ich bei alle¬ 
dem ausschliesslich Jugendliche männlichen Geschlechts 
im Auge habe, so glaube ich dazu aus dem Grunde be¬ 
rechtigt zu sein, weil weibliche Jugendliche im Alter von 
12 und 13 Jahren — wenigstens nach diesseitiger Er¬ 
fahrung — seltene Ausnahmen in den Strafanstalten bilden. 
So hat z. B. während des Jahres 1901 im Grossherzogtum 
Hessen nur eine weibliche Person dieses Alters Freiheits¬ 
strafe verbüsst! 


II. 

Den Vorwurf einer gewissen Willkürlichkeit, von der, 
wie bereits im Eingang erwähnt, die Begrenzung der 
Strafunmündigkeit mit dem vollendeten 12. Lebensjahr 
nicht ganz freizusprechen ist, kann gegenüber dem 
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vollendeten 14. Jahre kaum erhoben werden. In den hier 
vornehmlich beteiligten Bevölkerungsschichten bedeutet die 
Entlassung aus der Schule und die damit regelmässig zu¬ 
sammenfallende kirchliche Einsegnung* einen wirklichen 
Lebensabschnitt. Während bis dahin für die Jugendlichen 
Haus und Schule den Schauplatz ihres Tuns und Denkens 
gebildet hatten, treten sie nunmehr aus diesem eng be¬ 
grenzten Rahmen hinaus ins praktische Leben mit seinen 
Fährlichkeiten und Versuchungen. Während ihnen bis 
dahin die Notwendigkeit des Erwerbs, der Erlangung einer 
selbständigen Existenz mit zwingender Deutlichkeit kaum 
zum Bewusstsein gekommen war, w T erden sie nunmehr vor 
die Aufgabe gestellt, durch Erlernung eines Handwerks, 
durch Heimarbeit, durch Arbeit in einer Fabrik, durch Tag¬ 
lohn, durch Uebernahme einer Dienststelle zum eigenen 
Unterhalt und zu dem der Ihrigen beizutragen. Während 
bis dahin die Eltern, der Lehrer, der Geistliche ihr Tun 
und Lassen regelte, ist es nunmehr die Rechtsordnung mit 
ihren vielfältigen Ge- und Verboten, deren Bedeutung und 
Wirkung sie auf Schritt und Tritt kennen und in die sie 
sich zu fügen lernen müssen. 

III. 

Wenn schon die Berücksichtigung dieses ein¬ 
schneidenden Wendepunktes im Leben der Jugendlichen 
rein äusserlich der Hinausschiebung der Strafunmündigkeits¬ 
grenze bis zum vollendeten 14. Jahre das Wort redet, so 
sind es noch gewichtigere innere Gründe, die dafür ins 
Treffen geführt werden können. 

1. So lange das Kind die Schule besucht, ist jede 
straf gerichtliche Verfolgung mit einer die Schulzucht 
empfindlich beeinträchtigenden Störung verbunden, und 
zwar auch dann, wenn die eingeleitete Untersuchung gar 
nicht die Verurteilung oder eine Strafverbüssung zur Folge 
hat. Der Schüler wird — und sollte es sich nur um eine 
einmalige richterliche, staatsanwaltliche oder polizeiliche 
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Vernehmung handeln — herausgerissen aus dem engen 
Kreis, der bisher seine Vorstellungen, sein Leben und Treiben 
begrenzte; er wird in den Augen seiner Mitschüler zu einer 
interessanten Person, und bei der Mitteilsamkeit der Jugend 
fehlt es nicht an Vertrauten, denen er Bericht erstattet über 
die Eindrücke, die er bei dem Ausblick in die ihm bis da¬ 
hin fremde Welt gewonnen; der Lehrer endlich kann die 
Tatsache der Untersuchung nicht ignorieren und wird da¬ 
durch in eine Art Sonderstellung zu dem Schüler gebracht. 
Diese Unzuträglichkeiten werden aber in peinlichstem 
Masse gesteigert und verschärft, sobald Verurteilung zu 
Freiheitsstrafe mit nachfolgender Strafverbüssung ein tritt. 
Das Interesse der Mitschüler wächst naturgemäss; für 
manchen wird die Straftat, deren sich der Verurteilte 
schuldig gemacht, und die Tatsache, dass er „gesessen“ 
hat, nicht den Anlass geben, sich von dem Gebrandmarkten 
abzuwenden, sondern im Gegenteil ein Anreiz sein, den 
Verkehr mit ihm aufzusuchen, — weiss er doch Erlebnisse 
zu erzählen, die eine willkommene Abwechslung und An¬ 
regung bieten in dem Einerlei der Schultage. Und wenn 
so der Verurteilte, unterstützt von der leicht entzündlichen 
kindlichen Phantasie, eine mehr oder minder bedenkliche 
Infektion in die Schule hineinträgt, so wird andrerseits die 
Scheu, die Zurückhaltung und Missachtung eines Teiles 
der Mitschüler, das unwillkürlich kühlere Verhalten des 
Lehrers in dem Gemüte des Verurteilten eine Verbitterung 
hervorrufen, die erst recht geeignet ist, ihn auf der schiefen 
Bahn, die er beschritten, weiter abwärts gleiten zu lassen. 

2. Die Strafe soll die jugendlichen Verurteilten nicht 
bloss als Sühne treffen für den verübten Rechtsbruch, sie 
soll gerade bei ihnen auch die Aufgabe erfüllen, sie ab- 
zuclirecken vor weiteren Entgleisungen, ihnen die Be¬ 
deutung und die Folgen ihrer Tat vor Augen zu führen, 
ihre Gesinnung zu bessern, ihren Charakter zu festigen, 
damit sie inskünftige der Versuchung kräftigeren Wider¬ 
stand entgegenzusetzen imstande sind. Dass die Freiheits¬ 
strafe, wie sie zur Zeit vollstreckt wird, diese Wirkung 


Digitized by CjOOQle 



— 385 


auf Jugendliche unter 14 Jahren nicht üben kann, will ich 
weiter unten nachzuweisen versuchen. Die Geldstrafe wird, 
wenn gegen Jugendliche dieses Alters erkannt, entweder 
von den gesetzlichen Vertretern bezahlt und entbehrt dann 
der unmittelbaren Einwirkung auf den Verurteilten, oder 
sie wird wegen Uneinbringlichkeit als Freiheitsstrafe ver- 
büsst. Die Bedeutung des gerichtlichen Verweises als 
Strafmittel verkenne ich keineswegs. Aber abgesehen davon, 
-dass Wert und Wirkung des Verweises wesentlich ab¬ 
hängig sind von der Art und Weise der Vollstreckung, 
möchte ich meinen, dass eine energische, mit dem erforder¬ 
lichen Ernst und erzieherischen Verständnis vollzogene 
Züchtigung in der Schule oder Familie, verbunden mit 
eindringlicher Belehrung, bei Kindern von 12 und 13 Jahren 
nicht weniger wirksam sei. Was aber die uns am meisten 
interessierende Freiheitsstrafe anbelangt, so lehrt leider 
die Erfahrung, dass ihre Wirkung desto ungewisser ist, 
in je jugendlicherem Alter der Verurteilte steht. Ick habe 
bereits oben (unter I.) nacbzuweisen versucht, dass Jugend¬ 
liche unter 14 Jahren ungeeignete Objekte unseres Straf¬ 
vollzugs sind. Zum mindesten wird man mir zugeben 
müssen, dass eine Unterbringung solcher Kinder, die 
deren Individualität Rechnung trägt und zugleich den 
Zwecken der Abschreckung und Besserung gerecht wird, 
in unseren Strafanstalten mit den grössten Schwierigkeiten 
verknüpft, ja kaum möglich ist. Sobald eine — wenn 
auch nur beschränkte — Gemeinschaft mit älteren Straf¬ 
genossen zugelassen wird (und ganz wird dieselbe sich 
aus den unter I. angeführten Gründen nicht vermeiden 
lassen), sind moralische Einflüsse und Schädigungen nicht 
auszuschliessen. Der Erfolg der Strafhaft ist dann nicht 
der, dass der Verurteilte geläutert, gebessert, gefestigt in 
die Freiheit, in Familie und Schule zurückkehrt, sondern 
dass durch das, was er in der Strafanstalt gehört, die in 
ihm schlummernde verbrecherische Neigung nur neue 
Nahrung erhalten hat. Man wird einwenden können, dass 
solche Betrachtung auch auf die Jugendlichen zutreffe, 
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die das 14. Lebensjahr zurückgelegt haben, — ein Ein¬ 
wand, dem eine gewisse Begründung nicht abzusprechen 
ist. Allein einerseits lässt sich bei Jugendlichen dieses 
Alters die Einzelhaft auch bei Tage in weit durch¬ 
greifenderem Masse anwenden, womit von vornherein 
jenen Schäden vorgebeugt ist, und andererseits darf nicht 
ausser acht gelassen werden, dass ein Jugendlicher, der 
die Schule absolviert und bei entsprechender körperlicher 
und geistiger Entwicklung auch schon einen Blick ins 
Leben getan hat, schlimmen Einflüssen denn doch mit 
ganz anderen und wirksameren Hemmungsvorstellungen 
zu begegnen vermag, als ein Schulkind von 12 und 13 
Jahren. Wie zweifelhaft es mit der bessernden und ab¬ 
schreckenden Wirkung unserer Freiheitsstrafen bei Jugend¬ 
lichen bestellt ist, dafür liefert einen bedeutsamen Beleg 
die unterm 9. Februar 1903 vom Reichskanzler dem Reichs¬ 
tag mitgeteilte Zusammenstellung betreffend die Anwendung 
der in den Bundesstaaten für die bedingte Begnadigung 
geltenden Vorschriften. Obwohl die Zusammenstellung 
auch die Fälle mitumfasst, in denen Personen, die bei 
Begehung der Straftat über 18 Jahre alt waren, bedingten 
Strafaufschub genossen haben, so dürfen doch die dort 
angegebenen statistischen Berechnungen hier unbedenklich 
in Betracht gezogen werden, weil der Anteil der Er¬ 
wachsenen am bedingten Strafaufschub — abgesehen von 
Hamburg, wo auf Erwachsene mehr Strafaussetzungen wie 
auf Jugendliche entfallen, — überall noch nicht ein Viertel 
beträgt und weil überdies die Vergünstigung um so 
bereitwilliger und häufiger gewährt wird, je jünger die 
verurteilte Person ist. Jene Berechnungen ergeben, dass 
von den Personen, die vor Bewilligung des Strafaufschubs 
bereits einmal Freiheitsstrafe verbüsst hatten, nur 55 % 
die Bewährungsfrist ausgehalten, also die Hoffnung erfüllt 
haben, die der Strafaufschub in sie gesetzt hatte. Diese 
Feststellung erscheint um so bemerkenswerter, als gerade 
bei Vorbestraften die bedingte Begnadigung nur ausnahms¬ 
weise und nach besonders kritische^ Vorprüfung aller 
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Umstände gewährt wird; sie liefert zugleich eine gewisse 
Bestätigung für die von Liszt auf Grund der Reichs- 
kriminalstatistik aufgestellte Behauptung, dass der Hang 
zum Verbrechen bei den Jugendlichen mit jeder neuen 
Verurteilung wachse. Es ist gewiss nicht ganz unbedenk¬ 
lich, aus statistischen Zahlen Schlüsse von so weittragender 
Bedeutung zu ziehen. Sicherlich berechtigt aber die vor¬ 
stehende Betrachtung zu dem dringenden Wunsche, Kinder, 
die noch im schulpflichtigen Alter stehen, vor dem Ge¬ 
fängnis behütet zu wissen, damit nicht in das für jede 
Anregung empfängliche, gegen die Lockungen der Sünde 
unverwahrte kindliche Gemüt der Keim des Verbrecher¬ 
tums gelegt werde. Und wenn selbst in den nach den 
Anforderungen des neuesten Standes der Gefängniswissen¬ 
schaft eingerichteten Anstalten oder Abteilungen, woselbst 
nach § 4 Abs. 2 der Strafvollzugsgrundsätze des Bundes¬ 
rates die Jugendlichen zur Verbüssung von Strafen über 
einem Monat unterzubringen sind, solche Einflüsse kaum 
ganz vermieden werden können, so ist denselben freie 
Bahn geschaffen in den kleinen Haftlokalen, wo Freiheits¬ 
strafen von geringerer Dauer an den Jugendlichen voll¬ 
streckt werden. Hier fehlt nicht bloss die strenge Auf¬ 
sicht, die den Verkehr mit Erwachsenen ausschliesst, hier 
fehlt auch meistens eine geregelte Beschäftigung und stets 
der Schul- und Religionsunterricht, wie solcher in jenen 
Anstalten oder Abteilungen zur Zeit wohl überall ein¬ 
geführt ist. Man wende nicht ein, dass in den kleinen 
Amtsgerichtsgefängnissen (Haftlokalen) doch auch nur ganz 
kurze Strafen von Jugendlichen verbüsst werden. Die 
Wirksamkeit einer schlimmen Beeinflussung hängt keines¬ 
wegs ab von deren Dauer. Da aber die Strafe um so 
milder bemessen wird, je jünger der Angeklagte ist, und 
da überdies in dem für unsere Frage einschlägigen Alter von 
12 und 13 Jahren in der Regel Vorstrafen, die längere Strafen 
rechtfertigen könnten, wohl selten vorliegen, so werden 
es gerade diese Kinder sein, die die gegen sie erkannten 
Freiheitsstrafen in den kleinen Haftlokalen verbüssen. 
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Tatsächlich haben von den 57 Personen unter 14 Jahren, 
die während des Jahres 1901 im Grossherzogtum Hessen 
Freiheitsstrafen verhassten (s. unten IV.), nur 7 ihre Strafen 
in der besonderen Abteilung für Jugendliche absolviert! 

3. Die Handhabung des § 56 des Str.-G.-B. ist in den 
verschiedenen Oberlandesgerichtsbezirken durchaus ver¬ 
schieden : nach der Reichskriminalstatistik schwankt die 
Zahl der in den Jahren 1894 bis 1900 auf je 1000 Abur¬ 
teilungen jugendlicher Personen durchschnittlich entfallen¬ 
den Freisprechungen wegen mangelnder Einsicht zwischen 
91 und 12! Klimatische Einflüsse, die eine frühere oder 
-spätere geistige Entwicklung bedingen könnten, kommen 
4abei nicht in Betracht; denn es ist nicht einzusehen, 
dass etwa im Grossherzogtum Oldenburg, wo auf je 1000 
Aburteilungen Jugendlicher nur 14 Freisprechungen aus 
§ 56 fallen, die intellektuelle Entwicklung früher einsetzen 
sollte, wie z. B. im Oberlandesgerichtsbezirk Kiel, wo in 
dem oben bezeichneten Zeitraum von 1000 abgeurteilten 
Jugendlichen durchschnittlich 61 wegen mangelnder Ein¬ 
sicht freigesprochen worden sind. Da solche Freisprech¬ 
ungen vornehmlich die jüngsten Altersstufen der straf¬ 
mündigen Jugend, also gerade das uns interessierende Alter 
von 12—14 Jahren, zu treffen pflegen, so sind jene unge¬ 
heuren Unterschiede zur Verwertung für unsere Frage 
wohl geeignet. Sie beweisen vor Allem, dass das Kriterium 
der „zur Erkenntnis der Strafbarkeit erforderlichen Ein¬ 
sicht“ den Forderungen der Praxis insofern wenig ent¬ 
spricht, als es dem Richter, insbesondere dem Laienrichter, 
die notwendige klare und sichere Direktive nicht zu geben 
vermag. Ich glaube denn auch unbedenklich annehmen 
zu dürfen, dass über die unzweckmässige und wenig glück¬ 
liche Fassung jener Bestimmung alle in der Strafjustiz er¬ 
fahrenen Praktiker einig sind. Dem Laien ist der Sinn 
der Bestimmung, wie er von der Litteratur und Rechts¬ 
sprechung (vergl. u. a. Entsch. d. Reichsg. Bd. XV, S. 97 und 
Bd. XXXIII, S. 108) festgelegt wurde, gar häufig schlech¬ 
terdings nicht klar zu machen, und doch ist man, um über 
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das Mass der intellektuellen Keife des jugendlichen An¬ 
geklagten Klarheit zu gewinnen, vielfach auf die Beur¬ 
teilung des Lehrers angewiesen. Und auch bei rechts¬ 
kundigen Richtern kommt es nach meinen Beobachtungen 
nicht selten vor, dass sie sich über die Schwierigkeiten 
jenes Kriteriums hinaussetzen, indem sie sich im Drange 
der Geschäftslast auf die Erkundung beschränken, ob der 
jugendliche Angeklagte gewusst hat, „dass man so etwas 
nicht tun darf“. Wenn solche Verkennung der gesetz¬ 
geberischen Intention bei gelehrten Richtern in der Praxis 
erlebt wird, ist es da zu verwundern, wenn der Laien¬ 
richter trotz aller Belehrung an dem Wortlaut des § 56 
strauchelt? Vor dem Schwurgericht in Darmstadt hatten 
sich vor einigen Jahren (der Fall ist Gegenstand der 
Reichsgerichtsentscheidung Bd. XXX, S. 298 geworden) 
drei junge Burschen, von welchen zwei noch nicht 18 Jahre 
alt waren, wegen versuchter Notzucht zu verantworten. 
Die Schuldfrage wurde von den Geschworenen bezüglich 
der beiden Jugendlichen bejaht, dagegen die nach § 298 
der Str.-P.-O. gestellte Frage, ob sie bei Begehung der 
Tat die zur Erkenntnis ihrer Strafbarkeit erforderliche 
Einsicht besessen haben, verneint, obwohl die Geschworenen 
dem einen dieser beiden Angeklagten mildernde Um¬ 
stände versagt hatten. Welche Vorstellung mögen 
wohl die Geschworenen in diesem Falle trotz des vorauf¬ 
gegangenen Plaidoyers und der Rechtsbelehrung von der 
Bedeutung der strafrechtlichen Einsicht gehabt haben ? Die 
oben erwähnten gewaltigen Unterschiede in der Statistik 
der Freisprechungen.aus § 56 lassen sich eben nur dadurch 
erklären, dass die Richter das dort festgesetzte Kriterium 
des strafrechtlichen Unterscheidungsvermögens ganz ver¬ 
schieden auffassen, eine Tatsache, die angesichts des viel¬ 
umstrittenen Wortlauts des Gesetzes keineswegs verwun¬ 
derlich ist. Es wird deshalb bei einer Revision des Str.- 
G.-B. eine Abänderung des § 56 nicht umgangen werden 
können. Vollzieht sich diese Abänderung in dem Sinne, 
dass für „die zur Eikenntnis der Strafbarkeit erforderliche 
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Einsicht“ das Erfordernis einer hinreichenden sittlichen 
Reife substituiert wird, dann wird, wie dies namentlich 
gelegentlich der Landesversammlung der internationalen 
kriminalistischen Vereinigung zu Berlin im April 1893 
anerkannt wurde, die Erstreckung der absoluten Straf¬ 
unmündigkeit bis zum vollendeten 14. Jahre die natürliche 
Folge sein. Denn mag bei Kindern von 12 und 13 Jahren 
das Mass geistiger Entwicklung, wie es zur Erkenntnis 
der Strafbarkeit gehört, in der überwiegenden Mehrzahl 
der Fälle unbedenklich festgestellt werden können: die 
sittliche Reife, welche nicht bloss volle, auf einer gewissen 
Lebenserfahrung beruhende Klarheit giebt über die Straf¬ 
barkeit und die Notwendigkeit der Strafe, sondern auch 
befähigt zu einer sittlichen Kritik, zur selbsttätigen Heran¬ 
ziehung vernünftiger HemmungsVorstellungen gegenüber 
dem verbrecherischen Anreiz, — diese sittliche Reife 
wird man bei Kindern jenes Alters nur in den seltensten 
Ausnahmsfällen als vorhanden ansehen können. Weil aber' 
dem Richter füglich nicht zugemutet werden sollte, Personen 
zu krimineller Strafe zu verurteilen, denen nach Massgabe 
ihrer sittlichen Bildung und Entwicklung das volle Ver¬ 
ständnis für die Bedeutung und Tragweite des von ihnen 
verübten Rechtsbruches und dessen Folgen fehlt, deshalb 
entspricht es auch der Gerechtigkeit, wenn die Möglichkeit 
der Bestrafung von Kindern unter 14 Jahren gesetzlich 
aasgeschaltet wird. Ich kann nicht umhin, hier einige 
Sätze Holtzendorff’s (Gerichtssaal Bd. XXVI., S. 405) 
anzuführen, der sich damals — 1874 — gegen die um¬ 
gekehrte Strömung richtete, die bedingte Strafmündig¬ 
keitsgrenze nach unten zu verschieben, — Sätze, die auch 
für unsere Frage vollgültigen Wert haben: „Die geistige 
und moralische Kraft 12 jähriger Kinder hat in den seltensten 
Fällen jenen Grad der Selbständigkeit erreicht, mit welchem 
eine gesetzliche Verantwortlichkeit nach unserer Denk¬ 
weise verbunden werden kann. Noch ist die geistige Nabel¬ 
schnur nicht durchschnitten, welche das Seelenleben des 
Kindes gleichsam embryonisch an die schlechten und guten 
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Sitten der umgebenden Familienverhältnisse knüpft. Und 
wenn es ausnahmsweise frühreife Kinder giebt, welche auf 
der Bahn sittlicher Verworfenheit bereits einen entschieden 
gereiften Willen besässen und sich von ihren Eltern völlig 
emanzipiert hätten, kann der Gesetzgeber nach diesen Aus¬ 
nahmen seine Bestimmungen bemessen? Ist er imstande, 
die Frühreife mit Sicherheit zu bestimmen? Ist vom Richter 
zu erwarten, dass er in der Behandlung von Kindern einen 
pädagogisch geübten Blick betätige?“ 


IV. 

Die Reichskriminalstatistik trifft schon seit einigen 
Jahren besondere Feststellungen über die Zahl der Jugend¬ 
lichen unter 14 Jahren, die nach richterlichem Urteil ein 
Verbrechen oder Vergehen begangen haben. In dieser Zahl 
sind aber diejenigen eingeschlossen, welche nach § 56 
Str.-G.-B. mangels der erforderlichen Einsicht freigesprochen 
wurden. Zudem nimmt der Verein der Strafanstaltsbeamten 
doch wohl vornehmlich Interesse an den Jugendlichen, die 
zu Freiheitsstrafen verurteilt worden sind und dieselben 
verbüsst haben. Da eine Ausschaltung jener Frei¬ 
sprechungen und der Verurteilungen zu Geldstrafen und 
Verweis aus der Statistik mit Schwierigkeiten verknüpft 
wäre und die Reichsstatisik die Verurteilungen als solche 
(ohne Rücksicht auf nachfolgende Strafverbüssung) zählt, 
endlich auch nur die Verbrechen und Vergehen gegen 
Reichsgesetze in Betracht zieht, so dürfte eine von mir im 
Bereiche des Grossherzogtums Hessen vorgenommene 
Zählung, der ich die Ziffern des Jahres 1901 zu Grund 
legte, als beachtenswerter Beitrag gelten. Ich schicke 
voraus, dass nach den Feststellungen der Reichsstatistik 
Freisprechungen aus § 56 Str.-G.-B. im Grossherzogtum 
Hessen verhältnismässig sehr selten Vorkommen: in der die 
Häufigkeit solcher Freisprechungen ausweisenden Tabelle 
(s. oben unter III., 3) rangiert Darmstadt unter den 28 
Oberlandesgerichten erst an 23. Stelle. Von den im Jahre 
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1901 in Hessen eines Verbrechens oder Vergehens über¬ 
führten 960 Jugendlichen wurden nur 25 wegen mangelnder 
Einsicht freigesprochen. Ja, nimmt man den Durchschnitt 
aus den für die Jahre 1894 bis 1900 gewonnenen Zahlen, 
so ergiebt sich, dass während dieses Zeitraumes in Hessen 
auf 1000 gezählte Jugendliche nur 18 solcher Freisprechungen 
entfallen. 

Nach der Volkszählung vom 1. Dezember 1900 betrug 
die Bevölkerung des Grossherzogtums Hessen rund 1120000 
Köpfe. Davon standen — ich habe diese Zahlen aus dem 
statistischen Handbuch für das Grossherzogtum Hessen 
(Darmstadt 1903) errechnet — im Jahre 1901 im straf¬ 
rechtlich jugendlichen Alter (12—18 Jahre) rund 149000 
und speziell in dem für unsere Frage wichtigen Alter von 
12—14 Jahren rund 43 500 Personen. 

Von den 149000 Jugendlichen haben im Jahre 1901 
insgesamt 794 Freiheitsstrafen verbüsst und zwar gleichviel 
aus welchem Grunde; es sind dabei die Verurteilungen 
wegen Uebertretungen und wegen Zuwiderhandlungen 
gegen die Landesgesetze mitgerechnet, ebenso die an die 
Stelle uneinbringliche Geldstrafen tretenden Freiheitsstrafen. 
Es haben also nur 0,5 % der sämtlichen Jugendlichen mit 
der Strafanstalt Bekanntschaft gemacht. Auf das Alter 
unter 14 Jahren entfallen aber nur 57 Personen, mithin 
nur 0,04 % der jugendlichen Bevölkerung überhaupt und 
7,5 % derjenigen, die Freiheitsstrafen verbüsst haben. 

Von den 794 Jugendlichen, die im Jahre 1901 in 
Hessen in Strafanstalten gewesen sind, haben 432 Gefängnis-, 
die übrigen (362) Haftstrafen verbüsst. Die Haftstrafen 
wurden bei uns auch gegen Jugendliche im Jahre 1901 
durchweg in den Haftlokalen, dagegen alle Gefängnis¬ 
strafen über 14 Tage, gegen männliche Jugendliche in 
einer besonderen Abteilung des Gefängnisses zu Mainz, 
gegen weibliche Jugendliche in einer besonderen Abteilung 
des Arresthauses zu Darmstadt vollstreckt. Ich will hier 
einschalten, dass durch Errichtung einer besonderen Anstalt 
für männliche jugendliche Sträflinge in Darmstadt, die am 
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1. Dezember 1902 eröffnet wurde, insofern Wandel ge¬ 
schaffen worden ist, als nunmehr auch alle gegen männ¬ 
liche Jugendliche erkannte Haftstrafen über 14 Tage in 
dieser neuen Anstalt zur Vollstreckung gelangen. Im 
Jahre 1901 stellte sich das Verhältnis dahin, dass von den 
794 Jugendlichen beziehungsweise von den darunter befind¬ 
lichen 432 Gefängnissträflingen nur 133 (darunter 16 weib¬ 
liche) ihre Strafen in den erwähnten besonderen Abteilungen 
verbüsst haben. Von den 57 Jugendlichen im Alter von 
unter 14 Jahren entfielen 32 auf Gefängnisstrafen und von 
diesen 32 erstanden nur 7 ihre Strafe in der erwähnten 
Abteilung. Die Eröffnung der neuen Anstalt wird hierin 
eine wesentliche Veränderung nicht hervorrufen, da nach 
den von mir gepflogenen Erhebungen Haftstrafen von 
mehr als 14 Tagen gegen Jugendliche recht selten verhängt 
werden. 

Aehnliche Verhältnisse, wie ich sie im Vorstehenden 
an der Hand ziffernmässiger Belege geschildert, würden 
sich wohl im ganzen deutschen Reiche heraussteilen. In an¬ 
deren Bundesstaaten, wo Freisprechungen aus § 56 Str.-G.-B. 
häufiger sind, wird sich sogar der Anteil der Altersklasse 
von 12—14 Jahren an der Verbüssung von Freiheitsstrafen 
noch geringer gestalten. 

Ich will mich jeder materiellen Schlussfolgerung aus 
den vorgeführten statistischen Notizen enthalten. Ich habe 
sie nur zu dem Zwecke vorgetragen, um darzutun, wie 
minimal die Zahl der Jugendlichen unter 14 Jahren ist, 
die nach richterlicher Feststellung mit der nach § 56 Str.-G.-B. 
erforderlichen Einsicht erheblichere Straftaten begehen, 
wie gering also die Einschränkung wäre, die die staat¬ 
liche Strafgewalt durch Verschiebung der Strafunmündig¬ 
keitsgrenze bis zum vollendeten 14\ Jahre wenigstens 
hinsichtlich der Freiheitsstrafen erfahren würde. Ohnehin 
darf mit Sicherheit erwartet werden, dass, nachdem durch 
Vereinbarung der Bundesstaaten der bedingte Strafaufschub 
nunmehr neu geregelt und dem erkennenden Gericht dabei 
eine Mitwirkung gewährleistet ist, die Zahl der Jugend- 
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liehen, die Freiheitsstrafen verbüssen, abnehmen wird; dass 
aber die Abnahme in erster Linie den Jugendlichen unter 
14 Jahren zu Gute kommen wird, ist selbstverständlich. 

Dass an der Verbüssung von Freiheitsstrafen das 
weibliche Geschlecht innerhalb der Altersklasse unter 
14 Jahren nur einen verschwindend geringen Anteil nimmt, 
habe ich schon oben (s. unter I. a. E.) betont. 


Y. 


Mit den vorstehenden Betrachtungen glaube ich zur 
Genüge dargetan zu haben, dass sowohl die praktischen 
Erfahrungen seit der Geltung des Str.-G.-B. als auch innere 
Gründe die Erstreckung der Strafunmündigkeit bis zum 
vollendeten 14. Lebensjahre dringend wünschenswert 
erscheinen lassen. Die in den Bundesstaaten erlassenen 
Landesgesetze über die Zwangserziehung geben, wie ich 
schon im Eingang dieses Gutachtens angedeutet, aus¬ 
reichende Handhaben, um sittlich gefährdete Kinder ihrer 
Umgebung zu entziehen und solche Kinder, die objektiv 
strafbare Handlungen begangen haben und verbrecherische 
Neigungen zeigen, in scharfe Zucht zu nehmen. Insoweit 
kann der § 55 des Str.-G.-B. auch nach Verschiebung der 
Altersgrenze (also mit der Veränderung: „Wer bei Be¬ 
gehung der Handlung das vierzehnte Lebensjahr nicht 
vollendet hat“) im gleichen Wortlaut bestehen bleiben. 
Dabei kann ich den Wunsch nicht unterdrücken, dass 
zwecks einheitlicher Regelung leitende Grundsätze für 
die Zwangserziehung reichsgesetzlich festgelegt werden 
möchten. 


Obschon die zu begutachtende Frage hiermit aus¬ 
reichend behandelt sein dürfte, so stehen damit einige 
andere Fragen in so engem Zusammenhänge, dass ich es 
für angemessen erachte, wenn auch nur kurz, darauf ein¬ 
zugehen. Ob und inwieweit unsere Erfahrungen im Straf¬ 
vollzug und die Ergebnisse der Rückfallsstatistik eine 
Aenderung des Strafensystems erheischen und welche 
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Form und Vollstreckung der Freiheitsstrafe insbesondere 
auf jugendliche Verurteilte anzuwenden ist, — das sind 
Fragen, die ich von vornherein ausschalte, weil sie dem 
Gebiete der Fragen 2 und 3 angehören die der Vereins¬ 
ausschuss auf die Tagesordnung der bevorstehenden Ver¬ 
einsversammlung gesetzt hat. 

1. Wiederholt ist die Frage aufgeworfen und viel¬ 
fach bejaht worden, ob nicht, wenn die Strafunmündig¬ 
keit bis zum vollendeten 14. Lebensjahre erstreckt wird, 
die Strafmündigkeit von da ab als absolute statuiert 
werden, ob also nicht § 56 Abs. 1 des Str.-G.-B. gestrichen 
und die bis zum 18. Lebensjahre geforderte Prüfung des 
discernement wegfallen kann. 

Ich habe bereits oben (unter III, 3.) anerkannt, dass 
ich es bei einer Reform des Str.-G.-B. für geboten erachte, 
die „zur Erkenntnis der Strafbarkeit erforderliche Einsicht“ 
als eine das eigentliche Wesen der Sache nicht treffende 
Grundlage der kriminellen Verurteilung durch ein anderes, 
die sittliche Reife betonendes Kriterium zu ersetzen. Ich 
möchte es aber für bedenklich halten, ganz abzusehen von 
der dem Richter auferlegten gesetzlichen Verpflichtung, 
bei Jugendlichen die Verurteilung von einer Vorprüfung 
in diesem Sinne abhängig zu machen. Ich wünsche dem¬ 
nach allerdings die Beseitigung des § 56 Abs. 1 in seiner 
dermaligen Fassung, aber die Ersetzung dieser Vorschrift 
durch eine meinen obigen Ausführungen unter III. 3. ent¬ 
sprechende Bestimmung. 

Die körperliche, geistige und sittliche Entwicklung 
des Menschen ist individuell und nach dem Geschlecht 
wesentlich verschieden; abgesehen von der Erziehung, 
der örtlichen und persönlichen Umgebung, in der er auf¬ 
gewachsen, übt schon der frühere oder spätere Eintritt 
der Pubertät Einflüsse, die jedem verständigen Menschen, 
nicht bloss dem Arzte, bemerkbar sind. Es geht daher 
nicht an, die nach meiner Auffassung unerlässliche Voraus¬ 
setzung krimineller Strafbarkeit, die sittliche Reife, bei 
jedem Jugendlichen, sobald er das 14. Jahr vollendet hat, 
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schlechthin zu unterstellen und den Richter der Notwendig¬ 
keit pflichtmässiger Prüfung in dieser Richtung zu entheben, 
— dies um so weniger, als auch die Art der Straftat dabei 
eine wichtige Rolle spielt. Man kann z. B. bei einem 
14jährigen Jungen zwar ohne Zaudern annehmen, dass 
seine sittliche Reife soweit gediehen ist, um ihn für einen 
begangenen Diebstahl kriminell strafbar zu machen, dagegen 
sehr zweifelhaft sein, ob seine kriminelle Bestrafung auch 
gerechtfertigt erscheint wegen unzüchtiger Handlungen, 
die er mit einem 13jährigen Mädchen vorgenommen hat 
(§ 176 Ziff. 3 Str.-G.-B.). Dass die Bestimmung des § 51 des 
Str.-G.-B. nicht ausreichen kann, um in derartigen Zweifels¬ 
fällen dem Richter die Handhabe zur Freisprechung zu 
bieten, bedarf wohl keiner Darlegung. 

Gleichwohl glaubt man den Wegfall einer richter¬ 
lichen Prüfung in dem gedachten Sinne rechtfertigen zu 
können, indem man dem Richter die gesetzliche Befugnis 
erteilt wissen will, bei Aburteilung von Jugendlichen ent¬ 
weder auf kriminelle Strafe oder an deren Stelle auf 
Zwangserziehung zu erkennen. Praktisch würde der Vor¬ 
schlag nur eine der Vorschrift des § 56 Abs/ 2 Str.-G.-B. 
ähnliche Regelung herbeiführen. Der Richter würde nur 
dann zur Anordnung der Zwangserziehung an Stelle der 
Verhängung krimineller Strafe schreiten, wenn er die 
Ueberzeugung gewonnen hätte, dass der jugendliche An¬ 
geklagte die erforderliche sittliche Reife nicht besitzt. 
Trifft dies aber zu, dann ist es meines Erachtens auch 
notwendig, gesetzlich das Kriterium festzulegen, das für 
seine Wahl massgebend ist. Geschähe dies nicht, wäre 
also der Richter berechtigt, ganz nach seinem Gefühl und 
ohne gesetzlich vorgeschriebene Prüfung zu wählen zwischen 
der Kriminalstrafe und der Zwangserziehung, so würde 
damit dem freien richterlichen Ermessen ein allzuweiter, 
an Willkür grenzender Spielraum gegeben. Gegen jenen 
Vorschlag habe ich aber noch ein anderes, gewichtigeres 
Bedenken. Seine Annahme wäre gleichbedeutend mit der 
Schaffung einer neuen Strafe für Jugendliche: der Zwangs- 
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erziehung. Denn der Vorschlag sieht für den Fall, dass 
auf Zwangserziehung erkannt wird, nicht Freisprechung 
vor (wie § 56 des Str.-G.-B.), sondern die Zwangserziehung 
soll an die Stelle der an sich verwirkten Kriminalstrafe 
treten, m. a. W.: der Angeklagte würde dann wegen der 
begangenen Tat, deren volle Schuld ihm zugemessen wird, 
zur Zwangserziehung verurteilt werden. Dagegen 
sträubt sich mein juristisches Gefühl. Eine kriminelle 
Verurteilung zu einer Strafe, die des kriminellen Charak¬ 
ters entbehrt und daher weder Strafe ist noch sein soll, 
widerspricht dem natürlichem Rechtsempfinden. Besitzt 
der jugendliche Täter die erforderliche sittliche Reife, ist 
er für die von ihm verübte Straftat in vollem Masse ver¬ 
antwortlich zu machen, so soll ihn auch kriminelle Strafe 
treffen. Liegt dagegen die sittliche Reife, die Voraussetzung 
krimineller Strafbarkeit, nicht vor, dann ist Freisprechung 
geboten. 

2. Beachtenswert ist meines Erachtens der Wunsch, 
die Anregung zur Zwangserziehung nicht bloss dann dem 
erkennenden Richter zuzuweisen, wenn er wegen mangelnder 
sittlicher Reife freispricht, sondern auch dann, wenn er zu 
Strafe verurteilt. Ich bin nur der Ansicht, dass in beiden 
Fällen der Richter darauf beschränkt werden sollte, nach 
seiner Kenntnis der konkreten Verhältnisse die Zwangs¬ 
erziehung für angemessen oder nicht für angemessen zu 
erklären. 


In den landesrechtlichen Zwangserziehungsgesetzen 
ist die Möglichkeit der Zwangserziehung wohl ohne Aus¬ 
nahme auch dann gegeben, wenn auf Strafe erkannt 
worden ist. Allein es wird immerhin ein wertvoller Finger¬ 
zeig sein, wenn schon der Strafrichter auf die Zwangs¬ 
erziehung hinweist. Es ist überdies unlogisch, dass, wie 
dies § 56 Abs. 2 Str.-G -B. vorsieht, der Richter nur dann, 
wenn er die Frage der Einsicht verneint, also nur im Falle 
der Freisprechung, sich mit der Frage der Zwangserziehung 
zu befassen haben soll; denn es bedarf wohl keiner näheren 


Ausführung, um darzutun, dass die Zwangserziehung im 
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Falle der Verurteilung zur Strafe nicht weniger angezeigt 
sein kann, wie im Falle der Freisprechung wegen mangeln¬ 
der Reife. 

Die Zwangserziehung ist eine in die persönlichen und 
Familienverhältnisse so tief einschneidende Massregel, dass 
sie nur auf Grund einer sorgfältigen Prüfung aller in 
Betracht kommenden Umstände angeordnet werden sollte. 
Die genaue Kenntnis namentlich der Familie und des 
Milieu's gewinnt der erkennende Richter an der Hand der 
Ergebnisse der Hauptverhandlung wohl nur selten. Ich 
halte es deshalb nicht für zweckmässig, wenn dem Richter 
die Anordnung der Zwangserziehung selbst 
(wie dies in § 56 Abs. 2 Str.-G.-B. geschehen) in die Hand 
gelegt wird, sondern möchte für diese Anordnung unter 
allen Umständen die Zuständigkeit des Vormundschafts¬ 
gerichtes gewahrt wissen, das in besonderem Verfahren 
die einschlägigen Verhältnisse zu prüfen hat und für eine 
wohl begründete, auch den etwaigen Einspruch der Eltern 
berücksichtigende Entscheidung bessere Garantien bietet, 
wie das erkennende Gericht. Aus diesem Grunde möchte 
ich es für ratsam halten, dem erkennenden Gerichte nur 
eine Anregung in dem oben gedachten Sinne zuzuweisen. 
Hat das Gericht die Zwangserziehung für angemessen 
erklärt, dann ist der Staatsanwalt verpflichtet, für die 
Einleitung der Zwangserziehung Sorge zu tragen und 
dadurch die Untersuchung und Entscheidung des Vormund¬ 
schaftsgerichts zu provozieren. 

Da die Anregung der Zwangserziehung wohl nur bei 
erheblicheren Straftaten angemessen erscheinen wird, so 
wird es genügen, wenn dem erkennenden Gericht nur bei 
Aburteilung von Verbrechen und Vergehen die Pflicht 
auferlegt wird, die Frage zu prüfen, ob Zwangserziehung 
angezeigt ist. 

3. Die Vorschrift des § 56 Abs. 2 Str.-Str.-B. kennt nur 
die Alternative: Ueberweisung an die Familie des Angeklagten 
(was gleichbedeutend ist mit der Nichtanordnung der Zwangs- 
erziehung)oder dessen Unterbringung in einer Erziehungs-oder 
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Besserungsanstalt. Die landesrechtlichen Zwangserziehungs¬ 
gesetze sehen im Einklang mit §§ 1666 und 1838 des bürg. 
Gesetzbuches auch die Möglichkeit der Unterbringung in 
einer geeigneten Familie vor. Die Notwendigkeit einer 
Aenderung jener Vorschrift ist einleuchtend. Wie die Dinge 
zur Zeit liegen, kann ein jugendlicher Uebeltäter, der 
kriminelle Strafe erhalten hat, demnächst im Wege der 
Zwangserziehung auch in einer geeigneten Familie unter¬ 
gebracht werden. Hat das Gericht dagegen wegen mangelnder 
Einsicht freigesprochen und gemäss § 56 Abs. 2 die Ver¬ 
bringung in eine Besserungsanstalt bestimmt, so ist die 
Unterbringung in einer Familie, die vielleicht im konkreten 
Fall weit angemessener wäre, ausgeschlossen. 

4. Dass für das Alter der bedingten Strafmündigkeit, 
auch wepn es erst mit dem vollendeten 14. Lebensjahre 
beginnt, nach wie vor mildere Strafbestimmungen zu gelten 
haben, versteht sich von selbst. Von einigen Seiten ist 
— namentlich im Hinblick auf die Militärpflicht — an¬ 
geregt worden, die obere Grenze der bedingten Straf¬ 
mündigkeit auf das 20. Lebensjahr hinaufzurücken. Ab¬ 
gesehen davon, dass bei dem weiblichen Geschlecht von 
vornherein zu solcher Verschiebung kein Grund angeführt 
werden kann, dürfte auch bei den Männern ein Anlass zu 
einer Abänderung der in §§ 56 und 57 Str.-G.-B. bezeich¬ 
nten oberen Grenze nicht vorliegen. Gegen junge Leute 
unter 20 Jahren wird nur ausnahmsweise auf Zuchthaus¬ 
strafe erkannt und auch die Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte, die übrigens nur zeitlich den Eintritt in die 
Armee verhindert, wird gegen sie gerade mit Rücksicht 
auf die Militärpflicht nur selten ausgesprochen. Die Burschen 
aber, gegen welche das Gericht ausnahmsweise solche 
Strafen verhängt, gehören in der Tat nicht in die Armee. 
Auch die militärische Zucht wird bei ihnen das Gefühl für 
Ehre und Pflicht nicht mehr zu wecken imstande sein; 
ihre verbrecherische Gesinnung würde aber einen bedenk¬ 
lichen Ansteckungsherd in die Truppe tragen, der sie zu¬ 
geteilt werden. 
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Damit wäre ich mit meinem Gutachten zu Ende ge¬ 
kommen. Wenn schon die weitere Ausgestaltung des 
Zwangserziehungswesens, wofür zweckmässig reichsgesetz¬ 
lich leitende Grundsätze aufzustellen wären, und das Institut 
des bedingten Strafaufschubs eine wesentliche Abnahme in der 
Kriminalität der Jugendlichen erwarten lässt, so wird die Aus¬ 
dehnung der Strafunmündigkeit bis zum zurückgelegten 14ten 
Jahre ohne Zweifel noch wirksamer dazu beitragen, die Zif¬ 
fern der Kriminalstatistik über die Bestrafungen und nament¬ 
lich über den Rückfall der Jugendlichen herabzusetzen. 

Leitsätze. 

I. Der Beginn der Strafmündigkeit ist auf das vollendete 
14. Lebensjahr hinaufzurücken. 

II. Als Voraussetzung der Strafbarkeit innerhalb der 
Altersgrenze vom vollendeten 14. bis zum 18. Lebens¬ 
jahre ist statt der zur Erkenntnis der Strafbarkeit der 
begangenen Handlung erforderlichen Einsicht (§§ 56 
und 57 Str.-G.-B.) ein Kriterium festzusetzen, welches 
auf die allgemeine sittliche Reife Gewicht legt. 

III. Die reichsgesetzliche Regelung des Zwangserziehungs¬ 
wesens ist — wenigstens in Form leitender Grund¬ 
sätze — wünschenswert. 

IV. Dem erkennenden Gericht ist bei.Aburteilungen jugend¬ 
licher Personen wegen Verbrechen oder Vergehen 
die Pflicht aufzuerlegen, im Urteil auszusprechen, ob 
Zwangserziehung (in dem Sinne, dass darunter sowohl 
Unterbringung in einer Besserungsanstalt als auch in 
einer geeigneteren Familie zu verstehen ist) ange¬ 
messen ist. Dies hat nicht bloss dann zu geschehen, 
wenn wegen mangelnder sittlicher Reife auf Frei¬ 
sprechung, sondern auch dann, wenn auf Strafe er¬ 
kannt wird. Hat das Gericht die Zwangserziehung 
für angemessen erklärt, so obliegt es der Staatsanwalt¬ 
schaft, die Einleitung des Zwangserziehungsverfahrens 
anzuregen. 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Welches sind die Erfahrungen über 
die Wirkung der Einzelhaft auf den Ge¬ 
fangenen in gesundheitlicher wie in 
sittlicher Beziehung? 

Von Abteilungs-Inspektor Freund an der Königlichen Strafanstalt 

Zwickau i. S. 


Es kann wolil als feststehend gelten, dass sich die 
Einzelhaft in den beteiligten Kreisen nach und nach mehr 
Freunde erworben hat. Auch dort, wo man anfänglich 
längere Zeit noch streng am System der Gemeinschaftshaft 
festhielt, hat man ihr allmählich mehr Aufmerksamkeit 
und Gunst zugewendet. Die Befürwortung dieses Haft¬ 
systems schliesst jedoch nicht aus, dass auch der Gemein¬ 
schaftshaft die ihr gebührende Berechtigung gewahrt bleibt. 

Gerade die ursprüngliche vielfache Bekämpfung der 
Einzelhaft hat die wünschenswerte Ausgestaltung derselben 
nicht wenig gefördert; galt es doch für die Vertreter der¬ 
selben, fortgesetzt auf der Hut zu sein, dass etwaige 
Nachteile der Einzelhaft den Gegnern nicht Anlass zu 
berechtigten Bemängelungen derselben gaben, da der 
erheblich höhere Kostenpunkt derartig eingerichteter Straf¬ 
anstalten anfangs ohnehin stürmische Klagen herauf¬ 
beschwor. Und wenn man auch heute noch fort und fort 
auf möglichst scharfe Kontrolle und tunlichste Vervoll¬ 
kommnung dieses Haftsystems bedacht ist, so kann das 
nur gebilligt werden. 

Es ist deshalb mit Freuden zu begrüssen, wenn unter 
den Beratungsgegenständen für die nächstjährige Ver¬ 
sammlung deutscher Strafanstaltsbeamten dieser Angelegen- 
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heit durch Aufstellung der Frage: Welches sind die 
Erfahrungen über die Wirkung der Einzel¬ 
haft auf den Gefangenen in gesundheitlicher 
wie in sittlicher Beziehung? wiederum Raum 
gegönnt worden ist. 

Bei Beantwortung dieser Frage mag hier zunächst 
auf den Begriff der Einzelhaft hingewiesen werden, wie 
ihn § 22 des Reichstrafgesetzbuches feststellt, wenn es 
daselbst heisst: „Die Zuchthaus- und Gefängnisstrafen 
können sowohl für die ganze Dauer, wie für einen Teil 
der erkannten Strafzeit in der Weise in Einzelhaft voll¬ 
zogen werden, dass der Gefangene unausgesetzt von 
anderen Gefangenen gesondert gehalten wird“. 

Die wörtliche Auslegung dieser Fassung hatte zur 
Folge, dass die gesetzlich stipulierte Absonderung der 
Isolierten anfänglich auf das Strengste durchgeführt wurde. 
Die Beschaffung von Einzelspazierhöfen für die Bewegung 
im Freien, die Ausstattung der Strafanstaltskirchen und 
-Schulzimmer mit sogenannten Stalls, sowie die Verwendung 
von Masken für Zellengefangene beim Aufenthalte ausser¬ 
halb der Zelle sind auf diese strenge Durchführung der 
Einzelhaft zurückzuführen. 

Allmählich hat diese strenge Auffassung der heutigen 
milderen Form Platz gemacht, nach der die Einzelhaft 
darin besteht, dass der Gefangene über Tag und Nacht 
in einem Raum einzeln untergebracht und durch geeignete 
Verhaltungsvorschriften im Weiteren dafür gesorgt wird, 
dass bei vorübergehendem Verlassen der Zelle ein Verkehr 
des Einzelhäftlings mit anderen Gefangenen nach Möglich¬ 
keit verhütet werde. 

Mit dieser milderen Form und insbesondere unter 
Berücksichtigung der Bestimmung in § 22 des R.-Str.-G.-B. r 
wonach Einzelhaft ohne Zustimmung des Gefangenen drei 
Jahre nicht übersteigen darf und der Forderung von § 12 
der „Grundsätze“ vom 6. November 1897, nach denen die 
Anwendung von Einzelhaft für Jugendliche ohne Ge¬ 
nehmigung der Aufsichtsbehörde drei Monate nicht über- 
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dauern soll, sowie endlich des Umstandes, dass nach § 13 
der ebengenannten Bestimmungen Einzelhaft in den Fällen, 
wo eine Gefahr für den körperlichen und geistigen Zustand 
der Gefangenen zu besorgen wäre, überhaupt ausgeschlossen 
ist, ist nachteiligen Wirkungen der Zellenhaft im allgemeinen 
schon vorgebeugt. 

Was nun aber weiter die Erfahrungen aus der Praxis 
nach dieser Richtung hin betrifft, so kann Verfasser aus 
der seinigen bestätigen, dass ihm, insoweit das 
körperliche Befinden der Gefangenen in 
Frage kommt, Fälle, in denen dasselbe durch 
die Einzelhaft geschädigt worden wäre, nicht 
bekannt sind. 

Zur Fernhaltung gesundheitschädlicher Einflüsse ist 
es freilich nötig, dass Zellenstrafanstalten nach jeder 
Richtung hin möglichst zweckmässig eingerichtet werden. 
Auch hierüber ist in § 4 der bundesrätlichen Bestimmungen 
wenigstens bezüglich des Rauminhaltes der Zellen und der 
Grösse der Fenster die nötige Weisung gegeben. Es 
müssen aber auch weiter Ventilationen, Aborte, Heizungs¬ 
vorrichtungen und Bäder den allgemein anerkannten An¬ 
forderungen der neueren Technik entsprechen, sowie der 
Anstrich von Wänden und Decken der Zellen, der Fuss- 
bodenbelag oder Oelfarbenanstrich der Diele und das 
Inventar fortgesetzt in einwandfreiem Stande gehalten 
werden. Für gehörige Desinfizierung der mit Kranken 
belegt gewesenen Zellen vor deren Wiederbenutzung ist 
ebenso zu sorgen wie bei der Auswahl der Arbeiten für 
Isolierte darauf Bedacht zu nehmen ist, dass die Zelle 
diesen als Wohn-, Schlaf- und Arbeitsraum zugleich zu 
dienen hat. 

Kommen dann Erkrankungen unter den Zellenge¬ 
fangenen vor, so ist der Keim dazu entweder schon vorher 
dagewesen oder auf einem anderen Wege erworben worden; 
die Zellenhaft kann weder für die Erscheinungen selbst 
noch für etwa daraus entstehende bleibende Folgen ver¬ 
antwortlich gemacht werden. 
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Wird den vorstehenden Anforderungen in allen 
Stücken Rechnung getragen, so wirkt die Zelle auf das 
körperliche Befinden des Gefangenen nicht nur nicht nach¬ 
teilig, sondern sie wird sogar geeignet sein, in 
vielen Fällen die körperliche Gesundheit des¬ 
selben zu ‘schützen und zu fördern. Für nicht 
bettlägerige Kranke, die aber um ihres Gesundheits¬ 
zustandes willen der Schonung oder weitergehender Für¬ 
sorge, wie sie in den gemeinschaftlichen Arbeits- und 
Schlafräumen nicht möglich ist, bedürfen, also z. B. für 
Lungenkranke, mit Rheumatismusbeschwerden oder Gicht¬ 
anfällen Beladene muss die Zelle geradezu als eine Wohl¬ 
tat bezeichnet werden. Dasselbe gilt auch für Krüppel 
und altersschwache Personen, denen durch den notwendigen 
militärischen Gang der Dinge in der Gemeinschaftshaft 
die Strafe andern gegenüber ungleich schwerer, wenn 
nicht gar unerträglich gemacht werden würde. 

Wie stellt sich aber der Einfluss der Zelle 
auf die geistige Gesundheit der Gefangenen? 

Auf diese Frage ist zunächst zu antworten, dass es 
bei oberflächlicher Beurteilung derselben allerdings den 
Anschein gewinnen könnte, als beeinflusse die Einsamkeit 
der Zelle den Geisteszustand des Gefangenen nicht günstig. 
Sind doch gemütliche Depressionen Erscheinungen, die an 
Zellengefangenen — Gott sei Dank! müssen wir sagen — 
gar nicht selten beobachtet werden können. Wo sie nicht 
eintreten, da hat die Zelle als Mittel zur sittlichen Besse¬ 
rung sicherlich ihren Zweck verfehlt. Sind aber derartige 
Erscheinungen vorhanden, so braucht nicht ohne weiteres 
der Beginn einer Psychose befürchtet zu werden; sie sind 
vielmehr in der Regel die ersten Anzeichen einer sich 
vollziehenden inneren Wandlung zum Guten. Der Blick 
in sich und um sich wird in dem schuldbeladenen, aber 
noch besserungswilligen Sünder zunächst gar kein anderes 
Gefühl wecken können, als das tiefster Niedergeschlagen¬ 
heit. Ja, es ist die Pflicht der dazu berufenen Beamten, 
diesen Zustand im Interesse nachhaltiger Sinnesänderung 
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möglichst zu vertiefen, die so gestimmten Gefangenen 
dann aber auch an der Hand des göttlichen Wortes und 
der herrlichen Tröstungen der Religion hinaufzuführen 
aus ihrer Erniedrigung zu den Bergen, von denen uns 
Hilfe kommt. Das daraus erwachende Bewusstsein: „Mir 
ist Erbarmung widerfahren!“ drückt aber dem Wesen des 
Gefangenen einen Stempel auf, der nichts weniger gleicht, 
als dem Bilde einer Seelenstörung. 

Kommt es in einzelnen Fällen aber wirklich vor, 
dass im Gedanken an verloren gegangenes Lebensglück 
oder beim Ausblicke auf die trübe, sorgenvolle Zukunft 
die seelische Zerschlagenheit eines Gefangenen einen Grad 
erreicht, der auf Seelenstörung schliessen lassen könnte, 
so sorgen die durch die Hausordnung für die Zellen¬ 
gefangenen den Beamten befohlenen besonders eingehenden 
Beobachtungen durch Besuche sowie die diesen Gefangenen 
zugewandte besondere ärztliche Fürsorge schon für recht¬ 
zeitige Abwendung des Uebels, sodass von einer dauernden 
gesundheitlichen Schädigung auch in diesen Fällen nicht 
die Rede sein dürfte. 

Wenn nun aber trotz aller Fürsorge vorübergehende 
oder anhaltende Seelenstörungen auch an Zellengefangenen 
beobachtet werden, so ist das nach den im allgemeinen 
nach dieser Richtung hin gemachten Wahrnehmungen eine 
keineswegs auffällige Erscheinung. Wächst doch die Zahl 
der aus freien Verhältnissen, oft unvermittelt und plötzlich, 
in Geisteskrankheit Verfallenden bedauerlicher Weise von 
Jahr zu Jahr. So hat sich in Sachsen z. B. allein die 
Zahl der staatlichen Heilanstalten für solche Uuglückliche 
in verhältnismässig kurzer Zeit verdoppelt, ein Umstand, 
der zwar nicht als untrüglicher Massstab für die Zunahme 
der Geisteskranken gelten soll, die Vermehrung derselben 
aber immerhin bestätigt. Kann also den Strafvollzug ein 
Vorwurf treffen, wenn unter seinen Händen Einzelne dem 
gleichen Schicksale verfallen, bezw. auch in den Straf¬ 
anstalten mit der Zeit eine Steigerung der Zahl derartiger 
Fälle zu konstatieren wäre? Die nach dieser Richtung 
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in der hiesigen Anstalt gemachten Erfahrungen im Verein 
mit den Erklärungen des Arztes beweisen aber, dass die 
Einzelhaft daran nicht stärker beteiligt ist als die Gemein¬ 
schaftshaft, Wenn das irgendwo wirklich so scheinen 
sollte, so ist nicht zu vergessen, dass in der letzteren 
manch leichterer Fall von Geistesstörung ganz unbemerkt 
bleibt, während das unter der schärferen Beobachtung 
der Gefangenen in Einzelhaft einfach unmöglich ist. 

In Geisteskrankheit verfallene Sträflinge gehören 
natürlich nicht mehr in die Zelle, sondern unter stete Auf¬ 
sicht des Arztes und beim Fortbestehen der Seelenstörung 
in die sachgemässe Heilbehandlung und Pflege des Irren¬ 
hauses. 

Eine der Geistesstörung in gewissem Sinne verwandte, 
mit solcher auch oft verbundene Krankheitsform ist die 
Epilepsie. Wie • die Fallsucht überhaupt im Zunehmen 
begriffen zu sein scheint, so mehrt sich nach den hiesigen 
Beobachtungen auch die Zahl der Epileptiker in den Straf¬ 
anstalten. Die für diese Kranken notwendige Sonder¬ 
behandlung im Strafvollzüge ist schon mehrfach Gegen¬ 
stand der Erörterung gewesen. So auf der letzten Ver¬ 
sammlung deutscher Strafanstaltsbeamten in Nürnberg. 
Wenn damals auch Stimmen laut geworden sind, die sich 
für grundsätzliche Verweisung der Fallsüch¬ 
tigen in Einzelhaft ausgesprochen haben, so kann ich 
mich dieser Ansicht aus mehrfachen Gründen nicht an- 
schliessen. 

Zunächst geht doch wohl die Meinung der Aerzte be¬ 
züglich der Heilbehandlung epileptisch Kranker einstimmig 
dahin, dass dazu neben anderen Mitteln auch eine mit 
möglichst viel freier Bewegung an frischer Luft verbundene 
Beschäftigung erforderlich ist. Durch Unterbringung des 
Epileptikers in der Zelle, die ihn an einen wenig Quadrat¬ 
meter grossen Raum bannt, wird also gerade das Gegenteil 
und damit eher eine Verschlimmerung als eine Besserung 
seiner Krankheit erzielt. 


Digitized by Google 



407 


Dann sind erfahrungsgemäss epileptische Anfälle 
immer von mehr oder weniger schlimmen gemütlichen Ver¬ 
stimmungen Depressionen oder Erregungszuständen, be¬ 
gleitet, deren Folgen in der Gemeinschaftshaft natürlich 
leichter hin tan gehalten werden können als in der Zelle. 

Wenn man aber endlich weiter erwägt, dass Epilep¬ 
tikern der Mangel fremder Hilfe im Anfalle unter Umständen 
sehr verhängnisvoll werden kann und der enge Raum der 
Zelle selbst unter Anwendung verschiedener Schutzmass- 
regeln noch ausserdem die Gefahr ernstlicher Verletzungen 
nicht unwesentlich erhöht, so muss die ausnahmslose Ver¬ 
fügung von Zellenhaft für Epileptiker als unzweckmässig 
bezeichnet werden. Handelt es sich jedoch um die Un¬ 
schädlichmachung besonders gefährlicher Fallsüchtiger für 
andere-, so bleibt auch der Strafanstalt kein anderer Aus¬ 
weg, als die Absonderung derselben in Einzelzellen. 

Noch günstiger als in den bisher behandelten Punkten 
wird mein Urteil über die Zellenhaft ausfallen, wenn es 
gilt, deren Einfluss auf die Gefangenen in sitt¬ 
licher Beziehung zu begutachten. Zur Rechtfertigung 
dieses Urteils braucht nur auf die Mängel der Gemein¬ 
schaftshaft hingewiesen zu werden. 

Zunächst steht doch wohl fest, dass die Gemeinschafts¬ 
haft schon ihrem Wesen nach der grösseren Mehrzahl von 
den Gefangenen die Strafe bedeutend erleichtert und ihnen 
damit ihre Lage weit erträglicher gestaltet. Gleichgiltige 
oder oberflächliche Naturen empfinden hier, namentlich 
bei kürzeren Haftzeiten, den Druck der Strafe so gut wie 
nicht. Sie kommen so zu sagen über ihre Situation gar 
nicht zur Besinnung und verlassen daher die Anstalt, ohne 
dass auch nur die alleräussersten Strafzwecke, das schmerz¬ 
liche Empfinden des Verlustes der Freiheit und die Ab¬ 
schreckung an ihnen erreicht worden wären. 

In denjenigen Strafanstalten aber, wo fortgesetzt die 
Flut der Grossstadtverbrecher zusammen läuft, liegt die 
Sache noch wesentlich anders. Da finden sich in der Ge¬ 
meinschaftshaft nicht nur völlig abgestumpfte Elemente, 
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die dem Aufenthalte im Strafhause überall die heiterste 
Seite abzugewinnen suchen; da kommt auch der Auswurf 
der Menschheit zusammen, die hartgesottenen Zuchthaus¬ 
brüder, die sich mit Wollust in den Dienst des Teufels 
stellen und das Fünkchen Gutes, was in einer Seele etwa 
noch glimmt, mit der Bosheit ihres Meisters zu nichte 
machen. Schon die Zeitungsberichte über Gerichtsverhand¬ 
lungen geben leider nur zu oft darüber Auskunft, wie nicht 
selten von notorischen Verbrechern Pläne zu weiteren ge¬ 
meinsamen Schandtaten entweder schon in Untersuchungs¬ 
haft oder in der gemeinsamen Haft des Strafhauses ge¬ 
schmiedet werden. Solche Subjekte sind bekanntlich so 
gerieben, dass sie auch den scharfen Beobachter zunächst 
über ihre Gemeingefährlichkeit zu täuschen und ihr 
satanisches Treiben geschickt zu verbergen wissen. Es 
bedarf deshalb längerer Zeit, um sie zu fassen und hier¬ 
nach wenigstens für die Andern unschädlich zu machen. 
Wieviel Unheil sie aber durch ihren schlechten Einfluss 
bis dahin schon gestiftet haben, entzieht sich meist unserer 
Kontrolle. 

Gewiss lagen früher, wo unsere Bevölkerung den sitt¬ 
lichen Tiefstand von heute noch nicht erreicht hatte, auch 
die Verhältnisse in den Strafanstalten wesentlich anders. 
Mag sein, dass es noch jetzt Anstalten giebt, wo das Ge¬ 
fangenenmaterial ein weniger schlimmes ist. In denjenigen 
Strafanstalten aber, die die Aufgabe haben, die an Gemein¬ 
heit und Raffinement auf höchster Stufe stehende Ver¬ 
brecherwelt der Grossstädte zu beherbergen, scheint es 
beinahe dahin gekommen zu sein, dass die Gemeinschafts¬ 
haft, wie man sie bezeichnet hat, eine Hochschule des 
Lasters und Verbrechens geworden ist. 

Es ist ja wahr, dass auf edlere Charaktere das böse 
Beispiel abschreckend wirkt. Wenn diese Tatsache aber 
zur Verteidigung des Systems der Gemeinschaftshaft an¬ 
geführt wird, so dürfte die Annahme, dass die noch weniger 
verdorbenen Elemente des Strafhauses sich stets mit Ab¬ 
scheu vom Bösen wenden, doch auf einer Täuschung 
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beruhen. Dazu ist die Gewalt der Sünde zu gross. Es giebt 
wohl Einzelne, die daran Anstoss nehmen. Das sind aber 
auch diejenigen, die nichts sehnlicher herbeiwünschen, als 
die Befreiung aus dieser Gesellschaft durch Versetzung in 
die Zelle. 

Manches Schlimme würde wohl verhütet werden 
können bei Durchführung des Prinzips der Vereinzelung 
der Gefangenen in der Gemeinschaftshaft, sodass nach be¬ 
reits eingeführter, nächtlicher Isolierung auch der Verkehr 
derselben in den sogenannten Reinigungen und Speisesälen 
gänzlich beseitigt und an den Arbeitsplätzen auf das Aller¬ 
notwendigste beschränkt würde, wie das für die Ein¬ 
richtung der neuen sächsischen Strafanstalt Bautzen wohl 
in Aussicht genommen ist. Diese Massregel würde gewiss 
eine wesentliche Verbesserung dieses Haftsystems bedeuten, 
einen völligen Ersatz für die Einzelhaft freilich noch nicht. 

Wie ganz anders sich diese zu den Besserungs¬ 
bestrebungen des Strafvollzuges stellt, ist oben bereits an¬ 
gedeutet worden. Nicht nur, dass hier der schlimme Ein¬ 
fluss Anderer nach Möglichkeit unterdrückt ist, die Zelle 
kommt mit ihrer Stille und Einsamkeit den auf sittliche 
Besserung abzielenden Einwirkungen der Beamten geradezu 
entgegen. Daher auch die Erfahrung, dass Gefangene, die 
in der Gemeinschaftshaft ihre Strafe mehr gleichmütig er¬ 
trugen, nach ihrer aus besonderem Anlasse erfolgten 
späteren Versetzung in die Zelle meist schon ohne Einfluss 
von dritter Seite ihre dermalige Lage bald in ganz anderem 
Lichte ansehen. Dazu kommt aber weiter, dass die Zelle 
im Gegensatz zur Gemeinschaftshaft erzieherischen Ein¬ 
wirkungen dadurch ganz anderen Raum gewährt, dass der 
Beamte jeden Augenblick die Füglichkeit hat, den Ge¬ 
fangenen unter vier Augen zu sprechen, dass er jeden 
Brief, überhaupt jede Gelegenheit hier in ganz anderer 
Weise zu zweckdienlichen Unterredungen benützen kann, 
dass innerhalb der stummen vier Wände der Zelle diese 
Zwiesprachen, ebenso wie Predigt und Unterricht, Nach¬ 
klänge wecken, die nicht, wie im Lärme des Arbeitssaales, 
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alsbald wieder verfliegen. So kann in der Einzelhaft 
durch die unermüdliche Tätigkeit christlicher Seelsorge 
auch harter Herzensboden schliesslich zum guten Acker 
werden. 

Darnach, wie nach Rückkehr der Einzelnen in die 
Freiheit der so erworbene sittliche Fond den Stürmen des 
Lebens und der Macht der Versuchung Stand hält, soll 
man den Wert dieser Arbeit freilich nicht beurteilen. Zur 
Uebernahme irgendwelcher Garantie in dieser Richtung 
dürfte man vor allen Dingen nicht an eine gesetzliche 
Frist gebunden sein, die uns den Abschluss dieser Tätig¬ 
keit ohne Weiteres vorschreibt. Nimmermehr wollen wir 
uns aber die Gewissheit rauben lassen, dass das Urteil 
über die Einzelhaft, sie sei unstreitig die vollendetste Form 
für die Freiheitsstrafe, auch inbezug auf ihren Einfluss 
auf die sittliche Besserung des Gefangenen gilt. 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Welches sind die Erfahrungen über 
die Einwirkung der Einzelhaft auf den 
Gefangenen in gesundheitlicher, wie in 
sittlicher Beziehung? 

Von Anton Marcovich, k. k. Oberdirektor der Männerstrafanstalt 
in Graz, k. und k. Oberleutnant a. D. 


Die unbestreitbaren Vorzüge des Strafvollzuges in 
Einzelhaft sind bekannt, und erscheint es in Anbetracht 
der reichen, diese Frage behandelnden Litteratur als bei¬ 
nahe überflüssig, dieses Thema noch weiter zu erörtern. 

Da aber in den meisten Staaten die bisherige Stellung 
der Einzelhaft ihrer Bedeutung durchaus nicht entspricht, 
und die grenzenlos verderblich wirkende Gemeinschaftshaft 
im Strafvollzüge in erschreckender Weise noch immer die 
Hauptrolle spielt, so mehren sich erneuert die Stimmen, 
welche auf den raschen Ausbau der Einzelhaft drängen. 1 ) 

Wenn sich in früherer Zeit besonders aus gesund¬ 
heitlichen Rücksichten Bedenken gegen die ausgedehnte 


*) Als bemerkenswert erscheint mir in dieser Richtung das Ur¬ 
teil, welches Universitätsprofessor Dr. Lammasch in seiner am 
31. Mai 1902 in Wien gehaltenen Herrenhausrede über das bestehende 
Strafsystem fällt, indem er unter anderem sagt: 

Das Hauptstrafmittel der Zukunft wird natürlich die Freiheits¬ 
strafe bleiben. Aber hoffentlich eine Freiheitstrafe, die, wenn sie schon 
nicht moralisch bessert, wenigstens den Sträfling an Ordnung und 
Arbeisamkeit gewöhnt oder doch zum allermindesten ihn nicht ver¬ 
schlechtert. Tn dieser Richtung ist das gegenwärtige Strafsystem sehr 
dubios. Eine grosse Anzahl derjenigen, die einmal eine Strafanstalt 
betreten haben, kehrt immer wieder dahin zurück. Mehr als die 
Hälfte derjenigen, die zu Kerkerstrafen verurteilt werden, haben schon 
früher eine Freiheitsstrafe verbüsst. 24 Prozent der zu Kerker¬ 
strafe Verurteilten haben schon früher eine Strafe wegen Verbrechen, 
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Anwendung der Einzelhaft bemerkbar gemacht haben, so 
sind dieselben geschwunden, seitdem die Erfahrung und 
Statistik ihr Wort gesprochen haben. 

Wie diesbezüglich die Verhältnisse in den öster¬ 
reichischen Strafanstalten liegen (über jene in den wenigen 
mit Einzelhaft ausgestatteten Gerichtshofgefängnissen kann 
ich nicht sprechen, da mir das Material mangelt), geht 
aus der nachfolgenden Tabelle deutlich hervor. 

Diese Tabelle zeigt vergleichsweise die Einwirkung 
der Einzel- und Gemeinschaftshaft in Bezug auf 

1. Morbidität, 

2. Mortalität, 

3. Tuberkulose, 

4. Geisteskrankheiten, 

5. Selbstmordversuche, 

6. Ernährung und 

7. Disziplin, wie folgt: 

29 Prozent wegen Vergehen oder Uebertretungen abgebüsst. 53 Pro¬ 
zent werden also rückfällig. Die Strafe wirkt daher nicht bessernd, 
ja nicht einmal genügend abschreckend. 

Der Hauptgrund liegt wohl darin, dass derjenige, der zum ersten- 
Male wegen einer strafbaren Handlung verurteilt wird, in eine Gesell¬ 
schaft gebracht wird, die zum grössten Teile schlechter ist als er selbst. 

Die Justizverwaltung hat in sehr lobenswerter Bemühung mit 
knappen Mitteln im Laufe der Zeit bei dem Umbaue und Neubaue 
von Gerichtsgebäuden dafür gesorgt, dass auch Zellentrakte für die 
Vollziehung der Einzelhaft eingerichtet worden sind. Es wäre aber 
sehr wünschenswert, dass das Tempo dieser Anlage etwas beschleunigt 
werde, und vor allem, dass auch die ganz kurzen Freiheitsstrafen, 
zu denen Individuen von Bezirksgerichten wegen Uebertretungen 
verurteilt werden, in Einzelhaft verbüsst werden können. Das ist 
natürlich nicht möglich durch eine Aenderung der Einrichtungen in 
mehr als 700 Bezirksgerichtsarresten, sondern durch eine gewisse 
Centralisierung des Strafvollzuges, durch Abgabe in Central-Arrest¬ 
anstalten bei Freiheitsstrafen von mehr als 3 Tagen. 

In ähnlichem Sinne behandelte der Reichstagabgeordnete Klee¬ 
wein gelegentlich der Verhandlung des Kapitels „Justizministerium“ 
in seiner, am 22. Mai 1902, im österreichischen Abgeordnetenhause 
gehaltenen Rede diese Frage, indem er die rasche Sanierung' be¬ 
stehender Uebelstände verlangte. 
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ad 1. Es erkrankten im Laufe von zehn Jahren vöh 
den Sträflingen der Gemeinschaftshaft 48,62°/«, von jenen 
der Einzelhaft nur 21,06%- Es sprechen daher die Mor¬ 
biditätsziffern zu Gunsten der Einzelhaft. 

ad 2. Es starben im Verlaufe von zehn Jahren 
von den Sträflingen der Gemeinschaftshaft 3,45 %, von 
jenen der Einzelhaft nur 0,86 %. Diese gewaltige Dif¬ 
ferenz der Mortalitätsziffern spricht auch zum Vorteile der 
Einzelhaft. 

ad 3. An Tuberkulose erkrankten 4,93%, also 5% 
der Gemeinschaftshaft und 2% der Einzelhaft. Dieser 
Umstand beweist ebenfalls, dass die Zellenhaft gesündere 
Verhältnisse aufweist, als die gemeinsame Haft, denn in 
der mit hygienischen Vorzügen ausgestatteten Zelle ist 
der Sträfling gegen Ansteckungsgefahren jedweder Art 
geschützt, in der Gemeinschaft dagegen allen Gefahren 
direkter ausgesetzt. 

ad 4 . Es erkrankten an einer Geisteskrankheit 0,28% 
der Gemeinschaftshaft und 0,63% der Einzelhaft. Die 
Psychosen treten also in der Einzelhaft häufiger auf, als 
in der Geineinschaftshaft, sind aber auch weit heilbarer, 
als jene der Gemeinschaftshaft. Es steht daher die grössere 
Zahl der Heilbaren der kleineren Zahl der Unheilbaren 
gegenüber, und so ist auch vom psychiatrischen Stand¬ 
punkte aus die Einzelhaft, als die im Grunde minder 
gefährdende Form der Einsperrung zu betrachten. 

ad 5. Selbstmordversuche wurden von 0,07 % der 
Gemeinschafts- und von 0,36 % der Einzelsträflinge 
verübt. 

Dies ist ein Zeichen, dass sich einerseits in der 
Einzelhaft der Ernst der Strafe empfindlich fühlbar macht 
und dass anderseits infolge des Insichgehens der Zellen¬ 
häftlinge edlere Regungen des Gemütes geweckt und 
seelische Kämpfe durchgekämpft werden, dass schliesslich 
tiefe Reue den Gefangenen oft mit einer Macht erfasst, 
die manchen dazu treibt, Hand an sich zu legen, doch 
bleibt es infolge der Wachsamkeit des Aufsichtspersonals 
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meist nur beim Selbstmordversuche. Zum Selbstmorde 
kommt es in den seltensten Fällen. 

ad 6 . Da die hygienischen Verhältnisse der Zelle 
günstiger sind als jene der gemeinsamen Haft, da weiters 
gegen die Zellenhäftlinge weit weniger und leichtere 
Disziplinarstrafen verhängt werden als gegen die Häftlinge 
der Gemeinschaftshaft, da ferner in der Einzelhaft der 
von den Häftlingen der Gemeinschaftshaft betriebene Kost¬ 
schwindel, wie Verschenkung von Fleischportionen für 
Tabakabfälle und dergl. nicht Vorkommen kann, da endlich 
die sexuellen Verirrungen, welche in der Gemeinschaftshaft 
getrieben werden, weit verderblicher wirken, als jene 
Handlungen, die der Einzelhäftling vornehmen kann, — ist 
auch der Ernährungszustand der Einzelhäftlinge günstiger, 
als jener der Gemeinschaftshäftlinge. 

ad 7. Die Zahl der disziplinären Bestrafungen beträgt 
in der Gemeinschaftshaft 26,71 %, in der Einzelhaft bloss 
19,96 %. Also auch in disziplinärer und sittlicher Beziehung 
stehen die grösseren Vorteile auf Seite der Einzelhaft. 

Während der Zellenhäftling Zeit und Gelegenheit hat 
über seine Lage und seine Uebeltat nachzudenken, in sich 
zu gehen, während er so schweren seelischen Kämpfen 
unterworfen und Ermahnungen und Belehrungen zugänglich 
ist, freut sich der Gemeinschaftshäftling des angenehmen 
Lebens auf der Hochschule des Verbrechens, lehnt sich 
gegen Ordnung und Gesittung auf, ist Belehrungen unzu¬ 
gänglich und verbreitet oder atmet Verderbnis, wohin er 
sich wendet! Nichts fürchtet besonders der Gewohnheits¬ 
verbrecher so sehr, wie die Absonderung in einsamer Zelle 
und scheut, wenn andere Versuche fruchtlos bleiben, selbst 
vor einem Selbstmordversuche nicht zurück, um aus der¬ 
selben wieder in die geliebte Gemeinschaftshaft zurück¬ 
zukommen. 

Der Einzelhaft gebührt daher auch in gesundheitlicher 
und sittlicher Beziehung der Gemeinschaftshaft gegenüber 
der Vorzug. — 
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Die Einzelhaft soll eine absolute sein! Ein modifiziertes 
Isoliersystem, welches gestattet, dass Einzel- und Gemein¬ 
schafts-Häftlinge gemeinsam die Schule besuchen, gemein¬ 
sam und untereinander gemengt im Spitale liegen, entspricht 
nicht dem Zweckgedanken der Einzelhaft. Ein solches 
System ist eine halbe Massnahme, welche die Vorteile der 
Einzelhaft nahezu äufhebt und den Ansteckungsgefahren 
der Gemeinschaftshaft den Weg in die Zelle bahnt. — 

-*- 

Literatur. 


Le Travail Dans Des Prisons et en particulier Dans 
Des Maisons Centrales betitelt sich ein Buch von Dr. Roger 
Roux, Richter in Vesoul, welches bei Arthur Rousseau, Paris, 
14 rue Soufflot 1902 erschienen ist. 

Der Verfasser, welcher die einschlagende Literatur der ver¬ 
schiedenen Länder gründlich studiert hat, stellt nach einem geschicht¬ 
lichen Ueberblick über die verschiedenen Auffassungen vom Wesen 
und Wert der Sträflingsarbeit zunächst fest, welchen Anforderungen 
dieselbe entsprechen müsse. Sie soll ernst, erzieherisch, produktiv, 
einträglich, zur Erlernung eines Gewerbes befähigend und den 
Kräften und Verhältnissen des Gefangenen angemessen sein. 

Eine eingehende Untersuchung des Wesens der Unternehmer¬ 
und Regiearbeit und deren Verbreitung in den einzelnen Ländern 
führt den Verfasser alsdann zur Ueberzeugung der unzweifelhaften 
Vorzüge der Regiearbeit. Nicht weniger gründlich behandelt das 
Buch in einem weiteren Kapitel die Konkurrenz, welche die Sträflings¬ 
arbeit der Arbeit Freier bereitet. Nachdem dem Staate das Recht 
zugesprochen ist, durch die Sträflingsarbeit ebenso wie durch freie 
Arbeiter in Staatsfabriken der freien Arbeit an sich Konkurrenz zu 
machen, werden die Grundsätze bestimmt, welche zu befolgen sind, 
um diese Konkurrenz nicht illoyal erscheinen zu lassen. Durch aus¬ 
führliche geschichtliche Rückblicke und Darstellungen des gegen¬ 
wärtigen Rechtszustandes werden diese Erörterungen erläutert, woran 
sich eine ausführliche Abhandlung darüber anschliesst, welche Wege 
einzuschlagen sind, um eine schädliche Konkurrenz möglichst zu 
vermeiden. Dieselbe führt zu der Forderung, der Staat solle in den 
Strafanstalten nur in Regie arbeiten lassen und zwar solche Gegen¬ 
stände, die in Staatsbetrieben gebraucht werden. 

Dies ist in grossen Zügen der Inhalt des lehrreichen Buches. 
Schon hieraus erhellt die Bedeutung desselben für jeden Straf¬ 
vollzugsbeamten und alle diejenigen, welche sich mit der Gefängnis¬ 
verwaltung beschäftigen. Den wahren Wert wird aber nur der kennen 
lernen, der aus den reichen Details durch eingehendes Studium 
Belehrung schöpft. v. E. 
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Auszug 

aus der Rechnung für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 1902. 


I« Einnahmen« 


Pos. 1. Kassenrest aus voriger Rechnung 
„ 2. Rückstände . . - . 

„ 3. Mitgliederbeiträge .... 
„ 4. Kapitalzinsen .... 
n 5. Rückerhobene Kapitalien 
„ 6. Absatz von Heften 

„ 7. Erlös aus Inseraten 

„ 8. Sonstige Einnahmen 
„ 9. Vorschuss und Ersatz . 


Mk. 161.96 
„ 244.— 

„ 2552.— 

„ 131.32 

» 1100 .- 
554.75 
n 130.- 
„ 270.02 

„ 140.- 


Summa der Einnahmen Mk. 5284.05 


II. Ausgaben. 


Pos. 1. Druckkosten und Buchbinderlöhne 
„ 2. Porti und Versendungskosten 

„ 3. Einrichtungsgegenstände 

„ 4. Honorare. 

,, 5. Kapitalanlagen .... 

„ 6. Bureaukosten und Kassenführung 

„ 7. Litteratur. 

„ 8. Sonstige Ausgaben 

„ 9. Vorschuss und Ersatz . 


Mk. 3478.04 

„ 512.77 

I 78.- 

* 354.32 

„ 499.96 

„ 6 .- 

w 204.84 


Summa der Ausgaben Mk. 5137.87 


Abschluss. 

Die Einnahmen betragen . . Mk. 5284.05 

Die Ausgaben betragen . . . „ 5137.87 

Kassenrest Mk. 146.18 
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Vermögensstandsdarstellung 

auf 1. Januar 1903. 

Das Vermögen des Vereins besteht in: 

1. Kassenrest vom 31. Dezember 1902 .... Mk. 146.18 

2. Kapitalanlagen: 

a) in Wertpapieren (Reichsanleihe und 

Pfandbriefen) zum Nennwert . . Mk. 2200.— 

b) Sparkassenguthaben . . . „ 1302.24 „ 3502.24 

3. Rückständige Mitgliederbeiträge „ 360.— 

4. Ersatzposten. „ —.— 


5. Wert des Inventars.. 470.— 



Summa 

Mk. 

4478.42 

Hieran sind abzuziehen: 




Die für 1903 vorausbezahlten Mitgliederbeiträge 

mit . 

- 

136.— 

verbleibt somit auf 31. Dezember 1902 ein 

Rein- 



vermögen von. 

. 

Mk. 

4342.42 

Dasselbe hat auf 31. Dezember 1901 betragen 

• . 


4969.98 


somit Verminderung Mk. 627.56 


von den höheren Druckkosten herrührend. 

Mannheim, 15. März 1903. 

Der Vereins-Ausschuss. 
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Personalnachrichten. 


V er einsmitgdieder. 

Bayern. 

Befördert wurde: 

Bschorer, Hausarzt am Zuchthaus Kaisheim zum Königl. Bezirksarzt 
I. Klasse'in Neustadt a. Aisch. 

Versetzt wurden: 

Bauer, Königl. Assessor an der Gefangenanstalt Lichtenau in 
gleicher Eigenschaft an das Zuchthaus Ebrach. 

Forsteneich n er, Königl. Assessor am Zuchthaus Plassenburg auf 
Ansuchen an die Strafanstalt Straubing. 

Hess, Königl. Assessor an der Gefangenanstalt Laufen in gleicher 
Eigenschaft an die Gefangenanstalt Sulzbach. 

Hilger, Königl. Assessor am Zuchthaus Ebrach desgleichen an daa 
Zuchthaus Plassenburg. 

Jäger, Dr., Strafanstaltsgeistlicher am Zuchthaus Ebrach desgleichen 
an die Gefangenanstalt Amberg. 

Mayer, Hausgeistlicher an der Gefangenanstalt Sulzbach desgleichen 
an die Gefangenanstalt Lichtenau. 

Gestorben ist: 

Fent, Strafanstaltslehrer in Niederschönenfeld. 

Preussen. 

Gestorben ist: 

Starke, Wirklicher Geheimer Ober justizrat in Berlin. 

Sachsen. 

Versetzt wurde: 

Freund, Landesanstaltsinspektor in Zwickau in gleicher Eigenschaft, 
nach Bautzen. 

W ürttemberg. 

Versetzt wurde: 

Sieber, Kaplan in Comburg, kath. Hausgeistlicher am Landes¬ 
gefängnis Schw. Hall in gleicher Eigenschaft an das Landes¬ 
gefängnis Rottenburg. 

Bosnien-Herzego wina. 

Ernannt wurde: 

Stahl, röchtsk. Sekretär und Leiter der Centralstrafanstalt in Zenica 
zum Direktor. 
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Eingetreten. 

Bayern. 

Feistle, Hauslehrer am Zuchthaus Kaisheim. 

Härtl, Dr., Königl. Bezirksarzt, Hausarzt am Zuchthaus Wasserburg. 
Haggenmiller, rechtsk. Funktionär an der Gefangenanstalt 
Lichtenau. 

Stritzl, Dr., Hausarzt am Zuchthaus Kaisheim. 

Hessen. 

All wohn, Pfarrer, evang. Anstaltsgeistlicher in Marienschloss. 
Sachsen (Königreich). 

Lasalle, de, Pfarrer, Anstaltsgeistlicher in Zwickau. 

Seidel, Anstaltsoberinspektor in Waldheim. 

W tirttemberg. 

Hagmann, Kaplaneiverweser in Comburg, kath. Hausgeistlicher 
am Landesgefängnis Schw. Hall. 


Ausgetreten. 

Baden. 

Reuth er, Oberrechnungsrat, Strafanstaltsverwalter a. D., früher in 
Bruchsal, jetzt in Konstanz. 

Bayern. 

Fent, Edmund, Hauslehrer an der Gefangenanstalt Laufen. 

Mayer, Strafanstaltslehrer in Amberg bei der Zuruhesetzung. 

Hessen. 

Fischer, bisher Anstaltsgeistlicher in Marienschloss, jetzt Pfarrer 
in Nierstein. 

Preussen. 

Scheike, Gefängnisinspektor in Oppeln. 
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Schwedisches Gesetz 

betreffend die Pflege von Pflegekindern. 

Gegeben im Schloss zu Stockholm, den 6. Juni 1902. 


Wir Oscar, von Gottes Gnaden, König u. s. w. geben 
bekannt: dass Wir, mit dem Reichstage, für gut befunden 
haben in Gnaden Folgendes zu verordnen: 

§ 1 . 

Dieses Gesetz bezieht sich auf Kinder, die gegen 
Entschädigung bei anderen als ihren Eltern, Stiefeltern, 
Grosseltern väterlicher- oder mütterlicherseits oder gesetz¬ 
lichen Vormündern in Pflege gegeben sind und das siebente 
Lebensjahr nicht zurückgelegt haben. 


§ 2 . 


Die Gesundheitsbehörde oder, wo solche nicht vor¬ 
handen, die Kommunalbehörde soll, jede innerhalb ihres 
Wirkungsgebietes, Pflegekindern besondere Fürsorge zum 
Schutze ihrer Gesundheit und ihres Lebens widmen, und 
liegt der Behörde ob, zu diesem Zwecke' teils darauf zu 
sehen, dass Kinderpflege nicht von Personen oder zu 
Stellen ausgeübt wird, die hierfür ungeeignet sind, teils 
auch die Behandlung der Pflegekinder zu überwachen. 

Bezüglich der Ueberwachung der Kinderpflege seitens 
der Behörde und der Aufsicht der Vorgesetzten Behörde 
darüber haben, neben den Bestimmungen dieses Gesetzes, 
die Gesundheitsvorschriften für das Reich und die Verord¬ 
nung über die Kommunal Verwaltung auf dem Lande in 
den anwendbaren Teilen zur Richtschnur zu dienen. 
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§ 3 . 

1. Im Falle es für nötig oder geeignet erachtet wird, 
haben, in Städten, die Stadtverordneten oder, wo solche 
nicht vorhanden, der gemeine Rat und, auf dem Lande, 
die Kommunalversammlung eine besondere Kommission, 
unter dem Namen des Kinderpflegeamts, mit der Ueber- 
wachung der Kinderpflege zu beauftragen, welche sonst 
gemäss diesem Gesetz von der Gesundheits- oder Kommunal¬ 
behörde ausgeübt werden sollte. 

2. Was in den Gesundheitsvorschriften für das Reich 
oder der Verordnung über die Kommunalverwaltung auf 
dem Lande betreffs der Zusammensetzung der Gesundheits¬ 
oder Kommunalbehörde, der Wahl der Mitglieder und 
Suppleanten, der Unfähigkeit zur Ausübung eines solchen 
Amtes, der Zeit, für welche die Behörde einzusetzen ist, 
und ihrer Arbeitsordnung vorgeschrieben ist, soll auch für 
das Kinderpflegeamt Geltung haben; jedoch sollen zu 
Mitgliedern dieser Behörde auch Frauen gewählt werden 
können und ein gewähltes Mitglied jederzeit das Recht 
besitzen, sein Amt niederzulegen; und soll auch das Kinder¬ 
pflegeamt, was seine wie seiner Mitglieder und der im § 12 
genannten Gehilfen Verpflichtungen, Befugnisse und das 
Verhalten zu andern Behörden betrifft, mit der Gesund¬ 
heits- oder Kommunalbehörde, soweit sie sich mit der 
Kinderpflege befasst, gleichgestellt sein. 


§ 4. 

1. Die Medizinalbehörde teilt nötige Ratschläge und 
Anweisungen bezüglich der Kinderpflege zur Befolgung 
nicht nur seitens der Gesundheits-, Kommunal- oder Kinder¬ 
pflegeämter, sondern auch seitens derer mit, welche Kinder¬ 
pflege ausüben. 

2. Der Gesundheits- oder Kommunalbehörde liegt ob, 
im Zusammenhang mit den in den § 11 und 27 der Ge¬ 
sundheitsverordnung für das Reich vorgeschriebenen Be¬ 
richten und Angaben, über die Kinderpflege Bericht zu 
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erstatten, gemäss den näheren von der Medizinalbehörde 
ausgefertigten Bestimmungen; und soll das Kinderpflege¬ 
amt solche. Berichte in der Ordnung und innerhalb der 
Zeit abgeben, wie bezüglich der obengenannten Berichte 
und Angaben festgesetzt ist. 

§ 5. 

1. Dem Kinderpfleger, worunter in diesem Gesetz 
derjenige verstanden wird, der ein Kind zur Pflege und 
Erziehung in privater Wohnung angenommen hat, und, 
wo es sich um ein Kind handelt, das in eine besondere 
Anstalt, welche Kinderpflege ausübt, aufgenommen worden 
ist, dem Inhaber der Anstalt oder, wenn vorhanden, dem 
Vorsteher derselben liegt ob, in Städten innerhalb drei 
und auf dem Lande innerhalb vierzehn Tagen nach An¬ 
kunft des Kindes dem Gesundheits-Kommunal- oder Kinder¬ 
pflegeamt darüber Meldung zu machen, mit der Angabe 
des Grundstückes, wo das Kind gepflegt wird, wie auch 
gleichzeitig oder innerhalb der vom Amt festgesetzten Zeit : 

a) Auszüge aus dem Geburts- und Taufregister 
bezüglich des Kindes vorzulegen; 

b) Namen und Wohnort desjenigen anzugeben, der 
das Kind in Pflege gegeben; ferner 

c) diejenigen Angaben und Bescheinigungen zu 
liefern, die vom Amt betreffs der Höhe oder 
Beschaffenheit der Pflegevergütung, der Zeiten 
ihrer Ausbezahlung oder der übrigen hauptsäch¬ 
lichen Bedingungen, unter denen das Kind dem 
Pfleger in Pflege gegeben worden ist, verlangt 
werden können. 

2. Bei Veränderung des Wohnortes innerhalb der 
Kommune hat der Kinderpfleger dem Amte darüber inner¬ 
halb der Zeit Meldung zu machen, wie sie für die oben- 
genaunte Anmeldung festgesetzt ist. 

3. Verzieht der Pfleger nach einer anderen Kommune, 
so hat er bei deren Amt gemäss dem im Abschn. 1 dieses 
Paragraphen gesagten Meldung zu machen. 
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§ 6 . 

Der Kindespfleger soll dem Pflegekind diejenige Für¬ 
sorge und Wartung widmen, die für eine befriedigende 
Pflege desselben erforderlich ist. Erkrankt das Pflegekind, 
so liegt dem Pfleger ob, ihm die besondere Pflege zu 
bereiten, die die Umstände erheischen. 

In oben erwähnter Hinsicht hat das Gesundheits- 
Kommunal- oder Kinderpflegeamt im Anschluss an die 
Ratschläge und Anweisungen, über die in § 4 Abschn. 1 
bestimmt worden, dem Kinderpfleger die erforderlichen 
Vorschriften mitzuteilen. 

2. Der Kinderpfleger darf sich nicht der Aufsicht des 
Amtes über die Pflege des Pflegekindes entziehen. 

3. Ist das Pflegekind gestorben oder hat der Pfleger 
dasselbe von sich weggegeben, hat er, in Städten inner¬ 
halb drei und auf dem Lande innerhalb vierzehn Tagen 
danach, dem Amte darüber Meldung zu machen. 

§ 7 - 

1. Wenn bei der in § 5 erwähnten Anmeldung das 
Gesundheits-Kommunal- oder Kinderpflegeamt es mit Rück¬ 
sicht auf die persönlichen Eigenschaften des Kinderpflcgers 
und auf die Verhältnisse oder die Beschaffenheit des Ortes, 
wo das Kind gepflegt wird, für offenbar erachtet, dass 
das Kind bei dem Pfleger nicht völlig zufriedenstellende 
Pflege erhalten kann, so soll das Amt unverzüglich ihn 
auffordern, innerhalb einer vom Amte zu bestimmenden 
Zeit das Kind an den zur Versorgung des Kindes Ver¬ 
pflichteten zurückzugeben. 

Dieselbe Massregel ist auch vom Amte zu treffen, 
wenn das Kind, das zur Pflege und Wartung in privater 
Wohnung angemeldet ist, noch nicht ein Jahr alt ist und 
der Pfleger bereits zwei solche Kinder in Pflege und 
Wartung hat; jedoch darf das Amt hierbei diejenige Aus¬ 
nahme machen, zu der besonderer Anlass vorliegen mag. 

2. Versäumt der Kindespfleger bei der Ausübung der 
Kindespflege die ihm gemäss diesem Gesetz oder darauf 
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gegründeter besonderer Vorschrift obliegenden Pflichten 
in Bezug auf Pflege und Wartung des Kindes, so soll das 
Amt durch geeignete Vorstellungen hierin Besserung zu 
bewirken suchen oder auch an den Pfleger die im Abschn. 1 
dieses Paragraphen erwähnte Aufforderung ergehen lassen. 

3. Bezieht sich die Aufforderung auf ein Kind, das 
vom Armenamt oder von der Direktion einer Anstalt oder 
eines Vereins für Kinderpflege ausgedingt worden ist, so 
soll das Armenamt oder die Direktion durch Fürsorge des 
Kinderpflegeamts unverzüglich von der Aufforderung und 
den Gründen dafür in Kenntnis gesetzt werden. 

§ 8 . 

Stellt sich heraus, dass jemand, ohne in gehöriger 
Weise die in § 5, Abschn. 1 oder 3 erwähnte Anmeldung 
gemacht zu haben, ein Kind in Pflege und Wartung hat, 
so kann das Gesundheits-, Kommunal- oder Kinderpflegeamt 
an ihn die Aufforderung ergehen lassen, die in § 7 Abschn. 1 
erwähnt ist. 

Dabei hat das Amt zugleich, sofern ein Fall vorliegt, 
wie er in § 7 Abschn. 3 erwähnt ist, die dort vorgeschriebene 
Mitteilung zu machen. 


§ 9. 

Bei Erteilung der in § 7 oder 8 erwähnten Aufforderung 
ist das Amt berechtigt, wenn Grund dazu vorliegt, dem¬ 
jenigen, an den die Aufforderung ergeht, zu verbieten, 
fernerhin Pflegekinder anzunehmen. 


§ 10 . 

Wenn jemand, der auf Grund des § 7 oder 8 die 
Aufforderung erhalten hat, ein Pflegekind abzugeben, 
solches unterlässt, oder wenn jemand trotz des in § 9 
erwähnten Verbotes ein Kind in Pflege genommen hat, so 
liegt in Städten dem Polizei Vorsteher und auf dem Lande 
dem Kronbedienten ob, auf Antrag des Amtes die nötige 
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Hülfeleistung zur Uebergabe des Kindes an den zu seiner 
Versorgung Verpflichteten zu gewähren. . 

§ 11 - 

Wer es versäumt hat, der ihm auf Grund von § 5 
oder § 6 Abschn. 3 obliegenden Anmeldepflicht nach¬ 
zukommen, ist mit einer Geldstrafe von 5 bis zu 100 Kronen 
zu belegen. 

Hat jemand trotz erhaltenen Verbotes ein Pflegekind 
angenommen, beträgt die Geldstrafe 50 bis 500 Kronen. 

§ 12 . 

1. Wird solches für die Kommune oder einen .Teil 
derselben für nötig oder geeignet befunden, so besitzt das 
Gesundheits-, Kommunal- oder Kinderpflegeamt das Recht, 
besondere Gehülfen, Männer oder Frauen, zu verordnen, 
die im Namen des Amtes, je in ihren vom Amte bestimmten 
Bezirke und nach den Vorschriften, die das Amt im übrigen 
erteilt, zunächst Aufsicht über die Kindespflege ausüben; 
und dürfen diese Gehülfen an den Beratungen des Amtes 
über dahingehörige Fragen, nicht aber an den Beschlüssen 
teilnehmen. 

2. Der Gehülfe hat im Namen des Amtes die in § 5 
erwähnten Anmeldungen, Akten und Angaben bezüglich 
Pflegekinder innerhalb des Dienstbezirkes des Gehülfen 
entgegenzunehmen und unverzüglich an das Amt weiter 
zu befördern. 

3. Der Gehülfe ist innerhalb seines Dienstbezirkes 
berechtigt, im Namen des Amtes diejenigen Vorstellungen 
zu machen, von denen in § 7 Abschn. 2 gesprochen worden, 
ebenso um Hülfeleistung gemäss § 10 nachzusuchen, sofern 
nicht, ohne besondere Gefahr für Gesundheit oder Leben 
des Kindes, damit gewartet werden kann, bis es dem 
Amte möglich ist, um solche Hülfeleistung nachzusuchen. 

Massregeln, die der Gehülfe auf dieses Paragraphen¬ 
abschnitts getroffen, sollen schnellstens und wenn möglich 
bei der nächsten Sitzung dem Amte gemeldet werden. 
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4. Wo besondere Geholfen nicht verordnet sind, sollen 
die Mitglieder des Amtes, innerhalb vom Amte bestimmter 
Bezirke, die in Abschn. 1 erwähnte Aufsicht ausüben und 
die Befugnis gemäss Abschn. 3 und die Pflicht haben, wie 
im letzten Satz desselben Abschnitts festgesetzt ist. 

§ 13. 

Beim Gesundheits-, Kommunal- oder Kinderpflegeamt 
sollen bezüglich der Unterhaltung der Pflegekinder in der 
Kommune Aufzeichnungen in besonderen Liegern nach 
Formularen geführt werden, die vom König gestellt wird. 

§ 14. 

Das Gesundheits-, Kommunal- oder Kinderpflegeamt 
soll jährlich, vor Ausgang des Monats Januar, dem Pastor¬ 
amt ein Verzeichnis aller Pflegekinder einliefern, die am 
Ende des letztverflossenen Jahres innerhalb der Kommune 
ausgedingt waren und, da das Verzeichnis aufgestellt wird, 
noch ausgedingt sind. Ein solches Verzeichnis soll, wenn 
in der Kommune mehr als eine Gemeinde vorhanden ist, 
gemeindeweise abgegeben werden, so dass jeder Gemeinde 
beziehungsweise Gemeindeabteilung ein besonderes Ver¬ 
zeichnis übergeben wird, das nur die dort ausgedingten 
Kinder aufführt. 

Das Verzeichnis soll für jedes Kind enthalten eine 
Angabe über: 

a) den Kindespfleger; 

b) Namen und Geburtsdatum des Kindes; 

c) den Ort, wo das Kind gepflegt wird; und 

d) die Person, die gemäss § 12, in der Eigenschaft 
als besonderer Gehülfe oder Mitglied des Amts, 
zunächst die Aufsicht über das Kind auszuüben hat. 

Handelt es sich um Kommunen auf dem Lande, so 
soll ein Verzeichnis des oben genannten Inhalts von dem 
Amt innerhalb der obenerwähnten Zeit auch dem betreffenden 
Provinzialarzt oder Extra-Provinzialarzt zugestellt werden. 
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§ 15. 

1. Massnahmen, die auf Grund des § 12 von einem 
Gehülfen oder Mitglied des Gesundheits-, Kommunal- oder 
Kinderpflegeamts getroffen worden sind, können beim Amte 
überklagt werden. 

2. Ueber einen Beschluss des Amtes in Fragen, die 
dieses Gesetz betreffen, kann derjenige, der sich in seinem 
Rechte dadurch verletzt oder rechtswidrig beschränkt 
glaubt, bei der Provinzialregierung innerhalb der Zeit, 
die für die Ueberklagung der Beschlüsse der Gemeinde¬ 
versammlung bestimmt ist, Beschwerde einlegen. 

3. Gegen den Beschluss der Provinzialregierung kann 
beim König innerhalb der Zeit Beschwerde geführt werden, 
die für Ueberklagung der Beschlüsse von Verwaltungs¬ 
behörden und Aemtern bestimmt ist. 

4. Massnahmen oder Beschlüsse sind, auch wenn Be¬ 
schwerde eingelegt ist, zu befolgen, bis anderes verordnet 
werden kann. 


§ 16. 

Findet ein Polizeibeamter oder Kronbeamter, dass die 
Pflege von Pflegekindern vernachlässigt wird oder dass 
Gefahr dafür vorliegt, so hat er dieses beim Gesundheits-, 
Kommunal- oder Kinderpflegeamt anzumelden oder, wenn 
die Umstände es veranlassen, über den Sachverhalt der 
Provinzialregierung zu berichten. Findet die Provinzial¬ 
regierung auf Grund der Meldung oder sonstwie, dass 
Grund für die Annahme vorliegt, dass das Pflegekind ver¬ 
nachlässigt wird, so besitzt die Provinzialregierung das 
Recht, den zuständigen Arzt damit zu beauftragen, an Ort 
und Stelle den Sachverhalt zu untersuchen. Der Arzt hat 
schnellstens der Provinzialregierung Bericht zu erstatten 
unter Vorschlag der Massnahmen, die die Umstände er¬ 
fordern, und liegt dem Arzte ausserdem ob, durch die 
Provinzialregierung der Medizinalbehörde eine Abschrift 
der Akten einzusenden. 
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§ 17 - 

1. Dieses Gesetz findet nicht Anwendung auf Kinder, 
die in einer besonderen Anstalt zur Kinderpflege sich be¬ 
finden, die der Verwaltung und Aufsicht des Armenamts 
untersteht und innerhalb des Armenpflegebezirks belegen 
ist, der das Armenamt gewählt hat. 

2. In einem Armenpflegebezirk, dessen Armenpflege¬ 
amt aus der Kommunalbehörde besteht, und wo die Auf¬ 
sicht über die Kinderpflege nicht einem Kinderpflegeamt 
übertragen ist, finden die § 5 und § 7 mitgeteilten Vor¬ 
schriften betreffs Anmeldung der Aufnahme eines Kindes 
und der Aufforderung des Kindespflegers, das Kind abzu¬ 
geben, keine Anwendung auf Kinder, die vom Armenpflege¬ 
amt zur Pflege innerhalb des Armenpflegeamts ausgedingt 
worden sind; und liegt dem Armenpflegeamt ob zuzusehen, 
dass diese Kinder nicht bei Pflegern unter Umständen aus¬ 
gedingt werden oder in Pflege bleiben, die in § 7 als 
Trennung des Pflegekindes von dem Pfleger veranlassend 
angegeben sind. 

3. Dem König steht es zu, wo die Direktion einer 
Kinderpflegeanstalt, deren Reglement der König festgestellt, 
erwiesenermassen völlig zuverlässige Anordnungen für die 
Pflege der Kinder getroffen hat, genannte Direktion bis 
auf weiteres für die Zeit von höchstens zehn Jabren von 
der Anwendung der Bestimmungen dieses Gesetzes betreffs 
der Kinder, die der Anstalt angehören, zu befreien. Die¬ 
selbe Befreiung kann auch, wo erwiesenermassen die 
gleichen Anordnungen getroffen sind, von dem König einem 
Armenpflegeamt bezüglich der Kinder zuerkannt werden, 
die von dem Amt zur Pflege innerhalb oder ausserhalb des 
betreffenden Armenpflegebezirks ausgedingt worden sind. 


§ 18. 

1. Bezüglich anderer zur Kinderpflege bestimmten 
Anstalten als der in Abschn. 1 und 3 des § 17 genannten 
kann die Provinzialregierung nach Anhörung des ersten 
Provinzialarztes oder ihm gleichstehenden Stadtarztes und 
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des Gesundheits-, Kommunal- oder Kinderpflegeamts auf 
Ansuchen des Inhabers der Anstalt Befreiung von der Ver¬ 
pflichtung erteilen, die Anmeldungen zu machen und der 
Aufsicht sich zu unterwerfen, auf die in diesem Gesetze 
Bezug genommen ist. Eine solche Befreiung hat sich auf 
ein bestimmtes Grundstück zu beziehen; und ist bei Er¬ 
teilung der Befreiung die Höchstanzahl der Kinder fest¬ 
zustellen, die gleichzeitig an dem Orte gepflegt werden 
dürfen. 

2. Die erteilte Befreiung kann jederzeit zurückgezogen 
werden. 

3. Die Provinzialregierung hat dem Amte seinen Be¬ 
schluss über Erteilung oder Aufhören der Befreiung mit- 
zuteilen. 

4. Als Bedingung für den Genuss genannter Befreiung 
ist erforderlich, dass ein legitimierter Arzt sorgfältige Auf¬ 
sicht über die gesundheitlichen Verhältnisse bezüglich der 
in die Anstalt aufgenommenen Pflegekinder ausübt und 
darüber dreimal jährlich zu Zeiten, die das Amt zu be¬ 
stimmen hat, dem Amte Bericht erstattet, und dass der 
Inhaber der Anstalt jedes Jahr vor dem 15. Januar dem 
Amte einen Bericht einliefert, der die zu einer genauen 
Uebersicht über die Wirksamkeit der Anstalt während des 
vergangenen Jahres bezüglich der Unterhaltung der Pflege¬ 
kinder erforderlichen Angaben, unter anderem Bericht über 
die Aenderungen in der Kinderanzahl, enthält. 

§ 19. 

Gegen Vergehen, wie sie im § 11 erwähnt sind, hat, 
nach Anmeldung seitens des Gesundheits-, Kommunal- oder 
Kinderpflegeamtes, der Staatsanwalt (der öffentliche An¬ 
kläger) beim Polizeigericht, wo ein solches besonders vor¬ 
handen ist, sonst aber bei der Polizeikammer und, wo 
solche nicht vorhanden, beim öffentlichen Gericht Anklage 
zu erheben; und gilt, bezüglich der Klage über Ent¬ 
scheidungen des Gerichts oder der Polizeikammer in diesen 
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Kriminalsachen verordnet ist. 

Geldstrafen gemäss diesem Gesetz fallen der Kom¬ 
munalkasse anheim. Fehlt es an Einkünften zu ihrer 
völligen Bezahlung, sind sie gemäss dem allgemeinen 
Strafgesetz umzuwandeln. 


Dieses Gesetz tritt den 1. Januar 1903 in Kraft und 
gilt auch betreffs Kinder, die vor dem genannten Tage 
zur Pflege angenommen worden sind; jedoch ist nicht, 
was diese Pflege betrifft, erforderlich, dass die Anmeldung 
gemäss § 5 vor dem 1. April 1903 geschieht oder andere 
auf den hierhergehörigen Festsetzungen beruhende Mass¬ 
nahmen vor diesem Termin getroffen werden. 

Welches alle, die es angeht, u. s. w. u. s. w. 

Schloss Stockholm, den 6. Juni 1902. 

In Abwesenheit Sr. Maj. Meines allergnädigsten 
Königs und Herrn: 

Gustaf 
(L. S.) 

E. von Krusenstjerna. 


Verordnung Sr. Maj. des Königs 
betreffend Befreiung des öffentlichen Waisenhauses in Stock¬ 
holm von der Anwendung des Gesetzes über die Pflege von 

Pflegekindern. 

Gegeben im Schloss zu Stockholm, den 6. Juni 1902. 


Wir Oscar.geben bekannt: dass Wir, wie 

Wir an diesem Tage das Gesetz über die Pflege von Pflege¬ 
kindern erlassen, es für gut befinden, unter Anwendung 
von § 17 Abschn. 3 desselben Gesetzes, der Direktion des 
öffentlichen Waisenhauses in Stockholm Befreiung vorläufig 
bis zum Ausgang des Jahres 1912 von der Anwendung der 
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Bestimmungen genannten Gesetzes mit Bezug auf Kinder, 
die der Anstalt angehören, zuzuerkennen. 

Welches alle, die es angeht, u. s. w. u. s. w. 

Schloss Stockholm, den 6. Juni 1902. 

In Abwesenheit Sr. Maj. Meines allergnädigsten 
Königs und Herrn: 

Gustaf 
(L. S.) 

E. von Krusenstjerna. 


Gesetz 

betreffend Erziehung verwahrloster und in sittlicher Beziehung 
vernachlässigter Kinder. 

Gegeben im Schloss zu Stockholm, den 13. Juni 1902. 

§ 1 . 

1. Dieses Gesetzbezieht sich auf die Verschaffung zweck¬ 
mässiger Erziehung für Kinder unter 15 Jahren, welche 
auf Grund der Lasterhaftigkeit, Nachlässigkeit oder des 
Unvermögens der Eltern oder Vormünder, den Kindern die 
nötige Aufsicht zu widmen, in sittlicher Beziehung so ver¬ 
nachlässigt sind, dass besondere Massregeln für erforderlich 
erachtet werden, um ihrer Verwahrlosung vorzubeugen, 
oder welche so verwahrlost sind, dass die Erziehungs¬ 
mittel der Familie und der Schule für unzureichend zu 
ihrer Besserung befunden werden. 

2. Wie für die Erziehung verwahrloster Kinder im 
bestimmten Falle auch nach zurückgelegtem 15. Lebens¬ 
jahre soll gesorgt werden können, wird in § 12 festgesetzt. 


§ 2 . 


In jedem Schulbezirk soll ein Kinderaufsichtsamt vor¬ 
handen sein, welchem es obliegt, in Gemässheit der Be¬ 
stimmungen dieses Gesetzes sich solcher im § 1 erwähnter 
Kinder, soweit sie innerhalb des Bezirkes sich aufhalten, 
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anzunehmen. Dieses Amt besteht in den Bezirken, wo 
nicht ein besonderes Kinderaufsichtsamt gemäss § 27 ein¬ 
gesetzt wird, aus dem Schulrate oder der Behörde, die 
sonst die Schulverwaltung ausübt. 

§ 3. 

Im Falle des Bedürfnisses hat das Kinderaufsichtsamt 
das Recht, zur Ausübung seiner Wirksamkeit seinen Bezirk 
in Kreise einzuteilen und für jeden solchen Kreis zu seiner 
Hülfe jährlich Kreisbevollmächtigte entweder aus seinen 
eigenen Mitgliedern oder auch aus anderen Männern oder 
Frauen, die für die Erziehung der Jugend interessiert sind, 
auszuersehen. 

§ 4. 

Kreisbevollmächtigte und für die betreffenden Schul¬ 
bezirke angestellte besondere Volksschulinspektoren haben 
das Recht, bei den Sitzungen des Kinderaufsichtsamtes 
anwesend zu sein und an den Beratungen, nicht aber an 
den Beschlüssen, teilzunehmen. 

§ 5. 

Die Mitglieder des Kinderaufsichtsamts und die Kreis¬ 
bevollmächtigten haben darauf zu achten, dass Kinder 
nicht in sittlicher Beziehung vernachlässigt oder verwahrlost 
werden, und, wenn solches geschieht, darüber beim Amt 
Meldung zu machen. Ebensolche Meldung ist auch von 
jeder staatlichen oder kommunalen Behörde und von jedem 
solchen Beamten zu machen, der in dieser seiner Eigen¬ 
schaft Kenntnis von Verhältnissen erhalten, die zur Meldung 
Anlass geben. 

§ 6 . 

1. Ist die Meldung gemäss § 5 gemacht worden, so 
hat der Vorsitzende des Kinderaufsichtsamtes zur Vor¬ 
bereitung der Stiche unverzüglich genaue Erkundigungen 
nach den Lebensverhältnissen und der Führung des Kindes 
einzuziehen. 
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Ist Anlass zu der Annahme vorhanden, dass die Ent¬ 
artung des Kindes auf leiblicher oder seelischer Erkrankung 
beruht, so hat der Vorsitzende ein ärztliches Gutachten 
hierüber einzuholen. 

2. Zur Teilnahme an der Beratung des Amtes über 
das angemeldete Kind ist der Bevollmächtigte, zu dessen 
Kreis das Kind gehört, der besondere Volksschulinspektor 
des Schulbezirks und der Lehrer oder die Lehrerin in dem 
Bezirk, von welcher das Kind zuletzt Unterricht genossen, 
zu berufen; sind der Lehrer oder die Lehrerin verhindert, 
persönlich sich einzufinden, so haben sie dem Amte schrift¬ 
lich Bericht zu erstatten. 

Gehört das Kind zu einer Gemeinde fremder Glaubens¬ 
bekenner und ist der Vorsteher dieser Gemeinde innerhalb 
des Bezirkes wohnhaft, so soll ihm Gelegenheit gegeben 
werden, sich zu der Sache zu äussern. 


§ 7 - 


1. Findet das Kinderaufsichtsamt, dass das angemeldete 
Kind in sittlicher Beziehung vernachlässigt ist, so ist dem¬ 
jenigen, dem es obliegt, für das Kind zu sorgen, vor dem 
Amte oder durch einen besonders ausersehenen Bevoll¬ 
mächtigten eine ernste Vermahnung zu erteilen, seinen Er¬ 
ziehungspflichten besser nachzukommen. 

2. Zeigt das Kind Entartung, so soll das Amt, auf die 
ebenerwähnte Weise, ihm eine ernste Warnung erteilen und, 
wenn solches für nützlich erachtet wird, ausserdem vor¬ 
schreiben, dass dem. Kinde innerhalb bestimmter Zeit und 
in Gegenwart einwandfreier Zeugen geeignete körperliche 
Züchtigung erteiit wird; das Amt hat dafür zu sorgen, dass 
die Züchtigung durch eine von dem Amt dazu ausersehene 
geeignete Person in gehöriger Weise bewerkstelligt wird. 

3. Hat das Amt Massregeln beschlossen, wie sie im 
Abschn. 1 oder 2 erwähnt sind, so hat das Amt eines 
seiner Mitglieder oder den KreisbevollmäcBtigten oder eine 
andere geeignete Person damit zu beauftragen, mit beson¬ 
derer Aufmerksamkeit die Lebensverhältnisse des Kindes 
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zu verfolgen und seine Führung zu überwachen, auch Rat 
und Beistand zu seiner Erziehung zu erteilen. 

4. Werden Massregeln gemäss Abschn. 1 oder 2 ge¬ 
troffen, so sind die Eltern oder der Vormund des Kindes 
zugleich an die Folge zu erinnern, die, sofern nicht Besser¬ 
ung eintritt, nach § 8 stattbat und an die Ersatzpflicht, 
die in solchem Falle gemäss § 25 ihnen obliegt. 

5. Bezüglich des Rechtes des Kinderaufsichtsamts zur 
Vorladung und der Folge bei Unterlassung der Vorladung 
zu gehorchen, gelten in entsprechender Anwendung die 
Bestimmungen, die für den Kirchenrat bestehen. 


§ 8 . 

1. Findet das Kinderaufsichtsamt in besonderem Falle 
die in § 7 angegebenen Massregeln nutzlos oder sind solche 
Massregeln getroffen worden, ohne aber die beabsichtigte 
Wirkung zu haben, so ist das Amt berechtigt, das Kind 
von den Angehörigen zu trennen und zur Pflege und Er¬ 
ziehung einer anderen Person zu übergeben. Der Grund 
für den Beschluss des Kinderaufsichtsamts hierüber ist im 
Beschlüsse anzugeben und im Protokoll zu vermerken. 

2. Der Beschluss über die Trennung des Kindes von 
den Angehörigen ist schriftlich den Eltern oder dem Vor¬ 
munde mitzuteilen, und ist dabei zugleich von ihnen eine 
Erklärung abzufordern, ob sie mit der Ausführung des 
Beschlusses einverstanden sind; genügende Zeugnisse für 
die Mitteilung wie für die abgegebene Erklärung sind bei 
den Akten des Amts zu verwahren und bei der nächsten 
Sitzung desselben vorzutragen und im Protokoll zu ver¬ 
merken. 

3. Wenn die Eltern oder der Vormund sich nicht, wie 
im Abschn. 2 gefordert, mit der Entfernung des Kindes 
einverstanden erklären, hat das Amt, mit einem Bericht 
über das in der Angelegenheit Geschehene, spätestens 
14 Tage, nachdem der Beschluss nachweislich mitgeteilt 
worden, denselben der Prüfung seitens der Provinzial¬ 
regierung zu unterstellen. 
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4. Haben die Eltern oder der Vormund des Kindes 
nicht' innerhalb 14 Tage nach Fassung des Beschlusses 
angetroffen werden können, so ist der Beschluss der Prüfung 
seitens der Provinzialregierung innerhalb 14 Tage nach 
Ausgang der genannten Zeit zu unterstellen. 

5. Ungeachtet der Unterstellung kann der Beschluss 
des Kinderaufsichtsamts zur Ausführung gebracht werden. 


§ 9. 

1. Ist die Unterstellung gemäss § 8 geschehen, hat die 
Provinzialregierung den Eltern oder dem Vormunde des 
Kindes die Aufforderung zugehen zu lassen, entweder zu 
bestimmter Zeit, persönlich oder durch Bevollmächtigten, 
sich bei der Provinzialregierung einzufinden, um in der 
Sache gehört zu werden oder auch innerhalb der gleichen 
Zeit mit einer schriftlichen Aeusserung einzukommen, 
widrigenfalls, wenn solches versäumt wird, die Angelegen¬ 
heit dennoch entschieden wird. Giebt die beim Verhör 
oder schriftlich abgegebene Aeusserung der Eltern oder 
des Vormunds dazu Anlass, hat die Provinzialregierung 
dem Kinderaufsichtsamt Gelegenheit zu einer Gegenäusse¬ 
rung zu begegnen, bevor die Angelegenheit entschieden 
wird. 

Ist die Zustellung der hier erwähnten Aufforderung 
auf Hindernisse gestossen, indem der Aufenthaltsort der 
Eltern oder des Vormundes unbekannt ist oder sie im Aus¬ 
lande sich aufhalten, kann die Provinzialregierung dennoch 
die Angelegenheit auf Grund der vorliegenden Verhältnisse 
entscheiden. 

2. Ist der Beschluss des Amtes über Trennung des 
Kindes von den Angehörigen seitens der Provinzialregierung 
festgestellt worden, so kann um Aenderung darin beim 
König durch eine Beschwerde nachgesucht werden, die dem 
Ecklesiastikdepartement (Ministerium für geistliche und 
Schulangelegenheiten) innerhalb der Zeit einzureichen ist, 
die im allgemeinen für Ueberklagung der Beschlüsse von 
Verwaltungsbehörden und Aemter festgestellt ist. 
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§ 10 . 

Werden, nachdem das Kind auf Grund des Beschlusses 
des Kinderaufsichtsamtes von seinen Angehörigen getrennt 
worden, die Verhältnisse bei diesen als solche befunden, 
dass das Kind dort geeignete Pflege und Erziehung finden 
kann, kann das Kind den Eltern oder dem Vormund wieder 
übergeben werden. 


§ 11 . 

1. Soll ein in sittlicher Beziehung vernachlässigtes Kind 
gemäss Beschluss des Kinderaufsichtsamtes von seinen An¬ 
gehörigen getrennt werden, so hat das Amt es in ein 
anderes privates Heim zu geben, von welchem das 
Amt auf Grund eingezogener Erkundigungen annehmen 
kann, dass das Kind dort auf eine zufriedenstellende Weise 
gepflegt und erzogen werden wird. 

Ist ein solches Heim nicht zu finden, soll das Amt 
dem Kinde einen Platz in einem für den Zweck geeigneten 
Waisenhaus zu verschaffen suchen. 

3. Hat das Kind das Alter und die Charakterfestigkeit 
erreicht, dass es als zur Anstellung in Dienst oder Ge¬ 
werbe fähig angesehen werden kann, soll das Amt dem 
Kinde eine geeignete Anstellung zu verschaffen suchen und 
Zusehen, dass es die nötige Ausstattung erhält. 

4. Ueber das Kalenderjahr hinaus, in welchem das 
Kind das 16. Lebensjahr vollendet, darf eine Vergütung 
für Pflege und Erziehung desselben in privatem Heim oder 
im Waisenhaus von dem Amte nicht gewährt werden. 
Für Vergütung, die im Widerspruch hiermit gewährt wor¬ 
den ist, findet ein Ausspruch auf Ersatz gemäss § 23 oder 
25 nicht statt. 


§ 12 . 

1. Soll ein verwahrlostes Kind von den Angehörigen 
getrennt werden, so hat das Kinderaufsichtsamt dafür zu 
sorgen, dass das Kind, sobald das geschehen kann, in ein 
für verwahrloste Kinder bestimmtes Schutzheim auf- 
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genommen wird, wozu auch eine andere vom König an¬ 
erkannte Erziehungsanstalt für verwahrloste Minderjährige 
zu rechnen ist. Hat das Kind während der Zeit, kurz 
bevor es das fünfzehnte Lebensjahr vollendet, besonders 
grobe Verwahrlostheit gezeigt, kann es in ein Schutzheim 
aufgenommen werden, auch nachdem es das genannte 
Alter erreicht hat, jedoch nicht nach zurückgelegtem 
sechzehnten Lebensjahr. 

2. Zur Pflege und Erziehung kann das Amt ein ver¬ 
wahrlostes Kind auch einem privaten Heim oder Waisen¬ 
haus, gemäss dem im § 11 Gesagten, übergeben, sofern 
nicht zu befürchten ist, dass dadurch Gefahr für die sitt¬ 
liche Entwickelung anderer Kinder entsteht. 

§ 13. 

Zeigt das Kind, dass gemäss § 11 oder § 12 Abschn. 2 
einem privaten Heim oder einem Waisenhaus übergeben 
worden ist, Verwahrlostheit von der Beschaffenheit, dass 
sein Zusammensein mit anderen Kindern als Gefahr für 
die sittliche Entwickelung dieser in sich schliessend er¬ 
achtet werden muss, so hat das Kinderaufsichtsamt, das 
die Trennung des Kindes von den Angehörigen beschlossen 
hat, für die Aufnahme desselben in ein Schutzheim Für¬ 
sorge zu tragen. 

Eine solche Massnahme ist auch zu treffen, wenn 
sonst ein Bedürfnis dazu als vorliegend sich erweist. 


§ 14 . 

Für jeden Landstingbezirk und für jede Stadt, die 
nicht am Landsting teilnimmt, soll die nötige Anzahl Schutz¬ 
heime vorhanden sein. Sind solche Heime in erforderlicher 
Anzahl nicht auf anderem Wege zustande gekommen, 
sollen das Landsting oder die Stadtverordneten es sich 
angelegen sein lassen, für deren Errichtung Fürsorge zu 
tragen. 
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§ 15. 

1. Ein Schutzheim soll unter Leitung einer Direktion 
stehen und mit einem vom Könige bestätigten Reglement 
versehen sein. 

2. Kinder verschiedenen Geschlechts sollen nicht in 
dasselbe Schutzheim aufgenommen werden. 

3. Die Anzahl gleichzeitig in ein Schutzheim auf¬ 
genommener Zöglinge soll nicht ohne Genehmigung des 
Königs dreissig übersteigen, sofern nicht die Anwendung 
der Bestimmung in § 16 Uber die Verpflichtung des Schutz¬ 
heims, in gewissem Falle Zöglinge zurückzunehmen, dazu 
Veranlassung giebt. 

4. Das Schutzheim soll hinsichtlich des in demselben 
angestellten Personals wie auch in anderen Hinsichten so 
eingerichtet sein, dass ein jeder der Zöglinge desselben 
in den Genuss der besonderen Anleitung und Pflege kommen 
kann, die zu seiner Erziehung zu Gottesfurcht und Arbeits¬ 
tüchtigkeit erforderlich ist. 

5. Innerhalb des Schutzheims soll Schulunterricht 
erteilt werden, der dem Umfange nach nicht enger begrenzt 
werden soll, als die geltenden Volksschulvorschriften es 
gestatten. 

6. Das Recht, den Zögling disziplinarisch zu bestrafen, 
kommt der Direktion und dem Vorsteher des Schutz¬ 
heims zu. 


§ 16. 

Ist ein Jahr verflossen, nachdem der Zögling in das 
Schutzheim aufgenommen worden, hat die Direktion das 
Recht, sofern es für den Zögling als nützlich erachtet 
wird, ihn bis auf weiteres oder für eine bestimmte Zeit 
zur Pflege und Erziehung einem privaten Heim zu über¬ 
geben oder ihn in Arbeit, Dienst oder Gewerbe anzustellen; 
es ist der Direktion unbenommen, eine solche Massnahme 
früher zu treffen, wenn im besonderen Falle die Umstände 
solches erheischen. 
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Wenn der Zögling derartig einem privaten Heim 
übergeben oder in Arbeit, Dienst oder Gewerbe angestellt 
wird, soll der Vorbehalt gemacht werden, dass der Direktion 
des Schutzheims das Recht zusteht, jederzeit den Zögling 
zurückzunehmen; die Direktion ist verpflichtet ihn zurück¬ 
zunehmen, wenn seine Führung oder andere Verhältnisse 
dazu Anlass geben. 


§ 17. 

1. Hat der Zögling die Charakterfestigkeit erlangt, 
dass die Erziehung im Schutzheim als nicht weiter für 
ihn nötig angesehen wird, kann die Direktion seine Aus¬ 
schreibung beschliessen. 

Vom Heim ausgeschrieben werden soll der Zögling 
spätestens, wenn er das Alter von 18 Jahren erreicht hat. 

2. Die Direktion soll dem Zögling bei der Aus¬ 
schreibung eine geeignete Anstellung zu verschaffen suchen 
und Zusehen, dass er die nötige Ausstattung erhält. 

§ 18. 

1. Das Kinderaufsichtsamt hat die Führung und Er¬ 
ziehung der Kinder, die von ihm einem privaten Heim 
oder Waisenhaus übergeben sind, zu überwachen. 

2. Gehört das private Heim oder Waisenhaus, welchem 
ein in sittlicher Beziehung vernachlässigtes oder ein ver¬ 
wahrlostes Kind von dem Kinderaufsichtsamt übergeben 
worden, zu dem Bezirk eines anderen Amts, so ist diesem 
Amte unverzüglich Mitteilung von der Uebergabe des Kindes 
zu machen. 

3. Findet das Amt, dass ein Kind, das innerhalb seines 
Bezirkes von einem anderen Kinderaufsichtsamt oder von 
der Direktion eines Schutzheims einem privaten Heim oder 
einem Waisenhaus übergeben worden ist, nicht die nötige 
Pflege und Erziehung erhält oder dass es durch seine 
Verwahrlostheit schädliche Einwirkung auf andere Kinder 
ausübt, so ist dies unverzüglich dem betreffenden Amte 
oder der Direktion mitzuteilen. 
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4. Führt solche Mitteilung nicht zur beabsichtigten 
Wirkung, so hat das Kinderaufsichtsamt des Bezirks, in 
dem das Kind sich aufhält, über den Sachverhalt der 
Provinzialregierung Anzeige zu erstatten, welch letzterer 
das betreffende Amt oder die Direktion dahin zu ver¬ 
ständigen hat, geeignete Massregeln für die Erziehung des 
Kindes zu treffen. Gehört dieses Amt oder die Direktion 
zu einem anderen Läu, so giebt die Provinzialregierung 
die Angelegenheit zur Erledigung weiter an die Provinzial¬ 
regierung daselbst. 


§ 19. 

Die Provinzialregierung ist berechtigt, auch in anderen 
Fällen als den in § 18 Absehn. 4 erwähnten ein Kinder¬ 
aufsichtsamt, welches unterlässt, Massregeln zu treffen, 
wo solche für die Erziehung eines in sittlicher Beziehung 
vernachlässigten oder eines verwahrlosten Kindes erforder¬ 
lich sind, zur Erfüllung seiner Pflicht anzuhalten. 

§ 20 . 

Ueber den, welcher durch Fürsorge des Kinder¬ 
aufsichtsamts Pflege und Erziehung in einem privaten 
Heim oder Waisenhaus erhalten hat, soll das Amt, auch 
nachdem er dieses Heim verlassen, fortdauernd Aufsicht 
haben, so lange er noch nicht mündiges Alter erreicht 
hat. Bis solche Person das 18. Lebensjahr vollendet hat, 
ist das Amt berechtigt, für sie Dienst oder Anstellung 
auszuersehen, welche sie nicht ohne Genehmigung des 
Amtes vor diesem Alter verlassen darf. 

Was hier festgesetzt, gilt auch für die Direktion eines 
Schutzheims hinsichtlich des Zöglings, der vom Schutzheim 
ausgeschrieben, jedoch soll er in keinem Fall ohne Ge¬ 
nehmigung der Direktion Dienst oder Anstellung, die die 
Direktion für ihn ausersehen, verlassen, bevor ein Jahr 
seit der Ausschreibung verflossen ist. 
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§ 21 . 

Der Vorsitzende des Kinderaufsichtsamts und der 
Vorsteher des Schutzheims sind berechtigt, wo es als nötig 
sich erweist, die Mitwirkung der Geistlichkeit, Kommunal¬ 
oder Polizeibehörde in Anspruch zu nehmen. 

§ 22 . 

Ueber die Kinder, betreffs derer das Kinderaufsichts- 
amt Massnahmen gemäss § 7 oder 8 beschlossen, soll vom 
Amte eine Liste geführt werden, in welcher Name, Ge¬ 
burtsjahr und Geburtsort des Kindes, Name der Eltern,-des 
Vormundes oder der Pflegeeltern, Gewerbe und Wohnung 
samt den Massnahmen, die für die Erziehung des Kindes 
getroffen worden, verzeichnet werden. 


§ 23. 

1. Zur Deckung der Kosten, die dem Kinderaufsichts¬ 
amt durch die Erziehung eines Kindes gemäss den Be¬ 
stimmungen dieses Gesetzes in privatem Heim oder in 
einem Waisenhaus, dem das Kind vom Amt übergeben, 
erwachsen sind, soll, mit der in Abschn. 3 erwähnten Be¬ 
schränkung, die Armenpflegegemeinde, innerhalb welcher 
das Kind sich aufhielt, als seine Trennung von den An¬ 
gehörigen beschlossen wurde, mit einem jährlichen Betrage 
von 100 Kronen oder einem niedrigeren Betrage, sofern 
er zum Ersatz der gesamten jährlichen Kosten ausreichen 
sollte, Beitrag leisten. 

2. Das Landsting und die Stadt, die nicht am Land¬ 
sting teilnimmt, sollen ihrem Bezirk für die Kosten für Er¬ 
ziehung eines Kindes, das auf Veranstalten des Kinder¬ 
aufsichtsamts innerhalb des Bezirks einem Schutzheim über¬ 
geben wird, im Schutzheim oder ausserhalb des Schutzheims 
gemäss § 16 verantwortlich sein. Zur Deckung der Kosten, 
die dem Landsting oder den Stadtverordneten in dieser 
Hinsicht erwachsen sind, ist das Kinderaufsichtsamt ver¬ 
pflichtet, für eine Zeit von höchstens 5 Jahren an das 
Landsting oder die Stadtverordnete Beitrag leisten im 
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Betrage von 150 Kronen jährlich oder mit einem niedrigeren 
Betrage, sofern er zur Deckung der genannten jährlichen 
Kosten genügen sollte; die Armenpflegegemeinde hat, wie 
im Abschn. 1 vorgesehen, mit der in Abschn. 3 erwähnten 
Beschränkung das Kinderaufsichtsamt mit einem jährlichen 
Betrage von 100 Kronen oder dem niedrigeren Betrage, 
den das hat ausgeben müssen, zu entschädigen. 

3. Die Kosten, die nach dem eben Gesagten der 
Armenpflegegemeinde zur Last fallen sollen, sind nicht zu 
vergüten, in dem Masse als dem Kinderaufsichtsamt frei¬ 
willig Vergütung seitens der Eltern oder des Vormundes 
des Kindes geleistet wird, und nicht für längere Zeit als 
insgesamt fünf Jahre, während welcher das Kind Erziehung 
gemäss diesem Gesetze genossen hat. Die Kosten sind 
als Kosten für erteilte Armenpflege zu betrachten. 

4. Dem Kinderaufsichtsamt liegt ob, sobald ein vom 
Amte gefasster Beschluss betreffs Trennung eines Kindes 
von seinen Angehörigen in Ausführung gebracht worden 
ist, die Armenpflegedirektion des oben näher bestimmten 
Bezirkes von dem Beschlüsse zu unterrichten, worauf die 
Armenpflegedirektion bei ihrer nächsten Sitzung die solcher- 
massen zugegangene Mitteilung im Protokoll vermerken 
zu lassen hat; Unterstützung für das Kind soll als bewilligt 
angesehen werden von dem Tage incl. an, an welchem 
die Mitteilung in das Protokoll aufgenommen worden ist 
oder dort hätte aufgenommen werden sollen. 

Eine derartige Mitteilung ist, wenn das Kind in ein 
Schutzheim aufgenommen worden, auch dem betreffenden 
Landsting oder den Stadtverordneten zuzustellen. 


§ 24. 

Hat ein Kind, das von seinen Angehörigen geschieden, 
nicht Heimatsrecht in der Armenpflegegemeinde, in der es 
sich aufhielt, als seine Trennung von den Angehörigen 
stattfand, so ist die Armenpflegegemeinde berechtigt, von 
der Armenpflegegemeinde, in der das Kind Heimatsrecht 
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hat, Vergütung für gehabte Kosten, wie sie in § 23 erwähnt 
sind, zu erhalten. 

§ 25. 

Die Kosten für Pflege und Erziehung eines Kindes 
gemäss diesem Gesetz, die auf Grund der Bestimmungen 
in § 23 und 24 die Armenpflegedirektion der Gemeinde, 
die schliesslich die Ausgaben hierfür hat bestreiten müssen, 
getroffen hat, sind, soweit nicht die Armenpflegedirektion 
Grund zum Erlass als vorliegend erachtet, von den Eltern 
des Kindes oder demjenigen, der sonst für dessen Ver¬ 
sorgung verantwortlich ist, zu ersetzen. 

§ 26. 

1. Hat das Heimatsrecht des Kindes nicht festgestellt 
werden können oder ist dasselbe nicht schwedischer Staats¬ 
bürger, so hat betreffs der in § 23 genannten Kosten die 
Armenpflegegemeinde Anspruch auf Vergütung seitens des 
Staates, worüber in § 29 Abschn. 3 der Verordnung be¬ 
treffend die Armenpflege vom 6. Juni 1871 für den dort 
festgesetzten Fall Bestimmungen getroffen sind; auch soll 
betreffs der Ordnung für Aufnahme und Verfolgung von 
Ersatzansprüchen gemäss § 24 oder 25 dieses Gesetzes in 
entsprechender Anwendung gelten, was für derartige Fälle 
festgesetzt ist, sofern die Armenpflegedirektion Armenpflege 
gemäss § 1 der genannten Verordnung bewilligt hat 

2. Im Verhältnis zu einer andern Armenpflegegemeinde 
hat der Umstand, dass die Armenpflegedirektion eben¬ 
erwähnte Kosten erlegt hat, keine Einwirkung auf die Frage 
nach dem Heimatsrecht, das dem Vater oder der Mutter 
des Kindes zukommt. 


§ 27. 

1. Der zuständige Schulbezirk hat, wie in § 2 gesagt 
ist, das Recht, ein besonderes Kinderaufsichtsamt ein¬ 
zusetzen. Vorsteher in diesem Amt ist der Pfarrer oder, 
der seinem Amte vorsteht. 
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2. Umfasst die Wirksamkeit eines solchen Amtes zwei 
oder mehr Pastorate soll derjenige von den Pfarrern der 
Pastorate Vorsitzender sein, der von den Mitgliedern des 
Amtes dazu in einer Sitzung gewählt wird, welche Sitzung, 
wenn solche Wahl zum ersten Mal notwendig ist, von dem 
den Lebensjahren nach ältesten Pfarrer anberaumt wird. 

3. Zu Mitgliedern des besonderen Kinderaufsichts- 
amtes sollen auf der Kirchenversammlung mindestens 4 als 
für die Erziehung der Jugend interessiert bekannte Männer 
oder Frauen gewählt werden. Wird eine Frau zum Mit¬ 
glied des Amtes gewählt, so ist sie berechtigt, jederzeit 
das Amt niederzulegen. 

Wenn die Wahl der Mitglieder des Amtes stattfindet, 
können, sofern in der gehörigen Form es beschlossen wird, 
ausserdem halb so viele Suppleanten, als Mitglieder im 
Amte sind, oder, wenn die Zahl der letzteren nicht gerade 
ist, die Zahl, die gerade die Hälfte überschreitet, gewählt 
werden. 

Betreffs der Wahl von Mitgliedern und Suppleanten 
in einzelnen Kinderaufsichtsämtern, deren Wirksamkeit 
zwei oder mehr Pastorate umfasst, steht dem König das 
Recht zu, auf Antrag des Domkapitels des Stiftes oder 
bezüglich der Stadt Stockholm auf Antrag des Konsisto¬ 
riums besondere Verordnung zu erlassen. 

4. Das Amt wählt aus seiner Mitte für jedes Jahr 
einen Vicevorsitzenden. 

5. Betreffs der Wählbarkeit zum Mitglied oder Sup¬ 
pleant im einzelnen Kinderaufsichtsamt, der Dienstzeit und 
des Abganges des Mitgliedes oder Suppleanten und der 
Ergänzungswahl für ein Mitglied, das während der Dienst¬ 
zeit abgegangen, desgleichen betreffs der Einberufung zu 
den Sitzungen des Amtes, der Anzahl der Mitglieder, die 
anwesend sein müssen, damit eine Sache zur Verhandlung 
gebracht werden könne, der Abstimmung, der Führung 
und Justierung des Protokolls, des Schriftwechsels, der 
Aufbewahrung der Amtsakten, der Einrichtung des Register 
und endlich der Wahl des Kassen Verwalters gilt in ent- 
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sprechender Anwendung, was für den Schulrat fest¬ 
gesetzt ist. 

6. Für jedes Jahr liegt dem einzelnen Kinderaufsichts¬ 
amt ob, einen Ausgaben- und einen Einnahmenvoranschlag 
aufzustellen. Für die Aufstellung dieser Voranschläge und 
ihrer Vorlegung vor der Kirchenversammlung, für die 
Debitierung und Erhebung der auf Grund derselben von 
der Kirchenversammlung bewilligten Mittel und für die 
Rechnungsführung des Amts, ihre Prüfung und die Verant¬ 
wortlichkeit der Mitglieder gilt in entsprechender Anwen¬ 
dung, was in diesen Hinsichten für den Schulrat fest¬ 
gesetzt ist. 

7. Für die Fälle, wo nach Abschn. 3 es dem König 
zusteht, über die Wahl von Mitgliedern und Suppleanten 
im einzelnen Kinderaufsichtsamt zu verordnen, teilt der 
König die nötigen Bestimmungen hinsichtlich der Fragen, 
die in Abschn. 6 erwähnt sind, mit. 

§ 28. 

In den Fällen, wo ein ordnungsmässig eingesetzter 
besonderer Schulvorstand auf Grund des § 2 das Kinder¬ 
aufsichtsamt bildet, sollen bezüglich der Abgabe des Aus¬ 
gaben- und Einnahmenvoranschlags zur Ausübung der 
Wirksamkeit des Schulvorstandes in genannter Eigenschaft, 
der Bewilligung der Mittel hierzu, der Anwendung dieser 
Mittel, der Prüfung der Verwaltung und Rechnungsführung 
des Schulvorstandes wie auch der Decharge des Schul¬ 
vorstandes in gleicher Eigenschaft, in entsprechender An¬ 
wendung die besonderen Vorschriften gelten, die betreffs 
der Verwaltung des Volksschulwesens seitens eines solchen 
Schulvorstandes gegeben sind. 

§ 29. 

1. Ueber Staatsbeiträge zur Bestreitung der Kosten 
für Erziehung verwahrloster und in sittlicher Beziehung 
vernachlässigter Kinder sind besondere Bestimmungen 
erlassen. 
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2. Bezüglich der Inspektion von Waisenhäusern und 
Schutzheimen trifft der König Bestimmungen. Die Kosten 
solcher Inspektionen werden aus Staatsmitteln bestritten. 

Dieses Gesetz tritt in Kraft am 1. Januar 1903. 

Welches alle, die es angeht, u. s. w. u. s. w. 

Schloss Stockholm, den 13. Juni 1902. 

Oscar. 

(L. S.) Nils Claöson. 

Gesetz 

betreffs Aenderung des Wortlauts von Kap. 5, § 1, 2, 3 und 6 
des Strafgesetzes. 

Gegeben im Schloss zu Stockholm, den 27. Juni 1902. 

Wir Oscar,., geben bekannt: dass Wir, 

mit dem Reichstag, für gut befunden haben zu verordnen, 
dass Kap. 5, § 1, 2, 3 und 6 des Strafgesetzes folgenden 
veränderten Wortlaut erhalten sollen: 

§ 1 . 

Eine sonst strafbare Handlung ist straffrei, wenn sie 
von einem Kinde begangen ist, bevor es das 15. Lebensjahr 
vollendet hat. 

§ 2 . 

Begeht jemand ein Verbrechen, der das 15., noch nicht 
aber das 18. Lebensjahr vollendet hat, so soll Todesstrafe 
oder lebenslängliche Strafarbeit auf solche Arbeit von ein¬ 
schliesslich 6 bis zu einschliesslich 10 Jahren ermässigt 
werden; und kann auch Strafarbeit auf bestimmte Zeit 
auf die Hälfte der sonst für das Verbrechen festgesetzten 
Minderstrafzeit, jedoch nicht auf weniger als «zwei Monate 
ermässigt werden. 

Ist das Verbrechen mit einer Folge belegt, wie sie in 
Kap. 2, § 19 genannt ist, so hat das Gericht, den Um¬ 
ständen gemäss zu erwägen, ob solche Folge hier ein- 
treten soll. 
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§ 3. 

• Ist das Verbrechen von jemandem begangen worden, 
der das 15., noch nicht aber das 18. Lebensjahr vollendet 
hat, und wird er hierfür zu Geldstrafen oder zu Gefängnis 
von höchstens sechs Monaten verurteilt, so kann das 
Gericht, wo die Gemütsbeschaffenheit und Umgebung des 
Verbrechers und der Grad seiner Verstandesentwickelung 
dazu Veranlassung geben, verordnen, dass er, anstatt die 
auferlegte Strafe abzubüssen, einer öffentlichen Erziehungs¬ 
anstalt übergegeben werde. 

Gelangen gleichzeitig eine solche Verordnung und ein 
anderer früher mitgeteilter Beschluss, wodurch dieselbe 
Person zu einer Strafe verurteilt worden ist, zur Aus¬ 
führung, so soll diese Strafe, soweit sie aus Gefängnis¬ 
oder Geldstrafe besteht und die verschuldeten Strafen 
zusammen nicht Gefängnis von mehr als 6 Monaten betragen, 
als in die Verordnung einbegriffen angesehen werden. 

Trifft ein derartiger Fall ein, dass eine erlassene 
Strafverordnung, gemäss besonderer Bestimmung, verfallen 
ist, so gilt von der Vereinigung oder Zusammenlegung der 
zugesprochenen Strafe mit einer anderen Strafe und von 
ihrer Vollziehung, was sonst vorgeschrieben ist. 

§ 6 . 

Stellt sich heraus, dass jemand, der eine ver¬ 
brecherische Handlung begangen, dabei infolge körperlicher 
oder Geisteskrankheit, Altersschwäche oder anderer, ohne 
eigenes Verschulden, eingetretener Verwirrung nicht im 
vollen Gebrauche seines Verstandes gewesen ist, obwohl 
er nicht nach § 5 als straffrei anzusehen ist, so gilt be¬ 
züglich der Todesstrafe, was in § 2 gesagt ist; und kann 
in solchem Falle, gemäss den Umständen, auch eine andere 
Strafe niedriger bemessen werden, als wie sie im all¬ 
gemeinen der Handlung zu folgen hat. 
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Dieses Gesetz tritt in Kraft am 1. Januar 1905. 
Welches alle, die es angeht, u. s. w. u. s. w. 

Schloss Stockholm, den 27. Juni 1902. 

Oscar 
(I, S.) 

Hj. L. Hammarskjöld. 


Gesetz 

betreffend Vollziehung der gerichtlichen Anordnung von Zwangs¬ 
erziehung. 

Gegeben im Schloss zu Stockholm, den 27. Juni 1902. 


Wir Oscar,.geben bekannt: dass Wir, mit 

dem Reichstag, für gut befunden haben, Folgendes zu 
verordnen: 

§ 1 - 

Oeffcntliche Erziehungsanstalten, worauf in Kap. 5, § 3 
des Strafgesetzes Bezug genommen ist, werden vom Staate 
errichtet. Der König hat das Recht, als solche Anstalten 
auch andere anzuerkennen, die von einer Kommune oder 
Privatperson, mit oder ohne Unterstützung aus Staats¬ 
mitteln, zur Erziehung verwahrloster Minderjähriger er¬ 
richtet worden sind; eine derartige Anerkennung kann 
jederzeit widerrufen werden. 

Jede öffentliche Erziehungsanstalt, ob vom Staate 
oder einer Kommune oder Privatperson errichtet, soll unter 
solcher besonderer Aufsicht stehen, wie sie vom König 
bestimmt wird. 


§ 2 . 

Hat das Gericht gemäss Kap. 5, § 3 des Strafgesetzes 
die Verbringung eines Minderjährigen in eine öffentliche 
Erziehungsanstalt angeordnet, soll der Minderjährige durch 
Fürsorge der Provinzialregierung einer solchen Anstalt 
übergeben werden. Die Verordnung ist sofort zur Aus- 
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führung zu bringen, unangesehen sie nicht Gesetzeskraft 
erlangt hat. 

§ 3. 

Eine öffentliche Erziehungsanstalt soll so eingerichtet 
sein, dass ein jeder ihrer Zöglinge in dem Genuss der¬ 
jenigen besonderen Anleitung und Pflege kommen kann, 
die zu seiner Erziehung zur Gottesfurcht und Arbeitstüchtig¬ 
keit erforderlich ist. 

Zöglinge verschiedenen Geschlechts dürfen nicht in 
dieselbe Anstalt aufgenommen werden. 

§ 4. 

Ist mindestens ein Jahr verflossen, seitdem der Zögling 
in die öffentliche Erziehungsanstalt aufgenommen worden, 
soll die Direktion der Anstalt berechtigt sein, sofern solches 
für den Zögling für nützlich erachtet wird, bis auf weiteres 
oder auf bestimmte Zeit ihn privater Pflege und Aufsicht 
zu übergeben oder ihn in einem Dienst oder Gewerbe an¬ 
zustellen. Eine solche Massregel kann auch früher ge¬ 
troffen werden, wenn besondere Umstände dazu Anlass 
geben, und die Behörde, deren Aufsicht die Anstalt unter¬ 
steht, damit einverstanden ist. 

Wenn ein Zögling auf diese Weise privater Pflege 
und Aufsicht übergeben oder in Dienst oder Gewerbe an¬ 
gestellt wird, hat die Direktion der Anstalt sich das Recht 
vorzubehalten, jederzeit den Zögling zurückzunehmen; und 
soll die Direktion verpflichtet sein, ihn zurückzunehmen, 
wenn seine Führung oder andere Verhältnisse dazu Anlass 
geben. 

Ueber Zöglinge, die ausserhalb der Anstalt weilen, 
hat die Direktion Aufsicht auszuüben. Zu dem Zwecke 
ist die Direktion berechtigt, die Geistlichkeit, Kommunal¬ 
oder Polizeibehörde um Beistand anzugehen. 


§ 5. 


Hat der in die öffentliche Erziehungsanstalt auf¬ 
genommene Zögling die nötige Festigkeit in Sinnesrichtung 
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und Führung gewonnen, soll er von der Anstalt aus¬ 
geschrieben werden. Ohne besondere Genehmigung der 
Behörde, deren Aufsicht die Anstalt untersteht, darf jedoch 
die Ausschreibung nicht eher als zwei Jahre nach Auf¬ 
nahme des Zöglings in die Anstalt geschehen. 

Spätestens auszuschreiben von der Anstalt ist der 
Zögling, wenn er das Alter von zwanzig Jahren erreicht hat. 

§ 6. 

Während der Zeit, wo der Zögling bei der öffentlichen 
Erziehungsanstalt eingeschrieben ist, steht er unter der 
Hausherrengewalt der Direktion und des Vorstehers der 
Anstalt und ist disziplinischer Bestrafung seitens desselben 
unterworfen. 

Die Direktion hat für den Zögling, der ausgeschrieben 
wird, die erste Anstellung zu wählen, welche der Zögling, 
bevor ein Jahr nach der Ausschreibung verflossen, nicht 
ohne Erlaubnis der Direktion zu verlassen hat. 

§ 7. 

Ist, wer auf Grund gerichtlicher Anordnung in eine 
öffentliche Erziehungsanstalt aufgenommen worden, ver¬ 
dächtig, vor der Aufnahme in die Anstalt ein Verbrechen 
begangen zu haben, worüber noch keine Untersuchung ge¬ 
führt worden ist, so darf, wenn auch das Verbrechen unter 
öffentliche Anklage gehört oder der Kläger deswegen Klage 
erhoben hat, der öffentliche Ankläger nicht die Klage er¬ 
heben, ohne dass die Provinzialregierung in dem Orte, wo 
das Verbrechen begangen worden, Erlaubnis dazu giebt. 

Dasselbe Gesetz soll gelten, wo jemand, der in eine 
öffentliche Erziehungsanstalt aufgenommen worden, ver¬ 
dächtig ist. nach der Aufnahme in die Anstalt und bevor 
er davon ausgeschrieben, sich eines Verbrechens schuldig 
gemacht zu haben. 

§ 8 . 

Wird jemand, nachdem das Gericht seine Unter¬ 
bringung in eine öffentliche Erziehungsanstalt angeordnet, 
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jedoch bevor er von der Anstalt ausgeschrieben worden, 
überführt, ein anderes Verbrechen begangen zu haben, ist 
die Unterbringungsverordnung hinfällig. 

Liegen gleichzeitig zur Vollziehung eine solche Ver¬ 
ordnung und ein anderer Beschluss vor, wodurch dieselbe 
Person zu einer Strafe verurteilt worden, so ist die Ver¬ 
ordnung auch hinfällig, soforn diese Strafe von schwererer 
Art als Gefängnis ist, oder auch die verschuldeten Strafen 
zusammen Gefängnis von mehr als sechs Monaten betragen. 

§ 9. 

Ist die gerichtliche Verordnung der Unterbringung 
eines Minderjährigen in einer öffentlichen Erziehungsanstalt 
nicht vollzogen worden, bevor er das achtzehnte Lebens¬ 
jahr erreicht hat, ist die Verordnung hinfällig. 

§ 10 . 

Eine öffentliche Erziehungsanstalt ist berechtigt, für 
Pflege und Unterhalt des Zöglings in der Anstalt von den 
eigenen Mitteln des Zöglings oder von seinen Eltern Ver¬ 
gütung bis zu einem Betrage von 40 Oere für jeden 
Tag, wo der Zögling in der Anstalt unterhalten worden» 
zu erheben, jedoch nicht für eine längere Zeit, als bis der 
Zögling das achtzehnte Lebensjahr erreicht hat. Inbezug 
auf Kosten, die der Anstalt für Pflege und Unterhalt der 
Zöglinge ausserhalb der Anstalt infolge von Massregeln, 
auf die in § 4 Abschn. 1 Bezug genommen, erwachsen sind, 
besitzt die Anstalt Anspruch auf derartige Vergütung, je¬ 
doch nicht in höherem Betrage als 30 Oere für jeden Tag. 
Für das, was von vorerwähnter Vergütung nicht bei¬ 
getrieben werden kann, hat eine Anstalt, die vom Staate 
errichtet worden, Anspruch auf Ersatz von Staatsmitteln. 

§ 11 . 

Hinsichtlich der Behandlung der Fragen, auf die in 
§ 10 Bezug genommen, soll, was für Fragen betreffs Ent¬ 
schädigung für geleistete Armenpflege festgesetzt worden, 
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entsprechende Anwendung finden; jedoch hat die öffent¬ 
liche Erziehungsanstalt ihren Anspruch auf Auszahlung 
der festgesetzten Vergütung für Pflege und Unterhalt des 
Zöglings innerhalb eines Jahres zu erheben, nachdem der 
Zögling von der Anstalt ausgeschrieben worden ist. 


Dieses Gesetz tritt in Kraft am 1. Januar 1905. 
Welches alle, die es angeht, u. s. w. u. s. w. 

Schloss Stockholm, den 27. Juni 1902. 

Oscar 
(L. S.) 

Hj. L. Hammerskjöld. 


Gesetz 

enthaltend gewisse Bestimmungen über das Verfahren in 
Kriminalsachen betreffs Minderjährigen. 

Gegeben im Schloss zu Stockholm, den 27. Juni 1902. 


Wir Oscar, ....... geben bekannt, dass Wir, mit 

dem Reichstag, für gut befunden haben, Folgendes zu 
verordnen: 

§ 1 . 

Wird jemand, der das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, wegen einer Handlung angeklagt, die im 
allgemeinen Strafgesetz mit Strafe belegt ist, soll in das 
Protokoll, ausser was im allgemeinen zur Vollständigkeit 
der Untersuchung erforderlich ist, auch ein Bericht über 
die Verhältnisse auf genommen werden, unter denen der 
Angeklagte aufgewachsen ist, und ob er zuvor durch Ver- 
wahrlostheit sich bekannt gemacht hat. 

Das Kinderaufsichtsamt soll, auf Verlangen des öffent¬ 
lichen Anklägers, die im Protokoll des Amtes und der 
Anzeichnungsliste zugänglichen Aufklärungen in oben- 
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genannten Hinsichten mitteilen, wie auch sich betreffs der 
Umstände im übrigen zu äussern, die für die Beurteilung 
der Frage nach der Angemessenheit der Unterbringung 
des Angeklagten in einer Zwangserziehungsanstalt von 
Gewicht sein können. 

§ 2 - 

Das Gericht darf nicht gemäss Kap. 5 § 3 des Straf¬ 
gesetzes die Verordnung der Unterbringung eines Minder¬ 
jährigen in einer öffentlichen Erziehungsanstalt aussprechen, 
sofern nicht der Vormund des Minderjährigen, wo solches 
geschehen kann, in der Sache gehört worden ist. 

§ 3. 

Nachdem im Untergericht die Untersuchung im Prozess 
gegen jemand, der noch nicht das 18. Lebensjahr vollendet 
hat, zu Ende geführt worden ist, soll das Urteil am selben 
oder spätestens am darauffolgenden Tage verkündet werden, 
sofern nicht in der Weitläufigkeit des Prozesses oder sonst 
dem Hindernisse entgegenstehen. 

Dieses Gesetz tritt in Kraft am 1. Januar 1905. 

Welches alle, die es angeht, u. s. w.. u. s. w. 

Schloss Stockholm, den 27. Juni 1902. 

Oscar 
(L. S.) 

Hj. L. Hammerskjöld. 
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Zur Eizishungsaufgabe das modernen Gefängnisses. 

Von Superintendent Stade in Weimar. 


Dass das Gefängnis nicht bloss strafen soll, sondern 
auch zu erziehen hat, ist unleugbar eine zukunftsreiche 
Errungenschaft der neueren Zeit. Nicht als ob man in 
früheren Zeiten die Erziehungsaufgabe de§ Gefängnisses 
oder überhaupt der Freiheitsstrafe übersehen hätte: der 
schon seit langem aufgestellte Begriff des „Besserungs¬ 
zweckes des Gefängnisses“ geht ja von derselben Voraus¬ 
setzung aus; dass die Strafe auch „bessern“ soll, gehört 
zu den unbestrittenen Fundamentalsätzen der derzeitigen 
Gefängniswissenschaft. Wenn wir aber diesen einge¬ 
bürgerten Begriff der „Besserung“ durch den der „Erzieh¬ 
ung“ ersetzt sehen möchten, so tun wir dies sowohl in 
dem Bewusstsein, dass damit allerdings die allem Straf¬ 
vollzüge vorschwebende Gesamtaufgabe der sittlichen 
Hebung und Umgestaltung des gefallenen Individuums auf 
die einfachste und zugleich bestimmteste Formel gebracht 
ist, als auch in dem Gefühle, dass dieser Begriff in der 
Zukunft zu einer gewissen Herrschaft gelangen wird. 
Erziehung ist die ihr Objekt derart beeinflussende Tätig¬ 
keit, dass der Mensch sich selbst erziehen lernt, dass er 
die grösste und schwierigste Aufgabe erfasst, an sich und 
seinem innern Menschen Selbstzucht zu üben und sich 
selbst in Zucht zu nehmen. Keine Erziehung kann völlig 
neue Menschen schaffen, aber sie kann und soll die in das 
Individiuum gelegten besseren Keime beleben, anfachen, 
erhalten und zu einer selbständigen Lebens- und Willens¬ 
macht heranziehen, die nur für das Individuum ein sich 
selbst in Zucht nehmendes und erhaltendes Gesetz wird. 
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In diesem Sinne liegt in der »Erziehung“ das Heil unserer 
gesamten Zukunft, im ganzen wie für jeden einzelnen, 
und es ist entschieden ein erfreuliches und hoffnungsfreu¬ 
diges Zeichen unserer Zeit, dass man in ihr diese Macht 
und Bedeutung der Erziehung als einer eigene aktive sitt¬ 
liche Lebenskräfte hervorrufenden Beeinflussung und Ein¬ 
wirkung des Erziehers auf den zu Erziehenden immer 
unumwundener anerkennt. Wo man noch vor einem 
Menschenalter die „Bildung“, d. h. die Bereicherung des 
Menschengeistes an Wissensstoff und die Beherrschung 
der Materie kraft intellektueller Kenntnisse als das Er¬ 
strebenswerteste und als die Quelle von Menschenglück, 
Fortschritt und sittlicher Vervollkommnung begeistert 
pries, ist man jetzt doch zu der Erkenntnis gekommen, 
dass der von den Bildungsfanatikern so vielfach als Aschen¬ 
brödel behandelte „Erziehungsbegriff“ ein besserer Hebel 
zur Volkswohlfahrt sei als eine auch noch so grosse und 
äusserlich nützliche Anhäufung von materiellem Erkennt¬ 
nis- und Wissenstoff. Es ist bezeichnend, dass diese Er¬ 
kenntnis selbst innerhalb der radikalen Strömungen unserer 
Tage hin und wieder zur Aeusserung kommt; so war es 
z. B. interessant, in der jüngsten Zeit mehrfach im „Vor¬ 
wärts“ Stimmen zu vernehmen, die die erziehlichen Auf¬ 
gaben der Schule betonten und der modernen Volksschule 
den Vorwurf machten, dieser ihrer ernsten Aufgabe nur 
höchst mangelhaft gerecht zu werden. 

Wenn somit unsere Gegenwart in steigendem Masse 
zur Erkenntnis kommt, dass am letzten Ende die Erziehung 
des inneren Menschen in Familie, Schule und öffentlichem 
Leben die sichersten Garantien für den Aufschwung und die 
Gesundung der Nation darzubieten hat, so kann es nicht 
Wunder nehmen, wenn auch jenes grosse sittliche Gebiet* 
wie es sich uns in der Rechtspflege und in der Ahndung 
und Bekämpfung des Verbrechens auf dem Boden der 
Gefängniswissenschaft darstellt, sich dieser Strömung nicht 
entziehen kann, sondern in gleichem Masse die Bedeutung 
der Erziehung lebhafter zu betonen beginnt. Die Straf- 
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rechtspflege in ihrer Art auch eine für das Volkswohl 
überaus bedeutungsvolle Erziehungskunst, der Rechtsbrecher 
auch ein Erziehungsobjekt, das Gefängnis ein staatliches 
Erziehungsinstitut der hervorragendsten Art, die Strafvoll¬ 
zugsbeamten bis hinunter zum letzten Aufseher auch Volks¬ 
erzieher im besten Sinne des Wortes, das sind Begriffe und 
Anschauungen, die, wenn sie auch in ihren Wurzeln sich 
schon lange durch das Gefängniswesen des letzten Jahr¬ 
hunderts hindurchziehen, doch jetzt bestimmter und be¬ 
wusster hervortreten wie nie zuvor und m. E. im 20. Jahr¬ 
hundert noch eine massgebende, ja wohl gar beherrschende 
Zukunft vor sich haben. Wenn wir auf einige Einzelheiten 
schauen wollen, was ist z. B. in unserem Strafrecht 
die vorläufige Entlassung nach § 23 ihrem Wesen nach 
anders als eine erzieherische Einwirkung auf das straf¬ 
bar gewordene Individuum, um seine sittlichen Kräfte anzu¬ 
fachen, damit es sich in der ihm bedingt gestatteten Freiheit 
zu seinem dauernden Heile in Selbstzucht zu nehmen lerne? 
und die fast ausnahmslos mit Beifall aufgenommene be¬ 
dingte Verurteilung, bezw. Begnadigung, verfolgt sie nicht 
genau dasselbe erzieherische Ziel, indem sie sich gleichsam 
wie ein ernster väterlicher Erzieher an das bessere Selbst 
des strafbar Gewordenen wendet und ihm die Möglichkeit 
bieten will, durch sittliche Anspannung sich wieder zu 
retablieren? — Dass man bei dem jüngsten Ausbau der 
Zwangserziehung und Fürsorgegesetzgebung denselben Er¬ 
ziehungsgedanken verfolgt, bedarf ja keines weiteren 
Wortes. Auch der neuerdings von v. Liszt gestellte An¬ 
trag, für jugendliche Verbrecher neben der Zwangserzieh¬ 
ung auch noch eine 2—5jährige „Besserungshaft“ einzu¬ 
führen, gehört mit auf dieses Gebiet; kurzum, überall Ver¬ 
suche und Ansätze, den erziehlichen und dadurch wieder¬ 
gewinnenden Einfluss der gesetzmässigen Strafgewalten 
auf den Rechtsbrecher energischer zu betonen. 

Sollte daher nicht auch innerhalb unserer Gefängnis- 
und Strafanstalten selbst der erziehliche Charakter der 
Strafwirkung noch mehr in den Vordergrund gestellt werden 
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müssen? — Unsere Zeit hallt ja wieder von erbitterten 
Anklagen gegen das System unserer bisherigen Freiheits¬ 
strafen: man weist wohl höhnend auf die immer mehr 
zunehmende Rückfälligkeit hin und stellt begierig die 
steigende Prozentzahlen der zum so und sovielten Male 
Rückfälligen zusammen, um dann — man denke nur 
beispielsweise an die einseitigen und übertriebenen Dar¬ 
stellungen Tolstois — den Bankerott unserer bisherigen 
Freiheitsstrafen als selbstverständliche Tatsache orbi et urbi 
zu verkündigen. Gewiss sind wir die letzten, die in der¬ 
artige nicht selten oberflächliche und doktrinäre Schluss¬ 
folgerungen unbesehen einstimmen. Wir wissen, dass die 
Rückfälligkeit auch noch eine ganze Reihe anderer, sowohl 
individueller wie sozialer Ursachen hat: neben dem bösen 
Willen oder der passiven inneren Abstumpfung der Einzelnen, 
die nach ihrer Entlassung überhaupt sich nicht helfen 
lassen-Wollen und die schliesslich bei jedem Strafsystem 
ungebessert bleiben, die mangelnde nachhaltige geduldige 
und grossherzige Unterstützung und rettende Bewahrung 
derjenigen, die entlassen zwar wieder in die Höhe kommen 
möchten. Wir sind somit der Ueberzeugung, dass zahllose 
Rückfälle sowohl durch die scharfe Zucht unerbittlicher 
Korrektion gegen den Uebelwollenden als auch durch eine 
staatlicherseits in grösstem Masstabe organisierte Ent- 
lassenenfürsorge — die private christliche Liebestätigkeit 
Einzelner reicht leider nicht aus — beseitigt werden 
könnten. Trotz alledem möchte doch in jenen erschrecken¬ 
den Ziffern der Rückfälligkeit eine energische und unab¬ 
weisbare Gewissensmahnung für uns liegen, zu der prüfenden 
Frage, ob, abgesehen von der zweifellos höchst bedenk¬ 
lichen Vermischung der Gelegenheitsverbrecher mit den 
Gewohnheitsverbrechern, unsere Freiheitsstrafen allerwege 
wirklich in dem rechten Geiste gehandhabt werden, oder, 
bestimmter ausgesprochen, ob die erziehliche Aufgabe der 
Freiheitsstrafe allerwege mit vollem Bewusstsein und mit 
dem ihr gebührenden Ernste betont und in Wirklich¬ 
keit angesetzt wird. Soll die Freiheitsstrafe bloss ein 
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Strafübel bringen und nur durch dieses „bessernd“ wirken 
d. h. den Sträfling zur Einsicht, zur Ordnung und zur Ab¬ 
kehr vom Verbrechen gewissermassen nötigen, so (werden 
unsere Gefängnisse wohl kaum wesentlich leerer werden) 
wird die Zahl unserer Gefangenen durch die Gefängnishaft 
selbst wohl kaum wesentlich geringer werden. Neben dem 
Strafübel muss auf jeden Fall eine direkte erziehliche 
Einwirkung einhergehen und zwar nicht bloss durch ein 
paar einzelne Personen, etwa den Direktor oder den Geist¬ 
lichen, sondern durch den Zuschnitt und den Geist des 
ganzen Hauses und vor allen Dingen auch durch das 
gesamte Aufsichtspersonal. Gerade in diesem letzteren 
sehen wir einen Hauptfaktor für einen erfolgreichen Straf¬ 
vollzug gegeben und zwar dann, wenn es ein jeder Auf¬ 
seher als seine Gewissenspflicht ansieht, in jedem Augen¬ 
blick seines Dienstes nicht bloss einschränkend, nieder¬ 
haltend, dämpfend, sondern auch erziehend, hebend, be¬ 
lebend auf seine Pflegebefohlenen einzuwirken. Der Auf¬ 
seher macht nicht bloss die Personifikation des Strafzwanges, 
der Unterjochung unter das massgebende Gesetz, sondern 
auch einer sittlichen Macht, die unter dem unvermeidlichen 
äusseren Drucke doch die freie Seele sucht, an diese sich 
brüderlich wendet und die Reaktion, nicht, wie tatsächlich 
oft, einer hasserfüllten Opposition, sondern eines neuer¬ 
wachenden, eines aus seinen bisherigen Banden sich heraus- 
reissenden sittlichen Willens hervorrufen will: bringen wir 
unser Aufsichtspersonal nicht auf diese bewusste sittliche 
Höhe, räumen wir ihm nicht diesen erweiterten Spielraum 
einer aktiv erziehenden Betätigung ein, heben wir nicht 
auch damit zugleich seine soziale Stellung, so wird manche 
für das Gefängniswesen aufgewendete Million nur die 
kümmerlichsten Zinsen bringen. — Was ist, so fragen wir, 
jetzt der Gefängnisaufseher, ich sage selbstverständlich 
nicht im Sinne der Gefängnisverwaltung, sondern des 
grossen Publikums, der sogenannten öffentlichen Meinung ? 
— nicht viel mehr als der bezahlte Mann mit dem grossen 
Schlüsselbund, der Barbarus, der scharf, schneidig, unter 
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Umständen auch rücksichtslos eine Menge von Rechts¬ 
brechern. zu beaufsichtigen und nieder- und im Zaume zu 
halten hat. Dass dem wirklich so ist, dafür sind u. a. unsere 
Witzblätter der beste Beleg. Im Figurenwitz und in der 
die äusserlich hervorstechenden Eigenschaften outrierenden 
Karikatur haben wir bekanntlich einen Niederschlag weithin 
herrschender Anschauungen und dadurch werden ja solche 
Darstellungen zu einem so wertvollen kulturhistorischen 
Spiegelbilde ihrer Zeit. Wie aber erscheint nun in der 
Karikatur unser Gefängnisaufseher? — Wohl nicht anders 
als der schnauzbärtige, barsche und dabei geistig be¬ 
schränkte Scherge, als ein Mensch subalternster Bedeutung, 
dem sichtlich ein volles Glas lieber ist als irgend eine 
sittlich hebende Einwirkung auf seine Gefangenenschaft. 
Wie viel muss da noch geschehen, dass zum besten unseres 
Strafvollzugs unsere Aufsichtsbeamten mit ihrem aufreiben¬ 
den Dienste nicht mehr einen solchen wohlfeilen Vorwurf 
für Spott und Amüsement darzubieten haben, sondern auch 
der ferner Stehende die soziale und ethische Bedeutung 
dieses oft so geringgeschätzten Amtes achten lernt. Mit 
Dank muss daher eine jede Anregung, ein jedes wohl¬ 
meinende Wort begrüsst werden, was der geistigen, ethischen 
und sozialen Hebung des Aufseherstandes und der psycho¬ 
logischen Vertiefung seiner erziehlichen Einwirkung auf 
die Gefangenenschaft gewidmet ist. Mit aufrichtiger Freude 
haben wir daher auch die verdienstvolle kleine Schrift 
von C. Fliegenschmidt „Der Beruf des Aufsehers“ 
zur Hand genommen: wir fühlen uns mit den in derselben 
niedergelegten Grundanschauungen durchaus im Einklang. 1 ) 
Fl. verlangt ebenso wie das treffliche Buch seines Vor¬ 
läufers Rossmy (Handbuch für Gefängnisaufseher, 3. Aufl., 
Düsseldorf, Rheinisch-westfälische Gefängnisgesellschaft, 
1888), dass der Aufseher sich auch mitverantwortlich fühlen 
soll für das sittliche und geistige Wohl der ihm unter- 

*) C. Fliegenschmidt, Der Beruf des Aufsehers in den 
Strafanstalten und Gefängnissen. Leipzig, Benno Konegen Verlag. 
1902. 92 S. 1 M. 80 Pf. 
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stellten Gefangenen und dass er somit seine Tätigkeit 
unter dem Gesichtspunkt einer, nun sagen wir es kurz, 
erziehlichen Einwirkung auf seine Pfleglinge anzusehen 
habe. Fl. stellt daher mit Recht auch an die Persönlich¬ 
keit des Aufsehers hohe Anforderungen: er verlangt in 
erster Linie einen religiös gesinnten und sodann auch einen 
nicht nach der Schablone arbeitenden, sondern denkenden 
Aufseher. Diese Betonung, dass das Pflichtgefühl des Auf¬ 
sehers sich vor allen Dingen auf einer religiösen Grund¬ 
lage, nicht also bloss auf einer rein diesseitigen Berufs¬ 
willigkeit aufzubauen habe, erscheint uns von hohem Werte. 
Treffend führt Fl. aus, wie die anziehende und sittlich 
hebende Einwirkung des Aufsehers auf die Gefangenen 
wesentlich davon abhängt, ob in ihm selbst eine religiöse 
Weltanschauung zu finden ist: „ohne Religiosität, ohne 
Ueberzeugung von Gottes Regiment, ohne Bewusstsein des 
ewigen Sittengesetzes, ohne die Ueberzeugung, dass eine 
gründliche Umkehr und Aenderung im letzten Grunde eine 
religiöse sein werde, ist ein rechter Aufseher nicht zu 
denken. Ohne Religion stünde er verständnislos den Ge¬ 
wissensnöten der Gefangenen gegenüber; er hätte kein 
Trostwort für das erwachende qualvolle Bewusstwerden, 
die Heiligkeit Gottes verachtet zu haben, er stände 
unwürdig als stummes, sprachloses Geschöpf an Kranken- 
und Sterbelagern“. (S. 14.) Auch in seinen weiteren Aus¬ 
führungen legt Fl. dem Aufseher ans Herz, dass er nicht 
etwa bloss der strenge oder wohl gar barsche Aufsichts¬ 
beamte sein soll, sondern der väterlich teilnehmende und 
erziehende Freund, der in jedem Augenblicke seines 
Dienstes seinen Gefangenen sittlich zu heben sucht. Selbst¬ 
verständlich zieht auch Fl. dieser Beeinflussung - insofern 
gewisse Grenzen, als er „eine unmittelbare erziehliche Ein¬ 
wirkung, welche den Oberbeamten Vorbehalten ist“, sowie 
persönlich gehaltene, eingehende Gespräche, besonders 
religiöser oder politischer Art, ablehnt; mit vollem Rechte 
dagegen lässt er „ein jeweiliges kurzes, kerniges, vom 
Herzen kommendes Trost-, Aufrüstungs- und Mahnwort“ 
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zu. Auch die übrigen ins Einzelne gehenden mehr technischen 
Anforderungen, die Fl. an den Aufseher stellt, in Bezug 
auf Zuverlässigkeit, Reinlichkeit, Ordnung, Ruhe u. s. w., 
nicht weniger, was er über das nicht rein dienstliche Ver¬ 
halten des Aufsehers sowie bei besonderen Anlässen und 
auch über sein Zusammenwirken mit den übrigen Mit¬ 
beamten zu sagen hat, werden von fachmännischer Seite 
sicherlich Zustimmung finden; wir verzichten jedoch, auf 
diese Ausführungen näher einzugehen, da es uns genügt, 
auf die prinzipielle Stellung aufmerksam gemacht zu haben, 
welche Fl. mit gutem Rechte dem Aufseher der Gegenwart 
im Strafvollzüge zuweist, eine Stellung, so ernst, so ver¬ 
antwortungsvoll, so wichtig für die erziehliche Gesamt¬ 
wirkung der Strafverbüssung, dass nur eben das beste 
Menschenmaterial für diesen Posten gut genug erscheint 
und die sorgsamste Ver- und Ausbildung des Aufsichts¬ 
personals eine der wichtigsten Aufgaben der modernen 
Strafvollzugspflege bilden wird. 

Wir schliessen unsere kurze Aussprache ab. Es 
werden z. Z. allerorten Volkssanatorien errichtet, gewiss 
eins der erfreulichsten Bilder aus dem sozialen Leben der 
Gegenwart, sowohl eines fürsorglichen Gemeinsinnes für 
den einzelnen hilfsbedürftigen Kranken als auch einer 
verständnisvollen Massregel für die Volksgesundung im 
allgemeinen. Nun was solche Sanaterien für die physische 
Gesundheit unseres Volkes bedeuten, dies und nicht weniger 
bedeuten unsere Gefängnisse und der jeweilig in ihnen 
massgebende Geist für die soziale und ethische Gesundung 
des Volksganzen. Auch sie müssen zu Heilstätten werden, 
in denen durch den Geist ernster und wohlmeinender Er¬ 
ziehung sittlicher Krankheitskeime, wenn auch nicht in 
jedem Falle völlig aufgehoben, so doch in ihren ver¬ 
derblichen Wirkungen abschwächt, lokalisiert und auf ihren 
Herd beschränkt werden, sodass sie nicht in immer 
weiteren Proportionen ihre Umgebung vergiften können. 
Um die leibliche Gesundheit zu erhalten, wendet unsere 
Zeit die äussersten Opfer auf, mühen sich die scharf- 
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sinnigsten Geister im Kampfe mit den tückischen Krankheits¬ 
erregern, werden immer neue und vollkommenere Methoden 
zu ihrer Bekämpfung gefunden: möchte doch für den 
mindestens ebenso wichtigen Schutz der sittlichen Volks¬ 
wohlfahrt und Gesundheit der Kampf gegen das Ver¬ 
brechen und die Fürsorge für seine unglücklichen Opfer 
mit ebensolcher Aufopferung und Treue, mit ebensolchem 
Scharfsinn und Erfolg geführt werden, damit dem Sinken 
der Mortalitätsziffer nicht weniger auch ein solches der 
Kriminalität entspricht, zum Segen nicht nur für unzählige 
Einzelfamilien, sondern auch für unsere deutsche Volks¬ 
kraft und Zukunft überhaupt. 
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Zu den „Gefängnisreformfragen“. 

Eine Erwiderung 

an Herrn Oberlandesgerichtsrat Staatsanwalt und Haus- 
kommissär der k. k. Männerstrafanstalt Orä2 Alfred Amschi. 

Von Professor Dr. Karl Hiller,, Graz. 


Durch das liebenswürdige Entgegenkommen der 
Redaktion fand im Heft 3 und 4 des eben abgeschlossenen 
36. Bandes der „Blätter für Gefängniskunde“ ein von mir 
ursprünglich für weitere, namentlich parlamentarische 
Kreise bestimmter, in einer österreichischen Tageszeitung 
publizierter Aufsatz über Gefängnisreformfragen freund¬ 
liche Aufnahme; derselbe begegnete aber in dem ersten 
juristischen Fachorgane Oesterreichs, der „Allgemeinen 
Oesterr. Gerichtszeitung“ (No. 28 vom 12. Juli 1902), einer 
scharfen Bekämpfung seitens des Herrn Alfred Amschi 
(Staatsanwalt in Graz), welcher angeblich die lebhaften 
Bedenken „wohlinformierter und interessierter Kreise“ 
gegen meine Ausführungen wiederzugeben nicht ansteht 
und zudem sich beeilte, seine Erwiderung im nächsten 
Hefte der „Blätter für Gefängniskunde“ gleichfalls ab- 
drucken zu lassen. Deshalb bin ich der Redaktion aber¬ 
mals zu grossem Danke verpflichtet, dass sie meine im 
Folgenden versuchte Abwehr jenes Angriffes ebenso loyal 
wie freundlich aufzunehmen sich bereit erklärte. 

Wer sind, so muss man vor Allem fragen, jene „wohl¬ 
informierten und interessierten Kreise“, die nach Herrn 
A.’s Ansicht durch meinen Aufsatz, der ja durchaus keine 
neuen Reformpläne bringt, sondern nur längst gestellte 
Forderungen wieder den massgebenden Kreisen und der 
gesamten Oeffentlichkeit empfiehlt, so sehr in Aufregung 
versetzt sind? Natürlich, sollte man meinen, sind es 
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die massgebenden Faktoren der österreichischen Justiz¬ 
verwaltung, denen die oberste Leitung des Gefängniswesens 
zusteht. Ich bin aber überzeugt, dass von dorther jene 
„lebhaften Bedenken“, zu deren Sprachrohr sich Herr 
Amschi selbst gemacht, nicht stammen, denn seit jüngster 
Zeit, insbesondere seit der österreichische Ministerpräsident 
Frhr. v. Körb er auch die Leitung des Justizministeriums 
übernommen, weht ein so frischer, der Reform des Straf¬ 
vollzuges günstiger Wind (wie er seit Jahrzehnten unter 
früheren Ministern nicht zu verspüren war), dass ich 
nicht glauben kann, jene Kreise würden Reform¬ 
plänen, die sie längst kennen, solche Abneigung ent¬ 
gegenbringen und Herrn A.’s Bedenken gegen dieselben 
teilen. Nun zur Sache selbst! 

Als fraglich bezeichnet es Herr A. an der Spitze 
seiner Ausführungen, ob durch die Neuordnung der obersten 
Leitung des österreichischen Gefängnis wesens eine Besser¬ 
ung zu erwarten wäre, denn es handle sich da denn doch 
nur um den „Namen“ und „nicht um die Sache“, um den 
„Schein, nicht um das Wesen“. Wenn das Herr A. wirk¬ 
lich glaubt, so befindet er sich in einem schweren Irrtum; 
denn ein Blick auf die von ihm selbst zitierte Verordnung 
vom 25. Oktober 1865 (R.-G.-Bl. No. 109), welche auf Grund 
des Allerh. Entschliessung vom 16. Okt. 1865 die Leitung 
und Verwaltung des gesamten Gefängniswesens in dem 
Wirkungskreise des Justiz-Ministeriums vereinigt, und auf 
die die „Amtsinstruktion für den General-Gefängnisinspektor“ 
enthaltende Just.-Min.-Vdg. vom 4. Dezember 1865 musste 
ihn doch belehrt haben, dass mit der Schöpfung dieser 
Centralbehörde eine tiefgreifende Aenderung in der Leitung 
und Organisation des Gefängniswesens durch jene Bestim¬ 
mungen geschaffen wurde, deren Wert und Bedeutung gerade 
heute wieder anerkannt wird mit der Forderung nach 
Wiederherstellung jener Centralstelle, nachdem ihr damals 
nur eine kurze Lebenszeit beschieden war. Nicht um einen 
anderen „Namen“ für dieselbe Sache, nicht um den „Schein“ 
statt des Wesens, sondern um eine von den besten Inten- 
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tionen geleitete Umgestaltung des österreichischen Gefängnis¬ 
wesens handelte es sich bei den Reformen des Jahres 1865, 
an welche der parlamentarische Antrag vom November 
1901 unmittelbar anknüpft und die Errichtung einer obersten 
Centralbehörde für das Gefängniswesen behufs planmässiger, 
fachlicher Leitung dieses wichtigen Gebietes fordert. Dieser 
Antrag, der auch die Veranlassung meines von Herrn A. 
so sehr bekämpften Aufsatzes in der „Grazer Tagespost“ 
vom 2. April 1902 bildete, wird allerdings merkwürdiger 
Weise von ihm selbst in seinen Ausführungen ebenso 
ignoriert, wie die meiner Darstellung zu Grunde gelegten 
Reformvorschläge von Gertscher, von Leitmaier 
und Marcowich, obwohl er von meinen „Gewährs¬ 
männern“ spricht, deren Ansichten ich „republiziere“, ohne 
jene auch nur mit Namen zu nennen, sich vielmehr wohl 
hütet, seine gegen mich persönlich gerichtete Polemik auch 
gegen dieselben zu führen. Diese Reformvorschläge sind 
schon seit Jahren der Oeffentlichkeit übergeben; warum 
hat Herr A. gegen dieselben nicht schon damals reagiert, 
wenn ihn jetzt mein kurzer Hinweis auf dieselben so sehr 
in Harnisch bringt? Warum erwähnte er nicht mit einem 
Worte die hochbedeutsame Rede des Professor Lammasch 
in der Sitzung des Herrenhauses vom 31. Mai 1902, die 
sich mit der Reform der Strafgesetzgebung und des Straf¬ 
vollzuges eingehend beschäftigt, warum wird die sehr 
sachliche, in alle dunklen Tiefen des Strafvollzugs, seiner 
Organisation und Leitung grell hineinleuchtende und alle 
Schäden desselben rückhaltslos aufdeckende Rede des 


Abgeordneten Kleewein in der Sitzung des Abgeordneten¬ 
hauses vom 22. Mai 1902 gänzlich ignoriert? In letzterer 
Rede werden die in dem parlamentarischen Anträge vom 
November 1901 enthaltenen Forderungen, insbesondere die 
auf Errichtung einer obersten Central-Gefängnisbehörde 
gründlich geprüft und erörtert; die ausführliche Begrün¬ 
dung derselben hätte Herrn A. ein viel dankbareres Material 
geliefert für seine Polemik als mein kurz gefasster Aufsatz, 
der ausschliesslich von ihm der Ehre einer Erwiderung 


gewürdigt wird. 


Digitized by 


Google 


— 469 


Entschiedenen Widerspruch fordert heraus die Be¬ 
hauptung: „Nun soll der Strafvollzug den Gerichten und 
Gerichtspräsidien aufgelastet werden, nun, in einer Zeit, 
die nicht daran zweifelt, dass der Strafvollzug niemals 
Sache des Richters sein kann, weil seine Tätigkeit mit 
dem Urteil abschliesst“. Die moderne Richtung der Kriminal¬ 
politik spricht sich gerade für das Gegenteil aus: „feste 
organische Verbindung der Strafrechtspflege 
mit dem Strafvollzüge ist unerlässliche Voraussetzung 
des Erfolges“, sagt v. Liszt (Lehrbuch, 12. Aufl. S. 89). l ) 
Die allerdings noch stark umstrittene Idee der „unbestimmten 
Strafurteile“, wonach das richterliche Urteil keine bestimmte 
Strafe ausmessen, sondern diese etwa innerhalb eines 
Höchst- und Mindestmasses, auf Grund nachheriger ge¬ 
nauer Feststellung des Charakters des Verbrechers ent¬ 
weder durch ein späteres Urteil des Strafgerichtes oder 
einer besonderen Behörde (Strafvollzugsamt) bemessen 
werden soll, beweist, dass der „Zug der Zeit“ gerade dem 
Gerichte einen weitergehenden Einfluss auf den Strafvoll¬ 
zug einräumen will, als es jetzt der Fall ist und die richter¬ 
liche Tätigkeit mit dem Urteile nicht als abgeschlossen 
betrachtet. 

Mit dem geltenden Rechte aber, mit dem Gesetze, als 
dessen „Hüter und Wahrer“ Herr A. die Staatsanwälte 
emphatisch bezeichnet, steht dessen Ansicht, dass der Straf¬ 
vollzug niemals Sache des Richters sein kann, in direktem 
Widerspruche. Entgegen dem von manchen der früheren 
deutschen partikulären Strafprozessgesetze (vergl. deren 
Aufzählung bei E. Ullmann, Lehrbuch des österr. Straf¬ 
prozesses, 2. Aufl. 1882, S. 145 n. 1) und der deutschen 
Reichs-Strafprozessordnung von 1877 (§ 483) im Anschlüsse 
an das französische Recht eingenommenen Standpunkte, 
dass die Vollstreckung der Strafurteile den Organen der 
Exekutive zuzuweisen und damit also Sache der Staats¬ 
anwaltschaft sei, bestimmt die österreichische Strafprozess- 

') Siehe auch die dort zit. umfangreiche Literatur zu dieser 

Frage. 
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Ordnung von 1873, § 397 letzter Satz: „Die Vollstreckung 
des Strafurteiles wird, soweit nicht in diesem Gesetze etwas 
Anderes bestimmt ist (§§ 402, 405 Absatz 2, 407—409), von 
dem Vorsteher jenes Gerichtes, welches in der Sache 
in erster Instanz erkannt hat, angeordnet“. Schon die 
Strafprozessordnung von 1853 hatte „bloss von praktischen 
Opportunitätsrücksichten geleitet im § 318 die Einleitung 
der Vollziehung von Strafurteilen wieder den Strafrichtern 
übertragen und hierbei die Dazwischenkunft der Staats¬ 
anwaltschaft, welche hinsichtlich der Verbrechen und Ver¬ 
gehen nach der Strafprozessordnung vom 17. Januar 1850 
(§ 469) sogar ausschliessend damit betraut war, aus¬ 
geschlossen, weil die Erfahrung zeigte, dass das Straf¬ 
gericht, bei dem sich der Verurteilte, wenn er in Verhaft 
war, bereits befindet, bei welchem auch alle Akten liegen, 
bei welchem ferner die geringeren Freiheitsstrafen wirklich 
abzubüssen sind, diese Vollzugsetzung schleuniger und 
einfacher als der Staatsanwalt, nämlich unmittelbar und 
ohne Umwege zu veranlassen „vermag, während der Staats¬ 
anwalt sich zu diesem Behufe doch immer wieder an das 
Strafgericht wenden musste“ (von Hye, „Die leitenden 
Grundsätze der österr. Str.-P.-O. vom 29. Juli 1853, S. 356). 
Demgemäss wird auch und zwar im Anschlüsse an das 
bis dahin geltende Hecht durch den § 397 der St.-P.-0. 
von 1873 der Strafvollzug gesetzlich als richter¬ 
liche Tätigkeit erklärt und hieran auch nichts durch 
die in den im § 397 zitierten §§ normierte Einflussnahme 
der Staatsanwaltschaft geändert. Denn diese betreffen 
lediglich untergeordnete, rein formale Angelegenheiten, wie 
die Anzeigen an die zuständigen Aemter bei Aberkennung 
von bürgerlichen Rechten, die Ablieferung des Verurteilten 
im festen Rahmen der Einlieferungskompetenz u. dergl. m., 
ebenso enthalten die von Herrn A. zitierten §§ 34, 35, 50, 
76, 78 der Vollzugsvorschrift zur St.-P.-0. nichts als 
formale Vorschriften über die Verständigung des Staats¬ 
anwaltes von der erfolgten Aburteilung und dem Straf¬ 
antritte oder einzelne Details über den Vorgang bei 
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Veranlassung der Einlieferung, über die Mitwirkung des 
Staatsanwaltes bei Exekution der Geldstrafen, die Ueber- 
wachung der Veräusserung von Depositen etc. Es bleibt 
Herrn A. überlassen, hierin und in den übrigen von ihm 
zitierten Vorschriften „die Brücke oder den Kitt“ seiner 
Stellung zwischen Justiz und Verwaltung zu erblicken, 
sie als „zwischen Justiz- und Verwaltungsbehörde stehend“ 
zu bezeichnen. Was damit gesagt sein soll, verstehe ich 
nicht. Meiner Ansicht nach ist schon dadurch, dass der 
Staatsanwalt eben Justizverwaltungsbeamter ist, 
seine Stellung genügend gekennzeichnet. Daran, dass 
die österreichische Gesetzgebung den Strafvollzug den 
Gerichten, beziehungsweise ihren Vorstehern grundsätzlich, 
unterstellt, wird übrigens durch alle diese zitierten Vor¬ 
schriften nichts geändert. 1 ) Unbegreiflich aber erscheint 
es, wenn Herr A. förmlich entrüstet ausruft: „Und nun 
soll der Strafvollzug den Gerichten und Gerichtspräsidien 

aufgelastet werden.i“ Ja ist dies denn nicht 

schon längst der Fall?. Ist der Strafvollzug nieht auf 
Grund des Wortlautes des Gesetzes den Gerichten über¬ 
tragen, dem Staatsanwalte aber nur ein bestimmter Einfluss 
darauf eingeräumt ? 

Die Unrichtigkeit seiner Behauptungen, dass „der 
Staatsanwalt den Strafvollzug zu veranlassen hat, weil in 
diesem Stadium die Tätigkeit des Richters zu Ende ist“, 
ferner „dass unsere Zeit nicht daran zweifelt, dass . der 
Strafvollzug niemals Sache des Richters sein kann, weil 
seine Tätigkeit mit dem Urteil abschliesst“, habe ich schon 

*) E. Ullmann (Lehrb. des österr. Strafproresses, 2. Aufl., 1882, 
Seite 144—145 u. 837) findet zwar in der geltenden St.-P.-O. „keinen 
eigentlichen Grundsatz“ ausgesprochen, sondern meint nur, sie lasse 
die Staatsanwälte den in der St.-P.-O. §§ 396—411 normierten „Einfluss 
auf den Strafvollzug“ nehmen. Dem widerspricht aber die Fassung 
des letzten Satzes des § 397, der im Einklang mit dem früheren 
Rechte der St.-P.-O. von 1853 an dem Prinzip der richterlichen 
Strafvollstreckung festhält, nur im Gegensatz zu diesem älteren 
Gesetze der Staatsanwaltschaft einen gesetzlich genau umschriebenen 
Einfluss auf den Strafvollzug einräumt. 

Digitized by ^oo«rfe 




— 472 


oben dargetan und hervorgehoben, dass der richterliche 
Einfluss auf den Strafvollzug eben nicht mit dem Urteil 
aufhören soll, ja dass „der Zug der Zeit“ gerade in ent¬ 
gegengesetzter Richtung geht. Dass aber auch unter den 
Staatsanwälten selbst, den Kollegen des Herrn A., diese 
seine Auffassung durchaus nicht allgemein geteilt wird, 
beweist ein Aufsatz von Staatsanwalt Frhr. v. Klingspor 
in Wien im „Neuen Wiener Tagblatt“ (vom 18. Mai 1902), 
der mit Entschiedenheit dafür eintritt, dass der Straf¬ 
vollzug dem Richter unterstehe. Auch diese Aus¬ 
führungen scheinen Herrn A. unbekannt geblieben zu sein. 
Da Herr A., wie ich auch annehmen muss, diese Aus¬ 
führungen eines Kollegen im Amte wohl mehr respektieren 
wird, wie meine Erörterungen, die er so von oben herab 
abzutun versucht, muss ich sie etwas ausführlicher be¬ 
sprechen, zumal mich dieselben jeder weiteren Begründung 
und Widerlegung überheben. 

„Die richterliche Tätigkeit“, sagt v. Klingspor u. a., 
„ist derzeit steril und es dürfte wohl kaum einen 
Beruf geben, welcher so wenig innere Befriedigung zu 
gewähren vermag wie der des Richters. Wenn das 
Urteil gesprochen ist und die Schar der Geächteten 
wieder vermehrt wurde, fällt mit der Toga jede weitere 
Befugnis. Der Arzt hat längst erkannt, dass die am 
Krankenbette gewonnenen Kenntnisse am nützlichste!! 
verwertet werden können, um einerseits den Genesungs¬ 
prozess vor Rückfällen zu bewahren, anderseits durch 
prophylaktische Massregeln überhaupt Erkrankungen 
möglichst vorzubeugen. Der Richter hat dagegen weder 
auf die Art des Strafvollzuges, 1 ) noch auf den Hauptnähr¬ 
boden des Verbrechens — die Lebensbedingungen, unter 
welchen die Jugend auf wächst — eine wirksame Inperenz. 
Die sittliche Rekonvaleszenz, welche wir von jedem Ver- 

‘) Auf die Art des Strafvollzuges hat heute auch der Staats- 
anwalt in Oesterreich ebensowenig Einfluss wie der Richter. Diese 
ist ein für alle Mal gesetzlich (worunter ich auch die Summe der be¬ 
treffenden Verordnungen zähle) festgelegt. 
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urteilten so nachdrücklich verlangen, soll sich ohne richter¬ 
lichen Einfluss vollziehen und die Verbrechenskeime dürfen 
in die Halme schiessen, ohne dass die kundige Hand des 
Richters sie jäten dürfte“. 

Und weiter sagt v. Klingspor: „Ist sohin die Strafe 
innerhalb jener — leider zu engen — Grenzen verhängt, 
welche das Gesetz der Individualisierungsfreiheit des 
Richters gezogen hat, so muss sie auch den richter¬ 
lichen Intentionen gemäss vollzogen werden. Auch der 
Strafvollzug unterstehe dem Richter. Denn die 
tägliche Erfahrung lehrt, dass eine gerechte — wenn auch 
noch so strenge — Strafe in den seltensten Fällen bei dem 
Verurteilten Erbitterung gegen den Richter weckt. Vor 
der richterlichen Autorität beugen sich die meisten Ver¬ 
brecher, und richterlichem Zuspruch sind die Herzen der 
noch Besserungsfähigen am ehesten zugänglich. Aber aus 
diesem erziehlichen Einfluss, welchen der Kontakt des 
Richters mit dem Verurteilten ausüben könnte, würde die 
Tätigkeit richterlicher Funktionäre in den Strafanstalten 
auch die sicherste Gewähr für den möglichsten Erfolg 
bessernder Wirkung der Strafe bieten. Der Richter, dessen 
Beruf es ist, in der Seele des Menschen zu lesen, hat noch 
am ehesten die Befähigung, den Zeitpunkt zu erkennen, 
von welchem an die Strafe nicht mehr fördernd, sondern 
vielleicht schädigend wirkt. .... Das wäre der Augen¬ 
blick, in welchem das Verständnis des geschulten Richters 
einzugreifen hätte, um die Besserung zu festigen und sohin 
das Ende der Strafe herbeizuführen. Wird dieser Zeitpunkt 
versäumt, so kann ein verhängnisvoller Stimmungswechsel 
eintreten. Das Gefühl der Verlassenheit, des Verstossen- 
seins, der Aussichtslosigkeit jeglichen edlen Strebens be¬ 
mächtigt sich des Enttäuschten, stumpfe Gleichgiltigkeit, 
ohnmächtiger Groll führen zum Hass gegen die Gesellschaft 
und zum späteren Kampfe gegen die Rechtsordnung — 
und der Rückfällige ist da. Auch der Strafvollzug 
sollte daher vom Richter überwacht und die 
Leitung der Strafanstalten erfahrenen Richtern 


Digitized by 


Goc e 



— 474 — 


übertragen sein. Es wäre das ein weiterer Ausbau der 
vor einigen Tagen so segensreich begonnenen Reform auf 
dem Gebiete des Gefangenhauswesens .... Deshalb: Gebt 
dem Richter den Menschen — und nicht nur den Ver¬ 
brecher — und er wird das Verbrechen erfolgreicher be¬ 
kämpfen können“. 

Ich habe dem nichts mehr hinzuzufügen gegen Herrn 
A., der übrigens zugeben wird, dass sein engerer Kollege 
die Sache doch mindestens ebenso gut verstehen muss, 
wie er selbst, trotzdem aber wesentlich anderer Ansicht ist. 

Herr A. bezeichnet nun meine „Vorschläge“ oder viel¬ 
mehr die meiner „Gewährsmänner“, wohlweislich ohne 
diese zu nennen, als „an Unzweckmässigkeit krankend“ 
und „unpraktisch“. Ich habe nichts Anderes „vorgeschlagen“, 
als was erfahrene und hervorragende Praktiker — darunter 
der frühere Oberstaatsanwalt Hofrat Leitmaier — vor 
Jahren schon als Grundlagen der künftigen Gefängnisreform 
angeregt und im Detail begründet haben. Es war also 
ein Oberstaatsanwalt selbst, der für die Unterordnung 
des Strafvollzugs unter den Richter eintrat! 


Um Art und Ton der Polemik des Herrn A. etwas zu 
charakterisieren und zu zeigen, wie leicht er sich die 
Sache macht, gebe ich hier den betreffenden Satz wörtlich 
wieder: „Nach den Vorschlägen des Herrn Verfassers oder 
vielmehr seiner Gewährsmänner sollen die Strafanstalten 
direkt der Centralgefängnis-Inspektion (bestehend aus dem 
Inspektor und mehreren Beiräten, über deren Funktion 
nichts gesagt wird, weil schwerlich hierüber etwas gesagt 
werden kann), die Gerichtsgefängnisse aber den Oberlan¬ 
desgerichtspräsidien und einem Oberkommissär (dem Ober¬ 
direktor der am Orte des Oberlandesgerichtes gelegenen 
Strafanstalt!) untergeordnet sein. Diese Gedanken kranken 
an Unzweckmässigkeit und liessen sich kaum in praktische 
Betätigung umwerten. Wie schwerfällig und kostspielig 
würde sich die Handhabung der Aufsicht über die Straf¬ 
anstalten gestalten! Diese selbst entbehrten der unmittel- 
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baren Kontrolle, denn die Visitation seitens der Central¬ 
stelle allein bildet gar keine Kontrolle“: 

Dass über die Funktion der dem Generalinspektor 
beigegebenen Beiräte von mir nichts gesagt wird, „weil 
schwerlich hierüber etwas gesagt werden kann“ — diese 
Behauptung muss ich vor Allem als unrichtig und irrig 
bezeichnen, denn gegen Ende meines Aufsatzes, wo ich 
von den Grundgedanken der Einzelorganisation spreche, 
wie sie Leitmaier und Marcovich aufstellen, ist 
ausdrücklich betont, dass die Beiräte die fortwährende Kon¬ 
trolle der der Generalinspektion direkt unterstellten Straf¬ 
anstalten natürlich durch periodische Inspektion derselben 
auszuüben haben, also eine Tätigkeit, die ihrer Funktion 
jedenfalls einen überraus reichen und dankbaren Inhalt 
giebt. Weiter mich hierüber auszusprechen, hatte ich 
keinen Grund mit Rücksicht auf den offen erklärten Zweck 
meiner Ausführungen, die ich ausdrücklich nur als „eine 
kurze Zusammenfassung“ jener organisatorischen Grund¬ 
gedanken von Leitmaier und Marcovich bezeichnete. 

Ganz entsetzt aber scheint Herr A. darüber zu sein, 
dass unter den den Oberlandesgerichtspräsidien als Auf¬ 
sichtsbehörden zweiter Instanz beizugebenden Oberkommis¬ 
sären auch der Oberdirektor der am Orte des Oberlandes¬ 
gerichtspräsidiums befindlichen Strafanstalt einmal sein 
könnte. Es muss ihm wohl ganz unerträglich Vorkommen, 
dass der bisher ihm, dem Staatsanwalt, als Hauskommissär 
der Strafanstalt dienstlich unterstehende Oberdirektor gar 
noch Aufsichtsperson, wenn auch nur für die Gerichts¬ 
gefängnisse werden sollte! Da auch dieser Vorschlag von 
Männern stammt, die mit der Praxis des Strafvollzugs 
lange Zeit in direkter Fühlung standen, muss er doch 
wohl nicht so absurd sein, wie Herr A. sich ihn vorstellt. 
Dass er gerade i h m nicht passt, beeinflusst seine Richtig¬ 
keit und Güte jedoch nicht. Ebensowenig „kranken“ die 
von der Errichtung einer General - Gefängnisinspektion 
ausgehenden Reformideen an Un Zweckmässigkeit und 
lassen sich wohl „in praktische Betätigung umwerten“, 
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wenn man nur ernstlich will und die Sache richtig 
anfasst, nicht aber in der Voreingenommenheit oder prä¬ 
potenten Auffassung, dass der Strafvollzug die ausschliess¬ 
liche Domäne der Staatsanwaltschaft sei oder doch werden 
müsse. Gegen solche Behauptungen aber, wie: „die Visi¬ 
tation seitens der Centralstelle allein bildet gar keine 
Kontrolle“ ist überhaupt nichts weiter zu sagen, da es, wie 
schon erwähnt, auf die Art, Itensität und Periodizität 
dieser Kontrolle ankommt, und Herr A. gerade hierüber 
ganz merkwürdige Ansichten zur Schau trägt. Denn es 
ist doch kein Zweifel, dass „der unmittelbare Einblick in 
das Getriebe der Anstalt, die Anschauung, die Kenntnis 
der Personen, der örtlichen Verhältnisse“ den von der 
Generalinspektion regelmässig zu entsendenden Kontroll- 
beamten, den Beiräten, ebenso möglich ist und die not¬ 
wendige Voraussetzung ihrer gesamten Tätigkeit ebenso 
bildet wie für den allmonatlich einmal auf zwei bis 
drei Stunden als Hauskommissär in der Strafanstalt 
erscheinenden Staatsanwalt, der übrigens all diese nötigen 
Kenntnisse sich erst von seinem Dienstantritte an erwerben 
und erweitern muss. Hiebei erscheint es überhaupt frag¬ 
lich, ob der Hauskommissär in diesen wenigen Stunden 
sich all die persönlichen und sachlichen Kenntnisse er¬ 
werben kann, die Herr A. für sich behauptet und in An¬ 
spruch nimmt. Dagegen würden jene zur ständigen Kon¬ 
trolle berufenen Beiräte als fachlich gebildete und durch 
lange Praxis schon erprobte Männer des Strafvollzuges 
dem Ganzen und den Details ihrer Stellung gewiss schnelleres 
und leichteres Verständnis und manchmal auch mehr In¬ 
teresse entgegenbringen, als dies den besten unserer heutigen 
Kontrollsorgane möglich ist, weil letztere sich bis dahin 
mit den grossen Problemen der Gefängniswissenschaft 
entweder gar nicht oder doch nur sehr nebenher beschäftigt 
haben. Hierin liegt für diese nicht der geringste Vorwurf, 
denn wissenschaftlich-akademische Vorlesungen über dieses 
wichtige Fach bestehen in Oesterreich erst seit ca. 12 
Jahren und sind heute noch nicht obligat und ebensowenig 
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Prüfungsgegenstand. Für die Richter selbst aber, aus 
deren Status die Beamten der Staatsanwaltschaft gewöhn¬ 
lich entnommen werden und in den sie nach Ablauf kürzerer 
oder längerer Zeit wieder, natürlich in der Regel mit 
Avancement, zurücktreten (Ausnahmen des seltenen Auf- 
steigens in die Oberstaatsanwaltschaft und das Justiz¬ 
ministerium abgerechnet) bildet leider tatsächlich das 
Innere des Strafvollzugs und seiner Aufgaben ein fremdes, 
fernes Gebiet und soll es nach Herrn A. Ansicht auch 
bleiben, da ihre „Tätigkeit mit dem Urteil abschliesst“ — 
woher also kann diesen die umfassende Kenntnis des 
Strafvollzuges, seiner hohen und schweren Aufgaben im 
Ganzen und Einzelnen kommen? Sie muss erst mühevoll 
von dem neu eintretenden Staatsanwalt, dem „Haus¬ 
kommissär“ erworben werden, während sie die „Beiräte 
der gedachten Centralstelle“ schon besitzen müssen, weil 
sie den Praktikern des Strafvollzuges entnommen werden 
sollen. 

Sehr einleuchtend schiene es und sehr schön wäre 
es freilich, wenn Herrn A.’s weitere Behauptung, „die 
Kenntnis der Sträflinge und ihres Vorlebens ermögliche 
jene unentbehrliche Aufsicht, die die gesetzliche Schranke 
jeder Willkürherrschaft innerhalb der Anstalt, jeder Un¬ 
regelmässigkeit und Unzukömmlichkeit bildet“, — mit den 
tatsächlichen Verhältnissen irgendwie in Einklang zu 
bringen wäre. Wie ist es denn überhaupt möglich, dass 
der Hauskommissär einer Strafanstalt mit dem durch¬ 
schnittlichen Belage von 600—1000 Sträflingen, der noch 
dazu (mit Ausnahme der zu langjährigen Kerkerstrafen 
Verurteilten) stetig wechselt, sich eine nur einigermassen 
entsprechende Kenntnis der Individualität sämtlicher Sträf¬ 
linge in irgend einer Zeit verschaffen kann ? Nehmen wir 
an, diese Kenntnis besässe Herr A rücksichtlich jener 
Sträflinge, deren Anklagematerial durch seine Hände ging, 
die vom Gerichtshöfe des Ortes der Strafanstalt verurteilt 
wurden. Woher kann er die Masse der übrigen Ver¬ 
urteilten kennen, die von anderen Gerichtshöfen auf Grund 
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der Einlieferungskompetenz in die Strafanstalt abgestellt 
wurden? Wie vermittelt er sich diese Kenntnis? Etwa 
durch die Strafakten der letzteren ihm bisher unbekannt 
gebliebenen Sträflinge ? Diese hat er nicht einmal zu 
seiner unmittelbaren Verfügung und müsste sie sich jedes 
Mal vorlegen lassen, denn diese Akten müssen auch nach 
der Einlieferung des Verurteilten in die Strafanstalt nicht 
etwa beim Hauskommissär, sondern beim aburteilenden 
Gerichtshöfe, beziehungsweise Abschriften der wichtigeren 
Aktenstücke bei der Strafanstaltsdirektion erliegen. Wäre 
ihm dies Akten Studium, auch wenn er sonst nichts als 
Hauskommissär wäre, aus physischen Gründen überhaupt 
möglich? Wo fände er die dazu nötige Zeit? 

So steht es also mit den „erforderlichen Personal- 
und Lokalkenntnissen !“ Die wiederholte Berufung auf 
die „Akten“, die „eigenen Akten“ als „jederzeit wichtige 
Behelfe“ u. s. w. kann nur etwas bedeuten bezüglich des 
Bruchteiles jener Straffälle und Sträflinge, die, wie gesagt, 
unter seiner eigenen Anklagefunktion standen, nicht aber 
der übrigen von anderen Gerichtshöfen Abgeurteilten, die 
er nicht kennt und also erst studieren und kennen lernen 
müsste! 

Bei dieser Gelegenheit findet aber doch die den 
Generalinspektor des Gefängniswesens betreffende Ver¬ 
ordnung vom 25. Oktober 1865 (R.-G.-Bl. No. 109) Gnade 
vor den Augen des Herrn A. deshalb, weil sie die Leitung 
und Verwaltung der Strafanstalten aus den Agenden des 
Staatsministeriums ausschied, in den ausschliesslichen 
Wirkungskreis des Justizministers übertrug und diesen 
ermächtigte, einen Beamten des Justizministeriums als 
seinen Stellvertreter mit der Oberleitung und Aufsicht 
über die sämtlichen Strafanstalten und Gerichtsgefängnisse 
zu betrauen, namentlich aber aus dem Grunde ist sie 
nach Herrn A.’s Ansicht gerechtfertigt, weil sie die 
Beaufsichtigung der Strafanstalten in den ausschliesslichen 
Wirkungskreis der Oberstaatsanwälte und die Lokal¬ 
aufsicht den Staatsanwälten übertrug. „Da hat“, 
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ruft er aus, „doch die alte Ministerialverordnung vom 
25. Oktober 1865 das Richtigere getroffen!“ Also nur 
deshalb? Herr Ä. scheint demnach jene bedeutsame, eine 
neue Aera des österreichischen Gefängniswesens eröffnende 
Verordnung doch zu kennen, während man das Gegenteil 
annehmen musste nach den an die Spitze seiner Polemik 
gestellten Sätzen („Es ist sehr fraglich, ob durch die 
Neuordnung der obersten Leitung des österreichischen 
Gefängniswesens eine Besserung zu erwarten wäre. Da 
handelt es sich dann doch nur um den Namen und nicht 
um die Sache, um den »Schein nicht um das Wesen . . . . 
Erscheint nun der Generalgefängnisinspektor nur als Organ, 
als dem Justizminister verantwortlicher und untergeord¬ 
neter Beamter des Justizministeriums, dann ist es ganz 
gleichgiltig, ob er den Titel Centralgefängnisinspektor, 
Sektionschef oder Ministerialrat trägt. Ebenso gleichgiltig 
ist es, ob er in seinem Departement oder Referat auch 
andere Agenden führt, wenn er nur alle korrekt versieht“). 

Warum, fragt man sich unwillkürlich, will Herr A. 
absolut nicht den Wert und die Bedeutung des v. Hye’schen 
Reformwerkes in seinem Grunde und Wesen, in der 
Schöpfung jener Centralbehörde erkennen, deren geforderte 
Wiedererrichtung er jetzt als „Schein statt des Wesens“, 
als einen „anderen Namen für dieselbe Sache erklärt? 
Wie ich schon eingangs darzutun versuchte, lag und liegt 
noch heute hierin der Hauptwert jener ursprünglichen 
Reform, in der geplagten und damals während der kurzen 
Lebenszeit der Generalinspektion auch durchgeführten ein¬ 
heitlichen Leitung der sämtlichen Gefängnisse, deren 
Kontrollsorgane, die Oberstaatsanwälte und Staatsanwälte, 
im Vergleiche mit den früheren Länderstellen natürlich 
schon einen bedeutenden Fortschritt bezeichneten. 

Das Nähere hierüber kann jeder, der sehen uud hören 
will, im Texte jener Verordnung und der ihr folgenden 
Amtsinstruktion, Vdg. vom 4. Dezember 1865 (Kaserer, 
Handbuch der Justizverwaltung, Bd. 1, S. 209 ff.), nach- 
lesen und dazu die trefflichen Ausführungen bei Marcovich 
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(„Gefängniswesen in Oesterreich“ S. 82 ff.). Dort findet 
sich auch das Zitat eines weiteren sehr beachtenswerten 
Fürsprechers der Bestellung eines Generalinspektors. In 
einer Besprechung des italienischen Strafgesetzbuches vom 
Jahre 1880 tritt nämlich der frühere Oberstaatsanwalt 
und derzeitige Oberlandesgerichtspräsident Dr. Gertscher 
in Zara („Allgem. österr. Ger.-Ztg.“ vom 30. August 1892), 
also vor mehr als zehn Jahren, entschieden für dieselbe 
Sache ein. 

Gertscher sagt: „Die Wichtigkeit eines gleich¬ 
förmigen, überall von den gleichen Prinzipien beseelten, 
den verschiedenen Straf zwecken dienenden Vollzuges ist 
überall anerkannt und unbestritten. Dadurch ist 
aber auch die Forderung einer strengen Zentralisierung der 
Verwaltung geboten und eine alle Gefangenanstalten gleich- 
mässig überwachende Kontrolle notwendig geworden. Es 
erscheint daher die Bestellung eines Generalinspektors an¬ 
gezeigt, dem nicht nur die Aufsicht über die eigentlichen 
Strafanstalten, sondern auch über alle Gerichtsgefängnisse 
zu übertragen wäre, der durch fortwährende persönliche 
Einflussnahme die genaue Befolgung der für den Straf¬ 
vollzug bestehenden Vorschriften überwachen, belehrend 
und läuternd einwirken und durch ein unausgesetztes Ver¬ 
folgen der neuen Errungenschaften der Gefängniskunde 
die nützlichen Aenderungen und Reformen einleiten und 
bei deren Einführung mitwirken würde. Die Wichtigkeit 
und Verantwortlichkeit eines solchen Amtes liegt auf der 
Hand. Damit ist aber auch die Notwendigkeit einer ein¬ 
heitlichen Leitung dargetan“. 

Dafür, dass die Staatsanwälte sich am besten zur 
unmittelbaren Beaufsichtigung des Strafvollzugs eignen, 
führt Herr A. auch noch den Umstand an, dass der Staats¬ 
anwalt zu jenen Organen zählt, „denen nach § 36 St.-P.-0. 
die Sicherheitsbehörde und deren untergeordnete Diener 
Folge zu leisten haben“. Was dies mit der Stellung des 
Staatsanwalts als Hauskommissär in der Strafanstalt zu 
tun hat, ist mir völlig unklar und unerfindlich. Ebensowenig 


Digitized by 


Google 


481 


glücklich ist aber die Begründung des staatsanwaltschaft- 
lichen Monopols auf das Hauskommissariat mit der Eigen¬ 
schaft des „juristischen Beirates“, gewissennassen des 
„Rechtskonsulenten für die ganze Anstalt“. Nach Herrn 
A.’s Ansicht betätigt er sich als solcher bei den zahl¬ 
reichen Wiederaufnahmsbegehren, bei der Klassifikation 
der Sträflinge vor ihrer Entlassung, den periodischen Be¬ 
gnadigungsvorschlägen und so vielen anderen Geschäften, 
„die juristische Ausbildung und gerade jene Qualifikation 
erfordern, welche zu verwerten vornehmlich den Staats¬ 
anwälten möglich ist.“ Sollte Herr A. wirklich und ernst¬ 
lich glauben, dass das Alles ausschliesslich seine Sache 
sei und er dies tatsächlich in der allmonatlichen Sitzung 
von zwei bis drei Stunden auch bewältigen könnte? Die 
gesetzlichen Vorschriften, eine Reihe von Verordnungen, 
die Haus- und Dienstordnung verfügen ganz Anderes! Bei 
Wiederaufnahmsbegehren der Sträflinge interveniert der 
Anstaltsleiter. Hierüber führt Leitmaier („Oester- 
reichische Gefängniskunde“ S. 633—635), dessen Autorität 
Herr A. doch wohl anerkennen muss, auf Grund der ge¬ 
setzlichen Bestimmungen folgendes an: „Es ist daher eine 
besonders wichtige Pflicht des Anstaltsvorstehers beziehungs¬ 
weise Inspektors, Sträflinge, die sich mit dem Ansuchen 
um Veranlassung der Wiederaufnahme des Strafverfahrens 
an ihn wenden, mit Geduld anzuhören und zur genauen 
Angabe jener Umstände anzuweisen, auf welche sie ihr 
bezügliches Begehren stützen. Ein gewissenhafter Anstalts¬ 
vorsteher, der es sich zur Aufgabe macht, den Charakter 
der Sträflinge seiner Anstalt zu studieren, der sie unaus¬ 
gesetzt beobachtet und insbesondere in Bezug auf Wahr¬ 
heitsliebe und Aufrichtigkeit erprobt hat, wird mehr wie 
jeder andere zu beurteilen in der Lage sein, ob der 
Behauptung des Sträflings Wahrheit oder Verstellung zu 
Grunde liegt.Sträflinge werden in der Regel ihr Be¬ 

gehren . . . begründen und ein Novum, d. h. einen im Straf¬ 
verfahren noch nicht vorgekommenen Tatumstand oder 
ein bisher noch nicht gebrauchtes Beweismittel geltend 
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machen. Der strafanstaltliche Funktionär hat daher be¬ 
hufs Beurteilung der Grundfälligkeit des Begehrens zuerst 
zu prüfen, ob der vom Wiederaufnahmswerber behauptete 
Tatumstand im Strafverfahren nicht vorgekommen, be¬ 
ziehungsweise ob von dem angeführten Beweismaterial 
bisher kein Gebrauch gemacht oder die Zulassung des¬ 
selben verweigert worden ist, zu welchem Zwecke er die 
Gründe des Strafurteils und in Fällen der Verurteilung 
durch ein Geschwornengericht die Gründe der Anklage¬ 
schrift sowie die der Anklageschrift beiliegende oder in 
derselben aufgenommenen Beweisliste genau durchzulesen 
hat.... Findet der strafanstaltliche Funktionär nach dieser 
Prüfung, dass kein Novum vorliegt oder dass das Novum 
irrelevant und dass auch keine der . . . Bedingungen, 
unter welchen die Wiederaufnahme mit Erfolg begehrt 
werden kann, vorhanden ist, so hat er den Sträfling über 
die voraussichtliche Erfolglosigkeit seines Ansuchens zu be¬ 
lehren, eventuell auf die monatliche Hauskommission zu 
verweisen“. Also erst in diesem Falle tritt der Haus¬ 
kommissär ein. Wer hier nach Leitmaier’s ausführlicher 
Darstellung wirklich der „juristische Beirat“ des Sträflings 
ist, ist klar und über jeden Zweifel gestellt, dies ist der 
Anstaltsleiter; der Hauskommissär ist hier wie überall nur 
eine Art Beschwerde - Instanz (siehe z. B. Hausordnung für 
Marburg § 33 Abs. 2 und 3, Dienstordnung § 45 Abs. 2). 
„Findet er“ (der strafanstaltliche Funktionär), fährt Leit¬ 
maier fort, „jedoch die Bedingungen zur Wiederaufnahme 
gegeben, so hat er den Sträfling mit seinem Begehren zu 
Protokoll zu nehmen, in demselben die Gründe, auf die 
dasselbe gestützt wird, ausführlich und zwar die Tat¬ 
umstände in chronologischer Reihenfolge anzugeben und 
sohin das Protokoll mit seinen allfälligen auf das Benehmen 
des Sträflings Bezug habenden Bemerkungen dem Gerichts¬ 
höfe erster Instanz, bei welchem das Strafverfahren an¬ 
hängig war, zur Entscheidung vorzulegen. 

Wird dem Wiederaufnahmsbegehren von diesem Ge¬ 
richte keine Folge gegeben, so ist der Sträfling bei Kund- 
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machung oder Zustellung der bezüglichen Entscheidung 
zu belehren, dass er dagegen binnen drei Tagen die Be¬ 
schwerde an den Gerichtshof zweiter Instanz anbringen 
könne“. 

Auch hier hat also der Hauskommissär nichts weiter 
zu veranlassen, wohl aber der Anstaltsleiter das Gesuch 
um Wiederaufnahme dem Gerichtshöfe erster Instanz mit 
den nötigen Bemerkungen einzusenden und im Falle der 
Abweisung den Sträfling über sein Beschwerderecht an den 
Gerichtshof zweiter Instanz zu belehren, also erst recht 
als Berater und „Rechtskonsulent“ des Sträflings zu 
fungieren. Der Staatsanwalt als Hauskommissär hat also 
mit dem Wiederaufnahmsbegehren unmittelbar nichts zu 
schaffen, ebensowenig wie ein richterlicher Beamter, wenn 
künftig etwa den Gerichtspräsidien an Stelle der Staats¬ 
anwälte die Aufsicht zukäme. Damit erledigt sich auch 
die ganz überflüssige Bemerkung: „Der Richter scheidet 
da von selbst aus, wo ihn, wie bei Wiederaufnahmssachen, 
eine gewisse Inkompalibilität hemmt“. 

Ueber die Stellung des Hauskommissärs zu den zivil- 
rechtlichen Anliegen, der Klassifikation der Sträflinge vor 
ihrer Entlassung und den periodischen Begnadigungs¬ 
anträgen muss auf die bezüglichen Ausführungen bei Leit¬ 
maier (S. 636 ff. 661 ff. 673 ff. und 676 ff.) verwiesen werden, 
aus denen hervorgeht, dass bei den zivilrechtlichen An¬ 
liegen der Sträflinge dem Hauskommissär zunächst über¬ 
haupt keine unmittelbare Ingerenz zukommt, sondern nur 
den Anstaltsbeamten, denen Leitmaier eigens zu 
diesem Zwecke die bezüglichen civilrechtlichen Bestim¬ 
mungen vorführt, dem Staatsanwalt aber nur, wenn er 
erst auf Beschwerden hin die Anstaltsleitung zur proto¬ 
kollarischen Aufnahme anweist. Die periodischen Be¬ 
gnadigungsanträge sind vom Anstaltsvorsteher nach 
der Vorschrift des Justizministerialerlasses vom 9. Mai 
1873, ZI. 6015, zu verfassen, und im Wege des Haus¬ 
kommissärs der Oberstaatsanwaltschaft vorzulegen (vergl. 
die übrigen bei Leitmaier zitierten Justizministerialerlässe, 
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S. 673—674). Was die Klassifizierung der zu enthaftenden 
Sträflinge betrifft, so ist hierüber in der Sitzung der Straf¬ 
anstaltsbeamten unter Vorsitz des Hauskommissärs zu be- 
schliessen; in dieser Sitzung sind die betreffenden Sträf¬ 
linge gar nicht anwesend (das Nähre hierüber s. Leitmaier 
S. 661—663). Darauf beschränkt sich also in den beiden 
letzten Fällen die Tätigkeit des Staatsanwalts als Haus¬ 
kommissär, in welcher Herr A. seinen Funktionen als 
„juristischer Beirat“ und „Rechtskonsulent für die ganze 
Anstalt erblickt“. 

Der Wirkungskreis des Staatsanwalts als Haus¬ 
kommissär ist in den Vorschriften der Dienst- und Haus¬ 
ordnungen der Strafanstalten (zitiert bei Leitmaier S. 665 
bis 669) deutlich und klar umschrieben: „als Beaufsichtig¬ 
ungsorgan der Strafanstalt; er übt das Aufsichtsrecht als 
Staatsorgan im Namen des ihm Vorgesetzten Oberstaats¬ 
anwalts und des Justizministeriums“ — so Leitmaier S. 556! 

Hieraus eine Funktion des „juristischen Beirates“ 
oder „Rechtskonsulenten des Sträflings“ zu deduzieren — 
das ist, sehr gelinde gesagt, eine ganz eigenartige Logik! x ) 


J ) An dieser Stelle will ich übrigens doch auch eine Stimme 
aus der Praxis über die Tätigkeit des Hauskommissärs, wie sie n i c h t 
sein soll, anführen. Oberdirektor Marcovich sagt hierüber in seinem 
Buche (Das Gefängnis wesen in Oesterreich, S. 84—86): „Fasst der 
mit der Lokalaufsicht über eine Strafanstalt betraute 
Staatsanwalt dieselbe vom richtigen Standpunkte auf, 
dann resultieren aus derselbenwenigstens keineNach- 
teile für einen gedeihlichen Dienstgang, wehe aber, 
wenn dieselbe in eine Polizeiaufsicht mit all den ihr 
anhängenden Auswüchsen ausartet, wenn dem Anstalts- 
vorstande prinzipiell entgegen undüber diesenhinweg 
gearbeitet wird, wenn sie das Mittel zum Zwecke der 
Erwerbung goldener Sporen sein sollte! 

„Ich betone dies selbst auf die Gefahr hin, Grund zu neuerlichen 
Beschwerden zu geben, denn arg ist die Fülle der Sünden, die be¬ 
gangen wurden, und ich bin überzeugt, ich spreche meinen Kollegen 
aus dem Herzen!. Ich könnte da viele Beispiele Vorbringen, doch der 

Strafanstaltsdirektor hat auch die Pflicht zu schweigen!.Prof. 

Dr. Hans Gross, sagt in einer seiner Schriften: „Nur der, der nichts 
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Nachdem Herr A. dem Staatsanwalt die alleinige und 
ausschliessliche Fähigkeit zum Hauskommissär der Straf¬ 
anstalten vindiziert, giebt er gleichwohl zu, dass bei den 

versteht, glaubt, er könne manches selber machen, was nur dem Fach¬ 
manne zukommt; der aber weiss, was an der Sache ist, kennt auch die 
Schwierigkeiten und hütet sich wohl, etwas anzufangen, was er nicht 
versteht!“ —.Nichts könnte z. B. dem Strafvollzüge verhängnis¬ 

voller sein, als ein eventuelles Streben eines Kommissionierenden, absolut 
mehr gelten und nur infolge des Vorgesetztseins absolut mehr An¬ 
spruch auf Verstand haben zu wollen als andere, sich als der Anwalt, 
ja als der Vater der Sträflinge hinstellen (vielleicht mitunter aus Be¬ 
sorgnis um das eigene leibliche Wohl; denn bei der Inspizierung ist 
das Betreten eines grossen Arbeitssaales, in dem oft gefürchtete 
Leute mit den schärfsten Werkzeugen hantieren, kein Spass) oder 
zu suchen, ob die Beamten den starren Wortlaut der Paragraphen 
erfüllen, oder sogar in ungeschickter Weise die Sträflinge — welche 
sofort wissen, um was es sich handelt — auszuforschen, ihnen recht 
zu geben und gerade nur ihnen allzugrosses Entgegenkommen an 
den Tag zu legen. 

Es fehlte noch, dass auch Rechnungsorgane, ebenfalls dem 
inneren Drange, „etwas mehr“ zu sein, folgend — die aber doch nur 
die ziffermässige Richtigkeit der Rechnungen zu prüfen haben — ge¬ 
deckt durch höhere Unterschriften, sich unberechtigt und störend in 
die Agenden des ihnen ganz unbekannten Strafvollzuges einmengen 
dürften! 

Bildete sich eventuell noch das Denunziantenwesen aus, trotz 
der unumstösslichen Wahrheit, dass der Denunziant schlecht, jener 
aber, der die Denunziation annimmt oder gestattet, nicht viel besser 
ist, dann würde ein trefflich gesäter Weizen blühen! 

Unter solchen Verhältnissen müssten Ansehen und Disziplin 
schwinden, locker würde das ganze Gefüge der Strafanstalt, denn 
Sträflinge wie Aufseher erkennen jede Sachlage genau, der Straf¬ 
anstaltsvorstand würde sozusagen an die Wand gedrückt, und wenn 
er den Frieden dem besonders gefährlichen geheimen Kriege vorzieht, 
so lässt er alles laufen, wie es läuft, dann hört man wenigstens von 
der Strafanstalt nichts. 

Sollten diese Verhältnisse eintreten, dann würden sich Zustände 
entwickeln, welche die Lage der Strafanstaltsbeamten als eine mehr 
als gedrückte erscheinen lassen müssten! Gedrückt ist dieselbe meist 
ohnehin!“ 

Marcovich ist also, wie man annehmen muss, auf Grund 
eigener schlimmer Erfahrungen gegen die Institution der Haus¬ 
kommissäre. 

Blätter für Gefängniskunde. XXXVII. GOCK t 
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Strafanstalten Gradiska, Schwaz, Murau und Wisnicz die 
Bezirksgerichtsvorsteher als Hauskommissäre fungieren 
und mit Rücksicht auf die lokalen Verhältnisse als die 
geeignetsten Organe erscheinen. Also doch Richter als 
Aufsichtsorgane? Und wenn diese in dem einen Fälle als 
„die geeignetsten Organe“ erscheinen, warum sollten sie 
auch sonst überhaupt nicht dazu geeignet sein ? Die Probe, 
dass ein Gerichtsvorstand Aufsichtsorgan sein kann, ist 
doch damit gemacht. 


Etwas gereizt fragt Herr A., ob ich die Ueberlastung 
der Staatsanwälte „nach authentischen Informationen“ 
behaupte ? Ich glaubte hier zunächst von einer bekannten 
und feststehenden Tatsache zu sprechen, denn dass die 
Staatsanwälte grosser Gerichtssprengel, zu denen überdies 
eine grössere Landeshauptstadt gehört, in ihrer verant¬ 
wortungsreichen und anstrengenden Tätigkeit sehr stark 
belastet sind, bezweifelt wohl niemand. „Authentischer“ 
kann aber meine „Information“ wohl nicht sein, als wenn 
sie aus dem Munde des Herrn Staatsanwalt A. selbst 
stammt, der mir wiederholt persönlich über Zeitmangel 
und Ueberhäufung mit Berufsgeschäften klagte, aller¬ 
dings ohne selbst deshalb jene (erst von mir in meinem 
Aufsatze über Gefängnissreformfragen gezogene) Konse¬ 
quenz der Entlastung vom Amte des Hauskommissärs zu 
ziehen. 


Nicht ohne Widerspruch kann ich ferner einen seiner 
nächstfolgenden Sätze lassen: „Das Gericht ist stets ein 
Abstraktum, Staatsanwalt und Oberstaatsanwalt sind Einzel¬ 
personen, weit beweglicher, an keine Formalitäten ge¬ 
bunden etc.“ Ob das Gericht wirklich ein „Abstraktum“ ist, 
darüber will ich hier mit Herrn A. nicht streiten, denn sonst 
müsste ich mich am Ende noch in tiefsinnigen Erörterungen 
über den Begriff des „Abstraktum“ ergehen! Wozu aber 
das Gericht, das doch ein lebendig - tätiger, sichtbarer 
Körper und kein wesenloser Begriff ist, als etwas Abstraktes 
bezeichnet wird, ist wieder einmal unerfindlich und un- 
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erklärlich. Uebrigens sind ebenso wie Staatsanwälte und 
Oberstaatsanwälte auch Gerichtspräsidenten und Ober¬ 
gerichtspräsidenten „Einzelpersonen“ und brauchen, wenn 
sie mit ihrem fachlichen Beirate als Aufsichtsbehörden des 


Strafvollzugs zu fungieren haben, ebensowenig bureau- 
kratische Vielschreiberei und ebensowenig Formalismus 
wie die Staatsanwälte und Oberstaatsanwälte, voraus¬ 
gesetzt natürlich, dass die ganze Neuorganisation von 
vorneherein auf die richtige gesunde Basis gestellt und 
dann ebenso einfach durchgeführt wird. 

Gegen die von mir angeregte parlamentarische Ober¬ 
aufsicht nach englischem Muster droht aber Herr A. 
sehr bedeutsam und wuchtig: „Man komme nicht immer 
mit englischen Mustern, deren Verpflanzung auf den Kon¬ 
tinent schon so viel Unheil und soviel Begriffsverwirrung an¬ 
gerichtet hat! Unsere Verhältnisse haben mit den britischen 
keine Aehnlichkeit, unser Boden ist nicht jener des drei¬ 
einigen Königreiches und die Bewohner der im Reichs¬ 
rate vertretenen Königreiche und Länder sind keine Briten!“ 
Haben denn die Gefängnissysteme, voran die Zellenhaft, 
in den europäischen Kulturstaaten seit ihrer Einführung 
gar so viel Unheil und Begriffsverwirrung angerichtet? 
Braucht man, um Herrn A. zu widerlegen, wirklich hierüber 
noch ein Wort zu verlieren? Das Zellensystem hat freilich 
seinen Ursprung selbst nicht in England, sondern in Nord¬ 
amerika, seine Anfänge datieren aus der ersten Zeit nach 
dejn dortigen Freiheitskampfe Ende des 18. Jahrhunderts 
zurück, doch ist es britischem Geiste entstiegen! War 
John Howard, der grosse Gefängnisreformer, der selbst¬ 
los sich opfernde edle Mensch, von dem Alles, was mit der 
Reform der Freiheitsstrafe seit 120 Jahren zusammenhängt, 
ausging und fruchtbringenden Anstoss empfing, nicht ein 
Brite? Hat nicht Nordamerika und darnach Europa, wenn 
auch durch mehrere Menschenalter hindurch von ihm, dem 
Briten, gelernt und seine Ideen der Verwirklichung zu¬ 
geführt? Und soll ich vom Schwurgericht, dem Self- 


gouvernement, dem Vorgang und Muster Englands in der 
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Jugendschutzfrage und Zwangserziehung 1 ) reden? Giebt es 
heute einen Kulturrechtsstaat, der auf den Besitz des 
Schwurgerichtes trotz der ihm anfänglich und teilweise 
noch heute anhaftenden Mängel und Missverständnisse 
(z. B. über die Stellung der Geschworenen zum Gesetze 
u. a. m.) verzichten möchte und dürfte? Aehnliches gilt 
vom Seifgouvernement. Und von der Regelung der Jugend¬ 
schutzfrage, an deren Schwelle wir erst tastend stehen, 
will ich gar nicht reden, angesichts der grossen modernen 
Literatur hierüber! Die Kriminalpolitik ist keine nationale 
Wissenschaft, sie tut gut daran, ihre Errungenschaften ohne 
Rücksicht auf Ursprungszeugnis zu verwerten und von 
überallher zu lernen und zu profitieren! Der Deutsche 
liebt heute den Briten nicht und verlangt von dort keine 
Gegenliebe. Aber die freiheitlichen und fortschrittlichen 
Einrichtungen des Britenreiches sind ihm und allen Kultur¬ 
nationen von jeher wertvoll gewesen und werden es 
bleiben! 

Nun aber gelegentlich etwas die Form und die 
literarische Höflichkeit Betreffendes! Gegen die Apo- 
strophierung meiner Person mit „Man“ („M a n komme nicht 
immer mit englischen Mustern“ .... und weiter unten: 
„Wahrlich! Mit solcher reformatio in pejus möge man uns 
verschonen!“), dagegen muss ich doch entschiedene Ver¬ 
wahrung einlegen. Mir gegenüber, der ich zum Herrn 
Staatsanwalt weder in einem disziplinären Unterordnungs¬ 
verhältnis noch sonst in einer amtlichen Beziehung stehe, 
muss ich eine solche Ausdrucksweise, die einzig treffend 
zu bezeichnen ich mich sehr zurückhalten muss, — mir 
gegenüber muss ich Herrn Staatsanwalt Amschi einen 
solchen Ton der Polemik mit aller Entschiedenheit ver- 


J ) Lammaach sagt in seiner denkwürdigen Herrenhausrede 
(24. Sitzung, XVII Session 31. Mai 1902, stenogr. Prot. S. 500): „Eng¬ 
land, welches die Zwangserziehung an Stelle des Strafvollzuges bei 
den jugendlichen Verbrechern seit einem Dezennium ungefähr durch¬ 
geführt hat, hat damit, die besten Erfolge erzielt. Es hat sich die 
Verbrechensfrequenz in England ungemein vermindert“. 
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wehren und verbitte mir ihn für alle Zukunft, wenn 
mir derselbe allenfalls noch etwas zu sagen belieben 
sollte. — 

Wenn aber Herr A. endlich gar aus unseren „heutigen 
parlamentarischen Verhältnissen“ ein Argument gegen 
die empfohlene parlamentarische Kontrolle des Strafvoll¬ 
zugs schöpft, so will ich ihn und uns Alle damit trösten, 
dass man doch auch ohne Optimismus diese Verhältnisse 
nicht als für immer und ohne Aussicht auf Besserung und 
Umkehr bestehend ansehen muss. 

Dass Herrn A. die Bestellung des Oberdirektors der 
Strafanstalt am Sitze des Oberlandesgerichtspräsidiums als 
Beirat für die Kontrolle der Gerichtsgefängnisse sehr un- 
sympatisch ist, habe ich schon erwähnt. Und doch ist 
dieser Strafvollzugsbeamte und nur er die geeignetste 
Persönlichkeit hiezu. Dass er bei pichtiger Einteilung diese 
Funktion auch physisch mit zu bewältigen imstande ist, 
dürfte nicht zweifelhaft sein. 

Die Organisation der Kontrolle der Gerichtsgefängnisse 
überhaupt wäre nach den Reform Vorschlägen durchaus nicht 
so kompliziert, wie Herr A. sie hinstellt, insbesondere wenn 
man den der Natur dieser Gefängnisse entsprechenden 
näheren Zusammenhang derselben mit dem Gerichte selbst, 
namentlich der Untersuchungsgefängnisse berücksichtigt. 
Warum aber die Beamten der Gerichtsgefängnisse nicht 
demStatus der (niederen) Strafanstaltsfunktionäre entnommen 
werden sollen, ist nicht einzusehen. Woher soll man sie 
denn nehmen, wenn nicht aus dem Status der erprobten 
Subalternbeamten der Strafanstalten ? Soll das System 
des alten Kerkermeistertums ewig dauern? Obwohl die 
Justizverwaltung in letzterer Zeit schon wiederholt die 
Beamten der neuen Gerichtsgefängnisse jenem Status ent¬ 
nahm, nennt Herr A. diese Vorschläge „unpraktisch' 1 und 
spricht davon, dass der Wunsch der Vater des Gedankens 
gewesen sein mag. Das ist wieder etwas unverständlich, 
denn solche Wünsche könnten doch nur die betreffenden 
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Beamten äusseni und ich erinnere mich nicht, der¬ 
gleichen irgendwo gelesen zu haben. Auf mich selbst 
kann aber die Anspielung mit dem Wunsche als Vater 
des Gedankens doch nicht gemünzt sein, denn ich ge¬ 
denke vorläufig noch nicht, mich um die Stelle eines 
Kontrollors oder Verwalters bei einem Gerichtsgefängnisse 
zu bewerben. 

Herr A. sucht die Ausdehnung der Kontrolle-Organi¬ 
sation auf die Bezirksgerichtsgefängnisse dadurch ins 
Lächerliche zu ziehen und ad absurdum zu führen, dass er 
es als schwer möglich erklärt, die Verbüsser von 12- bis 
24 ständigen Arreststrafen durch die möglichst häufige 
Uebung der Ueberwachung zweckdienlich zu beaufsichtigen. 
Das hat natürlich niemand ernstlich verlangt, wohl aber 
die entsprechende Kontrolle der Bezirksgerichtsgefängnisse 
überhaupt. 

Endlich kommt Herr A. zu der Entwicklung seiner 
eigenen Reformideen, welche ohne Beziehung auf bereits 
bekannte Aeusserungen, also wie eine neue Offenbarung 
hingestellt werden. Sie sind aber längst bekannt und dis¬ 
kutiert. Im Uebrigen ist auf die schon mehrfach erwähnte 
Rede von Lammasch im Herrenhause und von Abgeord¬ 
neten Kleewein in der Sitzung des Abgeordnetenhauses 
vom 22. Mai 1902 (143. Sitzung XVII. Session, stenogr. 
Prot. S. 13212 ff.) zu verweisen, wo auch die Frage der 
Gaugefangenhäuser (Arrestgebäude für mehrere Bezirks¬ 
gerichte) einer eingehenden Erörterung unterzogen wird, 
obwohl sich Herr A. den Anschein giebt, als sei sie 
originär von ihm selbst lanciert. Aus seinem Reformplan 
ist nur die Forderung bemerkenswert: „Das gesamte Ge¬ 
fangenaufsichtspersonal müsste rücksichtlich der zwei 
Kategorien Einen Status bilden“, wonach also doch die 
Beamten der Gerichtsgefängnisse dem Stande der Straf¬ 
anstaltsbeamten entnommen werden können. Ganz das¬ 
selbe bezeichnet er aber kurz vorher als „unpraktischen 
Vorschlag“. 
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Am Schlüsse seiner Angriffe gegen mich lässt er sich 
noch in längere Erörterungen über den Besserungszweck, 
den Arbeitsbetrieb, die Stellung des Direktors und zuletzt 
über die militärische Zucht in den Strafanstalten ein. Es 
erweckt den Anschein, als ob ich diese Dinge auch be¬ 
sprochen, und darüber auch noch gestritten werden wolle. 
Ich habe aber von Alledem nichts gesagt, Herr 
A. benützt nur die Gelegenheit, seine Ansichten über jene 
Punkte kundzutun. Das, was er über die wahre Bedeutung 
der Besserung sagt, ist längst anerkannt und Gemeingut der 
Strafrechtswissenschaft und Strafpolitik geworden (siehe 
zuletzt Lammasch, Grundriss, 2. Aufl. S. 3—4). Wozu 
also noch das lange Zitat von Rousseau u. s. w.? 

Was endlich die Bemerkungen über den Arbeitsbetrieb 
betrifft, so wäre dessen Auffassung als „staatliches Ertrags¬ 
objekt“, wie Herr A. sie „manchen Strafanstaltsbeamten“ 
zur Last legt, jedenfalls eine falsche und der Idee der 
Strafarbeit direkt widersprechende. Sollte eine solche Auf¬ 
fassung in der Tat bestehen, so wäre ihre Betätigung und 
deren widersinnige Konsequenzen durch die Anstalts¬ 
kontrolle und die Zentralleitung alsbald zu beseitigen; 
dieser liegt es ob, zu verhindern, dass die Hauptsorge der 
Anstaltsbeamten, wenn dies überhaupt vorkäme, „die Ge¬ 
winnung und Verwertung von Arbeitskräften und die 
Steigerung der Arbeitsbetriebe“ bilde ohne Rücksicht auf 
die Natur des Sträflings, seinen Lebensgang und seine 
Zukunft. 1 ) 

Die übrigen Bemerkungen betreffen das bekannte 
Dilemma zwischen Strafhausarbeit und ihrer Konkurrenz 
mit dem freien Gewerbe. Sache der Zentralleitung ist es, 
hier Mittel und Wege zu finden, die Gegensätze zu ver¬ 
söhnen und vor Allem die Menge der Sträflinge mit 


*) Vergl. über die Bedeutung der Strafhäusarbeit die trefflichen 
Ausführungen von Marcovich, Gefängniswesen in Oesterreich 
S. 32—33, besonders S. 35 ff. Marcovich betont hier, dass die Ar¬ 
beit der Strafzucht in erster Linie dienen soll. 
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langzeitiger Strafdauer ausschliesslich oder doch grössten¬ 
teils mit solchen Regie- oder Kulturarbeiten zu be¬ 
schäftigen, die eine Störung der freien Gewerbe nicht 
begründen. 

Die Kriminallisten wie die Praktiker des Strafvoll¬ 
zuges sind längst einig über die Bedeutung der Strafarbeit 
im Rahmen der Strafzucht, die übrigen Fragen aber ge¬ 
hören der Volkswirtschaftspolitik und Verwaltungslehre an, 
in welche Gebiete ich wenigstens keinen Grund und An¬ 
lass finde, hineinzureden. 

Dass einem Strafanstaltsleiter vor Allem disziplinäre 
Strenge not tut, Energie und Ernst, aber wohlweislich 
gepart mit Wohlwollen und sogar mit Herzensgüte, ist 
doch unbestritten.*) Dass dies aber in eine gewisse 
patriarchalische Gemütlichkeit ausarten soll, wird gewiss 
niemand befürworten. Ein Patriarch im Sinne des Herrn 
A., der seine Haupttätigkeit darin erblickte, „unablässig 
mit den einzelnen Sträflingen zu verkehren, ihren Lebens¬ 
gang, ihre Neigungen und Charaktereigenschaften genau 
kennen zu lernen und hiedurch ihr Vertrauen zu erwerben, 
würde bald zum Gespötte derselben werden und die Zügel 
seinen Händen entfallen sehen. Dagegen ist doch ein, 
wenn auch massvolles Hervorkehren seiner „dominierenden 
Stellung“ nötig, ohne dass hierdurch ihr Träger zu einer 
unnahbaren Macht auswächst. 


l ) Vergl. hierzu die Worte Krohne’s auf der V. Versammlung 
der deutschen Landesgruppe der Internat. Kriminalist. Vereinigung. 
(Mitteilungen der I. K. V. Bd. VI, S. 562 ff., insbesondere S. 564—565). 
Die Blätter f. Gefängnisk. Bd. 31, S. 230 bringen folgenden Auszug: 
„Der Gesetzgeber giebt der Strafe die Form, der Richter den Leib, 
der Vollzugsbeamte aber die Seele. Dem letzteren klebt aber immer 
noch das Odiutn des alten Kerkermeisters an, man sieht in ihm nur 
den „höheren Aufseher*. Mit Unrecht; denn der Strafvollzugsbeamte 
muss Herz und Verstand haben. Das Herz macht den Vollzugsbeamten. 
Wie der Arzt einen jeden Patienten nach seiner Eigenart behandelt, 
so muss es auch der Strafvollzugsbeamte tun; hier gilt nicht aus 
Büchern geschöpfte Weisheit, hier gilt Erfahrung“. 
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Schliesslich noch ein Wort über die Formen „mili¬ 
tärischer Zucht“ in den Strafanstalten. Herr A. ist 
kein Freund derselben und, um dies zu begründen, schliesst 
er ausdrücklich, unserer Armee begeisternde Worte der 
Anerkennung widmend, jeden Vergleich derselben mit dem 
Menschenmateriale der Strafanstalten aus, stellt aber in 
längerer Erörterung letzteres doch in eine gewisse — 
gelinde gesagt — etwas deplazierte, ja geradezu peinliche 
Parallele mit dem Mannschaftsstande der Armee, freilich 
immer unter der Versicherung, dass doch niemand einen 
Vergleich beider wagen dürfte. Als ob das irgend jemand 
auch nur versucht hätte! Dass gewisse militärische Formen 
der Strafzucht und der disziplinären Erziehung der Sträflinge 
nur zugute kommen können, dass für die Zucht und An¬ 
haltung grösserer Massen den Armeevorschriften ent¬ 
nommene, dem anerkannten Muster der Heeresdisziplin 
entlehnte Normen am besten wirken in der Gewöhnung 
an stramme Ordnung und Subordination, das ist eine Tat¬ 
sache der Erfahrung, welcher auch Herr A. sich nicht 
entziehen kann, indem er zugiebt, den Sträflingen seien 
„Manieren und Haltung“ beizubringen und insbesondere 
den Jugendlichen gewisse militärische einheitliche Formen 
anzuerziehen, ebenso wie im Aufsichtspersonale militärische 
Zucht und militärischer Geist herrschen müsse. „Die 
Sträflinge aber militärisch formen und drillen zu wollen“, 
gehe absolut nicht an. Wenn die Formen der Strafzucht, 
soweit sie der Heeresdisziplin entlehnt werden, in lächer¬ 
liche und kindische Soldatenspielerei ausarten sollen, so 
hat doch die Kontroll- und Aufsichtsbehörde Macht und 
Mittel genug, dem entgegenzutreten und läppische Ueber- 
treibungen zu verhindern. Welcher auf der Höhe seiner 
Aufgabe stehende Oberdirektor würde sich denn heute zu 
solchen Spielereien fortreissen lassen? Um dagegen anzu¬ 
kämpfen, bedurfte es ja doch nicht des Hinweises auf das 
Prinzip der Individualisierung im Strafvollzüge und auf 
den Umstand, dass unter den Sträflingen sich auch „Greise, 
Krüppel und Bresthafte“ befinden! Giebt es denn irgendwo 
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einen solchen Narren, der aus der Sträflingshorde etwa 
ein schlagfertiges Bataillon machen will? 

Und den Strafanstaltsbeamten zu sagen, dass sie nicht 
Offiziere, sondern Zivilstaatsbeamte innerhalb der Staats¬ 
grundgesetze seien, dass kein Gesetz vorschreibt, dass der 
Direktor oder sein Stellvertreter Militärs sein müssen u. s. f., 
das war doch diesen und andern gegenüber, die das 
Alles mindestens so gut wissen wie Herr A. selbst, recht 
überflüssig! 


Digitized by Google 



495 — 


Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Empfiehlt es sich, phthisische Ge¬ 
fangene (Schwindsüchtige): 

a) In geeigneten Fällen zu beur¬ 
lauben? gegebenenfalls: in 
welchen? 

b) In eigenen Anstalten zu bewahren? 
Von Geh. Med.-Rat Dr. A. Baer (Berlin). 


Die Lehre von der Entstehung und Verbreitung, von 
der Verhütung und Heilung der Schwindsucht hat in 
neuester Zeit eine tief eingreifende Umwandlung erfahren, 
so dass die Schlussfolgerungen und Ergebnisse derselben 
bei ihrer hochwichtigen sozial-hygienischen Bedeutung auch 
von der Gefängnisverwaltung insbesondere mit Rücksicht auf 
die grosse Anzahl von Phthisikern in den Gefangen- und 
Strafanstalten nicht unbeachtet bleiben dürfen. 


Seit den allerseits anerkannten Entdeckungen und 
Nachweisen von Robert Koch weiss man, dass die 
Lungenschwindsucht — und an diese wird hier haupt¬ 
sächlich zu denken sein — dadurch entsteht, dass kleine 
stäbchenförmige Lebewesen (Tuberkelbacillen) in das 
Lungengewebe eindringen, sich hier festsetzen und Krank¬ 
heitsvorgänge hervorrufen, welche zur Zerstörung des 
Organs führen. Es ist sicher, dass der Bacillus, der 
spezifische Krankheitserreger der Tuberkulose, in unge- 
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messener Weise sich in dem neugebildeten Krankheitsherd 
vermehrt und seine Lebensfähigkeit lange Zeit erhält, selbst 
wenn er aus dem ersten Ort seiner Ansiedelung entfernt 
und auf einen anderen zu seiner Erhaltung und Fortpflanz¬ 
ung günstigen Boden gelangt. 

Die Verbreitung und Uebertragung der Tuberkulose 
geschieht, wie von Cornet gezeigt wurde, in der Weise, 
dass der schwindsüchtige Mensch mit dem Hüsten, den in. 
den kranken Lungen gebildeten Krankheitsstoff aus diesen 
mit dem Auswurf herausbefördert. In diesem Auswurf 
befinden sich neben anderen Krankheitsprodukten unzählige 
Mengen von Tuberkelbacillen. Wird dieser Auswurf nicht 
zweckentsprechend vernichtet, und gelangt er auf einen 
Ort, wo er eintrocknen kann, beispielsweise in ein Taschen¬ 
tuch, auf die Kleidung, die Leib- oder Bettwäsche des 
Kranken, auf die Wand oder das Hausgerät des Kranken¬ 
zimmers, dann wird er mit seinen Unmassen von lebens¬ 
fähigen Bacillen eingetrocknet und schliesslich zu Pulver 
verrieben. Er verteilt sich alsdann staubförmig in der 
Luft und wird mit dieser von anderen Menschen eingeatmet. 
Viel seltener als durch die Inhalation der Tuberkelbacillen in 
getrocknetem Auswurf geht die Uebertragung des Krank¬ 
heitsstoffes ganz direkt von Person zu Person vor sich, 
wenn die mit Bacillen reichlich versehenen in der Atmungs¬ 
luft eines Phthisikers befindlichen sehr kleinen Wasser¬ 
tröpfchen direkt eingeatmet werden. 

Nicht bei allen Menschen wird der in die Atmungs¬ 
wege gelangte Tuberkelbacillus die Phthisis hervorrufen. 
Es ist hierzu notwendig, dass der Krankheitserreger einen 
günstigen Nährboden findet d. h. einen Boden, auf dem er 
sich einnisten, fortleben und fortpflanzen kann. Während 
man früher von einer Vererbung der Phthisis gesprochen 
und ebenso davon, dass nur diejenigen Personen von 
dieser Krankheit befallen werden, welche eine besondere 
in ihrer konstitutionellen Individualität liegende Disposition 
zu dieser besitzen, will man in neuerer Zeit die Bedeutung 
der Disposition ganz leugnen. Indessen ist von vielen 
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Forschern, Klinikern und Aerzten anerkannt, dass die 
Disposition einen sehr wichtigen Faktor bei der Entstehung 
der Tuberkulose abgiebt. Je kräftiger der Gesamtorganismus 
ausgebildet, je gesunder der Atmungsapparat entwickelt 
und je intakter die Luftwege sind, desto weniger günstig 
ist der Boden für die Entstehung der Schwindsucht; 
dahingegen wird sie um so leichter sich entwickeln bei 
Personen mit schlechtem Ernährungszustand, mit mangel¬ 
haft entwickeltem Atmungsapparat, mit schwachen Atmungs¬ 
organen, mit bereits krankhaft affizierten Lungen. 

Diese ungünstige Konstitution kann angeboren und 
angeerbt sein; sie zeigt sich alsdann in dem sog. phthisi- 
schen Habitus, dem langen, schmalen, flachen Brustkorb, 
in der schlaffen Muskulatur und der schlechten Blutbildung. 
Sie kann auch erworben werden durch Krankheitsvorgänge, 
die die Luftwege befallen und ihre Integrität herabgesetzt 
haben, (voraufgegangene Lungen-, Brustfell-Entzündungen, 
häufige katarrhalische Affektion der Luftröhren), auch durch 
Einwirkung äusserer schädlicher Agentien, welche die Tätig¬ 
keit des Atmungsapparates schwächen und schädigen, wie 
anhaltend sitzende Lebensweise, Aufenthalt in schlechter, 
verbrauchter Luft; Einatmen von reizenden ätzenden 
Stoffen, von Gasen, von mechanisch oder chemisch reizenden 
Substanzen (Stahl-, Eisen-, Marmorschleifereien, Nadel¬ 
schleifereien, daher die grosse Menge von Phthisikern bei 
Feilenhauern, Steinmetzen, Steinbruch-, Töpfer- und Por¬ 
zellanarbeitern). 

Es war nicht überflüssig, diese Momente hier etwas 
ausführlicher zu besprechen, weil wir durch sie die Einsicht 
und das Verständnis für die Bedingungen gewinnen, welche 
das abnorm häufige Vorkommen von Lungenphthisis in 
den Gefängnissen zu Stande bringen. 


Auch in den besteingerichteten Gefangen- und Straf¬ 
anstalten ist es die Phthise, welche die grösste Frequenz 
für die Todesursache unter den Gefangenen abgiebt. 
Während der Typhus und Skorbut durch die geeigneten 
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hygienischen Einrichtungen aus den modernen Gefängnissen 
entfernt sind urid auch die schweren Formen von Anämien 
und Hydropsien, ist es noch immer die Phthisis, welcher 
die Gefangenen am meisten erliegen, welche die häufigste 
Todesursache in den Gefängnissen bildet. 

Es ist hier; nicht der Ort, die Phthisis-Sterblichkeit in 
den Gefangenanstalten in früherer und neuerer Zeit mit¬ 
einander zu vergleichen. 

Wir verweisen auf die sehr wertvollen Arbeiten 
älterer und neuerer Strafanstaltsärzte wie Füesslin, 
Dietz, Cless, Schäfer, Keesbacher, Kolb, Stickl, 
Braun u. A. und auch auf die von uns 1 ) gemachten Mit¬ 
teilungen. 

Allerdings hat in den meisten Gefangen- und Straf¬ 
anstalten die Phthisis-Sterblichkeit in der neuesten Zeit 
eine erhebliche Herabminderung erfahren, sie ist wie in 
der freien Bevölkerung nicht unwesentlich gesunken, aber 
der noch bestehende Anteil der Phthisis an der Sterblich¬ 
keit der Gefangenen ist im Vergleiche zu derjenigen in 
demselben Lebensalter in der freien Bevölkerung noch 
immer ein übermässig grosser. Ausserdem ist zu er¬ 
wähnen, dass, während die allgemeine Sterblichkeit in 
den Gefängnissen durch die vielfachen Verbesserungen der 
hygienischen Lebensbedingungen sich erheblich verringert 
hat, die Sterblichkeit an Schwindsucht nicht in gleicher 
Weise zurückgegangen ist. Die Phthisis bleibt auch jetzt 
in den meisten Anstalten eine fast spezifische Todesursache 
unter den Gefangenen. 

In den unter der Verwaltung des Ministeriums des 
Innern in Preussen stehenden Strafanstalten (Zuchthäusern) 
gestaltet sich die Phthisis-Sterblichkeit in nachstehenden 
Perioden in folgender Weise: 


*) Baer: Das Vorkommen von Phthisis in den Gefängnissen. 
Zeitschrift für klinische Medizin, 1883, Band VI Heft VI. — Lungen¬ 
schwindsucht: Die Hygiene des Gefängniswesens. Jena 1897, S. 47. 
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Es entfallen: 


Periode 

Tägliche 
Durchschnitts¬ 
zahl der 
Gefangenen 

Auf 100 Gef. 
Gestorbene 
eines natür- 
Todes 

Von 100 eines 
natürl. Todes 
Gestorbene 
auf Phthisis 

1870—74 

22 401 

2,00 

52,7 

1877/78—1880/81 

18 572 

3,20 

58,5 

1881/82—1885/86 

20 711 

3,30 

57,5 

1886/87—1890/91 

18 406 

2,50 

53,0 

1891/92—1895/96 

17 922 

1,90 

43,4 

1896/97—1900/01 

16 099 

1,60 

38,3 


Die Gesamtsterblichkeit ist um die Hälfte gesunken 
von 1877—1900 (von 3,20 % auf 1,60 %) und die Phthisis- 
Mortalität von 58,5 auf 38,3 um ein Dritteil. 

In einzelnen Anstalten ist der Anteil der Tuberkulose 
an der Gesamtsterblichkeit ein viel grösserer und auch 
dort, wo diese eine relativ niedrige ist; in vielen andern 
zeigt sich wiederum eine grössere Abnahme der Phthisis- 
Sterblichkeit als die der Gesamtsterblichkeit. — In dem 
Strafgefängnis Plötzensee waren in dem Zeitraum von 1873 
bis 1901/02 im ganzen 465 Gefangene gestorben und unter 
diesen waren 270 Phthisiker d. i. 58 % auf 100 Gestorbene. 
In einzelnen Jahren erreicht die Phthisis-Mortalität eine 
Höhe von 80 %. 

In den preussischen Zuchthäusern sind in der drei¬ 
jährigen Periode von 1898/99—1900/01 jährlich im Durch¬ 
schnitt 4430 Gefangene auf dem Lazarett behandelt und von 
diesen waren 335 an Tuberkulose erkrankt d. h. von je 
100:7,56; in den demselben Ministerium unterstehenden 
Gefangenanstalten war die Zahl der Erkrankten 2281 und 
die der Phthisiker 121 =5,30 %. 

In den französischen Strafanstalten (maisons centrales) 
war im Jahre 1900 bei den weiblichen Lazarettkranken 
die Zahl der Phthisiker 11,97 % gegen 17,92 % im Jahre 
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1899; und bei den männlichen Lazarettkranken 1900 sogar 
17,22 %. Auf die Gesamtzahl der Gefangenen berechnet, 
heisst es an der Berichtsquelle, 1 ) zeigt sich, dass ca. ein 
Zehntel der Gefangenen der Tuberkulose anheimfällt. 
„Dieser Zustand ist seit langer Zeit bekannt und sollten 
Hygieniker und Moralisten sich mit ihm beschäftigen“. 

Die Sterblichkeit an Schwindsucht ist in den Gefäng¬ 
nissen, wie schon oben angedeutet, noch immer eine excessiv 
hohe. „Die Zahl der an Tuberkulose Gestorbenen, meint 
Cor net 2 ) ist in den Anstalten weit höher, um das Dreifache, 
in manchem Jahre sogar um das Fünffache als bei der freien 
Bevölkerung“. Und Geissler 3 ) kommt auf Grund seiner 
vortrefflichen statistischen Feststellung zu dem Ergebnis, 
dass die Gefahr, an Tuberkulose zu sterben, bei den der 
Strafanstalt (W aldheim) zugewiesen en Bevölkerungsschichten 
um etwas mehr als das Doppelte grösser gewesen sei als 
in der männlichen Gesamtbevölkerung. (In den Jahren 
1876—1890 schwankt der Anteil der Lungentuberkulose 
an der Zahl der Todesfälle dort zwischen 31—65 %). 

Im Jahre 1897 sind in der allg. Bevölkerung in 
Preussen 18,5 % aller über 15 Jahre alten Gestorbenen 
der Tuberkulose erlegen, 1898/99 hingegen 35,2 % der 
verstorbenen männlichen Zuchthaus- und 29,8 der Gefängnis¬ 
gefangenen. Von 100 Gestorbenen entfallen in der freien 
Bevölkerung in Preussen auf die Todesursache an Tuber¬ 
kulose : 4 ) 


1876: 

12,53 Männliche 

11,61 Weibliche 

1886: 

12,26 

n 

H,47 

1896: 

10,85 

Ti 

10,24 

1900: 

9,74 

n 

9,18 


*) Statistique pönitentiaire de 1900. Revue penitentiaire 1903, 

p. 368. 

2 ) C o r n e t: Die Tuberkulose in den Strafanstalten. Zeitschrift 
für Hygiene, 1891, S. 445. 

8 ) Geissler: Ueber die Morbiditäts- und Mortalitätsverhältnisse 
der Sträflinge etc. 25. Jahresberichts d. K. Sächs. Landes-Medizinal- 
Collegiums 1894. 

4 ) Preussische, Statistik. Heft 179. Berlin 1903. S. 15 u. IV. 
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und von 1896—1901 bei 100 Personen überhaupt 9,85 
Phthisis. 

Woher diese grosse Häufigkeit der Phthisis in den 
Gefängnissen ? 

Die Ursache ist erstlich zu suchen in dem ungünstigen 
Gesundheitszustand der Gefangenen, in der Minderwertig¬ 
keit ihrer Organisation, und dann in den ungünstigen 
Momenten des Gefangenschaftslebens. Viele Gefangene 
sind mit einer angeerbten oder erworbenen Schwäche der 
Organisation behaftet, die sie zu Krankheiten verschiedener 
Art und auch zur Phthisis prädisponiert. Viele Gefangene 
sind in der Kindheit mit ausgedehnter Skrofulöse behaftet 
gewesen und tragen bis zum späteren Lebensalter die 
Zeichen der Drüsentuberkulose an sich. Viele Ge¬ 
fangene kommen bereits mit ausgesprochener oder mit 
latenter Phthisis in die Gefangenanstalt und werden hier 
von derselben früher oder später hingerafft. Aber sicher 
werden eben so viel und noch mehr Gefangene erst in der 
Gefangenschaft tuberkulös. Sie gehen in guter Gesundheit 
der Anstalt zu und erleiden durch die ungünstigen Lebens¬ 
bedingungen in dieser allmählich eine Schwächung des 
Gesamtorganismus, welcher sie zu einem guten Nährboden 
für die Invasion des Tuberkelbacillus macht. Alles was 
den Organismus in seiner Widerstands- und Lebensfähig¬ 
keit schwächt, schafft die Disposition für die Erkrankung 
an Phthisis. Und die Gefangenschaft vermag durch die 
vielen der mit ihrem Wesen verbundenen nachteiligen 
Einflüssen diesen günstigen Nährboden je nach der 
Individualität des Gefangenen schneller oder langsamer 
herzustellen. Der anhaltende Aufenthalt in geschlossenen 
Räumen, der Mangel an Bewegung in freier Luft, das 
Einatmen einer meist verbrauchten oder gar verunreinigten 
Luft, die Beschäftigung in meist sitzender oder gebückter 
Stellung, bei welcher die Funktion der Lunge in ihren 
oberen Teilen sehr herabsetzt und die Lungenspitzen fast 
ganz ausser Tätigkeit gesetzt werden; — die Entbehrung 
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vieler Lebensgenüsse, die ungenügende monotone, mangel¬ 
hafte Ernährung bei einer anstrengenden zwangsweisen 
Arbeit; alle diese nachteiligen Momente bringen einen Zu¬ 
stand allgemeiner Inanition hervor, welche die Entstehung 
der Phthisis erfahrungsgemäss ungemein begünstigt. Und 
in vereinzelten Fällen ist es auch die traurige Gemüts¬ 
und Seelenstimmung, welche das somatische Leben schwer 
beeinträchtigt. „Nicht selten gehen Gefangene, welche in 
tiefer Reue und Zerknirschung ihre Strafe verbüssen, in 
verhältnismässig schneller Zeit an Schwindsucht und Ab¬ 
zehrung zu Grunde. Blühend aussehende Gefangene welken 
unter der Last schwerer Gewissensbisse schnell dahin; 
trübe Nachrichten, unglückliche Ereignisse in der Familie 
draussen, getäuschte Hoffnungen auf Begnadigung oder auf 
frühzeitige Entlassungen geben nicht selten den Anlass zu 
dem Ausbruch der Krankheit“. Von 22 jugendlichen 
Mördern, die in unserer Anstalt untergebracht waren, 
sind 4 an Phthisis verstorben unter den Erscheinungen 
der tiefsten Reue und Gewissensbisse (1 nach 2 J / 4 , 1 nach 
2 1 / 2 , 1 nach 2 s / 4 und 1 nach 3jähriger Strafverbüssung). 

Gefangene, welche in einem früheren Stadium der 
Gefangenschaft an Phthisis zu Grunde gehen, haben die 
Krankheit in die Anstalt mitgebracht und diejenigen, welche 
nach einer längeren Inhaftierung der Schwindsucht erliegen, 
haben diese erst hier erworben. Aeltere und neuere Ge¬ 
fängnisärzte haben darauf hingewiesen, dass das Maximum 
der Phthisismortalität im das zweite und dritte Jahre der 
Haft fällt und wie es scheint bei solchen, die die Krank¬ 
heit in der Gefangenanstalt erworben haben. Von 255 in 
der Anstalt Plötzensee an Phthisis verstorbenen Gefangenen 
hatten eine Strafzeit verbüsst bei Eintritt ihres Todes: 

80 bis zu 3 Monaten 
49 „ „6 „ 

46 „ „ 9 „ 

- 33 „ „ 1 Jahr 

33 „ „ 2 Jahren 

. ® » v ^ » 

6 über 3 Jahren. 
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Sicher sind diejenigen Gefangenen, welche bis zu 
3 Monaten an Tuberkulose gestorben sind, schon schwer 
krank in die Anstalt gekommen; die innerhalb des 
ersten Jahres verstorbenen sind mit einer beginnenden 
latenten Affektion in die Anstalt gekommen (128 an der 
Zahl) und endlich haben die nach V/ 2 Jahren Strafver- 
büssung Verstorbenen die Phthisis höchst wahrscheinlich 
in der Anstalt acquiriert (47 an der Zahl). Es ist zu be¬ 
merken, dass diese Zahlen keinen Beweis dafür erbringen, 
wie die Gefangenschaft mit der Länge der Strafverbüssung 
die Phthisis häufiger oder weniger verursacht, weil in 
unsere Anstalt relativ kurzzeitige Gefangene gelangen und 
Strafdauern von längerer Zeit (über 2 Jahre) immer sel¬ 
tener werden. 

Gefangene, welche mit gesunden Atmungsorganen in 
die Gefangenanstalt eingeliefert werden und nach einer 
längeren Strafverbüssung durch die Einflüsse der Haft 
die Disposition zur Phthisis erwerben, werden früher 
oder später von dieser befallen, wenn sie nicht schon in 
einem früheren Stadium der noch nicht ganz manifesten 
Erkrankung den Einflüssen des Gefangenschaftslebens ent¬ 
zogen werden. Die Infektion findet in den Gefängnis¬ 
räumen leicht statt. In der Gemeinschaftshaft geschieht 
diese wohl am häufigsten und leichtesten durch die Ein¬ 
atmung der vertrockneten und zerstäubten bacillenhaltigen 
Sputa. Je mehr phthisische Gefangene mit gesunden Ge¬ 
fangenen bei der Arbeit oder im Schlafsaal gemeinschaftlich 
zusammengehalten werden, desto grösser ist die Wahr¬ 
scheinlichkeit der Ansteckung; die Verbreitung geht um 
so leichter vor sich, je mehr die phthisisch Kranken den 
Auswurf unbeachtet verschleppen, je mehr sie ihre Kleidungs¬ 
stücke, den Fussboden, die Wände mit diesen beschmutzen. 
Die Infektion ist in der Gemeinschaftshaft um so mehr 
erleichtert, je überfüllter die Gefängnisräume sind, je 
mehr die Gefangenen in den geschlossenen Räumen dicht 
nebeneinander in staubiger unreiner Luft zu leben ge¬ 
zwungen sind. Man hat in dem Staube an den Wänden 
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in den Gefängnissen und an den Kleidern der Gefangenen 
Tuberkelbacillen gefunden. x ) Hier wird derjenige Ge¬ 
fangene am ehesten infiziert, welcher durch das längere 
Leben in der Gefangenschaft zur Erkrankung disponiert 
worden ist. Hier ist die Uebertragung von einem Ge¬ 
fangenen auf den andern ausser der Sputuminhalation, wie 
oben angegeben ist, durch die sogen. Tröpfcheninfektion 
leicht ermöglicht. 

Schwieriger ist die Erklärung für die Uebertragung 
des Krankheitskeimes in der Einzelhaft, wenn der Gefangene 
in gesundem Zustande in die Anstalt eingeliefert und in 
einer Zelle, in welcher kein Phthisiker früher stationiert, 
oder wenn das der Fall gewesen, diese auf das sorgsamste 
desinfiziert war, von anderen Mitgefangenen fast absolut 
getrennt untergebracht wird und in dieser Zelle dennoch 
phthisisch erkrankt. Hier kann von einer Infektion von 
Person auf Person — wenn nicht ein phthisischer Beamter 
mit den Gefangenen verkehrt — nicht die Rede sein. Und 
doch ist die Phthisis-Mortalität in der Einzelhaft bekannt¬ 
lich ungemein gross, sie erreicht hier das Maximum nicht 
selten von 80 % und noch mehr. In neuester Zeit hat 
man an den Utensilien, an dem Handwerkszeug in der 
Zelle (Hobelwerkzeug) an der Rückseite des Essgeschirrs 
Tuberkelbacillen gefunden und man ist geneigt, anzu¬ 
nehmen, dass die Gefangenen durch Berührung dieser 
Gegenstände sich selbst infizieren. Alleinauch in der 
Einzelhaft werden nur diejenigen Gefangenen phthisisch, 
bei welchen sich die Einflüsse der Haft in ungünstiger 
Weise geltend machen und bei denen durch die Nach¬ 
teile der Gefangenschaft die Disposition aufgedrückt 
ist. „Die Invasionsarten, meint Schäfer 2 ) sind ver¬ 
schieden, aber das auffallend gemeinsame haben sie, 
dass sie einen geschwächten Körper benötigen, sei er 

*) Com et: Die Verbreitung der Tub. ausserhalb des Körpers. 
Zeitschr. füs Hyg., 1888, S. 191. 

2 ) Schäfer: Die Tuberkulose im Zuchthaus Kaisheim. Archiv 
f. Hyg., 1890, S. 455. 
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heruntergekommen durch die Haft oder durch eine voraus¬ 
gegangene Krankheit, die sich gewöhnlich auf den Brust¬ 
organen abgespielt hat. Der Gefangene hat sich eine 
Disposition erworben“. 

Um die Verbreitung der Phthisis unter den Gefangenen 
einzuschränken, hat man auf die Anordnung der Zentral¬ 
behörden in den meisten Kulturstaaten, in denen man 
bestrebt ist, das Leben und die Gesundheit der Ge¬ 
fangenen zu schützen und zu erhalten, prophylaktische 
Massnahmen getroffen, deren Anwendung im Sinne der 
neuen Lehre sich als notwendig ergaben. Da man weiss, 
dass jeder Schwindsüchtige einen Herd bildet, von welchem 
die Krankheit direkt und indirekt auf andere Menschen 
in der Nähe und Ferne übertragen werden kann, so 
sollen die mit Phthisis behafteten Gefangenen von den 
gesunden abgesondert werden. Da in dem Sputum der 
Schwindsüchtigen der Erreger und Verbreiter der Krank¬ 
heit enthalten ist, so werden die Phthisiker angehalten 
jenes nicht in unreinlicher Weise zu zerstreuen, sondern 
in besonderen Gefässen zu sammeln und zu beseitigen. 

Schon früher hat man beobachtet, dass mit der Ver¬ 
besserung der allgemeinen Salubrität in den Gefängnissen 
durch Aufbesserung der Nahrung, durch Verminderung der 
Belegzahl in den einzelnen Detentionsräumen, durch grössere 
Reinlichkeit und Beschaffung einer gesunden Atmungsluft 
nicht nur die allgemeine Sterblichkeit, sondern ganz be¬ 
stimmte Krankheiten, und unter diesen auch die Phthisis 
sich erheblich vermindern liess. „Günstiger noch wie in 
der allgemeinen Sterblichkeit, meint der Ob.-Med.-Rat 
Cless 1 ) habe sich die günstige Wirkung der sanitären 
Massnahmen in der Abnahme der Phthisis gezeigt. Während 
1850—1859 in den Württembergischen Zivilstrafanstalten 
auf je 1000 lebende Gefangene durchschnittlich 24 Sterbe¬ 
fälle auf Phthisis kamen, beträgt diese Zahl 1859—1876 

') Die Gesundheitsverhältnisse der Zivilstrafanstalten des König¬ 
reiches Württemberg. Deutsche V. j. sehr. f. öff. Gesundheitspflege, 
1889, Heft 3. 
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(nach Einführung jener Massnahmen) nur 8. Der Haupt¬ 
faktor für die Abnahme der Sterblichkeit, hebt er hervor, 
konzentriert sich in diesen Anstalten in der Verminderung 
der Tuberkulose“. Solche generellen sanitären Massnahmen 
haben dann auch neben den angeführten spezifischen 
prophylaktischen Massregeln schon seit Jahren dazu 
beigetragen, die Phthisis-Mortalität in den Gefangenanstalten, 
so viel als es unter den gegebenen Umständen tunlich ist, 
herabzudrücken, und der Erfolg hat sich um so günstiger 
gestaltet überall dort, wo die letzteren reichlich gewährt 
und streng durchgeführt wurden. 


Auch die Behandlung der Phthisis hat in der Neuzeit 
neue und erfolgreiche Umwandlungen erfahren. Wissen¬ 
schaft und Erfahrung haben gelehrt, dass die Tuberkulose 
im Beginn ihres Auftretens heilbar ist, aber nur dann, wenn 
der Kranke allen nachteiligen Einwirkungen der Umgebung 
entrückt, einer angepassten diätetisch medikamentösen Be¬ 
handlung unter günstigen physikalisch-hygienischen Lebens¬ 
bedingungen möglichst lange unterzogen bleibt. Der an¬ 
dauernde Genuss einer reinen, staubfreien Luft, der ausge¬ 
dehnteste Aufenthalt im Freien, die reichlichste Zufuhr 
einer rationellen Nahrung, um einen starken Stoffansatz zu 
erzielen, die Anwendung spezifischer Heilmittel und physi¬ 
kalischer Agentien (Ruhe und Bewegung, Bäder, Gym¬ 
nastik, Massage), diese und die wohltätige psychische Be¬ 
einflussung sind die Mittel, welche in den modernen 
Lungenheilstätten zur Anwendung kommen und viele gute 
Erfolge erzielen. 


Und wie ist die Behandlung der an der Schwindsucht 
erkrankten Gefangenen? Der Kranke wird im Beginn des 
Leidens beim febrilen Verlauf im Lazarett behandelt, in 
Gemeinschaft mit anderen Kranken, oder von diesen ge¬ 
trennt. Hier wird in diätetischer und medikamentöser Be¬ 
ziehung dem Kranken jede zulässige Rücksicht zu teil, 
und hier bleibt' er so lange, bis eine relative Rekonvales- 
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cenz eingetreten und der Ernährungs- sowie Kräftezustand 
sich gehoben hat. Um eine Abwechselung in der trost¬ 
losen Monotonie des Lazarettlebens zu erhalten, wird der 
Kranke auf eigenes Drängen oder auch widerwillig auf 
die Station zu einer leichten Arbeit entlassen, eventl. auch 
in der Zelle bei einer geeigneten Beschäftigung, im 
günstigsten Falle bei einer Beschäftigung im Freien ge¬ 
halten, bis er am Ende der Strafverbüssung angelangt, 
aus der Haft entlassen ward, oder bis die Krankheit wieder 
neue Nachschübe macht und die Verlegung in’s Lazarett oder 
in eine Abteilung für Arbeitsunfähige (Invaliden - Station) 
notwendig wird. In Gemeinschaft mit andern Phthisikern 
geht er hier einem schnellen oder langsamen Verfall ent¬ 
gegen, bis der Tod ihn von seinem Leiden erlöst. 

Kann in der Art der Behandlung und Verwahrung 
der Phthisiker in den Gefangenanstalten eine Aenderung 
und wie wir meinen, eine günstigere Aenderung ein treten? 

Die Beantwortung dieser Frage wird davon abhängen, 
ob man eine solche mit dem strafrechtlichen Standpunkte 
vereinbar und im Sinne der Gerechtigkeit für erwünscht 
erachtet. Man könnte meinen, dass, so lange Tausende 
von armen und ehrlichen Leuten in der freien Bevölkerung 
an der Schwindsucht zu Grunde gehen, ohne dass ihnen 
die Wohltat der oben angedeuteten modernen Behandlung 
zuteil wird, so lange braucht die staatliche Fürsorge den 
Verbrechern eine solche auch nicht zu gewähren. Andrer¬ 
seits kann man der Meinung sein, dass mit dem Vollzüge 
einer Freiheitsstrafe keineswegs die Vernichtung von Ge¬ 
sundheit und Leben verbunden sein soll, dass, wue dem 
Gefangenen bei allen anderen Krankheiten jede Hilfe und 
Behandlung, welche ärztliche Wissenschaft und Kunst 
jeweilig zu gewähren imstande ist, gewährt wird, auch die 
geeignete günstige Behandlungsweise bei der Schwindsucht 
gewährt werden muss, so lange sie nicht dem Wesen der 
Strafverbüssung widerspricht. Will man den Gefangenen 
aus der Strafhaft in einem Zustande entlassen, dass er 
auch körperlich derartig beschaffen ist, sich rechtlich durch 
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ehrliche Arbeit fortzuhelfen, so muss auch dem an Schwind¬ 
sucht erkrankten Gefangenen die Möglichkeit nicht ent¬ 
zogen werden, während der Strafverbüssung von seinem 
Leiden geheilt oder gebessert zu werden. 

Giebt man diesen letzteren Standpunkt zu und ist man 
gewillt, dem Gefangenen eine zweckmässige Phthisis- 
behandlung zuzugestehen, so sind auch bei den jetzt be¬ 
stehenden Verhältnissen erhebliche Verbesserungen zu er¬ 
zielen. Schon jetzt ist nach § 487 Abs. 2 der Str.-Pr.-O. 
für das Deutsche Reich zulässig, die Vollstreckung einer 
Freiheitsstrafe aufzuschieben bei allen Krankheiten „wenn 
von der Vollstreckung einer Freiheitsstrafe eine nahe 
Lebensgefahr für den Verurteilten zu besorgen steht“. Diese 
Gesetzesbestimmung gewährt die Möglichkeit, den Ge¬ 
fangenen, wenn er phthisisch krank wird, aus der Straf¬ 
haft zu entlassen. Jeder Gefängnisarzt wird bestätigen, 
dass unter dem Einflüsse der Haft, unter den vielen nicht 
zu vermeidenden nachteiligen physischen und psychischen 
Einwirkungen die Phthisis in verderblichster Weise und sehr 
rapide verläuft. Da eine Heilung der Phthisis erfahrungs- 
mässig nur im ersten Stadium des Leidens erwartet werden 
kann, so wird die Prognose um so ungünstiger, je länger 
der Aufenthalt in der Gefangenschaft andauert. Es liegt 
demnach tatsächlich mit dem Augenblick, wo das Vor¬ 
handensein einer Erkrankung an Schwindsucht festgestellt 
ist, durch den weiteren Aufenthalt in der Gefangenanstalt eine 
nahe Lebensgefahr vor. Wer aus Erfahrung weiss, wie schnell 
sich schwindsüchtige Gefangene in der Freiheit erholen, 
bessern und relativ genesen, der wird aus voller Ueber- 
zeugung dafür eintreten, dass die Wohlthat des § 487 für den 
aus der Strafhaft beurlaubten Phthisiker eine um so grössere 
ist, je früher die Strafunterbrechung eintritt. In dem Straf¬ 
gefängnis Plötzensee sind innerhalb 28 Jahren (1874 bis 
1901) von 436 Entlassungen aus ärztlichen Gründen (§ 487 
Abs. 2) 118 wegen Phthisis = 27 % geschehen. Diese 
Zahl würde eine erheblich grössere sein, wenn die Ent¬ 
lassung nicht wie bisher üblich in den späteren und eventl. 
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letzten, sondern schon in den früheren Stadien der Krank¬ 
heit zulässig sein würde. 

Nicht alle Phthisiker werden aus der Strafhaft beur¬ 
laubt werden können. Beurlaubungen von Zuchthaus¬ 
sträflingen kommen vermutlich aus Gründen der Kriminal¬ 
justiz, soweit nach den amtlichen statistischen Mitteilungen 
zu urteilen gestattet ist, gar nicht vor. Auch mehrfach rück¬ 
fälligen Gefängnissträflingen wird voraussichtlich von der 
entscheidenden Zentralbehörde die Beurlaubung aus straf¬ 
rechtlichen Rücksichten kaum zugebilligt werden. Und end¬ 
lich wird auch dem erstmaligen und vertrauenerweckenden 
Gefängnissträfling diese verweigert werden müssen, wenn es 
sicher steht, dass er in der Freiheit aus Armut u. dergl. nicht 
imstande ist, etwas für die Heilung seines Leidens zu tun, 
wenn es sicher ist, dass für ihn in der Gefangenanstalt mehr 
gesorgt wird, als er in der Freiheit für sich sorgen kann. Die 
ansehnliche Zahl aller dieser Gefangenen wird in den An¬ 
stalten verbleiben, sie bildet den Bestand der Phthisiker 
in den Gefängnissen und bilden die beständige Quelle für 
die Verbreitung der Phthisis in diesen. Sie sind hier dem 
Siechtum und dem Tode sicher verfallen, oder sie werden, 
wenn sie am Ende der Strafhaft entlassen, der Kommune 
eine Last, und ein Herd für die Verbreitung der Krankheit. 

In der Neuzeit haben’sich Stimmen erhoben, welche 
eingreifende Umänderungen in der Behandlung dieser Ge¬ 
fangenen verlangen. So verlangt Schäfer, 1 ) dass schwäch¬ 
liche, hereditär behaftete oder schon tuberkulös Eingelieferte 
gar nicht in geschlossenen Räumen beschäftigt würden; 
letztere müssten in einer ganz besonderen Abteilung ge¬ 
halten werden mit vorwiegender Beschäftigung in der 
Landwirtschaft. Dringend notwendig, meint er, ist eine 
Verbesserung der Kost. — Dr. Büdingen 2 ) geht von 

') Dr. M. Schäfer: Ueber Gefängniskrankheiten, Blätter f. 
Gefängnisk. 1900, S. 191 ff. 

2 ) Dr. med. Th. Büdingen: Zur Bekämpfung der Lungen¬ 
schwindsucht. Streifzüge eines Arztes in das Gebiet der Strafrechts¬ 
pflege. Deutsche V. j. sehr. f. öff. Gesundheitspflege, 1899. 
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dem Gesichtspunkt aus, dass bei der Bekämpfung der 
Lungenschwindsucht als Volkskrankheit der Angriffs¬ 
punkt sich hauptsächlich gegen die Seuchenherde richten 
müsse, da von diesen aus die Infektion sich massenhaft 
über die Bevölkerung verbreitet. Zu diesen Phthisis- 
herden rechnet er auch die Strafanstalten, in welche die 
Lungenschwindsucht endemisch vorkommt. Die grosse 
Zahl der Lungenschwindsucht in den Gefängnissen, weist 
nach ihm darauf hin, dass der Wahrspruch des Richters 
auf Freiheitsstrafe zuweilen das Todesurteil ist, und andrer¬ 
seits bildet der schwindsüchtig entlassene Sträfling eine 
Infektionsquelle für die freie Bevölkerung. Büdingen ver¬ 
langt daher, dass dem effektiv Lungenkranken ein Straf¬ 
aufschub resp. die bedingte Begnadigung gewährt werde und 
schlägt eine Zwangsbehandlung der bedingt begnadigten, in 
den Frühstadien der Lungentuberkulose stehenden Kranken 
in besonderen Anstalten oder in besonderen Abteilungen 
der Volkssanatorien vor. Auf diese Weise wird eine 
Heilung der Kranken, vielleicht auch eine sittliche Rege¬ 
neration, und eine Verhütung der Infektionsgefahr für die 
freie Gesellschaft erreicht. Personen hingegen, welche in 
vorgerückten Stadien der Tuberkulose zur Verurteilung 
kommen, müssen, wie er weiter verlangt, in der Anstalt 
und derartig verwahrt werden, dass sie keine Gefahr für 
gesunde Sträflinge werden können. 

Dieser Vorschlag, bis jetzt ohne sonderliche Be¬ 
achtung ein theoretisch-ideales Postulat, hat in einzelnen 
amerikanischen Staaten in der neuesten Zeit eine prak¬ 
tische Ausführung erfahren. So verlangt Dr. Blake, der 
Arzt des Gefängnis-Inspektionsamtes vom Staate Alabama, 
dass ganz besondere Anstalten, besondere Gebäude, je mehr 
von den andern Gefängnisbauten entfernt, um so besser, 
für die tuberkulösen Gefangenen errichtet werden, weil 
die nicht tuberkulösen Gefangenen auf diese Weise vor 
jeder Infektion geschützt, und weil in diesen Anstalten die 
Kranken einer besseren Behandlung unterzogen werden 
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können. „Die Aufgabe des Staats, meint er, 1 ) ist in dieser 
Frage einfach und klar. Er hat das Recht, den Verbrecher 
seiner Freiheit, aber er hat kein Recht, ihn seiner Gesund¬ 
heit zu berauben“. In Texas 2 ) ist dieser fortschrittliche 
Gedanke ausgeführt. Hier werden die phthisischen Ge¬ 
fangenen nicht nur von den anderen Gefangenen getrennt, sie 
erhalten auch in einem eignen Sanatorium dieselbe Behand¬ 
lung wie sie in den gewöhnlichen Heilstätten für Schwind¬ 
süchtige . üblich ist. „ The Example set by Texas is one to 
be copied“ („Das von Texas ausgeführte Beispiel sollte 
nachgeahmt werden“), heisst es an der Berichtstelle. 

Will man eine Umänderung in der Behandlung der 
Phthisiker in den Gefängnissen eintreten lassen, so wird 
die Einrichtung besonderer Veranstaltungen eine unum¬ 
gängliche Notwendigkeit. Diese müssen die räumliche 
Trennung der tuberkulösen von den gesunden Gefangenen 
zulassen und eine systematische rationelle Behandlung, wie 
sie in der Jetztzeit in den Lungenheilstätten als notwendig 
erachtet und geübt wird, ermöglichen. Um dieses Ziel zu 
erreichen, wird es keineswegs notwendig sein, besondere 
grosse Anstalten eigens zur Verwahrung der phthisischen 
Gefangenen zu errichten. Von solchen grossen Spezial-Ge¬ 
fängnissen würde im Gegenteil abzusehen sein, weil die 
Kranken von weit her in diese transportiert werden müssten, 
weil die zwangsweise Detinierung und Disziplinierung so 
vieler kranker Elemente viele unvorhergesehene Unzu¬ 
träglichkeiten mit sich bringen, und endlich weil eine grosse 
besondere Anstalt sehr viele finanzielle Kosten verursachen 
und der Staat zur Zeit kaum bedeutende Opfer für unsern 
Zweck zu bringen geneigt sein wird. Leichter ausführbar 
und vollkommen ausreichend werden sich einzelne Ab¬ 
teilungen in grossen Gefangenanstalten erweisen, in der 
Weise eingerichtet, wie sie jetzt als Haus-Sanatorium zur 

*) Separate Prisons for Tuberculosis Convicts. The Lancet 1900, 
S. 1769. 

2 ) Isolation of Consumptive Convicts in Texas. The Lancet 1901, 
S. 1577. 
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Behandlung von Lungenkranken in grossen Krankenhäusern 
verlangt werden. Diese Sonder-Abteilungen sollen 40—50 
Kranke aufnehmen und so eingerichtet sein, dass in ihnen 
die Kranken je nach den verschiedenen Stadien der 
Krankheit in kleinen Gruppen getrennt und auch einzeln 
genau individualisiert untergebracht werden können. ,Mit 
solchen Sonder-Abteilungen für Lungenkranke, meint der 
Charite-Direktor Gen.-Arzt Dr. Schaper, 1 ) der wärmste 
Vorkämpfer für diese Einrichtungen in den grossen 
Krankenhäusern, glaubte man sich nur Totenkammern zu 
schaffen; haben wir aber zweckmässige Einrichtungen, die 
uns in den Stand setzen, die Kranken individualisierend 
zu verteilen, so werden sich diese Sonder-Abteilungen 
ebenso vorzüglich bewähren, wie die Lungenheilstätten. 
Diese Krankenhaus-Sanatorien müssen kleine Zimmer mit 
Liegehallen, Wandelbahnen, Speiseräumen haben und mit 
allen Hilfsmitteln der modernen t’herapie ausgestattet sein.“ 
Ein solches Haus-Sanatorium ist nach Schaper’s wohlaus- 
gedachtem Plan in dem Neubau der Charite in Berlin vor¬ 
gesehen und wird zweifellos eine mustergiltige Einrichtung 
abgeben. 

Ein solches Haus-Sanatorium hat L a r s e n 2 * * * * ) in Kopen¬ 
hagen mit erfreulichen Resultaten seit 1896 durchgeführt 
und er ist überzeugt, dass sich in zahlreichen Provinzial¬ 
krankenhäusern mit geringem Kostenaufwand eine Art von 
Sanatoriumbehandlung Schwindsüchtiger einrichten lässt. 

Die Einrichtung von Haus-Sanatorien für grosse 
Militärhospitäler hat in den letzten Jahren Dr. Unter¬ 
berger 8 ) eifrig befürwortet und selbst mit grossem Erfolge 


1 ) Ueber die Notwendigkeit der Einrichtung besonderer Abteil¬ 
ungen f. Lungenkranke in grossen Krankenhäusern. Dr. H. Schaper: 
Berl. klinische Wochenschrift, 1898, S. 161. 

2 ) A. Larsen. Om Behandlung af Lungentuberkulose pan 

Provinssygehüse. Deutsche med. Wochenschr. 1903, 5. März. 

s ) Ueber die Notwendigkeit der Einrichtungen von Haus-Sana¬ 

torien für Tuberkulöse in den Militärspitälern mit Berücksichtigung 

des heutigen Standpunktes über die Tuberkulosenfrage. Von Dr. med. 
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in den russischen Hospitälern eingeführt. Seine Resultate 
im Hospitale zu Zarskoje-Sselo sind ungemein befriedigend. 
(Im Laufe von 7 Jahren sind in seinem Haus-Sanatorium 
in Behandlung gewesen 310 Kranke in Anfangsstadien; 
von diesen sind als dienstunfähig, d. h. arbeitsunfähig ent¬ 
lassen 90 d. s. 29 % und als arbeitsfähig 210 d. s. 71 %). 
„Frische sauerstoffreiche Luft und Sonnenschein, energische 
Hautpflege durch hydropatische Massnahmen, kräftige 
Nahrung bei nötiger geistiger und körperlicher Ruhe, das 
ist es, wodurch die Sanatorien den Tuberkulosen Kraft und 
Gesundheit verleihen. Diese Bedingungen, meint er, sind 
in einem hohen Grade in den von mir proponierten Haus- 
Sanatorien zu erreichen“. 

Was in den grossen Krankenhäusern, in den grossen 
Militär-Hospitälern mit so grossen Vorteilen zu erreichen 
ist — kann sich auch in den grossen Gefangenanstalten 
erreichen lassen. Ein grosses Haus-Sanatorium in einer 
Anstalt reicht für mehrere Straf- und Gefangenanstalten 
aus, so dass die Zahl dieser Phthisiker-Abteilungen nur 
eine sehr beschränkte zu sein braucht. Mit dieser leicht 
herzustellenden und keineswegs finanziell sehr belastenden 
Reform werden auch den Gefangenen die Wohltaten unsrer 
modernen, die ganze Nation zur Mittätigkeit anrufenden 
Lungenheilstätten - Bewegung zu teil und vielen von ihnen 
Leben und Gesundheit erhalten. Die Fürsorge und die 
Heilung, die diese Reform den Kranken gewähren soll, 
wird im Grunde genommen immerhin im Sinne der Billig¬ 
keit nur das auszugleichen suchen, was die strafende Hand 
der Gerechtigkeit durch die Gefangenschaft ihnen an Leid 
nicht zu verhüten vermag. 


Was wir am Schluss dieser Betrachtungen verlangen, 
und was als Antwort auf die Eingangs gestellten Fragen 
gelten soll, ist: 

J. Unterberger, Staatsrat und Oberarzt des Militärhospitals im 
Zarskoje-Sselo. Deutsche Militärärztliche Zeitschrift 1898 und die 
Tuberkulosenfrage. St. Petersburg, 1903, S. 2. 
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1. Es empfiehlt sich eindringlich; phthisische Ge¬ 
fangene zu ihrer Heilung in geeigneten Fällen schon in 
den Frühstadien der Krankheit zu beurlauben, weil die 
Einflüsse des Gefangenschaftslebens auf den Verlauf der 
Schwindsucht erfahrungsgemäss ungemein nachteilig ein¬ 
wirken und die Strafunterbrechung je später desto weniger 
nützlich sich erweist. Die gesetzliche Vorschrift der Straf¬ 
unterbrechung (§ 487 Abs. 2 d. Str.-P.-'O. f. d. D. R.) würde 
sich auch hier als zutreffend ergeben. 

2. Es empfiehlt sich, eigene besondere Abteilungen 
zur Behandlung schwindsüchtiger Gefangenen, sogenannte 
Haus-Sanatorien in einzelnen Gefangenanstalten zu er¬ 
richten. Solche Anstalten sind dringend erforderlich, weil 
die Schwindsüchtigen einen Ansteckungsherd für die Ver¬ 
breitung der Krankheit unter den gesunden Gefangenen 
bilden und von diesen getrennt werden müssen. Solche 
Anstalten sind auch notwendig, weil in ihnen allein 
eine systematische und erfolgreiche Behandlung der 
phthisischen Gefangenen zu erzielen möglich ist, uud weil 
der Staat verpflichtet ist, soviel als zulässig, zur Heilung 
der in den Gefängnissen Erkrankten beizutragen. 
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Leitsätze zum Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903 

über die Frage: 

Wie ist die Beschäftigung der jugend¬ 
lichen Gefangenen zu gestalten, wenn der¬ 
selben ein dauernder Nutzen nach der Ent¬ 
lassung entspringen soll? 

Von Landesanstalts-Inspektor Freund in Bautzen. 


1. Zur Bekämpfung des Verbrechertums überhaupt ist 
es von grösster Wichtigkeit, dass man dem immer¬ 
mehr überhand nehmenden jugendlichen Verbrecher- 
tume zu begegnen versucht. 

2. Die Abänderung der gesetzlichen Bestimmungen über 
Strafmündigkeit und Strafvollstreckung an Jugend¬ 
lichen, sowie eine allgemeine Durchführung der 
Zwangserziehung für sittlich gefährdete Kinder sind 
als prophylaktische Mittel wohl von Wert; für das 
Strafhaus einmal verfallene Jugendliche kommt zu¬ 
nächst die Art des Strafvollzuges besonders in Frage. 

3. Neben den übrigen Faktoren spielt in demselben eine 
Hauptrolle die Beschäftigung der jugendlichen Rechts¬ 
brecher. Darunter ist zu verstehen 1. die Arbeit und 
2. die Beschäftigung dieser Sträflinge in der arbeits¬ 
freien Zeit. Insofern als er in die tägliche Arbeits¬ 
zeit einzurechnen ist, ist 3. auch der Unterricht zu 
der Beschäftigung der jugendlichen Gefangenen zu 
zählen. 


4. Wie alle Massnahmen des Strafvollzuges von dauern¬ 
der Wirkung sein sollen, so soll auch der aus den 
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drei genannten entspringende Nutzen ein dauernder 
sein. Hierfür ist betreffs der Arbeit im Auge zu be¬ 
halten, deren praktische und erziehliche Bedeutung 
für die Bestraften, die dadurch arbeitsfähig, aber auch 
arbeitswillig gemacht werden sollen. Erreicht die 
Arbeit diesen Erfolg, so dient sie damit zugleich der 
Allgemeinheit; denn sie hilft so und so viel gefährdete 
Arbeitskraft erhalten und durch ihren erziehlichen 
Einfluss dem jugendlichen Verbrechertume steuern. 

5. Solch günstiger Erfolg ist aber nur zu erwarten, 
wenn Auswahl und Verteilung der Arbeiten, sowie 
die Anleitung zu denselben unter sachkundiger Leitung 
und Aufsicht in zweckentsprechender Weise erfolgen. 

6. Auch bei der Beschäftigung der jugendlichen Sträf¬ 
linge in der arbeitsfreien Zeit kommen praktische 
und erziehliche Momente in Frage. Zur Erreichung 
dahin zielender Absichten macht es sich nötig, dass 
diesem Gegenstände in Zukunft vermehrte Aufmerk¬ 
samkeit geschenkt und die Freiheit an Sonn- und 
Werktagen tunlichst zweckmässig ausgenutzt wird. 

7. Der für jugendliche Sträflinge gesetzlich gebotene 
Unterricht ist in die Arbeitszeit zu verlegen und in 
die täglichen Arbeitsstunden einzurechnen. Während 
seine Gestaltung durch das Schulgesetz bestimmt 
wird, ist die Art desselben durch die Strafvollzugs¬ 
zwecke zu normieren; denn der Strafanstaltsunterricht 
hat, wenn er auch den praktischen Zweck des Lernens 
nicht ausser acht lassen wird, in erster Linie erzieh¬ 
lichen Zwecken zu dienen. 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


A) Wie ist die Gesundenkost für Gefangene nach 
den bisher gemachten Erfahrungen ein¬ 
zurichten, beziehungsweise in welchem Ver¬ 
hältnis sind verdauliches Eiweis, Fett, 
Kohlenhydrate zur Erhaltung ihrer Gesund¬ 
heit und Arbeitskraft mit den Nahrungs¬ 
mitteln zu reichen, dabei aber überdas un¬ 
umgänglich Notwendige nicht hinauszu¬ 
gehen? 

B) Ist das Mittagsgericht inSuppe und feste 
Speisen zu trennen? 

C) Lässt sich eine Verminderung der Kost- 
reichung an Zuchthausgefangene im Ver¬ 
hältnis zu Gefangenen anderer Art recht- 
fertigen? 

D) Welche Erfahrungen sind mit der Verwend¬ 
ung von Margarine gemacht worden? 

Von Dr. Kall mann, Gro*sh. Anstaltsarzt an der Zellenstrafanstalt 
Butzbach und dem Landeszuchthause Marienschloss. 


Wenn ich dem Ersuchen des Vorstandes des Vereins 
Deutscher Strafanstaltsbeamten folgend das Wort zu vor¬ 
stehenden Fragen ergreife, so möchte ich das nicht nur 
vom Standpunkte der Ernährungsphysiologie, sondern auch 
von demjenigen der Pathologie der Verdauungsorgane aus 
tun. Im modernen Strafvollzüge gilt bezügl. der Be¬ 
köstigung neben Kostenpunkt und Strafzweck gleich¬ 
berechtigt der Grundsatz: nil nocere; d. i. positiv aus¬ 
gedrückt: Erhaltung des Körpers auf seinem stofflichen 
Bestände und Vermeidung von Schädigungen des Mägen¬ 
darmkanals im engeren Sinne. Diese Bedingungen haben 
zur Voraussetzung, einmal die zweckmässige Verbindung 
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der Nährstoffe untereinander zur Nahrung derart, dass sie 
im Körper möglichst vollständig ausgenutzt werden und 
der Menge nach zur Deckung des Bedarfes ausreichen, 
dann aber auch sowohl in qualitativer, wie quantitativer 
Hinsicht der Leistungsfähigkeit des Magendarmkanals an¬ 
gepasst sind. Einen allgemeinen Ausdruck fanden diese 
Grundsätze bereits in mehreren Thesen . der Frankfurter 
Versammlung des Jahres 1886. Praktische Betätigung er¬ 
fuhren sie, im Verein mit den langjährigen Erfahrungen 
hervorragender Gefängnisärzte> wie A. Bär u. a. bei der 
demnächst erfolgten Ausarbeitung der jetzt geltenden Kost¬ 
tarife, mit der die Beköstigungsfrage gewissermassen zu 
einem vorläufigen Abschlüsse gelangt war. Seitdem Voit 
und Pettenkofer durch ihre fundamentalen Unter¬ 
suchungen und ' eine jüngere Generation, wie König, 
Rubner, Munk, Uffelmann, Flügge und andere durch 
exakte experimentelle Studien die Vorgänge des normalen 
Stoffwechsels klargelegt haben, kann kein Zweifel mehr 
herrschen über diejenigen Grundsätze, nach denen sowohl 
qualitativ und quantitativ, wie bezügl. des Mengenverhält¬ 
nisses zwischen animalem und vegetabilem Eiweiss im all¬ 
gemeinen bei der Einzel- und Massenernährung zu verfahren 
ist. Das Bedürfnis nun, nach 17 jähriger Pause die Beköstig¬ 
ungsfrage wieder zur Diskussion zu stellen, beweist, dass mit 
den neuen Tarifen, in denen die Forschungen der Genannten 
tunlichste Berücksichtigung fanden, das erstrebte Ziel 
noch nicht vollkommen erreicht wurde. Die Erklärung 
hierzu ist darin zu suchen, dass die leitenden Gesichts¬ 
punkte bei der Beköstigung neben dem Kostenpunkte 
und dem Strafzweck fast ausschliesslich auf physiologischen 
Erwägungen basierten, während die in der Strafhaft so 
häufig zu beobachtenden funktionellen Störungen und Er¬ 
krankungen des Magendarmkanals wohl mangels eingehender 
experimenteller Aufklärung nicht die gebührende Berück¬ 
sichtigung fanden. Ich habe nun den Versuch gemacht, 
in dieses bisher experimentell noch nicht bearbeitete Ge¬ 
biet einzudringen und die über Störungen der peptischen 
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Kraft erzielten Resultate bereits in einer Arbeit 1 ) nieder¬ 
gelegt. Sie sowohl, wie eine grössere Untersuchungsreihe 
über das Verhalten der motorischen Kraft des Magens, die 
hier ihren Platz finden soll, bilden im Verein mit den Grund- 
ztigen der Ernährungsphysiologie die Grundlage zu dem, 
was ich zu vorstehenden Fragen zu sagen haben werde. 

Als Ausgangspunkt meiner Erörterungen möchte ich 
einen Satz aus genannter Arbeit, auf die ich im folgenden 
noch öfter genötigt sein werde, zurückzukommen, voraus- 
sehicken, nämlich, dass bei der Gefangenernährung es sich 
nicht allein um die Deckung des Stoffbedarfes, sondern in 
erster Linie auch darum handelt, in welchem Masse der Ver¬ 
dauungskanal unter den abnormen Lebensbedingungen der 
Gefangenschaft in Anspruch genommen wird, und ob das 
Mass der seitens der Verdauungsorgane geforderten Arbeits¬ 
leistung auf die Dauer innerhalb der Grenzen der physio¬ 
logischen Leistungsfähigkeit bleibt, oder nicht. Wir werden 
demnach zunächst zu untersuchen haben, wie die Kost 
heute beschaffen ist, welche Nährstoffe und in welcher 
Form sie diese bietet, ob sie zur Deckung des notwendigsten 
Bedarfes genügen oder nicht, welche gesundheitliche 
Störungen durch sie bedingt sind und schliesslich, welche 
Folgerungen wir unter Berücksichtigung sowohl der Zwecke 
des Strafvollzuges wie der finanziellen Seite zur Beant¬ 
wortung der gestellten Fragen aus alledem zu ziehen 
haben. 

Es würde zu weit führen, hier nochmals die all¬ 
gemeinen grundlegenden Anschauungen über Stoffverbrauch 
und Stoffersatz darzulegen. Ich muss sie als bekannt 
voraussetzen, zumal sie von Bär auf der Versammlung 
im Jahre 1886 in mustergiltiger Weise dem allgemeinen 
Verständnis bereits nahegebracht worden sind. 

Der Speiseplan unserer beiden hessischen Haupt¬ 
anstalten, des Landeszuchthauses Marienschloss und der 


*) Ueber den Einfluss der Gefängnishaft auf die peptische 
Kraft des' Magens, Vierteljahrsschrift f. gerichtl. Med. und öffentl. 
Sanitätswesen. 3. Folge. XXIII. Bd. 2. Heft (1902). 
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Zellenstrafänstalt Butzbach entspricht im grossen und 
ganzen dem neuen, am 12. Juli 1887 für die zum Ressort 
des Ministeriums des Ihnem gehörenden Straf- und Ge- 
fangenanstalten erlassenen Preussischen Kostetat und die 
bei uns mit demselben gemachten Erfahrungen werden 
daher auch ohne weiteres auf letzteren übertragen werden 
können. Der Unterschied zwischen beiden besteht darin, 
dass unsere Fettgabe, statt 50 gr nur 40 gr auch für-Männer 
beträgt, dagegen unsere Brotration mit 625 gr täglich die 
Preussische mit täglich 550 gr um 75 gr übersteigt. Der 
hessische Speiseplan setzt sich an sieben beliebigen-Wochen¬ 
tagen, in folgender Weise zusammen:' 


Kostübersichf 

der Grossh. Zellenstrafanstalt Butzbach. 


1. Morgens: 



Eingeführte» Resorbierbare», 

Elwei88 Elwel8» 

Fett 

Kohlen¬ 

hydrate 

Calorieen 

50,0 Milch . . 

1,7 

1,7 

1,8 

2,4 

34 

300,0 Brot : . 

18,2 

10,3 

1,2 

150,0 

700 


Sa. 19,9 

12,0 

3,0 

152,4 

734 



Mittags: 




200,0 Linsen 

52,0 

36,4 

4,0 

106,0 

685 

750,0 Kartoffeln 

14,6 

11,6 

1,1 

155,4 

707 

40,0 Fett. . . 

— . 

— 

30,6 

— 

284 ... 

150,0 Brot v. 

9,1 

5,2 

0,6 

75,0 

350 


Sa» 75,7 

53,2. 

- 36,3 

336,4 

2026 



Abendst 




15,0 Brot . . 

9,1 

5,2 

0,6 

75,0 v 

350 

50,0 Käse . . • 

17,5 

16,4 

5,6 , 

2,7 . 

135 

10,0 Schmalz 

— 

— . 

7,6 


70 

175,0 Brot .. % 

.... 10,6 

7,4 

0,8 

87,5 

960 


Sa. 37,2 

32,3 

14,6 

165,2 

1515 

Sa. pro Tag 132,8 

97,5 

53,9 

654,0 

3720 


Davon sind Animal-Eiweiss = 19,2. 

Eiweissausnutzung in Prozenten des eingeführten "Eiweisses 
= 73,4%. 
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2* Morgen$: 



EingefUhrtes Resorbierbares 
Eiweiss . Eiweiss 

Fett 

Kohlen¬ 

hydrate 

£Calorieen 

Wie sub. 1. . . . 

19,9 

12,0 

3,0 

152,4 

734 



Mittags: 




90,0 Reis . . 

7,0 

5,6 

0,4 

. 68,7 

310 

750,0 Kartoffeln 

14,6 

11,6 

1,1 

155,4 

707 

40,0 Fett . . 

— 

— 

30,6 

— 

284 

150,0 Brot . . 

9,1 

5,2 

0,6 

75,0 

350 

X 

Sä. 30,7 

22,4 

32,7 

299,1 

1651 



Abends: 




*80,0 Roggenmehl 

8,7 

7,0 

1,5 

55,2 

275 

5,0 Fett . . 

— 

— 

3,8 

— 

36 

175,0 Brot . . 

10,6 

7,4 

0,8 

87,5 

405 


Sa. 19,3 

14,4 

6,1 

142,7 

716 

Sa. pro Tag 69,9 

48,8 

41,8 

594,2 

3101 

Davon sind animal. Eiweiss = 1,7. 




Eiweissausnutzung in 

Prozenten des 

eingeführten 

Eiweisses 

= 69,8 °/o. 

3 

. Morgens: 




Wie sub. 1. . . . 

19,9 

12,0 

3,0 

152,4 

734 



Mittags: 




200,0 weisse Bohn. 

46,0 

32,2 

4,0 

112,0 

685 

750,0 Kartoffeln 

14,6 

11,6 

1,1 

115,4 

707 

90,0 Rindfleisch . 

15,5 

14,5 

23,4 

. — 

281 

150,0 Brot , . . 

9,1 

5,2 

0,6 

75,0 

350 


Sa. 85,2 

74,1 

29,1 

342,4 

2023 



Abends: 




80,0 Hafergrütze 

10,4 

- 7,3 

4,8 

52,0 

300 

10,0 Fett . . . 

— 

— 

7,6 

— 

70 

175,0 Brot » . . 

10,6 

7,4 

0,8 

87,5 

405 

100,0 Salzhäring . 

18,9 

18,1 

16,8 

1,5 

234 


Sa. 40,9 

35,5 

30,0 

141,0 

1009 

Sa. pro Tag 145,0 

121,6 

62,1 

635,8 

3766 


Davon sind animal. Eiweiss = 36,1. 


Eiweissausnutzung in Prozenten des eingeführtem Eiweisses 
= 83,8%. 
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Calorieen 

734 

707 

38 

88 

51 

284 

41 

350 


sZ 

33,4 

27,0 

33,0 

272,0 

1559 



Abends: 




80,0 Weizenmehl 

7,1 

5,7 

0,8 

59,2 

274 

10,0 Fett . . . 

-. 

— 

7,6 

— 

70 

175,0 Brot ... 

10,6 

7,4 

0,8 

87,5 

405 

Sa. 

17,7 

13,1 

9,2 

146,7 

749 

Sa. pro Tag 71,0 

52,1 

45,2 

571,1 

3042 

Davon sind animal. Eiweiss = 1,7. 




Eiweissausnutzung in 

Prozenten des 

eingeführten 

Eiweisses 

= 73,3%. 







5« 

, Morgens: 




Wie sub. 1. . . . 

19,9 

12,0 

3,0 

152,4 

734 



Mittags: 




100,0 Erbsen . . 

23,0 

19,0 

2,0 

. 56,0 

342 

200,0 Sauerkraut . 

3,5 

2,8 

0,5 

10,0 

59 

750,0 Kartoffeln . 

14,6 

11,6 

1,1 

155,4 

707 

15,0 Roggenmehr “ 

1,6 

1,6 

0,2 

10,4 

51 

40,0 Fett ... 

— 

— 

30,6 

— _ 

284 

150,0 Brot . . . 

9,1 

5,2 

0,6 

75,0 

‘ 350 

Sa. 

51,8 

40,2 

35,0 

306,8 

2093 



Abends: 




80,0 Gerstengrütze, 

8,7 

6,0 

1,5 

55,2 

275 

10,0 Fett . . . 

— 

— 

7,6 

— 

70 

175,0 Brot ... 

10,6 

7,4 

0,8 

87,5 

405 

Sa" 

19,3 

13,4 

9,9 

142,7 

750 

Sa. pro Tag 91,0 

65,6 

47,9 

601,9 

3517 


Davon sind animal. Eiweiss = 1,7. 

Eiweissausnutzung in Prozenten des eingeführten Eiweisses 
= 72 °/ 0 . 


— 522 — 

4. Morgens: 



EingefUhrtes Resorbierbares 

Eiweiss Eiweiss 

Fett 

Kohlen¬ 

hydrate 

Wie sub. 1. . . . 

19,9 

12,0 

3,0 

152,4 

750,0 Kartoffeln . 

14,6 

Mittags: 

11,6 

i,i 

155,4 

200,0 Weisskraut, 

, Rotkraut od. 
Wirsing . . 

3,7 

3,0 

0,4 

4,5 

40,0 Schwarzbrot 

2,4 

1,6 

0,1 

18,7 

15,0 Roggenmehl 

1,6 

1,6 

0,2 

10,4 

40,0 Fett ... 

■ — 

— ' 

30,6 

— 

100,0 Wurzelgewächse 2,0 

2,0 

— 

8,0 

150,0 Brot . . . 

9,1 

5,2 

0,6 

75,0 
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6* Morgens; 


,. . • ' 

Ei »geführtes Resorbierbares 

Eiweiss Eiweiss 

Fett 

Kohlen¬ 

hydrate 

Caiorieen 

Wie sub. 1. . . 

19,9 

12,0 

3,0 

152,4 

734 



Mittags: 




100,0 Erbsen 

23,0 

10,0 

2,0 

56,0 

342 

30,0 Reis . . 

2,4 

1,9 

0,1 

22,8 

104 

20,0 Gerste 

2,2 

1,7 

0,4 

13,8 

69 

750,0 Kartoffeln 

14,6 

11,6 

1,1 

155,4 

707 

40,0 Fett . . 

— 

— 

30,6 

— 

284 

150,0 Brot . . 

9,1 

5,2 

0,6 

75,0 

350 


Sa. 51,3 

39,4 

34,8 

323,0 

1850 



Abends: 




80,0 Gerstengrütze 8,7 

6,0 

1,5 

55,2 

275 

10,0 Fett . . 

— 

— 

7,6 

— 

70 

175,0 Brot . . 

10,6 

7,4 

0,8 

87,5 

405 

50 Käse . . . 

17,5 

16,4 

5,6 

2,7 

135 


Sa. 36,8 

29,8 

15,5 

145,4 

885 

Sa. pro Tag 108,0 

83,4 

53,3 

620,8 

3475 


Davon sind animal. Eiweiss == 19,2. 

Eiweissausnutzung in Prozenten des eingeführten Eiweisses 


=77 ’ 2% - 

7. Morgens: 


Wie sub. 1. . . . 19,9 

12,0 

Mittags: 

3,0 

152,4 

734 

500,0 grüne Bohnen 




eingemacht . 10,0 

7,0 

0,5 

36,5 

195 

1000,0 Kartoffeln . 17,9 

12,2 

1,6 

205,6 

93i 

15,0 Roggenmehl 1,6 

1,6 

0,2 

10,4 

51 

94,0 Schweinefleisch 13,6 

12,7 

35,0 

— 

291 

150,0 Brot ... 9,1 

5,2 

0,6 

75,0 

350 

Sa. 52,2 

45,4 

37,9 

327,5 

1818 


Abends: 




80,0 Beis ... 6,4 

5,1 

0,4 

60,8 

279 

100,0 Milch ... 3,4 

3,0 

3,6 

4,8 

67 

175,0 Brot . . . 10,6 

7,4 

0,8 

87,5 

405 

Sa. 20,4 

15,5 

4,8 

153,1 

751 

Sa. pro Tag 92,5 

72,9 

45,7 

633,0 

3303 


Davon sind animal. Eiweiss = 18,7. 

Eiweissausnutzung in Prozenten des eingeführten Eiweisses 
= 78,5%. 
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Der tägliche Durchschnitt des Eiweisses beträgt 
hiernach 101,4, des Fettes, 49,9 und der Kohlenhydrate 
615 gr, die zusammen einen Verbrennungswert von 3426 
Wärmeeinheiten darstellen. Nach unseren bisherigen 
wissenschaftlichen Erfahrungen nun wird von dem ein¬ 
geführten Eiweiss nur ein Teil wirklich verdaut, besser 
gesagt: ausgenützt oder resorbiert. Ich möchte gleich hier 
feststellen, dass der Ausdruck „verdaulich“ nicht das trifft, 
was in unserer Fragestellung unter ihm verstanden ist. 
Die „Verdaulichkeit“ einer Nahrung bezieht sich lediglich 
auf die bei der Verdauung auftretenden subjektiven Em¬ 
pfindungen, ist daher identisch mit „Bekömmlichkeit“, 
während die Ausnutzbarkeit den Anteil der Nährstoffe 
bestimmt, der überhaupt schliesslich zur Lösung und 
Resorption, d. h. zur Aufnahme in den Körper gelangt. 
In diesem letzteren Sinne soll offenbar das Beiwort „ver¬ 
daulich“ in Frage A verstanden werden. Das eingeführte 
Eiweiss also verhält sich, je nach Herkunft, und Kombina¬ 
tion in welcher es gegeben wird, bezüglich seiner Ausnutz¬ 
barkeit sehr verschieden. Das animale Eiweiss gelangt 
bei reiner Fleischkost bis zu 97°/ 0 > hei gemischter bis zu 
etwa 87%—90% der eingeführten Mengen zur Resorption, 
während die Zahlen für vegetabiles Eiweiss je nach Her¬ 
kunft und Zubereitung zwischen 68%—83% schwanken. 
Es handelt sich hier selbstverständlich um Durchschnitts¬ 
zahlen, bei denen eine Reihe wichtiger, die Ausnutzbarkeit 
beeinflussender Momente, wie z. B. Individualität, Volumen, 
und Zubereitung nicht direkt zum Ausdruck kommen. 
Immerhin zeigen sie die gute Resorptionsfähigkeit des 
animalen Eiweisses gegenüber dem vegetabilen sehr deut¬ 
lich. Bei Anwendung dieser Ausnutzungszahlen auf unseren 
Kosttarif gelangen wir, wie ein Bück auf die Uebersicht 
lehrt, zu einem täglichen Durchschnitt resorbierbaren 
Eiweisses von 77,4 gr gegenüber einer Zufuhr von 101,4 gr. 
Dieser Durchschnitt wurde in der Weise gewonnen, dass 
in der Kolumne „resorbierbares Eiweiss“ die Menge des¬ 
selben auf Grund der neben, in Rubrik: „eingeführtes 
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Eiweiss“ für die einzelnen Nahrungsmittel gefundenen 
Eiweisszahlen berechnet und am Ende addiert wurde. Bei 
Zugabe von Animalien wurde die Ausnutzbarkeit der ge¬ 
mischten Nahrung entsprechend dem durch Ausnützungs¬ 
versuche von Schuster u. A. gefundenen Prozentsätze 
mit 87% der eingeführten Mengen angesetzt. Nur durch 
die gesonderte Betrachtung jeder einzelnen Mahlzeit be¬ 
züglich ihrer Eiweissausnutzung erhält man ein annähernd 
reines Resultat, während bei einer pauschalen, sich auf 
den ganzen Tag oder gar eine Woche erstreckenden Be¬ 
rechnung die durch die wechselnde Kombination der ein¬ 
zelnen Mahlzeiten bedingten Differenzen in der Ausnutzung 
nicht zum Ausdruck gelangen können. In der Durch¬ 
schnittszahl vermissen wir natürlich die einzelnen Tages- 
schwankuugen; diese sind, wie ein Blick auf die Tabelle 
zeigt, recht erheblich und zeigen deutlich sowohl den grossen 
Unterschied in der Ausnutzung zwischen animalem und 
vegetabilem Eiweiss, wie die Vorteile einer zweckmässigen 
Kombination beider. Munk 1 ) berechnet auf Grund der 
von Förster, C. Voit und Uffelmann ermittelten 
Zahlen das hygienisch zweckmässige Minimum der animalen 
Zulage für einen kräftigen Erwachsenen von etwa 65—70 
Kilo bei mittlerer Arbeit zu l / 8 , während die übrigen % 
aus Vegetabilien gedeckt werden können. Voraussetzung 
hierbei ist, dass das Individium nicht an reichlichen Ge¬ 
nuss von Animalien gewöhnt ist; für diesen Fall wäre 
dieser Satz zu gering. Ein Mann der arbeitenden Klasse, 
die im allgemeinen dem Rekrutirungsbezirk unserer An¬ 
stalten entspricht, bleibt bei dieser Quote arbeitsfähig und 
nützt das eingeführte Eiweiss gut (87%—90%) aus. Sehen 
wir unsere Uebersicht auf diese Verhältnisse hin an, so 
finden wir, dass wir diese % Quote an keinem Tage der Woche 
erreichen, vielmehr oft erheblich hinter ihr Zurückbleiben und 
demgemäss, wie die in Prozenten der eingeführten Eiweiss- 


*) J. Munk, Einzel-und Massenernährung. InWeyl, Handbuch 
d. Hygiene. Bd. III, pag. 76 u. 77. 
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mengen ausgedrückter Zahlen zeigen, eine sehr massige Ver¬ 
wertung der Eiweisszufuhr einerseits, und mehr oder minder 
hohe Vergeudung dieses Nährstoffes im Form ungenützten 
Abgangs andrerseits. Die schlechteste Ausnutzung zeigt der 
zweite Tag mit 69,8 %, an dem von 69,9 grEiWeiss im Ganzen 
52,5 gr durch Brot und Kartoffeln, 15,7 durch Reis und 
Roggenmehl mit vegetabilem und nur 1,7 gr in der Milch dureb 
animales Eiweiss gedeckt sind. Der 4. und 5. Tag giebt 
bei gleicher animaler Quote, wenn man die 1,7 gr über¬ 
haupt als solche bezeichnen will, infolge Zusatzes von 
besser nutzbarem Getreidemehl und Erbsen mit 73,3% 
bezw. 72% ein etwas günstigeres Resultat. Diese 3 Tage 
bieten eine rein vegetarische Kost und ihre Ausnutzungs¬ 
zahlen entsprechen daher denen des vegetabilen Eiweisses 
nach F1 ü g g e 1 ). Am besten schneidet der dritte Tag mit 
83,8 % Ausnutzung der Eiweisszufuhr ab; sie erklärt sich 
aus der relativ hohen animalen Quote von 1 /i, während 
der 6. und 7. Tag mit V* animalen Zusatzes eine etwas 
geringere Ausnutzung (77,2% bezw. 78,5%) ergeben. Von 
besonderem Interesse ist der erste Tag unserer Uebersicht, 
dessen sehr reichliche, zu ®/ 7 aus Leguminosen bestehende 
Eiweisszufuhr nur mit 73,4% verwertet wird; die animale 
Quote ist mit % so niedrig, dass sie die Ausnutzbarkeit 
des vegetabilen Eiweisses überhaupt nicht beeinflusst. 

Die ausnutzbare gesamte Eiweissmenge unseres Kost- 
tarifes erhebt sich mit 77,4 gr. nicht unbedeutend über 
die von Böhm, Flügge, Meinert und von Recken¬ 
berg in den Kostsätzen armer Arbeiterfamilien in Sachsen, 
der Niederlausitz und der Handweber im Zittauer Kreise 
gefundenen Zahlen. Diese Menschen fristen mit ca. 50,0 
Eiweiss, 25,0—30,0 Fett und 300,0—400,0 Kohlenhydraten 
ihr dürftiges Dasein, sehen elend aus und können nur 
wenig leisten. Es sind schwächliche, von Jugend auf an 
eine karge Kost gewöhnte, muskelarme Menschen, die sich 
mit dieser Stoff menge wohl auf dem Gleichgewicht, aber 


') Flügge, Hygiene. S. 237. 
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nicht leistungsfähig zu erhalten vermögen. Diese sogenannte 
„Erhaltungskost“ kann deshalb als Massstab für eine 
normale Ernährung nicht in Betracht kommen. Ander¬ 
seits haben J. Ranke 1 ) und Benecke, *)■ Beaunis, 3 ) 
Pflüger und Bohland, 4 ) Bleibtreu und Bohland 5 ) 
sowie Uffelmann 6 ) durch zahlreiche Versuche bezügl. 
des Eiweissbedarfes ermittelt, dass der leicht tätige er¬ 
wachsene Mensch von 65—70 Kilo Gewicht im Durch¬ 
schnitt mit 90,0—100,0 Eiweiss auskommt, gegenüber den 
früher von v. Voit geforderten 118,0 und man wird daher 
90—100 gr resorbierbares Eiweiss als die durch Experiment 
und Erfahrung sichergestellte Tagesmenge ansehen dürfen, 
die für die Dauer bei leichter Arbeit genügt. Munk 7 ) 
geht mit seiner Forderung von 100—110 Eiweiss, 56,0 Fett 
und 450—500 Kohlenhydraten zur Erhaltung des Stoff¬ 
bestandes und der Leistungsfähigkeit eines mittleren Ar¬ 
beiters hinsichtlich des Eiweisses allerdings etwas über 
die obige Tagesmenge hinaus. Von diesen 90—100 gr 
wären nach dem früher Gesagten zur Erzielung einer ge¬ 
nügenden Ausnutzung etwa 1 / 3 , d. h. 30—35 gr durch 
Animalien, das übrige durch Vegetabilien zu decken. 

Der Fettgehalt unserer Gesundenkost entspricht an¬ 
nährend, nicht ganz, dem Bedürfnis. Es ist in den hessischen 
Anstalten mit knapp 50 gr einschliesslich der in den 
Nahrungsmitteln präformiert enthaltenen natürlichen Fetten 
etwas niedriger bemessen, wie in dem Preussischen Etat, 
der mit etwa 56 gr pro Tag für männliche Gefangene 
ausreichend erscheint. Dagegen ist, wie nach unseren 
Feststellungen über das Verhältnis zwischen vegetabilem 


') J. Ranke, A. f. Anat. u. Physiol. (1862) 311. 

2 ) Benecke, Marb. Naturw. Sehr. 11. Bd. 277. 

а ) Beaunis, Recherches exper. Paris (1884) 4. 

4 ) Pflüger u. Bohland. Pflüg. Archiv 36, Bd. 165. 

5 ) Bleibtreu u. Bohland, ebenda, 38. Bd. 1. 

б ) Uffelmann, Jahresb. üb. d. Fortschr. u. Leist, auf d. Geb. 
d. Hygiene 1883—90. 

J ) Munk, Vergl. Hd. d. Hyg. Bd. III. 87. 
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und animalem Eiweiss -a priori gar nicht anders zu er¬ 
warten war, die 615 gr betragende Masse der Kohlen¬ 
hydrate, die an 3 Wochentagen den ganzen, an den übrigen 
4 den grössten Teil des Ei weissbedarf es mit zu decken 
haben x entschieden zu hoch, selbst wenn wir berück¬ 
sichtigen, dass sich die Masse der Gefangenen aus den 
niederen Volksschichten rekrutiert, die von Jugend auf 
an grössere Speisevolumina gewöhnt sind, wie die besser 
situierten Klassen. Aus den Mitteilungen der Gefangenen 
geht im Einklang mit den statistischen Nachweisen un¬ 
zweifelhaft hervor, dass die animale Quote in der Tageskost 
des erwachsenen Arbeiters — des ländlichen nicht aus¬ 
genommen — entsprechend dem allgemeinen wirtschaft¬ 
lichen Aufschwünge und der mit diesem Hand in Hand 
erfolgten materiellen Besserstellung der arbeitenden Klassen 
innerhalb der letzten 20—25 Jahre ganz erheblich ge¬ 
stiegen ist. Das Bedürfnis nach Magenfüllung mittelst 
reichlicher Köhlenhydratmengen zum Zwecke ausreichender 
Sättigung besteht bei der jüngeren Arbeitergeneration da¬ 
her sicher nicht mehr in demselben Masse, wie vor ge¬ 
nannter Zeit. Mit der Forderung eines geringen Volumens, 
das bekanntlich von jeher einen Angelpunkt bildete, um 
den sich die Klagen der Gefängnisärzte immer wieder 
drehten, werden wir alle heute mehr noch, wie früher auch 
den Verhältnissen des gewöhnlichen Lebens Rechnung 
tragen. Nachdem wir den Eiweissbedarf mit ca. 1ÖO gr 
pro Tag festgestellt haben, lässt sich die Kohlenhydrat¬ 
menge für unsere Zwecke leicht berechnen. Für den er¬ 
wachsenen mittleren Arbeiter sind 270 gr Kohlenstoff 
erforderlich, von diesen liefern die 100 gr Eiweiss bereits 
ca. 55 gr, da 1,0 Eiweiss 0,54 Kohlenstoff entspricht. Wollte 
man den Kohlenstoffrest von 210—215 gr mit Kohlen¬ 
hydraten decken, so wären hierzu etwa 620—630 gr der¬ 
selben nötig; diese entsprechen jedoch so enormen Nah¬ 
rungsmengen, z. B. 1150 gr Weissbrot, 1300 gr Roggenbrot 
oder 3200 gr Kartoffeln, dass sie zum Teil durch isodyname 
Fettmengen ersetzt werden müssten, wenn man die Eiweiss- 
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gäbe nicht erhöhen kann. Nun beträgt die zur Zeit in 
der Gefängnisskost festgesetzte Fettgabe 50—55 gr, die 
nach ihrem kalorischen Nutzeffekte etwa 120 gr Kohlen¬ 
hydraten entsprechen und nach Massgabe dieses Effektes, 
ähnlich wie das.' Eiweiss, das Kohlenhydrat vertreten kann. 
Es bleiben sonach als mittlere Tagesmenge 500 gr Kohlen¬ 
hydrate übrig. Nach den Volumbestimmungen von Förster*) 
und Uffelmann 2 ) soll das Tagesvolum nicht unter 
1500 ccm heruntergehen, da sonst leicht das Gefühl der 
Sättigung ausbleibt, andrerseits wegen der Ueber- 
lastungsgefahr 2100 ccm nicht übersteigen. Man wird in 
Uebereinstimmung mit Munk demnach 1600—2000 ccm 
als das mittlere Tagesvolum eines gesunden Erwachsenen 
von mittlerem Gewicht bezeichnen können. Dieses Volumen 
wird zur Zeit in den Gefängnissen ausnahmslos bedeutend 
übersteigen. Es beträgt vorgeschriebenermassen 2500 gr, 
die sich mit 500 gr auf das erste Frühstück, 1200—1250 gr 
aufs Mittagessen und 750 gr auf die Abendsuppe verteilen; 
hierzu kommt die tägliche Brotration mit 550—625 gr, 
woraus sich eine Tagesmenge von 3050—3125 gr ergiebt. 
Ich wiederhole nur Bekanntes, wenn ich an dieser Stelle 
betone, dass diese Massen nicht nur die Arbeitslust beein¬ 
trächtigen, sondern bei den meist mit Sitzarbeit beschäf¬ 
tigten Gefangenen mangels reichlicher Körperbewegung 
und kräftiger Muskelarbeit früher oder später je nach An¬ 
lage und Beschaffenheit ihrer Verdauungsorgane zu 
Störungen führen. Abgesehen davon, dass die schon an 
sich im Vergleich zu den Animalien schlechtere Ausnütz¬ 
barkeit des vegetabilen Eiweisses bei zunehmender Masse 
der Nahrung wegen der raschen Passage durch den Darm 
infolge der schnelleren Verdrängung des Speisebreies noch 
mehr beeinträchtigt wird, führt die Ueberschwemmung 
des Darmes mit Kohlenhydraten sehr leicht zu saurer 
Gährung und Gasbildung, die ihrerseits wieder Reizzustände 
der Darmschleimhaut mit häufigen und reichlichen Ent- 


A ) Förster, Z. f. Biol. 9. Bd. 381. 

2 ) Uffelmann und Munk, Ernährung*. 


2. Aufl. 1891. 339. 

Digitized by Google 



— 530 


leerungen bedingen. Dass es nach den Untersuchungen 
von Liebig, 1 ) Ranke, 2 ) Steinheil 8 ) und Ohlmüller 4 ) 
Menschenklassen giebt, die, wie die oberbayrischen Holz¬ 
knechte, italienischen Ziegelarbeiter, nassauischen Berg¬ 
leute oder siebenbürgischen Feldarbeiter ihren Bedarf fast 
ausschliesslich aus Vegetabilien deckend bis zu der kolossalen 
Masse von 950 Kohlenhydraten mit 150,0 Eiweiss und 180,0 
Fett pro Tag gelangen und dabei vollkommen gesund und 
zu den schwersten Arbeiten befähigt bleiben, sind Aus¬ 
nahmen, welche die Regel bestätigen. Die Bewältigung 
so enormer Speisemassen ohne Schaden ist nur zu er¬ 
klären, einmal durch Gewöhnung und ferner durch die 
ständige Bewegung im Freien unter angestrengtester Mus¬ 
kelarbeit, bei der Nieren, Lungen und Haut durch über¬ 
reichliche Wasserabsonderung zur Entlastung des Magen¬ 
darmkanals beitragen, Faktoren, die bei der heutigen Form 
des Strafvollzuges, insbesondere der Zellenhaft gar nicht 
in Betracht kommen. Wir wissen andrerseits, dass mancjhe 
fast rein vegetarisch lebende Völker, wie die Japaner, die 
grossen Nahrungsmengen, die sie zur Deckung ihres Stoff¬ 
bedarfes durch Vegetabilien allein (vorwiegend Reis) auf¬ 
nehmen müssten, empirisch durch Fleisch- und Fischzusatz 
zu verringern suchen. 

Aus dem bisher Gesagten ersehen wir, das unsere 
derzeitige Gesundenkost den Eiweissbedarf weder qualitativ 
noch quantitativ deckt, während die Fettgabe annährend 
genügt, die Kohlenhydratmenge und damit gleichzeitig 
auch das Tagesvolum der Nahrung das zulässige Mass 
stark überschreiten. 

Hinsichtlich unserer Erfahrungen nun ergeben sich, 
abgesehen von individuellen Eigentümlichkeiten ganz all¬ 
gemein Unterschiede je nach Alter, Strafdauer und Art der 
Beschäftigung. 

*) v. Liebig Mönch, ac. Sitz.-Ber. (1869) 463. 

J ) Banke, Ztschr. f. Biol. 13. Bd. 130. 

s ) Steinheil ebenda, 415. 

4 ) Ohlmüller ebenda, 20. Bd. 415. 
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Zweifellos kommt das Gros der kurzzeitigen, jungen 
gesund in die Anstalt eintretenden Gefangenen mit unserer 
Kost vollkommen aus.- Wir beobachten bei ihnen in der 
Regel weder einen Rückgang der Leistungsfähigkeit, noch 
sehen wir bei ihnen zunächst objektiv nachweisbare 
Schädigungen der Gesundheit auf treten. Unter dem Einfluss 
der geregelten Lebensweise der Anstalt bekunden die meisten 
kurzzeitigen Gefangenen — es sind dies vorzugsweise 
unsere 18—24 jährigen, wegen Körperverletzungen, anderen 
Roheitsdelikten oder kleineren Diebstählen bis zu etwa 
6 Monaten bestraften Zellensträflinge, — soweit sie nicht 
von vornherein infolge psychischer Veranlagung unter 
der Strafhaft leiden, sogar eine mehr minder erhebliche 
Steigerung ihres körperlichen Wohlbefindens. Die Er¬ 
klärung besteht, abgesehen von dem bereits erwähnten 
Einfluss einer zwischen Arbeit, Ruhe und geistiger An¬ 
regung geteilten, streng geregelten Lebensweise in der 
Tatsache, dass die Kohlenhydrate die wirksamsten Spar¬ 
mittel darstellen für den Eiweissumsatz. Sie drücken in 
grossen Gaben neben mässigen, selbst unzulänglichen Ei¬ 
weissrationen, dessen Umsatz herab, ja sie vermögen dies 
bei genügender Fettzufuhr, wie dies ja bei unserer Kost 
annährend der Fall, einige Zeit sogar bis unter die Grösse 
des Eiweissumsatzes herunter, so dass aus an sich kaum 
ausreichenden Eiweissmengen neben etwas erhöhtem Fett¬ 
ansatz bereits geringer Eiweissansatz zustande kommen 
kann. x ) 

Dieses günstige Verhältnis besteht selbstverständlich 
nur so lange, als die Funktionen der Verdauungsorgane 
diesem Missverhältnis zwischen Arbeitslast und Arbeits¬ 
leistung gegenüber stand halten und durch die anhaltende 
Ueberbürdung des Magendarmkanales mit den breiigen 
Massen noch nicht das Gefühl dauernder Uebersättigung 
mit Nachlass oder völligem Schwinden des Appetits oder 


') J. Munk, Virch. Archiv. 101. Bd. 112, 131. Bd. Suppl. 225 
und Kumagava ebenda 116. Bd. 370. 
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absoluter Widerwille gegen die Kost eingetreten ist. Allein 
diese günstigen Voraussetzungen, unter denen die Anstalts¬ 
kost von den Verdauungsorganen zur Not ausgenutzt und 
zur Deckung des substanziellen Bedarfes verarbeitet werden 
kann, pflegen nach meinen Erfahrungen bei einer relativ 
grossen Anzahl von Gefangenen bald zu schwinden. Wie 
es sich bei meinen Untersuchungen herausgestellt hat, 
traten im Laufe eines Jahres bei 138 unter 450—470 nach¬ 
weislich früher vollkommen gesunden Gefangenen frühstens 
vom 6. Monat der Strafhaft ab dyspeptische Beschwerden 
auf, denen nachweisbare Störungen der Magensaftsekretion 
und, wie ich auf Grund neuer, später zu besprechender 
Beobachtungen gleich hier vorweg nehmen will, auch der 
motorischen Magenfunktion zugrunde lagen. Es handelte 
sich dabei mit wenig Ausnahmen um Gefangene mit Sitz¬ 
arbeiten. In einer Versuchsreihe dieser 138 Fälle konnte 
ich durch die Untersuchung des mittelst Ausheberung des 
Mageninhalts nach einem sogen. Probefrühstück von stets 
gleicher Menge und Zusammensetzung gewonnenen Magen¬ 
saftes feststellen, dass in 47 % dieser 138 Fälle Verminderung 
bis zum völligen Fehlen der peptischen Kraft bestand d. h. 
die Absonderung der verdauenden Säfte, in erster Linie, der 
freien Salzsäure, teils vermindert, teils bis zur völligen Achylie 
d. h. Saftschwund, aufgehoben war. Da Hypochylieen oder 
gar Achylieen bei sonst scheinbar Gesunden höchst ziifällig 
und äusserst selten anzutreffen sind, müssen diese Störungen 
unbedingt mit der Anstaltskost in Zusammenhang gebracht 
werden. Dieser Nachlass der Verdauungskraft war in der 
Minderzahl der Fälle ein rein funktioneller d. h. die Abson¬ 
derung der Säfte erfolgte in geringerer Intensität bei völliger 
Intaktheit der Magenschleimhaut und des Drüsenparenchyms, 
weil die zur Auslösung einer reichlicheren Saftsekretion 
wirksamen Faktoren, in erster Linie das animale Eiweiss, 
in der Nahrung fehlte bezw. in zu geringer Menge vor¬ 
handen war. Wurde diesen Gefangenen eine reichliche 
Fleischmahlzeit verabfolgt, so stiegen die Säurewerte, die 
nachgewiesener Massen vorher Wochen- ja monatelang bis 


Digitized by 


Google 



— 533 — 


zum Tage vor dem Versuche vermindert und selbst ver¬ 
schwunden waren, plötzlich zur normalen Höhe an. Einen 
stringenten Beweis für diese Tatsache bieten die Versuchs¬ 
reihen 3 und 4 der genannten Arbeit. Bei der ersteren 
handelte es sich darum, nicht nur den Effekt einer reich¬ 
lichen Fleischzufuhr an sich, sondern auch durch ent¬ 
sprechende Beeinflussung des Nervensystems in Form 
besonders appetitlicher Zubereitung die Wirkung der auf 
diese Art aktivierten reflektorischen Auslösung der Saftab¬ 
sonderung in den subaciden Mägen zu beobachten, während 
in der letzteren der digestive Reiz allein in Form einer 
sehr wenig angenehm schmeckenden Liebig’s Fleischextrakt¬ 
lösung zur Geltung kommen sollte. Der Erfolg war in 
beiden Versuchsreihen da, wo das secernierende Parenchym 
noch intakt war, ein eklatanter Säureanstieg und zwar 
gleich intensiv bei beiden Nahrungsstoffen; wir werden 
später sehen, dass auch von anderer Seite diese starke 
unmittelbare Reizwirkung des Fleisches und seiner Extraktiv¬ 
stoffe im Gegensatz zu den Kohlenhydraten, bestätigt wurde. 
Diese Versuche beweisen also zunächst, dass das Fehlen 
von Sekretionsreizen, wie dies bei einer fleischarmen Nah¬ 
rung der Fall ist, zur Inaktivierung des entsprechenden 
Drüsenparenchyms, führen kann. In Parallele hierzu führe 
ich die Versuche von J. Munk 1 ) am Hunde an, der diesen 
4 bis 6 Wochen hindurch mit grossen Kohlenhydratmengen 
und massigen Fettgaben im Gleichgewicht hielt, in der 7. bis 
9. Woche aber Störungen der Verdauung und Ausnutzung 
mit Nachlass des Appetits, Schwäche und Kraftlosigkeit 
und schliesslich in einem eigenen und 2 Fällen Rosen- 
heims 2 ) ein plötzliches Eingehen der Tiere beobachtete. 
Er konnte diese schweren Störungen nur durch grosse 
Eiweissgaben bekämpfen. Er erwies, wenigstens für die 
Galle, mit Bestimmtheit, dass diese schweren Verdauungs- 


') J. Munk, A. f. Phvsiol. (1891) 338; Virch.-Arch. 132. Bd. 91. 
2 ) Th. Rosenheim, A. f. Phvsiol. (1891) 341; PfKig.-Arch. 53, 
Bd. 61. 
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Störungen zum grössten Teil auf spärlicherer Absonderung 
der Verdauungssäfte beruhen und warnt auf Grund solcher 
Erfahrungen davor, die Eiweissration eines gesunden mittleren 
Arbeiters unter 90 Gramm herunter zu drücken. Ueber 
den zwischen Art der Nahrung und der Saftsekretion 
bestehenden Zusammenhang hat uns ferner in neuester 
Zeit Pawlow 1 ) in einer grossen Reihe genial durchdachter 
Tierversuche weitere Aufklärung geschafft. Er hat durch 
dieselben nachgewiesen, dass die Arbeit der Verdauungs¬ 
drüsen ganz bestimmten Gesetzen unterliegt. Der Kost 
entspricht eine spezifische Arbeit dieser Drüsen, sowohl in 
Bezug auf die Eigenschaften des Verdauungssaftes, als auch 
bezüglich dessen Menge, des Verlaufs und der Dauer seiner 
Absonderung. So erhielt er z. B. auf Brot in derselben 
Beobachtungszeit einen nach Menge und Beschaffenheit 
ganz andersartigen Saft, wie auf Fleisch; die Produktion 
dieser beiden Säfte setzte natürlich eine ebenso verschieden¬ 
artige Drüsenaktion voraus. In unseren Versuchsreihen 
3 und 4 konnten wir, wie bereits erwähnt, diese Tatsache 
für Fleischnahrung bezw. Fleischextraktlösung auch beim 
Menschen bestätigen. Es erhellt weiter aus diesen Versuchen, 
dass durch eine längere Zeit durchgeführte einseitige Kost 
bestimmte Drüsenorgane funktionell derart überlastet 
werden, dass sie in einen Zustand dauernder Reizung 
geraten, der zu ernsten Störungen führen kann. Nur eine 
zweckmässig gemischte Kost, die alle Sekretionsorgane gleich - 
mässig und im richtigen Verhältnis zu ihrer Leistungsfähigkeit 
beschäftigt, entspricht auf die Dauer den physiologischen 
Gesetzen. Durch seine interessanten Untersuchungen hat 
Pawlow einen weiteren Faktor der Saftsekretion in 
"Form psychischer Vorgänge ermittelt, den er sogar höher 
bewertet, als die direkte digestive Reizwirkung. Er stellte 
fest, dass gewisse, von den Endapparaten centripetaler 
Nerven der verschiedensten Sinnesgebiete, wie Gefühl, 
Geruch und Geschmack aufgenommenen und nach dem Ge- 

') J. P. Pawlow, die Arbeit der Verdauungsdrüsen, Wies¬ 
baden, Bergmann (1898.) 
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hirn geleitete Reize von dort durch den nerrns vagus 
und sympathicus nach den Verdauungsdrüsen weitergeleitet 
werden und diese Drüsen zu einer den gesetzten Reizen 
qualitativ und quantitativ genau entsprechenden Sekretion 
anregten, ohne dass dabei irgendwelche Nahrungsstoffe 
in den Magen selbst gelangt waren. Er nennt dieses 
Reaktiv den „psychischen Saft“ und hält die ihn auslösende 
psychische Erregung für den wichtigsten Anreiz zur 
Saftsekretion. Den sichern Nachweis, dass der nervus 
vagus der Sekretionsnerv des Magens ist, durch dessen 
Vermittlung die Psyche zur Geltung gelangt, hat in 
absolut einwandfreier und allseitig anerkannter Weise 
Schneyer 1 ) durch seine Versuche erbracht. Wie das 
psychische Reaktiv nach P a w 1 o w eine der wichtigsten Vor¬ 
bedingungen für die Einleitung und den normalen Ablauf 
des Verdauungsaktes darstellt, so wird es leicht verständ¬ 
lich, dass andrerseits ein Wegfall der durch psychische 
Erregung auslösbaren reflektorischen Sekretion durch 
Vorstellungen depressiver Art, wie es Abneigung oder gar 
Widerwillen gegen die Kost sind, Abweichungen der Saft¬ 
sekretion von der Norm zur Folge haben muss. Uebrigens 
haben J. Troller, M. Schreuer und A. Riegel durch 
Versuche in der medizinischen Klinik zu Giessen am 
Menschen diese Pawlow’schen Befunde bestätigt und zum 
Teil erweitert. Auch sie fanden eine reichliche reflektorische 
Absonderung vollwertigen Magensaftes nach dem Kauen 
wohlschmeckender Nahrungsmittel in den vorher rein aus¬ 
gewaschenen Mägen vor. Sicherlich spielt gerade dieser 
experimentell nachgewiesene Einfluss des psychischen 
Momentes auf die Magensaftsekretion unter den eigen¬ 
artigen Lebensbedingungen der Gefangenen eine gewisse 
Rolle und bringt Gesichtspunkte in die Frage der Gefangen¬ 
beköstigung hinein, die bei der Massenernährung freier 
Menschen zum Teil gar nicht in Betracht kommen. Klinisch 
sind nervöse Einflüsse als ätiologisches Moment bei Magen- 


l ) Schneyer, Zeitschr. f.Klin. Med. Bd. XXXII. 131. 
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-erkrankungen seit Leube’s bekanntem Vortrage auf dem 
III. Kongress für innere Medizin im Jahre 1884 allgemein 
anerkannt. Diese Störungen werden als Magenneurosen 
bezeichnet und können das sekretorische, motorische und 
sensible Nervengebiet des Magens betreffen. Je nachdem 
es sich um Depressions- oder Reizzustände handelt, zeigen 
die betreffenden Funktionen Abweichungen nach der nega¬ 
tiven oder positiven Seite hin. Für die Saftsekretion hat, 
wie wir gesehen haben, Pawlow die Richtigkeit der klinischen 
Auffassung dieser Anomalieen experimentell bewiesen. Die 
meisten von mir untersuchten Fälle verminderter (Hypochy lie) 
oder völlig aufgehobener (Achylie) Saftsekretion waren, im 
Gegensätze zu den oben beschriebenen rein funktionellen 
Anomalieen, chronische Gastritiden. Die chronische Gastritis 
entwickelt sich neben anderen Ursachen primär aus 
häufigen Ueberladungen des Magens mit unzweckmässigen 
Speisen. Diese Genese dürfen wir bei dem zur Zeit üb¬ 
lichen Speisevolumen für unsere Fälle sicher in Anspruch 
nehmen. Prognostisch ist diese Erkrankung bedenklicher 
wie die rein funktionellen Anomalieen, da es sich hier be¬ 
reits um entzündliche Veränderungen der anatomischen 
Substrate, des schleimproduzierenden Oberflächenepithels, 
des Drüsenparenchyms und nicht selten auch des inter¬ 
stitiellen Gewebes zu handeln pflegt. Mikroskopisch findet 
man das Epithel der Schleimhaut teils gelockert, teils ab- 
gestossen im Zustande mehr oder minder hochgradiger 
Verschleimung. Das Drüsenepithel ist getrübt, granuliert, 
verfettet, selbst stellenweise verödet. Auch die Drüsen 
selbst weisen degenerative Veränderungen auf. Bei langer 
Dauer beteiligt sich auch das interglanduläre Gewebe an 
dem Prozesse; es wird kleinzellig infiltriert, schwillt, drückt 
auf die Drüsenschläuche und verfällt schliesslich der 
Schrumpfung. Letztere erleiden unter diesem Drucke Ver¬ 
zerrungen und cystoide Entartung durch Sekretstauung. 
Als endlicher Ausgang einer chronischen Gastritis kann ein 
Schwund (Atrophie) der Schleimhaut resultieren. Es braucht 
nicht jede Gastritis alle die beschriebenen Phasen zu durch- 
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laufen, sie kann es aber, falls ihr durch längere Strafhaft 
die genügende Zeit hierzu gelassen wird. Wenn aber, wie 
in der I. Versuchsreihe der mehrfach zitierten Arbeit, der 
experimentelle Nachweis geführt ist, dass bei Gefangenen 
chronische Gastritiden von den leichtesten (Hypochylieen), 
bis zu den schwersten (Achylieen) Formen in relativ grosser 
Zahl Vorkommen können und zwar im Zusammenhang mit 
der Beköstigung, so liegt meiner Meinung nach in dieser 
Tatsache ebenfalls ein ernster Hinweis auf geeignete Pro¬ 
phylaxe durch zweckmässigere Einrichtung der Kost. 

Die praktische Bedeutung aller Sekretionsanomalien 
hängt ausschliesslich ab von dem Verhalten der motorischen 
Tätigkeit des Magens. Während bei Kompensation dieser 
Störungen durch eine gute motorische Funktion wie 
v. Noorden 1 ) und nach ihm Einhorn 2 ) und Ewald 8 ) 
gezeigt haben, der Darm den Ausfall der peptischen Kraft 
des Magens vollkommen zu ersetzen vermag und alle 
krankhaften Symptome von seiten des letzteren fehlen 
können, der allgemeine Ernährungszustand infolge der 
vikariirenden Darmtätigkeit selbst jahrelang keine wesent¬ 
liche Alteration zeigt, ändert sich die Sachlage sofort, 
wenn die motorische Kraft nachlässt. Es treten dann 
durch Stagnation des Mageninhaltes nicht allein Störungen 
des Allgemeinzustandes, sondern auch bald stärkere, bald 
geringere der übrigen Magenfunktionen und ein Rückgang 
des allgemeinen Ernährungs- bezw. Kräftezustandes mit 
absoluter Sicherheit ein. Meiner bisherigen Erfahrung 
nach vollzieht sich in solchem Falle dieser Rückgang meist 
ganz allmählich und wenig auffallend. Das äussere An¬ 
sehen und das Körpergewicht erhalten sich infolge Ersatzes 
des schwindenden Körpereiweisses und Fettes durch das 
in der Nahrung überreichlich enthaltene Wasser lange 
gut. Erst beim gelegentlichen Uebergang von einer leich¬ 
teren zu einer schwereren Arbeit, z. B. von der Schnei- 


A ) y. Noorden, Zeitschr. f. Klin. Med. Bd. XVII. 

2 ) Einhorn, Medical record, Juin 1892. 

8 ) Ewald, Berlin. Klin. W. Sehr. 1892. No. 26 und 27. 
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derei zum Kalfaktordienst, wird der Gefangene seine 
Schwächung im vollen Umfange gewahr. Es ergiebt sich 
hieraus als ein weiteres und dringliches Postulat: Die Er¬ 
haltung einer guten motorischen Funktion durch ein 
geeignetes Volum der Gefangenkost bezw. Vermeidung 
motorischer Insufficienz durch ein zu grosses Nahrungs¬ 
volum. Ich habe bereits an der Hand unserer Kostüber¬ 
sicht hervorgehoben, dass dieses Volum entschieden noch 
zu hoch ist und dass es, wollen wir den physiologischen 
Verhältnissen gerecht werden, etwa um x / 3 d. h. bis 
zu 2000—2100 ccm herunter verringert werden muss. 
Ich befinde midh hierin im Einklang mit allen Aerzten, 
die sich bisher zu unserer Frage geäussert haben. Den 
Nachweis, dass bei unserer derzeitigen Anstaltskost relativ 
häufig Fälle mehr oder weniger erheblicher motorischer 
Insufficienz zu beobachten sind, habe ich durch die 
folgende Untersuchungsreihe zu führen gesucht. (Siehe 
Tabelle S. 552—567.) 

Die Tabelle ist gewonnen innerhalb eines Zeitraumes 
von einem Jahre bei einem durchschnittlichen Gefangenen¬ 
stand von 470 Köpfen. Zur Untersuchung gelangten nur 
solche Fälle, bei denen dauernd die in der betreffenden 
Kubrik bezeichneten Beschwerden bestanden. Bei weniger 
kritischer Auswahl wäre ihre Zahl mit Leichtigkeit auf 
die doppelte Höhe gekommen. Die Prüfung der motorischen 
Funktion fand in der Weise statt, dass der Gefangene ein 
aus ca. 380—400 ccm Thee und zwei Milchbrötchen be¬ 
stehendes Probefrühstück erhielt. Etwaige vorhandene 
Brotreste wurden vor dem Versuche aus der Zelle ent¬ 
fernt, ebenso durfte der Gefangene bei dem Versuche kein 
Wasser trinken. Eine Stunde nach Einnahme dieses Probe¬ 
frühstückes, das von Ewald-Boas in die Magendiagnostik 
eingeführt wurde, erfolgte die Ausheberung. Der normale 
Magen wird mit diesem Probefrühstück in spätestens l x / 2 
bis 2 Stunden fertig. Hebert man. nach einer Stunde aus, 
so ist man in der Lage, aus der Menge des ausgeheberten 
Mageninhalts einen Schluss zu ziehen auf die motorische 
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Kraft, insofern, als bei Intaktheit derselben schon zu dieser 
Zeit grössere Mengen — von etwa 80 höchstens 100 ccm 
aufwärts — nicht mehr vorhanden sind. Ein Blick auf 
unsere Versuchsreihe lehrt, dass diese Bedingung nur in 
einer ganz kleinen Zahl von Fällen zutrifft, wobei noch 
zu bemerken ist, dass in einigen der auch hier beobachteten 
Hypochylieen der Rückstand nicht vollständig gewonnen 
worden konnte, da er wegen seiner dickbreiigen zähen 
Beschaffenheit die Sonde nur schwer passierte. Die 
motorische Insufficienz bedingt je nach ihrem Grade eine 
mehr oder weniger weit über die normale Zeit hinaus¬ 
gehendes Verweilen der Ingesta im Magen, eine Stagnation 
des Mageninhalts. Dieser gerät infolge seines Reichtums 
an Kohlenhydraten unter Bildung von Milchsäure, dann 
sehr rasch in saure Gährung. Der Nachweis dieser Säure, 

— bei unseren Versuchen mittelst des üblichen Uffel- 
mann'schenReagens — ist deshalb im Verein mit abnorm 
grossen Quantitäten des Ausgeheberten von grosser 
diagnostischer Bedeutung für die motorische Insufficienz. 
Die Tabelle zeigt daher neben den Befunden der Salz¬ 
säure und Gesamtacidität auch diejenigen der Milchsäure. 
Der Nachweis der letzteren ist in der weitaus grössten 
Mehrzahl, der Fälle gelungen. Unterwerfen wir gleich¬ 
zeitig die Säurewerte dieser letzten Versuchsreihe einer 
Durchsicht, so haben wir in 22% (bis zu 10% freier Salz¬ 
säure gerechnet) Achylieen resp. Hypochylieen, in den 
übrigen 78% zum geringsten Teil normale, zum grössten 
Teil erhöhte Säurewerte. Durchschnittlich werden in 
unserer Gegend nach Riegel in der freien Bevölkerung 
20—40 freie Salzsäure und 40—60 Gesamtacidität ge¬ 
funden, während ich in einer früheren Versuchsreihe 23 
für freie Säure und 36 für Gesamtsäure als die unsrer 
Anstaltskost entsprechenden Mittelwerte fand. Diese 
letzteren werden in ca. 56 Fällen zum Teil sehr erheblich 

— bis zu 75 freier Salzsäure — überschritten, so dass 
wir unter gleichzeitiger Berücksichtigung der subjektiven 
Beschwerden und dem im Vergleich zu den Animalien relativ 

Digitized by Google 



— 540 — 


geringen Salzsäurebedarf der Vegetabilien in diesen Fällen 
das Vorhandensein einer Hyperaeidität annehmen müssen. 
Sie ist, ähnlich wie in den zahlreichen Fällen von Hyperacidität 
in der Versuchsreihe I meiner ersten Arbeit, als die Folge 
eines chronischen Reizzustandes der Magenschleimhaut zu 
deuten, der, wie ich auf Grund eines Vergleiches mit den 
Untersuchungsresultaten bei langjährigen Zuchthausge¬ 
fangenen, die fast durchweg anacide Formen des Magen¬ 
katarrhs zeigten, schon früher annahm, das einleitende 
Stadium des bei dem einen früher, bei dem anderen später 
eintretenden, bei dem dritten ganz ausbleibenden anaciden 
chronischen Magenkatarrhs ist, wie ich ihn oben beschrieben 
habe. Ich habe beobachtet, dass diese Fälle von Hyperacidi¬ 
tät wegen der sehr stark erhöhten Sensibilität (Hyperästhesie) 
der Magenschleimhaut subjektiv weit intensivere Beschwerden 
zu verursachen pflegen, als der subacide Katarrh. Habe 
ich somit durch mehr oder weniger grosse Rückstandsmengen 
im Verein mit dem Nachweis von Milchsäure in fast sämt¬ 
lichen Fällen vorstehender Tabelle verschiedene Grade 
motorischer Insufficienz bei einer im Vergleich zum Gesamt¬ 
beleg der Anstalt recht erheblichen Zahl von Gefangenen 
festgestellt und gleichzeitig gefunden, dass auch hier wieder 
fast ausschliesslich die mit Sitzarbeit Beschäftigtem betroffen 
sind, so möchte ich noch kurz auf die Folgen dieser Funk¬ 
tionsstörung für den Magen selbst mit einigen Worten ein- 
gehen. Die durch andauerndes Missverhältnis zwischen 
Elastizität und Muskelkraft als den austreibenden Kräften 
des Magens einerseits und den an diese Kräfte gestellten 
Anforderungen andererseits bedingte motorische Insufficienz 
beruht auf einer Muskelschwäche, Atonie, des Magens, die 
ihrerseits wieder leicht zu einer Erweiterung, Ectasie, d. h. 
einer anatomischen Veränderung führen kann, wenn auch 
nicht immer führen muss. In den für uns ausschliesslich 
in Betracht kommenden unkomplizierten Fällen — Komp¬ 
likationen nenne ich in erster Linie Verwachsungen und 
Stenosen des Pylorus — erreicht die Ectasie nur -sehr 
selten höhere Grade. Unterstützend für das Zustande- 
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kommen atonischer Ectasieen wirken neben der Dauer der 
Ueberlastung alle den Gesamtorganismus schwächenden 
Momente und von lokalen Ursachen, ausser stärkerer Gas¬ 
bildung durch Vergährung von Ingestis vor allem degene- 
rative Veränderungen der Magenmuskulatur, wie solche 
durch eine chronische Eiweissunterernährung sehr gefördert 
werden. 

Bezüglich der Konsistenz der Mittagskost ist zu sagen ? 
dass nach dem heutigen Stande unserer Kenntnisse von der 
physiologischen Bedeutung des Kauaktes der festen Form 
unbedingt der Vorzug gegeben werden muss. Mit einzelnen 
Mittagsspeisen wie z. B. Schellfisch oder Abendbrot, wie 
Käse, und Häring wird man in vielen Anstalten dieser 
Forderung heute schon gerecht. Die Zerkleinerung der 
festen Nahrung im Munde, auf die schon die Natur durch 
die Einrichtung mechanischer Vorrichtungen, der Zähne, 
am Eingänge des Verdauungsapparates hinweist, verfolgt 
verschiedene Zwecke. Zum ersten ist die Nahrung in 
zerkleinertem Zustande der Einwirkung der Verdauungs¬ 
säfte zugänglicher, die in ihr enthaltenen Nährstoffe werden 
ausgiebiger extrahiert, wie dies bei derberen Bissen der 
Fall ist; dann ist die zerkleinerte Nahrung bekömmlicher, 
wie die grob oder gar nicht gekaute, und schliesslich trägt 
eine reichliche Einspeichelung wie sie nur bei genügendem 
Kauen stattfindet zur Formung eines schlüpfrigen, plastischen 
Breies und zur Erzielung einer ausgiebigen Diastasewirlcung 
auf die stärkemehlhaltigen Nahrungsmittel bei. Letztere 
scheint allerdings nach neueren Untersuchungen von 
Strauss 1 ) weniger während des Kauaktes selbst, als im 
Beginn der Magenverdauung einzutreten, insofern er zeigte, 
dass die Amylumkörnchen innerhalb eines aus Eiweiss 
bestehenden Bindegerüstes liegen, die Speichelwirkung daher 
erst nach Verdauung dieses Gerüstes durch den Magensaft, 
also erst im Magen selbst, einsetzen kann. Immerhin wird 
die Amylolyse, möge sie nun bereits in der Mundhöhle oder 


J ) Strauss, Berl. Klin. Wochenschr. 1897, No. 8. 
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erst im Magen beginnen, um so flotter sein, je reichlicher 
die Nahrung eingespeichelt ist und da die Speichelsekretion 
und die gehörige Einspeichelung ausser auf reflektorischem 
Wege durch Vermittlung von Geschmack, Geruch und 
Gesicht nur durch das Kauen ermöglicht wird, so ist 
gerade bei vorwiegend stärkemehlhaltiger Kost ein gründ¬ 
liches Durchkauen unbedingtes Erfordernis. 

Indes, das zu Brei zusammengekochte Essen schliesst 
noch andre höchst wichtige physiologische Vorgänge 
geradezu aus. Tr oll er 1 ) hat in einwandfreier Versuchs¬ 
anordnung die hohe physiologische Bedeutung des Kau¬ 
aktes nachgewiesen durch die Differenzen in Menge und 
Wertigkeit des Magensekrets nach normalem Essakte einer¬ 
seits und Sonderfütterung, also nach vollkommenem Aus¬ 
schluss des Kauens andrerseits. Im letzteren Falle erhielt 
er im Vergleich zu ersterem so ausnahmslos niedere Werte, 
dass er den Verdauungsakt darnach in zwei Sekretions¬ 
perioden, eine reflektorische der Mundhöhle, und eine 
digestive des Magens zerlegt. M. Schreuer u. A. Riegel 2 ) 
haben die Troller’schen Befunde bei Nachprüfung seiner 
Versuche vollkommen bestätigen können. Besonders 
bemerkenswert sind die Untersuchungsergebnisse letzterer 
deshalb, weil sie sich auch über die Bedeutung des Kau¬ 
aktes bei verschiedenen Nahrungsstoffen, wie Eiweiss und 
Kohlenhydrate, erstrecken. Sie fanden nämlich, dass bei 
Fleisch und dessen Extraktivstoffen weder qualitative noch 
quantitative Unterschiede in der Magensaftsekretion nach 
Sondenfütterung und normalem Essakte auftraten; das 
animale Eiweiss bezw. die Extraktivstoffe des Fleisches, wie 
wir sie z. B. in der Fleischbrühe finden, üben einen so 
intensiven digestiven Reiz auf die Magendrüsen aus, dass 
die Reflexwirkung des Kauaktes neben ihm vollkommen 

‘) Tr oller, über Methoden zur Gewinnung reinen Magensaftes, 
Zeitschr. f. Klin. Med. 1899. Bd. 38. 

■) Schreuer und Riegel, über die Bedeutung des Kauaktes 
für die Magensaftsekretion Zeitschr. f. diätet. u. physikal. Therapie 
1900/1901. 
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verschwindet. Ganz anders verhält es sich nach den ge¬ 
nannten Autoren mit den Kohlenhydraten. Fällt hier der 
Kauakt aus, so tritt regelmässig ein mehr oder minder 
grosses Defizit der Salzsäurewerte auf; der normale Magen 
ist also bei Kohlenhydraten, da sie im Vergleich zum 
Fleische und dessen Extraktivstoffen bezw. dem animalen 
Eiweisse eine viel zu geringe direkte digestive Reizwirkung 
ausüben, nicht imstande, den dureh Umgehung des Kau¬ 
aktes bedingten Ausfall an Sekret wieder auszugleichen. 
Dass gerade die kohlenhydratreiche Gefängniskost, soll 
eine möglichst ausgiebige Saftsekretion erzielt werden, 
kaubar eingerichtet werden muss, geht aus dem Gesagten 
ohne weiteres hervor. 

Nach diesen Ausführungen komme ich bezüglich der 
sub. A. u. B. gestellten Fragen zu folgendem Schlüsse: Der 
mässig arbeitende Gefangene mittleren Gewichtes bean¬ 
sprucht täglich 90—100 gr resorbierbares Eiweiss, 50—56 gr 
Fett und 500 höchstens 520 gr Kohlenhydrate, wenn Ge¬ 
sundheit und Arbeitskraft erhalten werden sollen, ohne da¬ 
bei über das unumgänglich Notwendige hinauszugehen. 
Die Eiweissration der Mittags- und wenn möglich auch der 
Abendkost, besteht mit Rücksicht auf eine gute Ausnutzung 
und die Erzielung einer genügenden digestiven Wirkung 
zweckmässig zu 1 /. i aus Animalien zu 2 / s aus Vegetabilien 
und zwar ist dieses Verhältnis nicht nur für einige, sondern 
tunlichst sämtliche Tage der Woche zu verlangen. Das 
Tagesvolum der Kost soll 2000—2100 ccm nicht über¬ 
schreiten, da grössere Mengen erfahrungsgemäss relativ 
häufig zum Nachlass der motorischen Kraft und in weiterer 
Folge zu Störungen in der Ausnutzung und mehr oder 
weniger ernsten Erkrankungen des Magens selbst führen 
können. 

Die Nahrung ist kaubar einzurichten und daher so 
oft wie angängig in Suppe und feste Speisen zu trennen, 
da die Umgehung des Kauakts, insbesondere bei kohlen¬ 
hydratreicher Nahrung, einen unkorrigierbaren Ausfall der 
Saftsekretion zur Folge hat. 
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Der Speiseplan, den ich auf Grund dieser Forderungen 
in Vorschlag bringe, gestaltet sich an sieben aufeinander¬ 
folgenden Tagen folgendennassen. 


Speiseplan A. 

i. 


Linsen mit Schweinefleisch und Kartoffeln (ohne Suppe). 



E 

F 

K 

Preis Pfg. 

100,0 Linsen . . . . 

. . 26,0 

1,9 

53,0 

2,10 

500,0 Kartoffeln . . . 

. . 10,4 

0,7 

103,6 

2,00 

80,0 Schweinefleisch . 

. . 11.7 

29,8 

— 

8,96 

150,0 Brot. 

. . 9,1 

0,8 

75,0 

— 


57,2 

Abends 

33,2 

231,6 

13,06 

Brotsuppe mit Handkäse (50,0). 


100,0 Brot.. 

. . 6,1 

0,4 

46,9 

— 

10,0 Schmalz . . . 

. . — 

9,5 

— 

1,22 

50,0 Käse. 

. . 17,5 

5,6 

2,7 

4,00 

175,0 Brot. 

. . 10,6 

0,8 

87,5 

— 


34,2 

16,3 

137,1 

5,22 

Im ganzen pro Tag animal. E = 

111,3, F 

= 52,5, K 

= 521,1. 


Darunter animal. E-Quote = 30,9. 

Resorbierbares E = 96,8. 

Gesamte Brotration = 625 gr= 11.88 Pfg. 

Kosten=30,16 Pfg.-f-1,50 für Kaffee+1,0 für Salz pp. =32,66 Pfg. 
im ganzen. 


II. 

Weizen griessuppe mit Kartoffeln und Quark. 


50,0 Milch. 

1,7 

1,8 

2,4 

0,70 

100,0 Quark. 

36,6 

6,0 

0,9 

2,40 

700,0 Kartoffeln ... 

14,5 

1,0 

144,9 

2,80 

80,0 Weizengries . . , 

7,5 

0,8 

60,7 

2,24 

20,0 Fett.. 

— 

19,0 

— 

2,44 

100,0 Brot. 

6,1 

0,4 

49,0 

— 


66,4 

29,0 

257,9 

10,58 
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Abends: 

Dicke Bohnensuppe. 


E F K Prei* Pfj. 

100,0 Bohnen. 23,6 1,9 55,6 2,20 

20,0 Fett. — 19,0 — 2,14 

100,0 Brot. 6,1 0,4 2,44 — 

29,7 21,3 104,6 4,34 


Im ganzen pro Tag animal. E = 116. F = 53,3, K = 514,3. 
Darunter animal. E-Quote = 40,0. 

Resorbierbares E = 104 0. 

Gesamte Brotration = 500 gr = 9,50 Pfg. 

Kosten = 24,34 Pfg.-f-1,50 für Kaffee-)-1,0 für Salz pp. =26,84 Pfg. 
im ganzen. 


III. 

Gelbe Rüben mit Fleisch (ohne Suppe). 


200,0 Gelbe Rüben . . . 

2,4 

0,6 

18,2 

2,00 

50,0 Bohnen. 

11,8 

0,8 

27,8 

1,10 

500,0 Kartoffeln .... 

10,4 

0,7 

103,6 

2,00 

80,0 Rindfleisch . . . 

14,6 

21,6 

— 

8,00 

150,0 Brot. 

9,1 

0,8 

75,0 

— 


48,3 

24,5 

224,6 

13,10 


Abends 

: 



Hafersuppe mit Salzhäring. 



80,0 Hafergrütze . . . 

10,4 

4,8 

52,0 

2,76 

5,0 Fett. 

— 

4,5 

— 

0,61 

100,0 Salzhäring .... 

18,9 

16,8 

1,5 

4,00 

150,0 Brot. 

9,1 

0,8 

75,0 

— 


38,4 

26,9 

128,5 

7,37 

Im ganzen pro Tag 

animal. E = 

107,6, F = 

K/ 

= 505,5. 

Darunter animal. E-Quote = 35,2. 




Resorbierbares E = 

93,6. 




Gesamte Brotration 

= 600 gr= 11,40 Pfg. 




Kosten = 31,87 Pfg.+1,50 für Kaffee+1,0 für Salz pp. = 34,30 Pfg. 
im ganzen. 

IV. 

Erbsen mit Sauerkraut und Schweinefleisch (ohne Suppe). 


100,0 Erbsen. 

23,0 

2,0 

56,0 

2,15 

300,0 Sauerkraut . . . 

5,4 

0,5 

16,2 

6,00 

80,0 Schweinefleisch . . 

11,7 

29,8 

— 

8,96 

500,0 Kartoffeln .... 

10,4 

0,7 

103,6 

2,00 

100,0 Brot. 

6,1 

0,4 

49,0 

— 


56,6 

33,4 

224,8 
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Abends: 

Milchreissuppe mit Käse (25,0). 


E F K preia pfg. 

100,0 Reis. 7,8 0,6 76,4 2,60 

250,0 Milch. 8,7 8,9 - 3,50 

100,0 Brot. 6,1 0,4 46,0 — 

25,0 Käse. 8,7 2,8 1,3 2,00 


31,3 12,7 123,7 8,10 


Im ganzen pro Tag animal. E = 107,8, F = 49,1, K = 500,9. 
Davon animal. E-Quote = 30,8. 

Resorbierbares E — 93,7. 

Tägliche Brotration = 500 gr = 9,50 Pfg. 

Kosten=36,71 Pfg. + 1,50 für Kaffee+1,00 f. Salz pp.=39,26 Pte. 
im ganzen. 



Speiseplan 

B. 




V. 





Französische Suppe. 




E 

F 

K 

Preis Pfg. 

600,0 Kartoffeln . . 

. . 12,4 

0,9 

125,4 

2,40 

200,0 Weisskraut, Rotkraut 




oder Wirsing . . 

. . 3,7 

0,4 

4,5 

2,00 

40,0 Linsenmehl . . 

. . 10,1 

0,9 

22,9 

1,00 

40 ; 0 Fett. 

. . — 

39,0 

_ 

4,88 

150,0 Brot. 

. . 9,1 

0,6 

75,0 

_ 

100,0 Wurzelgewächse 

. . 2,0 


8,0 

1,0 


37,3 

41,8 

235,8 

11,28 


Abends: 



• 


Kartoffeln mit Quark. 



400,0 Kartoffeln . . . 

. . 7,6 

0,6 

82,8 

1,60 

60,0 Milch. 

. . 2,1 

2,2 

2,9 

0,84 

150.0 Quark .... 

. . 54,9 

9,0 


3,00 

100,0 Brot. 

. . 6,1 

0,4 

49,0 

— 


70,7 12,2 134,7 5,44 


Im ganzen Tag animal. E = 127,9, F = 57,0, K = 522,9. 

Davon animal. E-Quote = 56,6. 

Resorbierbares E = 91,4. 

Tägliche Brotration = 550 gr = 10,45 Pfg. 

Kosten=27,14 Pfg.+ 1,50 für Kaffee+1,0 für Salz pp.=29,64 Pfg. 
im ganzen. 


Digitized by Google 













547 


VI. 


Erbsen-Kartoffelsuppe mit Specknudeln und Fleisch. 



E 

F 

K 

Preis Pfg. 

125,0 Nudeln . . . 

. . . 11,2 

0,3 

95,7 

5,00 

10,0 Speck . . . 

... — 

9,0 

— 

1,30 

80,0 Erbsenmehl od. grüne 




Erbsen . . . 

. . . 20,1 

1,6 

45,6 

2,00 

150,0 Kartoffeln . . 

... 3,1 

0,2 

31,3 

0,60 

80,0 Rindfleisch 

. . . 14,6 

21,6 

— 

8,00 

100,0 Brot .... 

... 6,1 

0,4 

49,0 

— 


55,1 

33,1 

221,6 

16,90 


Abends: 



Gerstensuppe mit Käse (25,0). 



80,0 Gerstengrütze 

. . . 8,7 

1,5 

55,2 

0,96 

10,0 Fett .... 

. . . — 

9,5 

— 

1,22 

25,0 Käse .... 

... 8,7 

2,8 

1,3 

2,00 

175,0 Prot .... 

. . . 10,6 

0,8 

87,5 

— 


28,0 

14,6 

144,0 

4,18 

Im ganzen pro 

Tag animal. E = 

= 103,0, F = 

50,7, 

K = 518. 

Davon animal. 

E'Quote = 25,0. 




Resorbierbares E = 89,6. 
Tägliche Brotration = 575 gr = 

10,93 Pfg. 




Kosten=32,01 Pfg.-f-1,50 für Kaffee+1,0 für Salz pp. = 34,51 Pfg. 


im ganzen. 


VII. 

Bohnen mit Salzhäring. 

E F 

K 

Preis Pfg. 

500,0 Schnittbohnen . . . 

13,6 

0,7 

33,0 

10,00 

40,0 Bohnen zusammen mit 
Schnittbohnen . . . 

9,4 

0,7 

22,2 

1,00 

550,0 Kartoffeln. 

11,4 

0,7 

114,0 

2,20 

100,0 Salzhäring .... 

18,9 

16,8 

1,5 

4,00 

15,0 Fett. 

— 

14,0 

— 

1,83 

100,0 Brot. 

6,1 

0,4 

49,0 

— 


59,4 

33,3 

219,7 

19,03 

Abends: 

Hafermehlsuppe mit Käse (25,0). 


100,0 Hafermehl. 

13,4 

1,5 

67,0 

2,50 

10,0 Fett. 

— 

9,5 

— 

1,22 

25,0 Käse. 

8,7 

2,8 

1,3 

2,00 

150,0 Brot. 

9,1 

0,6 

75,0 

— 


31,2 

14,4 

143,3 

5,72 
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Im ganzen pro Tag animal. E = 110,5, F ■= 50,7, K = 515. 
Davon animal. E-Quote = 29,3. 

Resorbierbares E = 96,1. 

Tägliche Brotration = 550 gr = 10.45 Pfg. 

Kosten=35,20 Pfg. 1,50 für Kaffee -j-1,0 für Salz pp. = 37,70 Pfg. 
im ganzen. 


Dieser Speiseplan gewährt im Durchschnitt der 7 Tage 
täglich 112,0 Eiweiss, von denen 35,4 durch Animalien ge¬ 
deckt sind und in Toto 95,0 resorbiert werden; ferner 53,4 
Fett und 514 Kohlenhydrate. Das Essen wird möglichst 
getrennt gekocht; an 4 Tagen enthält er eine Suppe als 
Vorkost. Die Verteilung sämtlicher Nährstoffe auf die 
7 Wochentage ist, wie ein Blick auf den Speiseplan lehrt, 
eine annähernd gleichmässige, worauf ein besonderer Wert 
gelegt werden muss. Das erste Frühstück besteht an'allen 
Tagen in 50,0 Milch mit Kaffee und 300,0 Brot; sein Ge¬ 
halt an Nährstoffen beträgt 19,9 Eiweiss, 3,0 Fett und 152,4 
Kohlenhydrate. Diese Zahlen sind in dem neuen Speise¬ 
plan mitverrechnet. Unsere Verpflegungskosten betragen 
zur Zeit 30,90 Pfg. pro Kopf und Tag. In vorstehendem 
Plane erhöht sich dieser Satz um 2,66 Pfg. = 33,56 Pfg. 
pro Kopf und Tag. Diese Differenz darf in Anbetracht 
der mit ihr erreichten qualitativen Verbesserung der Kost 
als ausserordentlich gering bezeichnet werden. Für die 
Zellenstrafanstalt Butzbach würde bei 171700 Verpflegungs¬ 
tagen dieser Mehrbetrag von 2,66 Pfg. eine Erhöhung des 
jährlichen Kostetats um etwa 4567 Mark bedeuten. Dieser 
Mehraufwand könnte durch Erhöhung des Arbeitspensums, 
das meiner bisherigen Erfahrung nach durchaus noch nicht 
an der oberen Grenze angelangt ist, sehr leicht ausgeglichen 
werden. Ich betrachte diese Erhöhung sowohl aus finanziellen 
wie aus strafrechtlichen Gründen als das notwendige Korrelat 
einer allen Anforderungen genügenden Aufbesserung der 
Gesundenkost. 


Der bessern Uebersicht halber ist in nachstehender 
Tabelle der Eiweissgehalt der Nahrung von 7 Wochentagen 


Digitized by 


Google 



— 549 — 


des Speiseplanes der Zellenstrafanstalt und des von mir 
oben zusammengestellten unter Berücksichtigung der ani¬ 
malen Quote nebst Resorption der absoluten Mengen und 
Prozente der gesamten Eiweisszufuhr nochmals neben¬ 
einander eingetragen. 


&D 

Das Eiweiss 


in der gesunden Kost der 
Zellenstrafanstalt 

in dem vorgeschlagenen Speiseplan 


Eingeführt 

Animal. 

Resorbiert 

Eingeführt 

Animal. 

Resorbiert 


im Ganzen 

Quote 

i. Gramm 

in % 

im Ganzen 

Quote 

i. Gramm 

in % 

1. 

91,0 

1,7 

65,6 

72% 

111,3 

30,9 

96,8 

87% 

2. 

108,0 

19,2 

83,4 

77,2% 

116,0 

40,0 

104.0 

89% 

3. 

92,0 

18,7 

72,9 

78,5% 

107,6 

35,2 

93,6 

c 

GO 

4. 

132,8 

19,2 

97,5 

73,4% 

107,8 

30,8 

93,7 

86,9% 

5. 

69,9 

1,7 

48,8 

69,8% 

127,9 

56,6 

91,4 

71,5% 

6. 

145,0 

36,1 

121,6 

83,8% 

103,0 

25,0 

89,6 

87% 

7. 

71,0 

1,7 

52,1 

73,3% 

110,5 

29,3 

96,1 

87% 


Verpflegungskosten pro Tag 30,9 Pf. Verpflegungskosten pro Tag 33,56 Pf. 


Zu Frage C.: 

Wenn es schon feststehender Grundsatz sein soll, in 
der Gesundenkost den Gefangenen das „Notwendigste“ zu 
reichen, so lässt sich weder vom hygienischen noch straf¬ 
rechtlichen Standpunkte aus eine Verminderung dieses an 
sich schon geringsten Kostmasses für Zuchthausgefangene 
unter das „Notwendigste“ herab rechtfertigen, zumal ihr 
Arbeitspensum dem der Gefängnisgefangenen in der Regel 
gleich, mancherorts für jugendliche Sträflinge sogar eher 
bemessen sein dürfte. 


Zu Frage D.: 

In den hessischen Strafanstalten hat meines Wissens 
die Margarine bis jetzt keine Verwendung gefunden, es 
kann daher auch über Erfahrungen mit derselben nicht 
berichtet werden. Hygienisch ist gegen ein streng nach 
Vorschrift hergestelltes und nach Massgabe der gesetzlichen 
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Bestimmungen deklariertes Produkt nichts einzuwenden. 
Es ist fast ebenso gut ausnutzbar für den Organismus, wie 
Butter und der geringere Wohlgeschmack wird auf ge wogen 
durch den geringeren Preis. Bei der Abneigung besonders 
der ländlichen und teilweise wohl auch der städtischen 
Arbeiterbevölkerung gegen derartige Kunstprodukte dürften 
ihrer praktische Verwendung in reiner Form grosse Schwierig¬ 
keiten entgegenstehen. 
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ö 

o 

<-a 

Datum 


u 

<v 

Strafdauer 

Beschäf¬ 

tigung 

Beschwerden 

G 

<U 

G 

c3 

Monat 

bx 

rt 

H 

Name 

< 

Ganze 

Bisher 

in der 
Freiheit 

in der 
Anstalt 


190] 

L 









Okt. 

22 

Dunkel . . 

38 

24 Mt. 

10 Mt. 

Schrift¬ 

steller 

Sehrei¬ 

ber 

Aufstossen, Sodbrennen, Er¬ 
brechen nachts und Kopf¬ 
schmerzen. Heisshunger ab¬ 
wechselnd mit Appetitlosig¬ 
keit. Regelmässiger Stuhl. 


» 

22 

Kreher . . 

40 

57 Mt. 

30 Mt. 

Maurer 

Schnei¬ 

der 

Auftreibung, Druck und Völle 
nach dem Essen. Starkes 
Aufstossen. Magenschmerzen. 
Stuhl unregelmässig. Heiss¬ 
hunger und rasche Sättigung, 
Kopfschmerzen. 

3 

n 

22 

Förster . . 

30 

15 

Jahre 

10 

Jahre u 
2 Mt. 

Metall¬ 

dreher 

Holz¬ 

dreher 

Saures Aufstossen mit Hoch¬ 
kommen von Flüssigkeit. 
Magenschmerzen nach dem 
Essen. Druck u. Völle in der 
Magengegend. Appetit gut. 
Stuhl regelmässig 

| 

n 

22 

Jordan . . . 

50 

60 Mt. 

48 Mt. 

Tag¬ 

löhner 

Porte¬ 

feuiller 

Appetitlosigkeit, Druck u. Völle 
nach dem Essen. Stuhl un¬ 
regelmässig. Kopfschwindel. 

I 

n 

22 

Lenges . . . 

24 

26 Mt. 

17 Mt. 

Tag¬ 

löhner 

Korb¬ 

macher 

Heisshunger, rasche Sättigung, 
dann wieder Hunger. Stuhl 
regelmässig. Kopfschwindel. 

6 

n 

22 

Renker . . . 

22 

54 Mt. 

23 Mt. 

Knecht 

Stepper 

Appetitlosigkeit. Stuhl unregel¬ 
mässig. Druck und Völle 
nach dem Essen, bitteres 
Aufstossen nach dem Essen. 

7 

ii 

30 

Heinrich . 

Sebastian 

19 

27 Mt. 

21 Mt. 

Schnei¬ 

der 

Schnei¬ 

der 

Saures Aufstossen, Magendruck, 
Schlaflosigkeit. Appetit mas¬ 
sig. Körperlich matt. Hat 
dabei seit dem 3. März 1900 
bis 20. Oktober 1901 13 kg 
zugenommen. 

8 

n 

30 

Sippel . . . 

21 

48 Mt. 

13 Mt. 

Tag¬ 

löhner 

Schnei¬ 

der 

Beschwerde nach gewissen 
Speisen (Gerste, Gelbrüben). 
Magendruck und Schmerzen. 

9 

n 

30 

Saukel . . . 

23 

48 Mt. 

46 Mt. 

Bäcker 

Schnei¬ 

der 

Druck, Völle, Verstopfung. 
Hunger, aber rasch satt, 
fauliges Aufstossen. 


r> 

30 

Walter . . . 

23 

18 Mt. 

7 Mt. 

Tag¬ 

löhner 

Bügler 

Druck, Völle, Aufstossen. 

Stuhl regelmässig. Appetit 
gilt. 

11 

Nov. 

6 

Küpper . . 

27 

15 Mt. 

12 Mt. 

Bahnbe¬ 

amter 

Düten- 

kleber 

Magenschmerzen nach dem 
Essen. Heisshunger, rasch 
satt. Stuhl unregelmässig. 

12 

V 

6 

Lott .... 

25 

38 Mt. 

17 Mt. 

Maurer 

Porte- 

feuiller 

ylCuek. *'Vbit£ nach manchen 
Speisen. Saures Aufstossen. 

A mit vomI. 
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Menge u. Beschaffenheit 
des Ausgeheberten 

Reaktion 

des 

Filtrats 

Salzsäure 

Gesamt- 

Acidität 

Milchsäure 

Bemerkungen 

RH mm reichlich grobe 
OU trlslll Brotreste. Ilat die 
Nacht vorher erbrochen. 

sauer 

+ 57 

73 

neg. 

stets magengesund. 

OOK rtÄffi fein verteilt mit 
vvlll einzeln, groben 
Brotresten. 

sauer 

+ 33 

54 

Spuren 

in den 80er Jahren in Otten¬ 
bach im Krankenhaus 
wegen Magenkatarrh in 
Behandlung. 

350 ccm 

grobe Brotreste. 

sauer 

+ 46 

64 

neg. 

stets magengesund. 

Q aa|m zäher, schleimiger 
O vtslll Brotbrei. Ergiebt 
filtriert nur 5 ccm Saft. 

schwach 

sauer 

- 12 

4 

neg. 

stets magengesund. 

QOC AAm fein verteilt und 
O&O l/l/lll g U t verdaut. 

sauer 

+ 51 

65 

neg. 

bekam 1900 wegen Magen- 
kätarrh den Magbn aus¬ 
gespült. 

OK mm reichlich Brot- 
l/l/lll r este u. Schleim. 

sauer 

+ 6 

14 

Spuren 

stets magengesund. 

100 CCm Brodbrei, £!& 

Filtrat. 

sauer 

— 6 

7 

pos. 

Gewichtszunahme v. 3 3.1900 
bis 20. 10. 01 = 13 kg bei 
subjectivem Gefühl von 
i\ attigkeit und Schwäche. 

QOC AA m sehr feinverteilt 
vl/lll ohne gröbere 
Brotreste. 

sauer 

+ 54 

69 

neg. 

stets magengesund. 

9RH mm massig fein ver- 
t/lslll teilt mit zahl¬ 
reichen groben Brotresten. 

sauer 

+ 46 

68 

neg. 

stets magengesund. 

IOC An m zäh, schleimig, 
vl/lll fein verteilt. 

sauer 

+ 51 

67 

neg. 

stets magengesund. 

Kf| AAm fein verteilt, mit 
%/U wulll einzelnen groben 
Resten. Ausheberung wegen 
Widerstand’s unvollständig 

sauer 

+ 44 

64 

neg. 

stets magengesund. 

nnm mittelmässigver- 
l/l/III teilt, dickflüssig. 

sauer 

+ 9 

24 

poSiSgi 

§tg,t4 magengeskhd. 










Datum 


u 

<£> 

Strafdauer 

Beschäf¬ 

tigung 


Monat 

«• 

H 

Name 

< 

Ganze 

Bisher 

in der 
Freihei 

in der 
Anstalt 

Beschwerden 

190 

1 








Nov. 

6 

Geiss . . . 

21 

18Mt. 

7 Mt. 

Metall 

dreher 

Korb¬ 

macher 

Druck uud Völle uach dem 
Essen. Stuhl unregelmässig. 
Appetit gut. 

» 

6 

Gundersdorf . 

19 

UMt. 

lOMt. 

Schloss 

Aussen- 

arbeiter 

Abgegessen und Appetitlos. 

»* 

12 

Schneider . . 

20 

12Mt. 

7 Mt. 

Maurer 

Korb¬ 

macher 

Druck. Völle uach dem Essen 
uud Schmerzen. Bitteres 

Aufstossen. Appetit schlecht. 
Stuhl regelmässig. Brechreiz 
sehr häutig. 

» 

12 

Donner . . 

23 

9 Mt. 

5 Mt. 

Knecht 

Aussen- 

arbeiter 

Bitteres Aufstossen. Kopf¬ 

schmerz u. Schwindel. Druck 
und Völle nach dem Essen 
in der Magengegend. Appetit 
schlecht. Stuhl regelmässig. 

» 

12 

Heil .... 

25 

20Mt. 

18Mt. 

Kutsch. 

Schnei¬ 

der 

Aufstossen. Druck und Völle 
nach dem Essen. Appetit 
schlecht. Stuhlgang alle zwei 
Tage. 

» 

15 

Sattler . . . 

22 

42Mt. 

22Mt. 

Schrei¬ 

ner 

Schrei¬ 

ner 

Druck uud Völle uach dem 
Essen. Kopfschmerz und 
Schwindel. Appetitlosigkeit. 
Dauernd Diarrhöe, saures 
Aufstossen. Hungergefühl, 
dabei rasch satt. 

» 

26 

Lein . . . 

36 

36Mt. 

24Mt. 

Tag¬ 

löhner 

Weber 

Uebelkeit Schmerzen in der 
Magengegend. Appetit wech¬ 
selnd. Stuhl unregelmässig. 
Saures Aufstossen. Druck 
und Völle nach dem Essen. 


26 

Gross . . . 

21 

13Mt. 

6 Mt. 

Tag¬ 

löhner 

Schuh¬ 

macher 

Saures Aufstossen. Druck und 
Völle nach dem Essen. 
Appetitlosigkeit. Erbrechen 
nach dem Essen u. Schmerzen. 
Stuhl alle zwei Tage. 

» 

29 

Knaf . . . 

22 

36Mt. 

4 Mt. 

Uhr¬ 

macher 

Stäbch.- 

macher 

Sodbrennen. Appetitlosigkeit. 
Aufstossen mit Hochkommen 
von Speisen. Druck und 
krampfartige Sohmerzen im 
Magen. 

» 

29 

Bauer . . . 

22 

24Mt. 

6 Mt. 

Heizer 

Düten- 

macher 

Aufstossen. Druck, Völle uud 
Aufblähung nach dem Essen. 
Appetit schlecht. Stuhl regel¬ 
mässig. 

» 

29 

Klack . . . 

» 

33 

11 

Jahre 

108Mt. 

Kutsch. 

1 

Porte¬ 

feuiller 

Sodbrennen, Aufstossen, Appe¬ 
tit gut. Stuhl 3—t tägig. 
Druck und Völle nach dem 
Essen. 

Dez. 

5 

Schneider . . 
Ludwig 

25 

24Mt. 

3 Mt. 

Land¬ 
wirt 1 

Porte¬ 

feuiller 

Anhaltendes Erbrechen. Magen¬ 
schmerzen besonders nach 
Brot -Bruck und Völle, 
dabei Appetit schlecht. Vier- 
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Menge u. Beschaffenheit 

Reaktion 

Q 

A *cß 

a .-s 

u 

d 


des Ausgeheberten 

des 

Filtrats 

CO 

N 

15 

Ul 

c3 t- 

co O 

o < 

02 

pd 

1 

Bemerkungen 

ORK Anm sehr fein ver " 
0%ß%ß irirlll teilt, dünnflüss. 

sauer 

+ 23 

32 

neg. 

früher zeitweise magenkrank. 

ORn nnm ziemlich fein 

irirlll verteilt, mit ein¬ 
zelnen gröberen Brotresten. 
Dickflüssig. 

sauer 

+ 36 

57 

neg. 

stets magengesund. 

QOK aaih dickflüssiger 

vvlll Brotbrei mit zu¬ 
sammenhängenden zähen 
Schleimmassen vermischt. 

sauer 

+ 14 

30 

Spuren 

stets magengesund 

Filtriert langsam. 






225 CCm Bro k tbrei ig mi t 

zähem zusammenhängendem 
Schleim vermischt. Filtriert 

neg. 

- 15 

4 

pos. 

§tets magengesund. 

langsam. 






OO K aa*m dünnflüssig, gut 
irirlll verteilt mit ver¬ 
einzelten gröberen Brotresten, 
Filtriert gut. 

sauer 

+ 31 

40 

neg. 

stets magengesund. 

300 ccm v d lS sig ^t ob 

sauer 

+ 12 

24 

pos. 

stets magengesund; am 7. 12. 

V 4 Std. nach dem Kaffee 

durchgehend grob. Brotteilen, 





450 ccm erbrochen. React. 

gleichmässig m. zäh. Schleim 
vermischt, langsam filtrierend. 

OAt ]1 AAm dünnflüssig fein 
irirlll verteilt,einzelne 

sauer 

+ 57 

69 

neg. 

sauer, Congo. neg. HCL — 2, 

G. A. 10, M. pos,, durchaus grobe 
Brotreste. Reichl. Schleimbcimisch. 

1896 Magen-Darmkatarrh 
durchgemacht. 

gröbere Brotreste. 





225 ccmgSL’Ä. 

sauer 

+ 58 

82 

neg. 

stets magengesund. 

beimengung- Filtr. langsam. 

' 





OHO nnm tein verteilt mit 
^UU bblll gröberen Brot¬ 

sauer 

+ 35 

54 

neg. 

stets magengesund 

resten, 






100 rrm zum teil 8 ut ver - 
IUU ttm teilt, zum teil 

grobe Brotreste; reichliche, 
zähe Schleimbeimengung, 

sauer 

+ 14 

30 

neg. 

stets magengesund 

schlecht filtrierend. 






Ai\ Apm mässig gut ver- 
H-U Irirlll teilt, reichliche 
■ zähe Schleimbeimengung; 
schlecht filtrierend. 

sauer 

+ 24 

42 

neg. 

stets magengesund 

0(1(1 nnm zum teil fein ver- 
ÄUU tl/in teilt, zum teil 

sauer • 

+ 15 

29 


stets magengesund 

gröbere Brotreste. Massige 




















Datum 




u 

<D 


tigung 




Name 

s 





Beschwerden 

Monat 

bfi 

ei 

H 



Ganze 

Bisher 

in der 
Freihei 

in der 
Anstalt 










Dez. 

6 

Straschütz 

28 

18Mt. 

9 Mt. 

Kauf- 

Düten- 

Brechreiz u. Erbrechen. Appetit 



mann 

kl^ber 

schlecht. Stuhl verstopft. 
Kopfschmerz. Druck u. Völle 













im Magen. Aufstossen. 


8 

Sattler . . . 

22 

42Mt. 

22Mt. 

Schrei- 

Schrei- 

Dauernd Erbrechen u. Appetit- 




ner 

ner 

losigkeit Schmerzen in der 
Magengegend. Verstopfung. 





10 

Schneider . . 

24 

lOOMt, 

45Mt. 

Maurer 

Schnei- 

Sodbrennen. Magenschmerzen 



Ludwig* 



der 

nach dem Essen. Appetit 
gut. Stuhl regelmässig. 









Magendruck. Aufstossen. 

»' 

31 

Hübner. . . 

24 

14Mt. 

UMt. 

Weber 

Weber 

Stuhlverstopfuug 2—3 tägig. 

» 

31 

Zimmer Lud. 

22 

12Mt. 

11 Mt. 

Fuhr- 

Düten- 

Magenschmerz, besonders nach 


mann 

macher 
u. Kal¬ 
faktor 

Brot. Druck uud Völle nach 
dem Essen und saures Auf- 













stosseu. Appetit schlecht. 
Stuhlverstopfung. 


31 

Buss, Paul. J. 

21 

5 Mt. 

3 Mt. 

Kauf- 

Küche 

Stuhlverstopfung bis zu 3 und 




mann 


4 Tagen. Appetit sehr gut. 







Nach dem Essen Druck und 

Kü1 








Völle. Während- und nach¬ 
dem starkes sauresAufstossen. 

Jan. 

10 

Haas, Konr. . 

28 


8 Mt. 

Tag¬ 

Kar¬ 

Appetitlos 2—3 tägiger Stuhl. 




löhner 

toffel¬ 

schäler 

Au f getriebensein. 





10 

Müller, Lud. . 

25 

24Mt. 

13Mt. 

Schloss. 

Schnei¬ 

Appetitlosigkeit. Druck. VöUe 








der 

nach dem Essen. Stuhl 
meistens verstopft. Hunger¬ 
gefühl, dann aber rasch satt. 

» 

10 

Ott, Anton . 

26 

||| 

12Mt. 

Weiss¬ 

Schnei¬ 

Appetitlosigkeit stets. Stahl¬ 


binder 

der 

verstopf. 2—3 täg. Aufstossen 
sauer und Kopfschmerzen. 














Druck u. Völle in der Magen¬ 
gegend. Auf steigen saurer 
Flüssigkeit beim Liegen. 

» 

17 

Kohn . . . 

20 


8 Mt. 

Knecht 

Stäbch.- 

Appetit zeitweise schlecht, zeit¬ 




macher 

weise sehr gut. Druck und 
Völle nach dem Essen. Atem¬ 
not besonders nachts. Stuhl 














bald verstopft, bald diar- 
rhöisch. Saures Aufstossen, 


17 

Geist . . . 

40 


14Mt. 

Bäcker ’ 

Ranzen¬ 

Appetit schlecht. Aufstossen 





u. Land¬ 
wirt 

macher 

von Speisenmassen nach dem 
Essen. Auftreibung der 

M agengegend nach demEssen, 
besonders abends. Stuhl¬ 














verstopfung. 

r> 

17 

Cordey . . . 

30 


72Mt. 

Küfer 

Schnei¬ 

Appetit im ganzen gering. 




der 

Verträgt schlecht: Bohnen, 
Erbsen, Linsen besonders in 












Die 

Breif.; zeitw. Druck, Völle u. 
Stechen i. d. Magengeg. Stahl 







1 


wechs. bald anhalt b. Diarrhoe. 
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Menge u. Beschaffenheit 
des Ausgeheberten 

Reaktion 

des 

Filtrats 

Salzsäure 

Gesamt- 

Acidität 

Milchsäure j 

Bemerkungen 

150 ccm grobe 

schwach 

sauer 

— 4 

8 

pos 

angeblich früher magenlei¬ 
dend gewesen (Magenge¬ 
schwüre). 

550 ccm SiuBroÄ 

reichlich zäher Schleim, 
gleichmässig verteilt. 

sauer 

+ 16 

31 

neg. 

die Menge des verabreichten 
Thees betrug 550ccm, stets 
magengesund. 

17^ l'l'm fein verteilt, 

vvlll dünnflüssig und 
und gleichmässig. 

sauer 

+ 40 

56 

n eg. 

stets magengesund. 

OSO nnm dünnflüssig fein 
ÄÜU l/UIII verteilt, gut fil¬ 
trierend. 

sauer 

+ 39 

53 

neg. 

stets magengesund. 

■IOC nn m zäher Rückstand 
vvlll durchweg aus un¬ 
verdauten Brotresten und 
Schleim bestehend. Filtriert 
schlecht. 

schwach 

sauer 

— 6 

6 

stark 

pos. 

stets magengesund. 

17 R ppm fein verteilt und 
zieml. Schleim¬ 
beimengung. 

sauer 

-f- 28 

42 

pos. 

stets magengesund. 

Kf| onm fein verteilt mit 
UU l/l/lll einzel. gröberen 
Brotpartikeln. 

sauer 

+ 29 

44 

neg. 

stets magengesund. 

mH nnm zäher schleim- 
IUU l/l/lll haltiger u. faden¬ 
ziehender Brotbrei mit reich¬ 
lichen groben Brotresten. 

sauer 

+ io 

22 

neg. 

stets vollkommen magen¬ 
gesund. 

1*n nnm dünnflüssig fein 
l%IU l/l/lll verteilt, rasch fil¬ 
trierend, und reichlich. 

sauer 

+ 53 

67 

neg. 

stets magengesund. 

nnm fein verteilt, flüs- 
‘rlw vblll sigraschu. reich¬ 
lich filtrierend. 

sauer 

+ 47 

60 

neg. 

stets magengesund. 

Q7R nnm tein verteilt mit 
Oä%3 tstslll einzelnen grö¬ 
beren Brotresten. 

sauer 

+ 31 

48 

neg. 

stets magengesund. 

onn nnm fein verteilt mit 

OUU tslslll einzelnen grob. 
Brotrest, v. etwas zäher. Kon- 
sist. Infolge mässig. Schleim- 

sauer 

+ 27 

46 

pos. 

Digiti 

stets_^magengesund. 

:ed by CjOO^Ic 
















Datum 


u 

Strafdauer 

Beschäf¬ 

tigung 


Monat 

bß 

c3 

H 

Name 

< 

Ganze 

Bisher 

in der 
Freihei 

in der 
.Anstalt 

Beschwerden 


2 








Jan. 

18 

Schweitzer . 

28 

20Mt. 

18Mt. 

Koch 

Ranzen¬ 

macher 

Saures Aufstosseu, Stuhl sehr 
verstopft. Druck und Völle 
nach dem Essen. Schwindel 
im Kopi. Appetit gering, 

V 

18 

Germann . . 

30 

72Mt. 

49Mt. 

Hand¬ 

arbeiter 

Haus¬ 

arbeiter 

Eckel vor dem Essen und 
schlechter Appetit. Häufiges 
Erbrechen. Stuhlverstopfnng. 
Druck u. Völle in derMageu- 
gegend. 

77 

18 

Mühlhäuser . 

31 

24Mt 

15Mt. 

Student 

Düten- 

macher 

Druck. Völle nach dem Essen 
in der Magengegend. Starkes 
Aufstosseu. Sodbrennen. 

Stuhlverstopfung. Besonders 
Beschwerden nach Schwarz¬ 
brot. Appetit gut. 

Febr. 

5 

Kraus . . . 

23 

12Mt. 

4 Mt. 

Porte¬ 

feuiller 

Porte¬ 

feuiller 

Druck uud Völle in der Magen¬ 
gegend. Saures Aufstossen. 
Stuhlgang regelmässig. Appe¬ 
tit gut. 

77 

5 

Henze . . . 

25 

24Mt. 

23% 

Monat 

Schwei¬ 

zer 

Korb¬ 

macher 

Druck und Völle. Schmerzen 
in der Magengegeud nach dem 
Essen, nur nachts. Stuhl 
unregelmässig. Aufstossen- u. 
Hochkommen der genossenen 
Speisen. Appetit gut. 

7) 

5 

Becker . . . 

23 

l8Mt. 

12Mt. 

Porte¬ 

feuiller 

Porte¬ 

feuiller 

Völle, Druck uud Schmerzeu 
nach dem Essen in der 
Magengegend. Bitteres Auf¬ 
stossen. Verstopfung. Kopf¬ 
schmerz. 

77 

12 

Grieser. . . 

25 

60Mt. 

14Mt. 

Knecht 

Schnei¬ 

der 

Druck. Völle in der Magen¬ 
gegend. Appetitlosigkeit, saur. 
Aufstossen. Stuhl regelmässig. 

77 

12 

Krüger . . . 

24 

48Mt. 

20Mt. 

Eisen- 

giesser 

Schnei¬ 

der 

Appetitlosigkeit. Schlafstörung. 
Saures Aufstossen. Stuhl 

regelmässig. Nach dem Mor¬ 
genkaffee häufig Aufstossen 
und Hochkommen von Brot 

77 

12 

Lang . . . 

24 

12Mt. 

4 Mt. 

Tag¬ 

löhner 

Korb¬ 

macher 

Druck, Völle nach dem Essen. 
Stuhl 4 täg. Faul- u. bitter¬ 
schmeckendes Aufstossen. 

Appetit erhalten. 

77 

12 

Straschtitz 

28 

18Mt. 

l4Mt. 

Kauf¬ 

mann 

Düten- 

macher 

Magen- und Kopfschmerzen. 
Schlaflosigkeit. Saures Auf¬ 
stossen. Stuhl unregelmässig. 
Appetitlosigkeit. 

77 

19 

Jochum . . 

22 

6 Mt. 

4 Mt. 

Scheer.- 

schleif. 

Korb- 

machei 

Brechreiz. Stuhl regelmässig. 
Appetit gut. Saures Auf¬ 
stossen. 

77 

19 

Strauch . . 

19 

20Mt. 

6 Mt. 

Maurer 

Korb-Di 

macher 

Aufstossen. Schmerzeu nach 
»Sem Essen. Druck u. Völle j 
in der Magengegend. Appetft b 
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Menge u. Beschaffenheit 
des Aüsgeheberten 

Reaktion 

des 

Filtrats 

Salzsäure 

Gesamt- 

Acidität 

Milchsäure 

Bemerkungen 

Zinn rrm fein verteilt » 

■+UU l/l/lll dünnflüssig, gut 
ffltrierend. 

sauer 

+ 39 

53 

n eg. 

stets magengesund. 

Kf| nnm zum teil tein vei '- 
%IU l/l/lll teilt, zum teil grö¬ 
bere Brotreste. 

sauer 

+ 32 

42 

n eg. 

stets magengesund. 

Kf| nnm zum tei l tein ver- 
OU l/UIII teilt, zum teil grö¬ 
bere Brotreste. 

18. II. eine qualitative Untersuchung v. 
60 ccm ergab keine freie H. C. L. 

sauer 

+ 30 

42 

lieg. 

stets magengesund. 

lOK aaim massig fein ver- 
vvlll teilt mit ziemlich 
reichlichen Brotrest. Flüssig, 
gut und reichlich filtrierend. 

sauer 

+ 36 

56 

neg. 

stets magengesund. 

220 ccm 

liehen groben Brotresten. 
Langsam filtrierend. 

sauer 

+ 6 

21 

neg. 

stets magengesund. 

OOfl AAm fein verteilt, m. 

vl/lll vereinzelten 
gröberen Brotresten. Flüssig. 

sauer 

+ 63 

85 

neg. 

stets magengesund 

275 ccm fast 

durchweg aus gröberen Brot¬ 
resten bestehend. 

sauer 

_ 2 

16 

pos. 

stets magengesund. 

QOR aaim Rückstand fein 
040 Islslll verteilt, sehr 
dünnflüssig und reichlich fil¬ 
trierend. 

sauer 

+ 59 

75 

neg. 

stets magengesund. 

nnm zäher Brotbrei aus 
/ %ß Owill durchweg groben 
Brotrest. Langsam filtrierend. 

sauer 

— 6 

11 

pos. 

war 1895 wegen Magenkrank¬ 
heit in der med. Klinik 
Giessen in Behandlung. 

Iflfl rrm durchweg s robe 

IUU vUlll Brotreste v. zäh. 
breiiger Konsistenz, sehr 
schwer filtrierend. 

schwach 

sauer 

- 4 

5 

Spuren 

angeblich früher magen¬ 
leidend gewesen (Magen¬ 
geschwüre). 

Ifirt rrm mässi s fein ver - 

IOU l/l/lll teilt. Schleim¬ 
beimengung. 

sauer 

+ 49 

69 

lieg. 

stets magengesund. 

rrm fein verteilt > 

UÜU tslslll ganz vereinzelt, 

sauer 

+ 53 

79 

neg>jgi 

stets jniigengesund. 
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d 

'S 

Datum 


£-4 

© 

Strafdauer 

Beschäf¬ 

tigung 

Beschwerden 

n 

2 

rt 

t-1 

Monat 

W) 

H 

Name 

< 

Ganze 

Bisher 

in der 
Freiheit 

in der 
Anstalt 


190 

2 








47 

Febr. 

19 

Sommer . . 

24 

54Mt. 

26Mt. 

Tag¬ 

löhner 

Schnei¬ 

der 

Druck uud Völle iu der Mageu- 
gegend nach dem Ksseu. 
Schmerzen daselbst. Appetit 
gut. Stuhl regelmässig. 

48 


19 

Schütz . . . 

39 

24Mt. 

12Mt. 

Schmiec 

Porte¬ 

feuiller 

Druck und Völle nach dem 
Essen. Schmerzen im Mageu. 
Aufstossen mit üblem Geruch. 
Appetit güt. Stuhl regelmässig. 

49 

» 

26 

Gross g’en.Lang 

24 

78Mt. 

8 Mt. 

Tag¬ 

löhner 

Korb¬ 

macher 

Saures Aufstossen. Appetit gut. 
Stuhl regelmässig. 

50 

» 

26 

Weitzel. . . 

34 

60Mt. 

36Mt. 

Knecht 

Porte¬ 

feuiller 

Brechreiz. Appetitlosigkeit. 

Aufstossen von Speiseresten 
nach dem Essen. Kopf¬ 

schmerzen uud Schwindel. 
Stuhl regelmässig. 

51 

März 

17 

Ballmert . . 

36 

120Mt. 

66Mt. 

Tag- 

löhncr 

Porte¬ 

feuiller 

Sodbrennen. Saures Aufstosseu. 
Druck und Völle nach dem 
Essen. Schwindel. Appetit 
schlecht. Stuhl regelmässig. 

52 

V 

! April 

17 

Ganzmann . 

24 

26Mt. 

2 Mt. 

Weiss¬ 

binder 

Porte¬ 

feuiller 

Saures Aufstossen. Sodbrennen 

2 Stund, nach dem Essen. 
Druck u. Völle in derMageu- 
gegend. Sohwindel. Appetit 
schlecht. Stuhl jeden zweiten 
Tag. 

53 


8 

Bopp . . . 

24 

30Mt. 

18Mt. 

Zimmer¬ 

mann 

Schrei¬ 

ner 

Erbrechen. Saures Aufstossen. 
Eckel vor dem Essen. Kopf¬ 
schmerz. Druck uud Völle 
nach dem Essen. Stuhl un¬ 
regelmässig. 

54 


8 

Eilert . . . 

20 


13Mt. 

Schuh¬ 

macher 

Schuh¬ 

macher 

Saures Aufstossen. Schmerzen 
im Leib nach dem Essen. 
Appetitlosigkeit. Stuhl un¬ 
regelmässig. 

55 

n 

25 

Kaiser, Wilh. 

23 

16Mt. 

7 Mt. 

Tag- 

( löhner 

Porte¬ 

feuiller 

Uebelkeit. Schwindel. Stulil- 
verstopfung. Appetitlosigkeit. 

56 

n 

25 

Vogel, Nikol. 

23 

36Mt. 

15Mt. 

Kanal¬ 

arbeiter 

Schnei¬ 

der 

Abgegessen. BitteresAufstossen. 
Druck. Völle im Mageu. 
Stuhlverstopfung. 

57 

Mai 

13 

Marx, Maxim. 

48 

42Mt. 

16Mt. 

Bank¬ 

geschäft 

Stäbch.- 

rnacher 

Stuhlveretopfung. Druck iu 
der Magengegend. Blähung. 
Aufstossen. Appetit schlecht. 

5S 

n 

13 

Schollenberger 

25 

6 Mt. 

4 Mt. 

Stein¬ 

metz 

Korb¬ 

macher 

Magenschmerzen und Druck iu 
die. Magengegeud. Stuhl 

regelmässig. Appetit gut. 
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Menge u. Beschaffenheit 
des Ausgeheberten 

Reaktion 

des 

Filtrats 

Salzsäure 

Gesamt- 

Acidität 

Milchsäure 

Bemerkungen 

400 ccm SS dt„. 

flüssig. 

sauer 

+ 60 

78 

neg. 

stets magengesund. 

100 rrm teils . miissi .g fe5n 

IW UUIII verteilt, teilsgrü- 
bere Brotreste mit Schleim¬ 
beimengung. 

sauer 

+ 51 

72 

Spuren 

angebl früher wegen Magen- 
besehwerden behandelt. 

IOK aaim mittelmässig 
• vUlll feine Verteilung, 

leichte Schleimbeimengung, 
etwas breiige Konsistenz. 

sauer 

+ 35 

55 

neg. 

stets magergesund. 

OOK nnm 2um teil fein 
0£.0 l/l/lll verteilt zum teil 
gröbere Brotreste, dünnflüssig 
und gut filtrierend. 

sauer 

+ 60 

75 

neg. 

stets magengesund. 

260 ccm 

schnell filtrierend. 

sauer 

+ 40 

58 

pos. 

stets magengesund. 

Ififl rrm fein verteilt ein - 

lüU bWII zelne grob. Brot¬ 
reste. Schleimbeimengung. 

sauer 

+ 63 

74 

pos. 

stets magengesund. 

240 ccm J?e«iicr h fcl5 

verteilt und von dickflüssiger 
Beschaffenheit,gut filtrierend. 

sauer 

— 1 

18 

pos. 

stets magengesund. 

160 ccm 

und durchweg groben Brot¬ 
resten, schlecht filtrierend. 

sauer 

— 6 

8 

pos. 

stets magergesund, 

160 ccm ££ vS" s 

sauer 

+ 23 

42 

pos. 

stets magengesund 

aaim ziemlich reichliche 
*" ** vUlll gröbere Brotreste 
mit massiger Schleimbei¬ 
mengung. 

sauer 

+ 27 

51 

pos. 

vor zwei Jahren Magen¬ 
katarrh. 

100 ccm r B “ h e 

Schleim von ziih-breiiger 
Konsist., langsam filtrierend. 

sauer 

+ 16 

28 

neg. 

nie magenleidend. 

17R AAm vereinzelt grobe 
l/l/lll Brotreste, meist 
sehr tein verteilt und diinn- 

sauer 

+ 38 

63 

Spuren 

Digi 

ze3 i b C y©0'Ögfe- 
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o 

a> 

"d 

Datum 

N a m e 

u 

Strafdauer 

Beschäf¬ 

tigung 

Beschwerden 

CJ 

2 

rj 

H-l 

Monat 

ex 

r3 

H 

< 

Ganze 

Bisher 

in der 
Freihei 

in der 
Anstalt 


1902 








59 

Mai 

24 

Vonalt, Aug\ 

30 

39Mt. 

5'/,Mt 

Buch¬ 
druck.- 
Besitzei 

Düten- 

macher 

Appetitlos. Erbrechen nach 
dem Essen. Druck u. Völle. 
Häufig Diarrhoe. 

25b 

r> 

29 

Straschütz 

28 

18Mt. 

17Mt. 

Kauf¬ 

mann 

Düten- 

macher 

Magen- und Kopfschmerzen. 
Schlaflosigkeit. Saures Auf- 
stossen. Stuhl unregelmässig. 
Appetitlosigkeit. 

60 

7) 

29 

Peter . . . 

20 

28Mt. 


Schnei¬ 

der 

Schnei¬ 

der 

Magenschmerzen. Stuhl regel¬ 
mässig, 

61 

j) 

29 

Hofmann . . 

21 

24Mt. 

5 Mt. 

Glas¬ 

bläser 

Schnei¬ 

der 

Appetitlosigkeit. Druck und 
Völle. 

62 

Juni 

3 

Sass gen. Krüger 

20 

9 l / 2 Mt. 

5 Mt. 

Kol¬ 

porteur 

Spuler 

Saures Aufstossen. Völle und 
Druck nach dem Essen. 
Stuhl 2—»tägig. 

63 


13 

Sippel . . . 

22 

48Mt. 


Tag¬ 

löhner 

Schnei¬ 

der 

Saures Aufstossen nach dem 
Essen. Druck in der Magen¬ 
gegend. Appetit schlecht. 
Stuhl regelmässig. 

64 


13 

Heinrich, Jak. 

22 

16Mt. 

13Mt. 

Kauf¬ 

mann 

Düten- 

macher 

Bitteres (saures?) Aufstossen. 
Schwindel. Erbrechen. An¬ 
haltender Druck in der Magen¬ 
gegend tagsüber. Appetit 
schlecht. Stuhl unregelmässig. 

65 

» 

13 

Walter . . . 

24 

8 Mt. 

4 Mt. 

Metzger 

Düten- 

macher 

Saures Aufstossen. Stuhl nor¬ 
mal. Appetit gut. Beschwerden 
nehmen nach Brotgenuss zu. 

66 

y> 

30 

Friedrich . . 

22 

18Mt. 

9 Mt. 

Zimmer¬ 

mann 

Bügler 

Bitteres Aufstossen. Druck u. 
Völle in der Magengegend. 
Kopfweh. Schwindel. Appetit 
schlecht. Stuhl regelmässig. 

67 

Aug. 

9 

Franz . . . 

23 

19Mt. 

12Mt. 

Iuncher 

Düten- 

macher 

Bitteres Aufstossen nach dem 
Essen. Schmerzen in der 
Magengegend. Appetit gut. 
Stuhl regelmässig. 

68 

b 

14 

Reifkohl . . 

21 

29Mt. 

lOMt. 

Weiss¬ 

binder 

Schnei¬ 

der 

Druck und Völle nach dem 
Essen. Brechreiz. Appetit¬ 
losigkeit. Saures Aufstossen. 
Hochgrad. Stuhlverstopfung, 

3 —i tägig. 

6,9 

n 

16, 

- 

Jäger . . . 

20 

30Mt. 

lOMt. 

Friseur 

Schnei- 

4l§fiize 1 

Schmerzen in der Magengegend. 
Brechreiz. Druck und Völle 
nach denn Essen. SMriRMh . 
Aufstossen. Zeitweise Ds|gftgyp| 
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Menge u. Beschaffenheit 
des Ausgeheberten 

Reaktion 

des 

Filtrats 

Salzsäure 

Gesamt- 

Acidität 

Milchsäure 

Bemerkungen 

200 ccm .tu, 

einzelte gröbere Brotreste, 
dünnflüss., schnell filtrierend. 

sauer 

+ 51 


Spuren 

stets magengesund. 

1RH nnm fast durchweg 
lüU 0will gröb. Brotreste 
in Form eines zähen Breies. 

n eg 

— 9 

4 

pos. 

angeblich früher magen¬ 
leidend gewesen (Magen¬ 
geschwüre). 

200 ccm düLflussfg!*’ 

rasch filtrierend. 

sauer 

+ 56 

71 

Spuren 

stets magengesund. 

10K AA m fein verteilt, ein- 
bl/in zelne grobe Brot¬ 
reste , massige Schleimbei¬ 
mengung, flüssig, doch lang¬ 
sam filtrierend. 

sauer 

+ 53 

63 

Spuren 

nie magenleidend. 

150 CCm zelne tirobe 

Weckreste, wenig schleimig, 
langsam filtrierend. 

sauer 

+ 30 

57 

pos. 

stets magengesund. 

oqn rrm fein verteilt ; 

fcvU I/Ulll ganz vereinzelte 
gröbere Brotreste, flüssig, 
gut filtrierend. 

sauer 

+ 53 

78 

Spuren 

stets magengesund. 

250 ccm 

sauer 

+ 54 

76 

Spuren 

stets magengesund. 

icn aaim teils fein ver- 
IUU w will teilt, teils gröbere 
Brotreste, Schleimbeimeng¬ 
ung. 

sauer 

+ 48 

69 

Spuren 

stets magengesund. 

100 ccm fein ver,eilt 

sauer 

+ 19 

39 

'Spuren 

angeblich früher an Magen¬ 
geschwüren gelitten, 

OKfl Arm dünnflüssig,ver- 
OOXß wwl 11 einzelt grobe 
Brotreste. 

sauer 

+ 20 

41 

i 

Spuren 

stets magengesund. 

200 ccm 

Brotreste. 

sauer 

+ 24 

54 

pos. 

stets magengesund. 

OO K AAm reichlich| grobe 
wwlll Brotreste, dick- 
ttüssig. breiig. 

sauer 

+ 19 

39 

Spuren 

Digit 

s t e ts-rn a ge n g es und. 

:ed by vjOO^IC 
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Menge u. Beschaffenheit 
des Ausgeheberten 

Reaktion 

des 

Filtrats 

<r> 

u 

d 

»8 

0 0 

'S 

CO 

1 -+3 

6 

oö Ti 

03 .i-i 

<Ü O 

O -*) 

<x> 

s 

cS 

03 

o 

1 

Bemerkungen 

350 ccm fein verteilt 

sauer 

+ 75 

94 

neg. 

stets magengesund. 

250 CCm Brot'reste, g zUh* 

flüssig. 

sauer 

+ 16 

36 

pos. 

stets magengesund. 

OOK l'l'm fein verteilt, 
ÄÄw wwlll dickflüssige 
Konsistenz. 

sauer 

+ 29 

51 

neg. 

stets magengesund. 

IKfl l'l'm reichlich grobe 
l*JU vvlll Brotreste, dicker 
zäher Speisebrei. 

sehr sauer 

— 9 

8 

st. pos. 

angeblich früher dasselbe 
Leiden gehabt. 

17R wm teils Brotreste, 
HO vfslll teils fein ver¬ 
teilt. Schleimbeimengung. 

sauer 

+ 32 

47 

neg. 

stets magengesund. 

175 ccm SÄ. g,obe 

Schleim. 

sauer 

+ 14 

29 

schwach 

pos. 

stets magengesund. 

7n nnm Schwer auszu- 
/ U Islslll hebern, dick, brei¬ 
iger Rückstand, durchgehends 
grobe Brotreste. Schwer fil¬ 
trierend. 

schwach 

sauer 

— 4 

8 

pos. 

stets magengesund. 

97K ftftm feilL verteilt, 

. l/UIII vereinz. grobe 

Brotreste, dünnflüssig. 

sauer 

+ 20 

46 

pos. 

stets magengesund. 

240 ccm 

groben Brotresten. Schlecht 
filtrierend. 

neg. 

— 7 

3 

pos. 

seit 1898 magenleidend, lebte 
deshalb immer diät. 

11 n rrm zäh » br eüg. reich- 
IIU iUIII ü c h grobe Brot¬ 
reste. Langsam filtrierend. 

pos. 

— 2 

24 

pos. 

seit 8—4 Jahren musste er 
diät leben, wegen öfteren 
Magenbeschwerden. 

Ififl rrm dünn ? üs sig. fein 
IUU tblll verteilt,einzelne 
gröbere Brotreste. 


+ 30 

60 

pos. 

1896 Magen- u. Darmkatarrh 
überstanden. 

220 CCm einzelne rt grobe 
Brotreste. Massiger Schleim¬ 
gehalt. 



48 

Spuren 

Digitized 

stets magengesund. 
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Menge u. Beschaffenheit 
des Ausgeheberten 

Reaktion 

des 

Filtrats 

Salzsäure 

Gesamt- 

Acidität 

Milchsäure 1 

Bemerkungen 

IQft nnm fein verteilt, 
lau l/l/IVI dünnflüssig. 

sauer 

+ 34 

52 


siets magengesund. 

200 ccm ZrJte'Jv- 

trierend. 

sauer 

+ 9 

28 

pos. 

angebl. früh. Magenkrämpfe 
u. Magenschmerzen öfters 
bekommen. 

250 ccm Schleim unter- 

■-mischter Speisebrei, mit 
reichlich groben Brotresten. 

sauer 

- 2 

12 

pos. 

stets magengesund. 

200 ccm STÄ 

sauer 

+ 62 

77 


stets magengesund. 

IRQ AAm fein verteilt, ver- 
IUU ttlll einzelte grobe 
Brotreste. 

sauer 

+ 34 

56 

pos. 

im Februar 1902 wegen 
Magenkatarrh 6 Tage in 
ärztlicher Behandlung 

IKft rrm verteilt, 

IUU l/l/lll reichl. Schleim- 
beimengang, langsam fil¬ 
trierend. 

sauer 

+ 39 

66 

pos. 

stets magengesund 

19^ ppm fcin verteilt . 

l/l/lll r asch filtrierend. 

sauer 

+ 28 

49 

n eg. 

stets magengesund. 

OHO nnm ‘lünntlüss. fein 
QUU l/l/lll verteilt, gut fil¬ 
trierend. 

sauer 

+ 32 

58 

pos. 

stets magengesund. 

QOK AAm sekr dünnflüss., 
l/l/lll fein verteilt, 
rasch filtrierend. 

sauer 

+ 44 

63 

pos. 

stets magengesund. 

350 ccm ÄÄ 

teil l*e;n verteilt, viel Schleim. 

sauer 

+ 14 

34 

pos. 

stets magengcsund. 

lOK aaim fein verteilt, ver- 
vUlll einzelte gröbere 
Brotreste. 

sauer 

+ 29 

55 

pos. 

wurde angebl. beim Militär 

4 Wochen wegen Magen¬ 
beschwerden behandelt. 

Q00 rrm dicktlüssi g> 

OUU UUIII massig fein ver¬ 
teilt, einzelne gröbere Brot¬ 
reste u. Schleimbeimengung, 
langsam‘filtrierend. 

sauer 

+ 19 


pos. 

Digiti 

stets magengesund. 
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Tagesordnung 

zur 

Vereinsversammlung in Stuttgart. 


1. Beratung der in diesem Band bereits bekannt 
gegebenen Fragen. 

2. Beratung .des Wortlautes der neu zu fassenden 
Statuten. 

3. Entgegennahme des Berichtes der Bibliotheks¬ 
kommission. 

4. Beschlussfassung über den Antrag des Verbandes 
der deutschen Schutzvereine eine nähere Verbin¬ 
dung zwischen dem Verband und unserem Verein 
in Kraft treten zu lassen. 

5. Beschlussfassung über die Einladung des Herrn 
Pastors Dr. Seyfarth in Hamburg, der Vor¬ 
sitzende des Vereins möge als solcher in das 
Comitö der von ihm gegründeten Gesellschaft zur 
Arbeitsbeschaffung für zur Entlassung kommende 
Gefangene in fremden Ländern eintreten. 

6. Beschlussfassung über Ergänzung des Ausschusses 
und Wahl von Ehrenmitgliedern. 
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Personalnachrichten. 


V er einsmitglieder. 

Bayern. 

Ernannt wurde: 

Kellner, Pfarrer, katholischer Hausgeistlicher, zum Königl. Geist¬ 
lichen Rat und gleichzeitig an das Zuchthaus Würzburg versetzt: 

Versetzt wurde: 

Dörfler, Strafanstaltslehrer in Sulzbach, in gleicher Eigenschaft 
nach Amberg, * 

Preussen. 

Ernannt wurden: 

Aschrott Dr., Landgerichtsrat in Berlin zum Landgerichtsdirektor 
in Elberfeld. 

Malt zahn, Freiherr von, Hauptmann a. D., bisher Inspektor zum 
Direktor am Zentralgefängnis Gollnow. 

Sommerfeld, Gefängnisinspektor in Plötzensee zum Oberinspektor 
daselbst. 

Versetzt wurde: 

Beck von, Strafanstaltsinspektor in Siegburg-Brückberg in gleicher 
Eigenschaft nach Diez. 

Sachsen* 

Gestorben ist: 

Michel, Pastor, Strafanstaltsgeistlicher in Zwickau. 

Oesterreich* 

Ernannt wurde: 

Bothe, Strafanstaltsadjunkt in Marburg zum Strafanstaltsinspektor 
in Vigaun. 

Nemanitsch Dr., k. k. Staatsanwalt in Marburg in die VI. Rang¬ 
klasse versetzt. 


Eingetreten. 

Bayern. 

Brosius Hans, königl. Pfarrer am Zuchthaus Ebrach. 

Egloffstein Leo Freiherr von, königl. Sekretär am Arbeitshaus 
Rebdorf. 

Heinzeimann, Ministerialrat im königl. Staatsministerium der 
Justiz in München. 

Schilling Dr., königl. Hof rat, Hausarzt am Zellengefängnis Nürnberg. 
W ä g 1 e i n, Hausgeistlicher an der Gefangenanstalt Sulzbach. 
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Hamburg* 

Scheer, Lehrer am Zentralgefängnis in Fuhlsbüttel. 

Preussen. 

Köhler, Strafanstaltsinspektor in Crone ä. d. Br. 

Sachsen (Königreich). 

Gebauer, Inspektor an der Landesanstalt Zwickau. 

Vogel, Inspektor ebenda. 

Saclisen-Meiningen. 

Untermassfeld, Herz. Direktion des Zuchthauses. 

Württemberg. 

Bachteler, Inspektor am Arbeitshaus für Weiber in Kottenburg*. 
Elsässer, Pfarrverweser, evang. Hausgeistlicher am Landesgefängnis 
in Rottenburg. 

Klein, Landgerichtsrat in Stuttgart. 

Wein mar, Hauslehrer am Landesgefängnis in Kottenburg. 

Oesterreich. 

S u b e n, k. k. Strafanstalt. 

Ausgetreten. 

Hamburg. 

Br ec kling, Lehrer am Zentralgefängnis in Fuhlsbüttel. 

Oldenburg. 

Haberkamp, Gefängnisinspektor in Oldenburg. 

Sachsen. 

Bach Dr., früher Anstaltsinspektor in Waldheim, jetzt Regierungs¬ 
assessor bei der Amtshauptmann chaft Glauchau. 


-- 
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